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17. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen zusammen! Hiermit eröffne ich unsere 

Sitzung.

Zunächst begrüße ich eine neue Kollegin in unseren 
Reihen. Es ist die Abgeordnete Frau Dr. Andrea Lüb-
cke. Seien Sie uns in diesen Reihen willkommen! 

(Beifall)

Sie sind deshalb neue Abgeordnete geworden, weil 
Annalena Baerbock ausgeschieden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Größe zeigt sich in verschiedenen Gesten.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Linken – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das steht wahrscheinlich in den neuen Be-
nimmregeln!)

Sie haben dadurch die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag erworben. Herzlich willkommen und auf 
eine gute Zusammenarbeit!

(Beifall)

Dann möchte ich noch einen Glückwunsch ausspre-
chen. Ich gratuliere der Kollegin Daniela Ludwig nach-
träglich zum 50. Geburtstag. Alles Gute im Namen des 
gesamten Hauses! 

(Beifall)

Ich komme zur Tagesordnung. Interfraktionell ist ver-
einbart worden, die Tagesordnung um die in der Zusatz-
punkteliste aufgeführten Ohne-Debatte-Punkte zu erwei-
tern: 

ZP 1 Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme

ZP 2 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 13)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Ultraschalluntersuchungen zur Alters-
bestimmung in Asyl- und Strafverfahren 
zur Praxisreife bringen

Drucksache 21/772
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Federführung offen

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Keine Sonderrolle für Medizinalcannabis

Drucksache 21/773
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

COVID-19-Impfschäden ernst nehmen 
und deren medizinische Behandlung si-
cherstellen

Drucksache 21/774
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                                                                                                                                                                                    1575 

(A) 

(B) 
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d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Verbesserung der Maßnahmen zur Redu-
zierung von Risiken durch Fluorchinolon- 
Antibiotika und Stärkung der Hilfe für Be-
troffene

Drucksache 21/775
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues, Swantje Henrike 
Michaelsen, Karl Bär, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und weiterer Vorschriften

Drucksache 21/777
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Verkehrsausschuss

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ines 
Schwerdtner, Desiree Becker, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke

Weltfriedenstag als europäischer Feiertag

Drucksache 21/788

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Henze, Wolfgang Wiehle, René 
Bochmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 2014/45/EU 
über die regelmäßige technische Über-
wachung von Kraftfahrzeugen und Kraft-
fahrzeuganhängern und der Richtlinie 
2014/47/EU über die technische Un-
terwegskontrolle der Verkehrs- und Be-
triebssicherheit von Nutzfahrzeugen, die 
in der Union am Straßenverkehr teilneh-
men KOM(2025)180 endg.; Ratsdok.- 
Nr. 8255/25

hier: Stellungnahme gemäß Artikel 6 des 
Protokolls Nummer 2 zum Vertrag von 
Lissabon (Grundsätze der Subsidiarität 
und der Verhältnismäßigkeit)

Drucksache 21/776

Sind Sie damit einverstanden? – Ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen.

Wir setzen die Haushaltsberatungen – Tagesordnungs-
punkt 1 – fort: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 2025 (Haushalts-
gesetz 2025 – HG 2025) 

Drucksache 21/500
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Finanzplan des Bundes 2024 bis 2028

Drucksache 20/12401
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

Für die heutige Aussprache haben wir eine Redezeit 
von insgesamt acht Stunden vereinbart.

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes. 

Das Wort hat jetzt für die AfD-Fraktion die Abgeord-
nete Frau Dr. Alice Weidel.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Alice Weidel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler! Sehr geehrte Damen und Herren! Schön, dass 
Sie auf Ihrer Realitätsflucht durch die Gipfel und Haupt-
städte dieser Welt doch einmal Zwischenstation in 
Deutschland eingelegt haben,

(Zurufe von der SPD: Oah!)
unserem Land im Sinkflug, dem Sie einen Neustart ver-
sprochen haben, die Ampelpolitik aber eins zu eins fort-
setzen.

(Beifall bei der AfD)
Nach Ihrem neuesten Wortbruch, der Streichung der 

versprochenen Absenkung der Stromsteuer für alle, wis-
sen die Bürger wenigstens, was sie von Ihnen zu erwarten 
haben,

(Zuruf von der AfD: Nix!)
nämlich nichts. Gar nichts.

(Beifall bei der AfD)
Ihr Wort ist nichts wert, selbst wenn es schwarz auf weiß 
in Ihrem dürftigen Koalitionsvertrag steht. Sie sind ein 
Papierkanzler, der im Ausland Weltmacht spielt, sich 
aber zu Hause nach Lust und Laune vom Wahlverlierer 
SPD vorführen lässt.

(Beifall bei der AfD)
Wenn es zum Schwur kommt, behaupten Sie dreist und 

frech, es sei kein Geld da. Im selben Atemzug bieten Sie 
dem US-Präsidenten an, mit dem Steuergeld der deut-
schen Steuerzahler amerikanische Waffen für die Ukraine 
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zu kaufen. Ich persönlich glaube, Sie haben da schon 
Ihren nächsten Aufsichtsratsposten als Lobbyist klarge-
macht, Herr Merz.

(Beifall bei der AfD)

Als Krone der Verhöhnung erklären Sie den Deutschen 
dann auch noch von oben herab, sie müssten mehr arbei-
ten. Nein, Herr Merz, nicht die fleißigen Leute in unse-
rem Land, die unter Inflation, Teuerung und hohen Ener-
giepreisen zu leiden haben und von einem unersättlichen, 
verschwenderischen Staat mit Steuern und Abgaben be-
lastet werden, müssen noch mehr schuften. Sie müssten 
Ihr Wort halten, Ihre Pflicht tun und aufhören, das Geld 
der Bürger, das Ihnen nicht gehört, zum Fenster hinaus-
zuwerfen.

(Beifall bei der AfD)

So aber geht Ihre Kanzlerschaft als größter Wahlbetrug 
in die deutsche Geschichte ein. Zum Beispiel das ge-
scheiterte Bürgergeld: Fast jeder zweite Bezieher ist aus-
ländischer Staatsbürger. „Migrantengeld“ wäre die rich-
tige Bezeichnung.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben eine Reform und Ausgabenreduzierung ver-
sprochen, aber Ihr Finanzminister legt gerade noch mal 
5 Milliarden Euro obendrauf. Auch das ist schon wieder 
Makulatur. Die Kosten explodieren weiter und werden 
dieses Jahr absehbar die 50 Milliarden Euro überschrei-
ten – noch ein Milliardenloch. 12 Milliarden Euro klaffen 
als weiteres Loch in der Pflegeversicherung auf. Unter 
Ihrer CDU-Vorgängerin Angela Merkel hieß es vor 
zehn Jahren noch, Flüchtlinge würden einmal unsere 
Renten bezahlen.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Das ist auch so!)

Das war schon immer ein Märchen, an das Arbeitnehmer, 
die heute mehr und länger arbeiten sollen, und Rentner, 
die Flaschen sammeln müssen, schon lange nicht mehr 
glauben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Familienväter und -mütter, die jeden Morgen aufstehen 
und arbeiten gehen, Rentner, die ihr ganzes Leben ge-
arbeitet haben, behalten am Ende oft weniger Netto in 
der Tasche als Ihre Flüchtlinge und Sozialmigranten, 
die nie in unsere Solidarsysteme eingezahlt haben und 
es voraussichtlich auch nie tun werden.

(Beifall bei der AfD – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist die 
Unwahrheit! Das ist eine Lüge! Das ist einfach 
falsch! – Zuruf der Abg. Ines Schwerdtner [Die 
Linke])

Ist das Ihre Vorstellung von sozialer Gerechtigkeit, Herr 
Merz und Herr Klingbeil?

Solange Sie die Anreize zur illegalen Migration nicht 
beseitigen, sind auch Ihre migrationspolitischen Schau-
fensterübungen nichts als Wählertäuschung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ihre Zurückweisung von Asylmigranten, mit der Sie sich 
brüsten, trifft gerade einmal 2 Prozent der Einreisenden. 
Der Rest stellt munter weiter Asylanträge. Die von Ihrer 
Regierung veranlassten Kontrollen sind mangelhaft. Die 
Hintertür der Einreise per Flugzeug steht weiter sperr-
angelweit offen. Und Ihre Regierung fliegt weiter munter 
Afghanen per Flugzeug ein. Über den Familiennachzug 
wandert jährlich eine weitere Großstadt ein: 120 000 
Menschen über den Familiennachzug allein im letzten 
Jahr.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Menschenver-
achtend! Sie sollten in der Schweiz bleiben, 
dann hätten wir eine Einreisende weniger!)

Ihre homöopathischen Einschränkungen auf Zeit nur 
für subsidiär Schutzberechtigte betreffen nicht einmal 
ein Zehntel dieses Einwanderungsstroms. Allein in Nord-
rhein-Westfalen können 100 000 schulpflichtige Kinder 
kein Deutsch.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Einheimische Kinder können unter diesen Bedingungen 
in diesem Land an unseren Schulen nichts mehr lernen. 
Und das erklärt – neben dem Gendern – auch die kata-
strophalen PISA-Werte.

(Beifall bei der AfD)
Sehr geehrte Damen und Herren, das ist keine Migrati-
onswende, das ist Volksverdummung.

(Beifall bei der AfD – Luigi Pantisano [Die 
Linke]: Das ist Rassismus!)

An eine Revision der schwarz-rot-grünen Schleusen-
öffnung bei Staatsbürgerschaft und Aufenthalt wagen Sie 
sich gar nicht erst heran – schon wieder ein Wahlverspre-
chen gebrochen. Die Zahl der Einbürgerungen stieg allein 
im letzten Jahr um 50 Prozent auf den Rekordwert von 
300 000 Einbürgerungen. Mehr als ein Viertel der Ein-
gebürgerten sind Syrer. 2026, also im nächsten Jahr, 
könnten mehr als 1 Million Syrer, Iraker und Afghanen 
einen deutschen Pass einfordern – sogar per Mausklick, 
wie wir gerade erfahren durften. Der deutsche Pass sollte 
aber eine Auszeichnung sein und kein Ramschartikel.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ina 
Latendorf [Die Linke])

Massenhafte Einbürgerung transformiert nicht nur das 
Staatsvolk. Zugleich werden dauerhafte Ansprüche auf 
Sozialleistungsbezug und Familiennachzug eingebürgert, 
damit verbunden importierte Konflikte, inkompatible 
Kulturen, Religionskriege, geteilte Loyalität und nicht 
zuletzt die hohe Kriminalitätsbelastung bestimmter Be-
völkerungsgruppen, die Sie so nie mehr loswerden. Zwei 
Jahrzehnte Etabliertenpolitik haben unser Land in eine 
Hochrisikozone für die eigenen Bürger verwandelt,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer soll Sie denn pflegen im Alter? Zu 
welchem Arzt wollen Sie denn gehen? – Ge-
genruf von der AfD: Nicht zum syrischen!)

und Sie tun nichts, um das zu ändern.
(Beifall bei der AfD)
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Sexualdelikte, Vergewaltigungen, Gruppenvergewalti-
gungen und Messerangriffe sind Alltag; 80 Messeratta-
cken pro Tag verzeichnet die Statistik allein im Jahr 2024.

(Zurufe der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Täter: überproportional oft Syrer oder Afghanen, die 
niemals hätten hereinkommen dürfen bzw. schon längst 
wieder hätten gehen müssen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Von jungen Mädchen
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe Sie nach Helferich gefragt!)

– Frau Haßelmann von den Grünen, ich weiß, Sie machen 
sich lustig über die Frauen in den Freibädern –

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Definitiv nicht!)

werde ich Ihnen jetzt etwas erzählen. Junge Mädchen 
werden in Freibädern belästigt, missbraucht und ver-
gewaltigt und müssen sich, wie jüngst in Gelnhausen, 
von CDU-Bürgermeistern auch noch verhöhnen lassen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe Sie nach Helferich gefragt!)

Die Islamisierung schreitet rasend und aggressiv vo-
ran. An den Schulen terrorisieren fanatisierte Jungmus-
lime ihre „ungläubigen“ Altersgenossen und Lehrer. Isla-
misten verbreiten vor den geschlossenen Augen der 
Behörden ihre Propaganda an Hochschulen und Univer-
sitäten.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])
Sie dagegen schicken die Bundespolizei auf einen Ak-

tionstag gegen angeblichen Hass und Hetze, während fast 
150 000 Haftbefehle in diesem Land nicht vollstreckt 
werden; 90 Prozent davon betreffen im Übrigen auslän-
dische Staatsbürger.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Unsere Polizeibeamten hätten wahrlich Besseres zu tun, 
als unbescholtenen Bürgern wegen irgendwelcher Me-
mes morgens die Tür einzutreten.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Statt die Grenzen zu sichern und Kriminelle zu jagen, 
werden die Polizisten missbraucht, um mit unverhältnis-
mäßigen Aktionen Andersdenkende einzuschüchtern.

(Beifall bei der AfD)
Sie wollen die Bürger nicht mit besserer Politik über-
zeugen, sondern ihnen den Mund verbieten.

Ihre Flucht in die Repression ist Ausdruck der Panik im 
Endstadium einer zerrütteten Koalition – dabei haben Sie 
gerade erst angefangen. Für die bitter enttäuschten Bür-
ger sind Sie schon jetzt der Lügenkanzler, Herr Merz, 
dessen gebrochene Wahlversprechen ganze Kataloge fül-
len.

(Beifall bei der AfD)
Ihr eklatantester Wortbruch bleibt die Demontage der 

Schuldenbremse; die haben Sie in grüner Kumpanei mit 
einem beispiellosen Staatsstreich unter Missbrauch des 
abgewählten Bundestages noch vor Ihrer Wahl zum 
Kanzler ausgehebelt. Diesen Wahlbetrug hatten Sie von 
langer Hand geplant, Herr Merz.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
Noch während Sie im Wahlkampf als Verteidiger der 
Schuldenbremse durch die Lande gezogen sind, haben 
Sie sich ein Gefälligkeitsgutachten besorgt, das Ihr aben-
teuerliches Manöver rechtfertigen sollte. Sie haben die 
Wähler nach Strich und Faden belogen.

(Beifall bei der AfD)
Und Sie haben unter einer Decke mit den Grünen diesen 
neugewählten Bundestag hintergangen, um gegen den 
Willen des Souveräns weiter linke Politik zu machen.

(Beifall bei der AfD)
Der Haushaltsentwurf und die Finanzplanung dieser 

Regierung sind Wahlbetrug in Zahlen. Sie planen eine 
Schuldenorgie, wie sie diese Republik noch nicht gese-
hen hat: 850 Milliarden Euro neue Schulden bis 2029, 
143 Milliarden Euro allein in diesem Jahr. Das heißt, in 
nur vier Merz-Jahren – wenn es denn überhaupt so viele 
werden – soll die von allen Kanzlern zuvor aufgetürmte 
Staatsschuld noch mal um 50 Prozent steigen.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Unglaublich!)
Sie nehmen höhere Rüstungsausgaben und Investitionen 
als Vorwand für Schuldenexzesse. Sie biegen sich alles 
zur Investition um, wo Ihre Regierung mit Schuldengel-
dern Löcher stopfen und Sonderwünsche bedienen möch-
te.

Schulden schaffen aber kein Wirtschaftswachstum. 
Deutschland hat einst sein Wirtschaftswunder nicht mit 
John Maynard Keynes, sondern mit Ludwig Erhard voll-
bracht,

(Beifall bei der AfD)
mit marktwirtschaftlicher Ordnungspolitik und nicht mit 
interventionistischer Schuldenpolitik.

Ihre Schuldenberge werden die Inflation weiter anhei-
zen, sie werden Bürger und Mittelschicht ärmer machen 
und die Umverteilung von unten nach oben beschleuni-
gen.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])
Das Staatsdefizit wird sich ebenfalls nicht mit Schulden 
schließen lassen, die ohnehin niemals abgetragen werden 
können. Die steigende Zinslast macht die Lücke nur noch 
größer, jene Zinslast, die Ihr überforderter Finanzminister 
Klingbeil nicht einmal benennen kann. Eine Antifa-Mit-
gliedschaft ersetzt eben keinen qualifizierenden Berufs-
abschluss.

(Beifall bei der AfD)
Dabei braucht Deutschland für seinen Wiederaufstieg 

vor allem dies: weniger Staatsausgaben und Staatsein-
mischungen, weniger Bürokratie und Bevormundung, 
weniger Steuern und Abgaben. Für die Erfüllung staatli-
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cher Kernaufgaben – innere und äußere Sicherheit, 
Rechtsstaatlichkeit, öffentliche Ordnung, Infrastruktur, 
Bildung, funktionierende Institutionen und solidarische 
Unterstützung wirklich Bedürftiger – ist nämlich genug 
vorhanden. Sie brauchen diesen monströsen Schulden-
berg, weil Sie nicht den Mut haben, bei Migrationskosten, 
Transformationsplanwirtschaft, Klimaschutzwahn und 
sonstigen linken und grünen Ideologien irgendwie den 
Rotstift anzusetzen. Sie können es nicht – und Sie wollen 
es auch nicht –; denn Sie haben sich mit Ihrem Brand-
mauerdogma an einen Regierungspartner gekettet, der 
nicht im Traum daran denkt, diese Herausforderungen 
ernsthaft anzugehen.

Einmal gefragt an die Kollegen der Union: Haben Sie 
eigentlich im letzten Winter dafür Wahlkampf gemacht, 
dass so eine Regierung da sitzt, haben Sie Wahlkampf 
gemacht, um als Regierungspartei den linken Sektierern 
der abgewirtschafteten SPD jeden Wunsch zu erfüllen?

(Beifall bei der AfD)
Haben Sie dafür im Winter Wahlkampf gemacht, um 
beim Bundesverfassungsgericht radikallinke Ideologin-
nen zu installieren, damit sie das höchste deutsche Ge-
richt als Werkzeug für linke Staatsdeformation missbrau-
chen können, damit sie die Gewaltenteilung beschädigen 
und aushebeln können?

Die SPD, von der Sie sich die Sozial-, Finanz und 
Wirtschaftspolitik diktieren lassen, rückt in ihrer Unter-
gangspanik immer weiter nach links und klammert sich 
an die antidemokratische Wahnidee, die stärkste Opposi-
tionskraft im Deutschen Bundestag durch ein Parteiver-
bot zu beseitigen – uns zu beseitigen, mich zu beseitigen, 
die Kollegen dort zu beseitigen.

Das ist der Sprachduktus Ihrer Kandidatin für das 
höchste Gericht, Frauke Brosius-Gersdorf, die lediglich 
bedauert, dass man unsere 10 Millionen Wähler nicht 
beseitigen kann.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sehr geehrte Damen und Herren, dieser Sprachduktus 
erinnert mich an ganz dunkle Zeiten.

(Beifall bei der AfD – Ates Gürpinar [Die 
Linke]: Das ist Ihr Sprachduktus!)

Dabei sollten es gerade die Sozialdemokraten aus Ihrer 
Parteiengeschichte kennen: Mit dem Verbot konkurrie-
render Parteien

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
beginnt jede Diktatur.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Ralf 
Stegner [SPD])

Sie machen Schulden über Schulden, weil Sie es vor-
ziehen, im Wechsel mit Ihren Ministern für Außen und 
Verteidigung nach Kiew zu pilgern und neue Milliarden-
hilfen zu versprechen, statt sich den Aufgaben im eigenen 
Land zu widmen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Denken Sie mal darüber nach, was hier 
passiert!)

Das ist auch der Grund dafür, warum die Bürger vom 
teuersten Deutschland, das sie je finanzieren mussten, 
selbst nichts haben; denn das Wohl unseres Landes und 
unserer Bürger steht bei Ihnen an letzter Stelle, Herr 
Merz.

(Beifall bei der AfD)

Zahlen müssen am Ende immer die Steuerzahler und 
die produktive Industrie. Beide kehren Deutschland den 
Rücken. Gut ausgebildete Fachkräfte und Leistungsträger 
verlassen unser Land, über 200 000 allein im letzten Jahr.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Sie wohnen doch 
auch in der Schweiz!)

Volkswagen plant mittelfristig schon ohne das Stamm-
werk in Wolfsburg, ein bitteres Menetekel. Auf den Nie-
dergang der deutschen Automobilindustrie, das Zuliefe-
rersterben und den Exodus der deutschen Hersteller aus 
dem Heimatmarkt haben Sie keine Antwort. Die Dein-
dustrialisierung Deutschlands hat einen Namen: Klima-
neutralität. Diese Wahnidee haben Sie dem grünen Nar-
renschiff zuliebe auch noch ins Grundgesetz 
hineingeschrieben.

(Beifall bei der AfD)

Die produzierende und energieintensive Industrie hat 
erkannt, dass es mit Ihnen keinen Weg aus der Energie-
mangelwirtschaft geben wird. Das Wahlversprechen ei-
ner Rückkehr zur Kernkraft und damit zu preiswertem 
und verfügbarem Strom haben Sie schon im Koalitions-
vertrag gebrochen. Mit dem Irrsinn der Zwangsabgaben 
auf CO2-Emissionen treiben Sie die Energiepreise noch 
weiter nach oben und die Industrie aus dem Land. Thys-
senkrupp, Herr Klingbeil, steigt nach 214 Jahren aus der 
Stahlproduktion in Deutschland aus. Es gibt keine Stahl-
produktion mehr in Deutschland,

(Zuruf von der AfD. Schande!)

weil Sie die Stahlproduktion so teuer gemacht haben.

(Beifall bei der AfD)

Grüne Politik hat die deutsche Stahlindustrie zerstört, und 
diese Merz-Regierung setzt den Grabstein.

(Zuruf von der AfD: So ist es!)

Die Insolvenzen haben im ersten Halbjahr 2025 ein 
Zehnjahreshoch erreicht. 12 000 Unternehmen mussten 
bis Ende Juni aufgeben. Am härtesten traf es natürlich 
wieder den Mittelstand. Über 100 000 Industriearbeits-
plätze sind allein im letzten Jahr verloren gegangen. 
Der ohnehin riesenhafte öffentliche Dienst ist dagegen 
um weitere 100 000 Stellen angewachsen, und Ihre Re-
gierung genehmigt sich erst mal Hunderte neue Stellen, 
schlimmer als zu Ampelzeiten.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der Linken)

„Weiter so!“ heißt es bei Ihnen auch im Beauftragten-
unwesen. Auf einen linksradikalen Aktivisten auf dem 
überflüssigen Posten eines Queer-Beauftragten folgt die 
nächste linksradikale Aktivistin. Ich empfehle Ihnen – ich 
weiß nicht, ob Sie anwesend sind; da sitzen Sie –: Gehen 
Sie auf die nächste Pro-Palästina-, Pro-Gaza-, Pro-Kali-
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fat-Demo und konfrontieren die Menschen dort mit der 
Politik, die Sie hier vertreten und für die Sie bezahlt 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich empfehle Ihnen noch etwas: Wenn Sie diese Politik 
der offenen Grenzen vertreten, nehmen Sie bitte persön-
lich in Ihre Wohnung die nächste afghanische Großfami-
lie auf, bilden eine Wohngemeinschaft

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

und schauen, wie das mit Ihrem queeren Lebensstil kom-
patibel ist.

(Beifall bei der AfD)

Links ist vorbei, hatten Sie im Wahlkampf verspro-
chen. Von wegen: Die Finanzierung von Pseudo-NGOs, 
die mit Steuergeld grün-linke Propaganda verbreiten, 
geht auch unter CDU-Regie einfach weiter. Die einen 
leben vom Bürgergeld, die anderen finden ihr Auskom-
men im Staat – wie hier – oder im zweiten öffentlichen 
Dienst dieser steuerfinanzierten Pseudo-NGOs. Sieht so 
Ihre Zukunftsvision von Deutschland aus?

(Zuruf der Abg. Ines Schwerdtner [Die Linke])

Dabei wären Reformen so einfach:
Steuerreform 25 mit einheitlichen niedrigen Steuersät-

zen, Familiensplitting und hohen Freibeträgen. Warum 
halbieren Sie nicht einfach die Einkommensteuer oder 
schaffen die Stromsteuer komplett ab?

(Beifall bei der AfD)

Aktivierende Grundsicherung anstelle des gescheiter-
ten Bürgergelds, um den mächtigsten Magneten für Mi-
gration in den Sozialstaat abzuschalten. Hier könnte der 
Staat Geld einsparen und damit eine Entlastung der Bür-
ger finanzieren.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Verbot der Finanzierung von parteinahen Pseudo- 
NGOs aus öffentlichen Mitteln, Reform des Staatsbürger-
schaftsrechts, Ermessenseinbürgerung statt Massenein-
bürgerung am Fließband.

(Beifall bei der AfD)

Konsequente Abschiebung – Sie schieben gar nicht 
ab – und Politik der geschlossenen Tür zur unbedingten 
Verbesserung unserer Sicherheitslage.

Subventions-Aus für sogenannte erneuerbare Energie 
und die vollständige Streichung der CO2-Bepreisung.

Stopp der Zerstörung der Kernkraftwerke,

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wiedereinstieg in die Kernkraft. Genau das haben Sie 
versprochen. Das wollen auch wir. Mit uns gemeinsam 
können Sie das machen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit Ihnen gemeinsam macht hier 
niemand was!)

Diese Konzepte sind der Wegweiser aus der Krise, und 
Sie müssen nur zustimmen. Ich bitte Sie, kommen Sie 
heraus aus Ihrer Sackgasse. Je länger Sie in die falsche 
Richtung weiterrennen, desto schwerer wird die unver-
meidliche Umkehr.

Ich bedanke mich.
(Anhaltender Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Zwei Anmerkungen meinerseits. Erster Hinweis: Wir 

würdigen uns hier nicht persönlich herab und bezichtigen 
uns nicht der Lüge oder ein Lügner zu sein, unabhängig 
davon, ob man Mitglied der Opposition oder der Regie-
rungsfraktionen ist.

Ein zweiter Hinweis: Wenn Redner ankündigen, die 
Redezeit offen zu lassen, dann heißt das, dass wir hier 
oben nicht wegen der Redezeit ermahnen, aber dann den 
nachfolgenden Rednern aus der gleichen Fraktion Rede-
zeit abziehen. Und das waren jetzt hier sechs Minuten. 
Das gilt im Übrigen für alle, die ihre Redezeit mit „offen“ 
anmelden. – Das einfach zur Klarstellung zu Beginn der 
Debatte.

Nun hat für die Bundesregierung der Bundeskanzler 
Herr Friedrich Merz das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

einer parlamentarischen Demokratie sind harte Aus-
einandersetzungen im Parlament nicht nur erlaubt. Sie 
sind Teil des notwendigen Ringens um die richtigen Ant-
worten auf die Herausforderungen, vor denen ein Land 
und vor denen eine Gesellschaft stehen.

Eine Regierung muss sich in einer solchen demokrati-
schen Ordnung der Kritik stellen. Auch überzogene und 
selbst maßlose Kritik muss sich eine Regierung anhören.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Aber, meine Damen und Herren, um es sehr klar und sehr 
deutlich zu sagen: Halbwahrheiten,

(Stephan Brandner [AfD]: Welche denn?)
üble Nachrede

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Welche?)
und persönliche Herabsetzungen muss auch in einer De-
mokratie niemand unwidersprochen einfach hinnehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Welche denn?)

Deswegen, Frau Weidel, weise ich Ihre pauschale
(Dr. Alice Weidel [AfD]: Nein, das war nicht 

pauschal!)
und undifferenzierte Herabwürdigung der Arbeit der 
neuen Bundesregierung mit aller Entschiedenheit zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Lachen bei der AfD – Dr. Alice 
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Weidel [AfD]: Sie haben Ihre Wahlverspre-
chen gebrochen!)

Diese Bundesregierung hat ihre Arbeit vor gut zwei 
Monaten aufgenommen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: … und alle Verspre-
chen gebrochen! – Tino Chrupalla [AfD]: … 
und nichts Konkretes vorgewiesen!)

Der Beginn der Arbeit der Bundesregierung vor gut zwei 
Monaten stand und unsere Arbeit

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie haben mit ganz 
anderen Positionen Wahlkampf gemacht!)

steht bis heute unverändert im Zeichen des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der AfD: Oh!)

– Das ist eine interessante Reaktion von Ihnen. Das ist 
eine interessante Reaktion von Ihnen!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Heute Morgen, in der vergangenen Nacht hat es die seit 
dreieinhalb Jahren schwersten Angriffe auf ausschließ-
lich zivile Ziele in der Ukraine gegeben. Von Ihnen, 
Frau Weidel, kein Wort dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der 
Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

Das sagt etwas aus über das, was Sie denken und wie Sie 
fühlen in dieser Bundestagsfraktion.

„Verantwortung für Deutschland“, so haben wir unse-
ren Koalitionsvertrag überschrieben,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie machen aber 
nichts für unser Land! Das ist die Wahrheit! 
Und das wissen Sie auch!)

und diese Verantwortung nehmen wir wahr in der Bun-
desregierung, meine Damen und Herren. Und wir wissen 
zugleich: Das geht nicht allein. Wir brauchen Partner auf 
der Welt. Übrigens auch dazu nicht ein Wort von Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es ist eine rein nationalistische Rede gewesen, die Sie 
hier gehalten haben. Kein Wort zu unseren internationa-
len Partnern, kein Wort zu unseren internationalen Ver-
einbarungen und Verpflichtungen!

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Sie sind vereidigt 
auf Deutschland, nicht auf die Ukraine! Lesen 
Sie mal Ihren Amtseid!)

Wir brauchen Partner auf der Welt, vor allem in Euro-
pa.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Da ist er, der Reise-
kanzler!)

Deshalb habe ich, meine Damen und Herren, am G7- 
Treffen, am NATO-Gipfel und am Europäischen Rat teil-
genommen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Zur Innenpolitik kein 
Wort! Der Reisekanzler!)

Und deshalb habe ich zu Beginn meiner Amtszeit zahl-
reiche Einladungen zu Gesprächen in Europa und darüber 
hinaus angenommen. Ich habe Einladungen zu Gesprä-
chen angenommen, liebe Kolleginnen und Kollegen, und 
ich habe Einladungen zu Gesprächen ausgesprochen. Da-
mit ist auch in der Außen- und Sicherheitspolitik in 
Deutschland der Politikwechsel eingeleitet. Die Bundes-
regierung wird international wieder wahrgenommen; wir 
werden vor allem ernst genommen auf der Welt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Gottfried Curio [AfD]: Sie 
verschenken vor allem Geld, das Ihnen nicht 
gehört!)

Mir war und bleibt wichtig, ein gutes Verhältnis zu 
unseren europäischen Nachbarn zu entwickeln, zu Frank-
reich und Polen ohnehin, zu den europäischen NATO- 
Staaten, die nicht Mitglied der Europäischen Union sind, 
und zu den kleinen und mittleren Staaten in der Euro-
päischen Union. Meine Damen und Herren, damit über-
nehme ich die Führungsverantwortung, die ein deutscher 
Bundeskanzler nach meinem Verständnis hat und die Eu-
ropa von uns erwartet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Gottfried Curio [AfD]: 
Ihre Wähler sind Deutsche, nicht das Aus-
land!)

Wir haben eine solche Führungsverantwortung zusam-
men mit dem Bundesaußenminister und dem Bundesver-
teidigungsminister auch in der NATO übernommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will von die-
ser Stelle aus noch einmal all denjenigen danken, die 
bereit waren, in der Zeit zwischen dem 20. und dem 
21. Deutschen Bundestag einer Grundgesetzänderung zu-
zustimmen, die uns ermöglicht hat, jetzt erhebliche An-
strengungen zur Wiederherstellung unserer Verteidi-
gungsfähigkeit zu unternehmen.

(Stephan Brandner [AfD]: Verfassungsputsch!)
Ich will es sehr deutlich sagen – dies ist auf dem NATO- 
Gipfel klar geworden –: Wenn wir das nicht getan hätten, 
wenn wir nicht bereit gewesen wären, mehr für unsere 
Verteidigung auszugeben, wenn wir AfD und Linkspartei 
gefolgt wären,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie folgen uns 
doch programmatisch!)

dann wäre die NATO wahrscheinlich im 70. Jahr unserer 
Mitgliedschaft auseinandergebrochen, meine Damen und 
Herren. Diesen Weg gehen wir nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir konnten dagegen mit einem nüchternen Blick auf 

die aktuelle Bedrohungslage erste wichtige Entscheidun-
gen treffen. Wir werden der Ukraine, meine Damen und 
Herren, weiter helfen, auch gegen den Widerstand der 
politischen Linken und der russlandfreundlichen Rechten 
hier im Haus. Wir werden diese Unterstützung fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Markus Frohnmaier [AfD]: Wann unterstützen 
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Sie die eigenen Bürger? – Dr. Gottfried Curio 
[AfD]: Sie sind der Kanzler der Deutschen!)

Ich will es Ihnen noch etwas deutlicher sagen: Die 
Mittel der Diplomatie sind ausgeschöpft, wenn ein ver-
brecherisches Regime mit militärischer Gewalt das Exis-
tenzrecht eines ganzen Landes offen infrage stellt und 
sich auf den Weg macht, die politische Freiheitsordnung 
des ganzen europäischen Kontinents zu zerstören. Die 
von mir geführte Bundesregierung wird alles in ihrer 
Macht Stehende tun, um genau dies zu verhindern. Und 
wir wissen uns einig mit der großen Mehrheit, mit der 
überwältigenden Mehrheit unserer Bevölkerung bei die-
ser Aufgabe.

(Tino Chrupalla [AfD]: Nee, das ist nicht die 
überwältigende Mehrheit! – Dr. Gottfried 
Curio [AfD]: Das ist doch reine Panikmache!)

Das ist der Grund, meine Damen und Herren, warum ich 
mich um internationale und europäische Zusammenarbeit 
bemühe. Ich tue dies, um Frieden, Freiheit und Wohlstand 
in unserem Lande zu sichern – aus keinem anderen 
Grunde.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das ist Pa-
triotismus!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, durch die Ver-
abschiedung des Entwurfs des Bundeshaushaltes 2025 
und der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 
2026 bis 2029 haben wir erste Grundlagen für die Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der nächsten Jahre gelegt. Mit 
der Verabschiedung des Entwurfs des Bundeshaushaltes 
2026 im Bundeskabinett noch in diesem Monat werden 
wir zügig einen weiteren Meilenstein erreichen und damit 
den Grundstein für weitere erhebliche Investitionen in 
unser Land legen. Damit hat die Bundesregierung die 
Wende in der Wirtschaftspolitik eingeleitet.

Mit unserer Investitionsoffensive schaffen wir starke 
Impulse für mehr Wachstum; denn wir befinden uns un-
verändert im dritten Jahr ohne Wirtschaftswachstum. 
Aber erstmals – und darauf gehen Sie mit keinem Wort 
ein – seit Langem senken die Wirtschaftsforschungsinsti-
tute die Konjunkturerwartungen nicht weiter; sie erhöhen 
sie stattdessen.

(Jörn König [AfD]: Ja, von 0,3 auf 0,4 Pro-
zent!)

Und auch die Stimmung unter den Unternehmen in 
Deutschland wird stetig besser. Wir lassen uns das von 
Ihnen dort nicht vermiesen, meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Gar nichts wird 
besser!)

Ja, wir nehmen mit dem sogenannten Sondervermögen 
Schulden in Höhe von bis zu 500 Milliarden Euro in den 
nächsten zwölf Jahren auf.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Unglaublich!)
Davon profitieren die Länder und die Kommunen mit 
einem Anteil von 100 Milliarden Euro. Wir wollen dies, 
damit öffentliche und vor allem private Investitionen in 

die Infrastruktur, insbesondere im Verkehrsbereich, aber 
auch in den Klimaschutz, in Deutschland möglich wer-
den. Das Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens für 
Infrastruktur und Klimaschutz ist in den Bundestag ein-
gebracht, und wir werden sicherstellen, dass auch die 
Länder und Kommunen zeitnah ihren Anteil nutzbar ma-
chen können. Zusätzlich räumen wir den Ländern die 
Möglichkeit zu einer höheren eigenen Verschuldung ein,

(Tino Chrupalla [AfD]: Das ist toll! Super! 
Klasse!)

um dadurch Investitions- und Finanzierungsspielräume 
zu erweitern für die Kommunen und für die Länder.

Meine Damen und Herren, niemand von uns tut das mit 
leichter Hand. Wir wissen, dass dies eine erhebliche Be-
lastung für zukünftige Haushalte, auch für die Zinsbelas-
tungen zukünftiger Haushalte sein wird.

(Beatrix von Storch [AfD]: 60 Milliarden im 
Jahr!)

Aber die Alternative, nichts zu tun, keine Investitionen zu 
ermöglichen, keine Investitionen insbesondere aus der 
Privatwirtschaft für Deutschland zu ermöglichen, ist 
keine bessere Alternative.

(Jörn König [AfD]: Doch! Einfach mal an der 
richtigen Stelle sparen!)

Wir entscheiden uns für diesen Weg, weil wir der Über-
zeugung sind, dass es nur so nach den vergangenen Jah-
ren möglich ist, dass in Deutschland wieder investiert 
wird, dass in Deutschland Arbeitsplätze erhalten bleiben, 
dass neue Arbeitsplätze entstehen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und des Abg. Dr. Robert Habeck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir lassen uns von diesem Weg auch nicht durch die 
lautstarken Beiträge aus Ihrer Fraktion abbringen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Kein Wort von Ihnen, Frau Weidel, zu den Entschei-
dungen, die noch in dieser Woche im Bundesrat anstehen! 
Durch die Einführung der degressiven Abschreibung von 
dreimal 30 Prozent für Ausrüstungsinvestitionen und die 
dann ab 2028 folgende Senkung der Unternehmensteuer-
belastung werden wir die Wirtschaft spürbar entlasten 
und zu einem wettbewerbsfähigen Marktumfeld beitra-
gen. Diese milliardenschweren Steuerentlastungen für 
Unternehmen

(Jörn König [AfD]: Aber nicht für Arbeitneh-
mer! – Zuruf der Abg. Ines Schwerdtner [Die 
Linke])

suchen ihresgleichen, meine Damen und Herren. Die 
letzte Unternehmensteuerreform in Deutschland in dieser 
Größenordnung ist mehr als 15 Jahre alt. Wir machen es 
heute.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Alles auf Pump!)

Wir ergänzen es um eine Hightech-Agenda.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Raumfahrt!)
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Wir machen Deutschland fit für die Zukunft und stärken 
vor allem die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau, mit der 
Raumfahrt!)

unseres Standortes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Anders als Sie hier behaupten, begleiten wir die Inves-
titionsoffensive mit strukturellen Reformen, um Deutsch-
land wieder auf Wachstumskurs zu bringen. Wir senken 
deshalb die Energiekosten, reduzieren Steuern für Haus-
halte und Unternehmen und schaffen bürokratische Hür-
den ab.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie denn? – Tino 
Chrupalla [AfD]: Welche denn? Wo denn?)

– Ja, meine Damen und Herren, das ist genau Ihre Wahr-
nehmung, die in diesen Zwischenrufen zum Ausdruck 
kommt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie senken die 
Stromsteuer nicht! – Gegenruf des Abg. 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Er hat von 
Energiekosten gesprochen! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, welche 
denn? – Gegenruf des Abg. Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Zuhören! Zuhören, 
Herr Baumann!)

Von den möglichen 200 Euro, die wir uns vorgenom-
men hatten – –

(Tino Chrupalla [AfD]: Ermahnen Sie mal Ihre 
Fraktion!)

– Also, die Zwischenrufe kommen von Ihnen, nicht von 
meiner Fraktion. –

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Von den 200 Euro pro Familie und Jahr, die möglich und 
wünschbar gewesen wären für die Entlastung bei den 
Energie- und Stromkosten, machen wir jetzt 150 Euro 
im Jahr möglich. Meine Damen und Herren, das sind 
drei Viertel von dem, was wir uns vorgenommen haben. 
Dies tritt am 01.01.2026 in Kraft. Das ist die erste wirk-
same Entlastung, die wir bei den Energiekosten für Un-
ternehmen und private Haushalte ermöglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das sind mit der Senkung der Netzentgelte 6,5 Milliarden 
Euro im Jahr,

(Tino Chrupalla [AfD]: Die CO2-Abgabe 
steigt!)

mit der Verstetigung der Stromsteuer für das produzie-
rende Gewerbe und für die Landwirtschaft noch einmal 
3 Milliarden Euro im Jahr und mit der Abschaffung der 
Gasspeicherumlage weitere 4 Milliarden Euro im Jahr. 
Das ist eine Entlastung von über 10 Milliarden Euro für 
private Haushalte und für Unternehmen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Konkret! Konkret!)

Kein Wort von Ihnen dazu!

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Heizungsgesetz 
bleibt!)

Meine Damen und Herren, wir müssen offensichtlich 
noch öfter sagen, dass wir das machen:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Viel zu wenig!)

ab 01.01.2026 Entlastungen für die Familien und die 
Unternehmen bei den Energiekosten von über 10 Milliar-
den Euro.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir haben im Kabinett bereits eine weitere steuerliche 
Förderung der E-Mobilität und die Verbesserung der 
steuerlichen Forschungszulage beschlossen. Die Ent-
scheidungen darüber stehen am Freitag im Bundesrat 
zur endgültigen Abstimmung an.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sagen Sie mal was 
zum Verbrenner!)

Wir werden Investieren in Deutschland einfacher, 
schneller und unbürokratischer machen. Dazu haben wir 
bereits erste Vereinfachungen beschlossen. Wir werden 
im Verlauf dieses Sommers weitere grundsätzliche Über-
arbeitungen von Planungsrecht, Baurecht, Umweltrecht, 
Vergaberecht und Verfahrensrecht auf den Weg bringen.

Und mit der Einrichtung des Bundesministeriums für 
Digitalisierung und Staatsmodernisierung machen wir 
nicht nur unseren Anspruch deutlich, Deutschland umfas-
send zu digitalisieren und zu modernisieren. Wir organi-
sieren nun endgültig zentral,

(Beatrix von Storch [AfD]: Wie hoch ist ei-
gentlich das Budget?)

was bisher in Deutschland an unklaren und dezentralen 
Strukturen gescheitert ist. Wir machen es, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich muss noch einmal auf die Bundeswehr zurückkom-
men. Vor allem unsere Bundeswehr muss jetzt schnell 
alles erhalten, was sie zur Verteidigung Deutschlands 
benötigt. Deswegen werden wir in der übernächsten Wo-
che ein Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und 
Vergabeverfahren der Bundeswehr im Kabinett beschlie-
ßen und auf den parlamentarischen Entscheidungsweg 
bringen. Damit sollen die notwendigen Beschaffungsvor-
haben vereinfacht und beschleunigt werden. Das Gleiche 
gilt für den zivilen Bereich. Auch hier steht der entspre-
chende Gesetzentwurf in der übernächsten Woche auf der 
Tagesordnung des Bundeskabinetts.

Auch die Landwirtschaft haben wir bereits entlastet. 
Wir haben Erleichterungen bei der Umsetzung der Tier-
haltungskennzeichnungspflicht auf den Weg gebracht 
und die Verpflichtung zur Erstellung einer sogenannten 
Stoffbilanz aufgehoben. Damit reduzieren wir übermäßi-
ge, überflüssige und unnötige bürokratische Pflichten 
auch für die Landwirtschaft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Noch während des Sommers werden wir ebenfalls die 
gesetzlichen Maßnahmen auf den Weg bringen, die die 
Genehmigungen von Windenergieanlagen, Wasserstoff-
infrastruktur und den Ausbau von Geothermie, Wärme-
pumpen, Wärmespeichern und Wärmeleitungen massiv 
beschleunigen werden. Das alles geschieht offensichtlich 
vollkommen unbemerkt von der Oppositionsfraktion 
AfD hier im Haus.

Auch auf der europäischen Ebene ist der Einfluss des 
Regierungswechsels sichtbar. Die Kommission durch-
forstet sämtliche Politikbereiche nach Möglichkeiten 
des Abbaus von Bürokratie und unnötigen Belastungen. 
Die ersten sogenannten Omnibus-Verordnungen zur Ab-
schaffung und Vereinfachung von Regelungen wurden 
vorgelegt. Die Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland unterstützt diese Forderungen der Kommis-
sion im Europäischen Parlament und im Rat. Weitere 
werden folgen. Hier haben wir ebenfalls in kürzester 
Zeit einen Mentalitätswechsel auf der europäischen 
Ebene gesehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nun, meine Damen und Herren, zur Migrationspolitik. 
Wir haben die ersten Weichen gestellt für eine nachhal-
tige Reduzierung der irregulären

(Jörn König [AfD]: Illegalen!)

Migration. Die Asylantragszahlen sind im ersten Halb-
jahr 2025 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 
43 Prozent gesunken – offensichtlich von Ihnen unbe-
merkt, Frau Weidel.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Europaweit! Das 
hat mit Ihnen nichts zu tun! – Dr. Gottfried 
Curio [AfD]: In Syrien ist der Krieg aus! Das 
ist nicht Ihre Leistung!)

– Ja, Sie werden jetzt langsam Ihr politisches Kampf-
thema los, dem Sie Ihre Existenz verdanken, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir werden dieses Problem lösen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie lösen gar 
nichts!)

Wir werden Ihnen nicht die Freude machen, es zu erhal-
ten; denn Sie leben davon, dass Sie nur mit diesem Thema 
in Deutschland ständig Stimmung machen können.

Offensichtlich ebenfalls unbemerkt: Durch Zurück-
weisungen im Zusammenhang mit Binnengrenzkontrol-
len

(Dr. Alice Weidel [AfD]: 2 Prozent werden 
zurückgewiesen! 2 Prozent! Haben Sie sich 
mal angesehen, was auf unseren Straßen los 
ist?)

wurden Tausende illegale Einreisen verhindert, und eine 
große Zahl von offenen Haftbefehlen wurde vollstreckt. 
An den Binnengrenzkontrollen müssen wir zur Begren-
zung der Migration und aus sicherheitspolitischen Grün-

den bis auf Weiteres festhalten. Aber erlauben Sie mir, an 
dieser Stelle einmal sehr deutlich zu sagen: Das sind 
Übergangsregeln; das sind nur Maßnahmen auf Zeit.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, klar!)
Wir bemühen uns um gemeinsame europäische Regeln. 
Wir wollen den europäischen Binnenmarkt erhalten, wir 
wollen den Schengenraum erhalten. Wir wollen offene 
Grenzen

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: „Offene Gren-
zen“! Sie wollen offene Grenzen!)

und Freizügigkeit in Deutschland und in Europa erhalten. 
Aber wir wollen das nicht für illegale Migration. Deswe-
gen unternehmen wir diese Schritte.

Ich will an dieser Stelle zwei Beteiligten herzlich dan-
ken: Ich möchte dem Bundesinnenminister danken, dass 
er den Mut gehabt hat, hier schnell zu Entscheidungen zu 
kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Die SPD klatscht nicht!)

Und ich möchte zweitens der SPD-Bundestagsfraktion 
danken. Wir haben den Familiennachzug für subsidiär 
Schutzberechtigte ausgesetzt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Minimal! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: 10 Prozent!)

Wir haben auch die beschleunigten Einbürgerungen ab-
geschafft

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nein!)
und die Erweiterung der Bestimmung von sicheren Her-
kunftsländern auf den Weg gebracht. Ich weiß, dass 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-Bundes-
tagsfraktion, das nicht leichtgefallen ist.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Ich will mich gerade deshalb ausdrücklich bei Ihnen be-
danken, dass Sie bereit gewesen sind, diesen Weg in der 
letzten Sitzungswoche mitzugehen. Der Weg ist richtig, 
und er ist notwendig. Er ist notwendig auch, um den 
inneren Frieden in unserem Lande wiederherzustellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, für eine gute Zukunft in 
Deutschland braucht es einen starken gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Dafür bringen wir weitere wichtige Ent-
scheidungen auf den Weg. Denn eines der größten Pro-
bleme unserer Zeit ist der verfügbare, oder besser gesagt: 
nicht verfügbare Wohnraum. Um den Sorgen der Men-
schen vor überfordernden Wohnkosten zu begegnen, ha-
ben wir im Kabinett eine Novelle zum Baugesetzbuch 
beschlossen. Damit können Gemeinden jetzt unbürokra-
tisch und mit maximaler Geschwindigkeit Wohnungsbau-
vorhaben möglich machen. Und mit der Verlängerung der 
Mietpreisbremse – ja, auch das war ein Kompromiss in-
nerhalb der Koalition – entwickeln wir das soziale Miet-
recht auf Zeit ausgewogen weiter und stellen sicher, dass 
die Auswirkungen auf Wohnungsbau und Wohnraum-
angebot berücksichtigt werden. Schließlich schaffen wir 
mit der Fortführung des Investitionsprogramms „Ganz-
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tagsausbau“ mehr Bildungsgerechtigkeit, und wir unter-
stützen die Länder und Kommunen bei dieser wichtigen 
Aufgabe.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang sagen: Ja, 

eine große Zahl an Reformen unseres Sozialstaates steht 
noch aus. Anders, als von Ihnen hier behauptet, Frau 
Weidel, werden wir natürlich eine umfassende Reform 
des Bürgergeldes auf den Weg bringen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie geben 5 Milli-
arden mehr aus! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Wo 
denn? 5 Milliarden mehr!)

Die Vorarbeiten dazu laufen auf Hochtouren. Wir werden 
dazu im Herbst im Kabinett Entscheidungen treffen und 
sie dem Deutschen Bundestag vorlegen. Das Ziel ist, aus 
dem heutigen Bürgergeld eine Grundsicherung zu ma-
chen für diejenigen, die unseren Sozialstaat wirklich 
brauchen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das werden wir ja 
sehen!)

Und wir werden das Ziel erreichen, meine Damen und 
Herren, allerdings nicht mit Schaum vor dem Mund, nicht 
mit Ausländerdiskriminierung,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: …, sondern mit der 
SPD!)

sondern so, dass unser Sozialstaat auch in Zukunft trag-
fähig ist

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Man sieht Ihnen an 
im Gesicht, wenn Sie die Unwahrheit sagen! 
Man sieht es Ihnen halt an!)

und das Versprechen einlöst, auch Menschen, die weniger 
Einkommen haben, und Menschen, die keine Möglich-
keit eines Erwerbseinkommens mehr haben, am gesell-
schaftlichen Leben unseres Landes teilnehmen zu lassen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Schon wieder nicht 
die Wahrheit!)

Das ist unsere Antwort auf die Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, aber offensichtlich nicht Ihre, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Über alledem, was wir hier zurzeit diskutieren und tun, 
steht der offene Zollstreit mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Lassen Sie mich darauf bitte noch einmal zu-
rückkommen! Seit Tagen wird zwischen der Europäi-
schen Kommission und der amerikanischen Regierung 
intensiv verhandelt. Ich selbst stehe ebenfalls in intensi-
vem Kontakt sowohl mit der amerikanischen Regierung 
und dem Präsidenten als auch mit der Europäischen 
Kommission. Unser Ziel ist, so schnell wie möglich ein 
Handelsabkommen mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika zu erreichen, das mit möglichst niedrigen Zoll-
sätzen den gegenseitigen Handel zwischen Amerika und 
der Europäischen Union verbindet. Dieses Ziel zu errei-
chen, ist angesichts der gegenwärtigen Forderungen der 
amerikanischen Regierung nicht leicht. Aber auch dieses 
Ziel werden wir nur erreichen, wenn wir als Bundesrepu-

blik Deutschland im engen Schulterschluss mit unseren 
europäischen Partnern und Nachbarn an diese Aufgabe 
herangehen. Deutschland allein würde auf diesem Weg 
gar nichts erreichen. Wir erreichen es nur, wenn wir zu-
sammenarbeiten mit der Europäischen Union und der 
Europäischen Kommission und wenn wir ein höchstmög-
liches Maß an Geschlossenheit auf der europäischen 
Seite erreichen.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Genau darum bemühe ich mich, meine Damen und Her-
ren. Es wäre der falsche Weg, genau das nicht zu tun, so 
wie Sie es heute Morgen hier offensichtlich wieder vor-
geschlagen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich jedenfalls bin verhalten optimistisch, dass es uns in 

den nächsten Tagen, spätestens bis zum Ende des Monats 
gelingen könnte, hier zu einem Abkommen mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika zu kommen. Das liegt vor 
allem im Interesse unserer exportorientierten Wirtschaft. 
Das gilt für die chemische Industrie, für die pharmazeu-
tische Industrie, für den Maschinenbau. Das gilt für die 
Automobilindustrie, für die Stahlindustrie, für die Alu-
miniumindustrie. Hier steht viel auf dem Spiel. Hier ste-
hen Arbeitsplätze auf dem Spiel. Hier steht auch der 
Wohlstand unseres Landes auf dem Spiel. Deshalb be-
mühe ich mich auch in meiner internationalen Arbeit so 
intensiv um eine Lösung dieses Problems.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe zu Beginn 
meiner Rede darauf hingewiesen, dass wir in dieser Wo-
che gerade einmal zwei Monate im Amt sind. Wir haben 
viel angepackt, wir haben einiges erreicht, aber es bleibt 
noch sehr viel zu tun. Wir nehmen wahr, dass die Stim-
mung im Land wieder besser wird.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Wo denn? – Gegenruf des 
Abg. Tino Chrupalla [AfD]: Im Kanzleramt 
wahrscheinlich! – Gegenruf der Abg. Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Genau, im Kanzleramt! Das 
Kanzleramt wird ja jetzt größer! Hunderte 
neue Stellen!)

Wir nehmen aber auch wahr, dass immer noch viele Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landes Sorgen haben, dass 
sie von Ängsten und von Unsicherheiten beschwert sind.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
Wir wollen allen Menschen in Deutschland den Mut 

und die Zuversicht vermitteln, dass es sich lohnt, in un-
serem Land zu arbeiten, dass es Freude macht, in 
Deutschland zu leben,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: …, Steuern zu 
zahlen! – Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

und dass wir vor allem das große Glück haben, in einem 
Land in Freiheit und Frieden zu leben; das ist ein großes 
Glück.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE 
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GRÜNEN] – Zuruf des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD])

Wir werden weiter daran arbeiten, dass gerade dies so 
bleibt. Und wir werden uns – lassen Sie mich dies hier 
in aller Deutlichkeit sagen – von diesem Weg nicht ab-
bringen lassen, auch nicht von denen, die schlechte Stim-
mung verbreiten,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee, die wahren 
Zahlen verbreiten wir!)

die mit Ressentiments unterwegs sind und die in Wahr-
heit, meine Damen und Herren, eine andere Gesellschaft 
wollen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee, eine ohne 
links-grünen Mainstream!)

Wir gehen diesen Weg nicht.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir wollen, dass Deutschland ein offenes, ein liberales, 
ein freiheitliches Land bleibt. Und wir wollen vor allem, 
dass Deutschland ein tolerantes Land bleibt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Und weltoffen!)
Deswegen wird diese Koalition mit Mut und Zuversicht 
ihre Arbeit fortsetzen, trotz oder gerade wegen der zahl-
reichen Zwischenrufe und Beiträge von Ihrer Seite, 
meine Damen und Herren.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun das 

Wort Frau Katharina Dröge.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Herr Bundeskanzler, ich muss sagen: 
Respekt! Sie haben es geschafft, mich zu überraschen. 
Ich hatte wirklich gedacht, wenn es eines gäbe, das Ihnen 
in dieser Koalition keine Probleme bereiten sollte, dann 
wäre es das Geld. Keine Koalition vor Ihnen hatte so viel 
zusätzliches Geld zur Verfügung wie Sie. 850 Milliarden 
Euro an zusätzlichen Schulden planen Sie bis 2029 – 
850 Milliarden Euro! –, und Sie kriegen es trotzdem nicht 
hin. Das muss man erst mal schaffen, Herr Merz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das deutlichste Beispiel dafür, was Sie nicht hinkrie-

gen, ist Ihr Umgang mit der Stromsteuer. Sie, Herr Merz, 
haben die Absenkung der Stromsteuer immer wieder ver-
sprochen. Sie haben es im Wahlkampf versprochen, Sie 
haben es in den Koalitionsvertrag geschrieben, und Sie 
haben es hier am Rednerpult des Deutschen Bundestags 
am 14. Mai den Menschen in diesem Land noch einmal 
versprochen. Und jetzt stehen Sie vor uns und sagen: Das 
ist leider nichts geworden. – Die Absenkung der Strom-
steuer wäre aber wichtig gewesen, Herr Merz. Sie wäre 
wichtig gewesen für alle Unternehmen in diesem Land, 
die weiterhin unter einer Wirtschaftsschwäche leiden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie wäre wichtig gewesen auch für die Familien in die-
sem Land, die unter hohen Kosten leiden, die unter ex-
plodierenden Lebensmittelpreisen leiden, die mit stark 
steigenden Mieten zu kämpfen haben. Auch für sie 
wäre es wichtig gewesen, Herr Merz, dass Sie Ihr Wort 
nicht schon wieder brechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich frage mich allen Ernstes: Wollten Sie nicht, oder 

können Sie es nicht, Herr Merz? Denn Sie stehen hier 
nicht nur mit einem erneuten Wortbruch, sondern auch 
nach einer Woche heillosen Durcheinanders in Ihrer Koa-
lition. Sie haben für die Stromsteuer eigens einen Koali-
tionsausschuss tagen lassen. Fünf Stunden lang haben Sie 
getagt, aber es ist nichts, auch wirklich gar nichts dabei 
herausgekommen. Sie haben alle Ihre Ministerpräsiden-
ten von der CDU ins Rennen geschickt. Alle sind los-
gezogen im Kampf um die Stromsteuer, und alle müssen 
jetzt unverrichteter Dinge wieder nach Hause reiten. Was 
war denn der Plan, Herr Merz? Was war der Plan, wenn 
Sie das nicht durchsetzen wollten? Was wollten Sie den 
Menschen in diesem Land zeigen, außer dass die CDU in 
dieser Koalition am Ende wie ein unsortierter Hühner-
haufen dasteht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen frage ich mich: Wollten Sie nicht, oder können 
Sie nicht, Herr Merz?

Die Frage „Wollten Sie nicht, oder können Sie nicht?“ 
stellt sich mir auch beim Umgang mit der Maskenaffäre 
von Jens Spahn. Sie, Herr Merz, sind ja ein Mann der 
harten Worte. Gerade dann, wenn es um die Schwächsten 
in der Gesellschaft geht, kennen Sie keine Scheu. Wenn 
es um die Bürgergeldempfänger/-innen geht, wenn es um 
die Ukrainer/-innen geht, wenn es um die Geflüchteten 
geht, dann sind Sie oft ganz schnell dabei, denen eine 
Ausnutzung des Sozialstaats vorzuwerfen,

(Beifall der Abg. Simone Fischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dann sind Sie ganz schnell dabei, zu sagen: „Wir müssen 
sanktionieren; wir müssen bestrafen“, auch dann, wenn 
es nicht stimmt. Herr Merz, da sind Sie ein Mann der 
harten Worte.

Auffällig ist nur, wo Sie wegschauen. Sie schauen of-
fensichtlich weg bei Menschen mit Macht und bei Men-
schen mit Geld.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie schauen offensichtlich weg bei Ihrem eigenen Frak-
tionsvorsitzenden, Sie schauen offensichtlich weg bei 
Jens Spahn.

(Zuruf von der CDU/CSU: Auf Augenhöhe mit 
der AfD mittlerweile!)

Jens Spahn hat zu verantworten, dass mit dieser Masken-
affäre Schäden in Höhe von wahrscheinlich bis zu 10 Mil-
liarden Euro entstanden sind. Und ich frage mich, Herr 
Merz: Was sagt es über Sie aus, wenn man in Ihrer Frak-
tion Schäden von bis zu 10 Milliarden Euro für den Bun-
deshaushalt verursachen kann und dann auch noch von 
Ihnen zum Fraktionsvorsitzenden befördert wird? Wieso 
schauen Sie hier weg?
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Steffen Bilger [CDU/CSU]: Dreieinhalb Jahre 
nichts gemacht bei der Coronaaufarbeitung 
und jetzt solche Sprüche klopfen!)

Ich sage Ihnen, Herr Merz: Es geht hier nicht nur um 
den Ruf von Jens Spahn. Es geht hier auch um Ihren Ruf, 
Herr Merz. Wenn Sie weiter wegschauen, wenn Sie die 
Aufklärung weiterhin verhindern, wenn Sie einen par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss weiterhin ver-
hindern, den die Linken und die Grünen nicht durchset-
zen können – aber mit neun Stimmen von der Union wäre 
das locker möglich –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

wenn Sie diese Aufklärung verhindern, Herr Merz, dann 
ist das nicht mehr allein die Affäre von Jens Spahn, dann 
wird das auch zu Ihrem Glaubwürdigkeitsproblem, Herr 
Bundeskanzler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Übrigens: Die Haltung, hart zu sein bei denen, die 
schwach sind, hart zu sein bei denen, die wenig haben, 
aber großzügig bei denen, denen es am besten geht in 
diesem Land, das zeigt sich leider auch in diesem Bun-
deshaushalt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie kön-
nen ja richtig Populismus, Frau Dröge! Endlich 
auf Augenhöhe in der Argumentation mit der 
AfD! Hätte ich nicht gedacht! – Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU)

Sie senken mit diesem Investitionsbooster Steuern in 
Höhe von 46 Milliarden Euro bis zum Jahr 2029; das ist 
viel Geld. Steuersenkungen per se sind ja nichts Schlech-
tes. Die Frage ist nur: An wen geht das?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das haben Experten des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung jetzt für Sie ausgerechnet. Die harte 
Wahrheit – das geht auch an die SPD – ist, dass 69 Prozent 
der Steuersenkungen ausschließlich an Menschen gehen, 
die mehr als 180 000 Euro im Jahr verdienen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Ausschließlich an das reichste 1 Prozent in dieser Gesell-
schaft gehen 69 Prozent der Steuersenkungen. Und die 
unteren 50 Prozent kriegen nur 3 Prozent dieser Steu-
erentlastungen. Ich frage Sie ernsthaft: Ist das Ihre Vor-
stellung von Gerechtigkeit?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ist das Ihre Vorstellung davon, was man mit Steuergeld 
machen sollte: dass man denjenigen, die es wirklich nicht 
brauchen, alles gibt, aber bei denjenigen, die dringend 
Unterstützung bräuchten, wegschaut?

Und dann legen Sie auch noch einen Haushalt vor, der 
das Geld nicht nur den Reichsten gibt, sondern auch noch 
bei denen kürzt, die wirklich Unterstützung bräuchten. 
Sie von der Union diskutieren immer über Kürzungen 
beim Bürgergeld. Aber wir können uns auch den Bereich 

„Kinder und Jugendliche“ angucken. Sie kürzen in die-
sem Haushalt im Bereich der Kinder und Jugendlichen 
um 11 Millionen Euro. Sie kürzen beim Investitionspro-
gramm für Barrierefreiheit, also bei Menschen mit Behin-
derung. Sie kürzen bei der Entwicklungszusammenarbeit 
und bei der humanitären Hilfe. – Das alles machen Sie in 
diesem Bundeshaushalt gleichzeitig.

Lars Klingbeil, ich hatte gedacht, du nimmst den 
Posten des Finanzministers, weil du was anders machen 
willst, weil du die Dinge gerechter machen willst,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil du als SPD-Finanzminister nicht die Politik von 
Christian Lindner fortsetzen willst. Aber ich muss sagen: 
Das ist die Bilanz deines ersten Haushalts.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dann kommen wir zum Thema „Investitionen und Re-
form der Schuldenbremse“. Ich sage Ihnen: Wir Grüne 
haben jahrelang dafür gekämpft, die Schuldenbremse zu 
reformieren. Jahrelang! Wir konnten uns jeden Tag in 
diesem Land anschauen, was eine schlecht gemachte 
Schuldenbremse kaputtgemacht hat.

Wir alle haben den Preis dafür gezahlt. Kinder haben 
den Preis dafür gezahlt, weil vor Ort das Freibad nicht 
mehr saniert werden konnte und geschlossen werden 
musste. Pendler haben den Preis dafür gezahlt, weil es 
immer mehr verspätete Züge gibt. Jugendliche zahlen 
aktuell den Preis dafür, weil sie sich das Deutschland-
ticket nicht mehr leisten können. Schülerinnen und Schü-
ler zahlen den Preis dafür, weil sie bei der Hitze in 
schlecht sanierten Schulen lernen müssen. Unternehmen 
zahlen den Preis dafür, weil sie gigantische Umwege 
fahren müssen, weil in diesem Land die Brücken kaputt 
sind.

Jetzt sind wir endlich an dem Punkt, wo wir es ge-
schafft haben, die Schuldenbremse zu reformieren – ge-
gen den jahrzehntelangen Widerstand der Union, auch 
gegen einen Friedrich Merz, der sich jahrelang geweigert 
hat, diese Reform anzugehen. Jetzt ist das Geld da; aber 
die schlechte Nachricht für dieses Land ist: Ausgerechnet 
jetzt ist Friedrich Merz Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn das, was Sie machen, Herr Merz, ist das Gegen-
teil von investieren. Sie verzocken die Chance, die Sie 
haben, einfach. Sie könnten mit diesem Bundesaushalt 
wirklich investieren; aber alles, was Sie tun, ist jeden, 
aber auch wirklich jeden Trick, den Sie finden können, 
zu nutzen, um das Geld eben nicht in Investitionen zu 
stecken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie verschieben alle Investitionen, die Sie im Bundes-
haushalt finden können, in das Sondervermögen und sa-
gen dann: Ach, guck mal, wir haben doch noch Geld für 
Steuersenkungen für die Reichsten gefunden. – Das ist 
die Politik, die Sie machen: tricksen und täuschen. Das ist 
schlecht für die Menschen im Land, das ist aber auch 
ökonomisch schlecht.
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Ich sage Ihnen, Herr Merz: Es wird vielleicht ein ab-
surder Witz der Geschichte sein, dass Sie als der Mann, 
der immer für die Schuldenbremse gekämpft hat, am 
Ende in die Lehrbücher der Ökonomie eingehen werden 
als Beispiel dafür, dass man die Schuldenbremse tatsäch-
lich doch noch braucht: weil man Ihnen offensichtlich 
nicht vertrauen kann, dass Sie verantwortlich mit Geld 
umgehen und dass Sie in das investieren, was notwendig 
wäre für unser Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das sagen 
die Richtigen! Das sagen absolut die Richti-
gen! Das sagen die Richtigen!)

Den Preis für Ihre schlechte Haushaltspolitik zahlt üb-
rigens auch die Ukraine. Es war wichtig, Herr Merz, dass 
Sie gerade in Ihrer Rede über die Ukraine gesprochen 
haben. Gestern Nacht gab es die schlimmsten Angriffe 
seit Langem. 741 Angriffe von Russland auf die Ukraine 
alleine in der gestrigen Nacht!

Wir haben es gut gefunden, Herr Merz, dass Sie als 
Kanzler als Allererstes mit europäischen Partnern nach 
Kyjiw gefahren sind. Aber schöne Bilder alleine machen 
noch keine Unterstützung aus, Herr Merz. Wir haben 
Ihnen mit diesem Haushalt die Möglichkeit gegeben, 
mehr zu tun. Es waren wir Grüne, die gegen die Union 
und auch gegen die SPD durchsetzen mussten, dass die 
Ausnahme für die Verteidigung auch für die Ukraine gilt. 
Das hatten Sie vergessen. Wir haben das durchgesetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jetzt könnten Sie mehr investieren, aber das tun Sie mit 

diesem Bundeshaushalt einfach nicht. Sie tun nicht, was 
notwendig wäre. Sie geben der Ukraine nicht die Sicher-
heit, dass Deutschland auch dann an ihrer Seite steht, 
wenn die USA ausfallen. Es wäre Ihre verdammte Ver-
antwortung, das jetzt zu tun – nicht nur für die Menschen 
in der Ukraine, sondern auch für die Sicherheit von Eu-
ropa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und es gibt ein Thema, Herr Merz, da legen Sie noch 

nicht mal mehr Wert auf schöne Bilder. Es gibt ein The-
ma, über das Sie am liebsten einfach gar nicht mehr 
reden. Das ist das Thema Klimaschutz.

Ich habe immer gedacht: Eine Regierung ohne die 
Grünen, das heißt Stillstand beim Klimaschutz.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das stimmt 
überhaupt nicht!)

Wir wussten ja, wo die CDU steht. Wir wussten leider aus 
der letzten Koalition auch, wo die SPD steht, weil wir in 
Sachen Klimaschutz immer wieder alleine kämpfen 
mussten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Widerspruch bei der SPD)

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Danke an Robert 
Habeck und danke an die gesamte grüne Bundestagsfrak-
tion für das, was ihr in den letzten Jahren geschafft habt. 
Diese Koalition zeigt uns und dem Land gerade, wie viel 
das wert war, was wir da erkämpft haben gegen jeden 
Widerstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Tino Chrupalla [AfD]: Das sieht man ja: Wirt-
schaftsflaute!)

Aber was mich fassungslos macht – es macht mich 
nicht nur fassungslos, es macht mich wirklich wütend –, 
ist, was Sie in Sachen Klimaschutz machen. Denn das ist 
kein Stillstand, wie ich es erwartet hätte. Es ist ein unfass-
barer Rückschritt beim Klimaschutz; und das hätte ich, 
ehrlich gesagt, nicht von Ihnen erwartet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wer hat das 
Klimaschutzgesetz aufgeweicht?)

Wenn wir uns die Bilanz einmal angucken – –

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wer hat es 
denn aufgeweicht?)

– Hören Sie zu. – Gucken wir uns die Bilanz einmal an: 
Sie nehmen das Geld aus der Lkw-Maut, wo wir Grünen 
durchgesetzt hatten, dass es auch zur Finanzierung der 
Schiene genutzt werden kann, und stecken es wieder aus-
schließlich in die Straße.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Ja, zu Recht! 
Straße finanziert Straße!)

Sie subventionieren fossiles Gas aus dem Klima- und 
Transformationsfonds. Sie planen neue Gasbohrungen 
vor Borkum. Sie kürzen bei den Klimaschutzverträgen 
für die Industrie. Sie wollen das Heizungsgesetz aufwei-
chen. Sie wollen den Kohleausstieg verschieben.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wer hat die 
Umweltprämie abgeschafft?)

Sie kürzen die internationale Klimafinanzierung.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: So viele Fehler, 
die Sie gemacht haben, in Ihrer Regierungs-
zeit!)

Sie erhöhen die umweltschädlichen Subventionen um bis 
zu 15 Milliarden Euro. Sie planen in großem Umfang 
fossile Gaskraftwerke und reden gleichzeitig darüber, 
den Ausbau der erneuerbaren Energien zu verlangsamen.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch überhaupt nicht!)

Das ist Ihre Bilanz nach nicht einmal 100 Tagen im Amt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wer hat 
denn die Umweltprämie abgeschafft? Das wa-
ren Sie!)

Das ist eine klimapolitische Bankrotterklärung, die Sie an 
dieser Stelle abliefern.

Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn Sie so weitermachen, 
dann können Sie auch gleich sagen: Wir wollen den Pla-
neten brennen sehen. – Das ist das, was Sie machen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Da können Sie auch gleich der jungen Generation in 
diesem Land sagen: Es interessiert uns wirklich einen 
Dreck, ob ihr noch in einer Welt leben könnt, die irgend-
wie lebenswert ist.
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(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Frau 
Dröge, wer hat die Umweltprämie abge-
schafft? Das waren Sie!)

Ich habe mich wirklich gefragt: Was muss eigentlich 
noch passieren, damit Sie verstehen? Denn wir können ja 
jeden Tag sehen, was Klimakrise bedeutet.

(Jörn König [AfD]: Ja, reine Panikmache, das 
sehen wir!)

Die Kommunen müssen doch jetzt schon das Wasser 
rationieren, und die Leute müssen ihren Pflanzen im Gar-
ten beim Vertrocknen zuschauen. Wir erleben doch jeden 
Sommer in Folge krasse Überschwemmungen, wo Men-
schen ihre Häuser und teilweise ihre Leben verlieren.

(Tino Chrupalla [AfD]: So ein Schwachsinn!)
In der Lausitz machen sich die Leute Gedanken darü-

ber, dass die Wasserversorgung von Berlin knapp wird.
(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Ja, und wer 
hat das Klimaanpassungsgesetz verschleppt? 
Das waren Sie!)

Den Bauern verdorren ihre Äcker. Im Osten brennen 
schon wieder die Wälder.

(Stefan Keuter [AfD]: Die ganze Woche regnet 
es!)

In den Städten ist es so heiß, dass wir dem Asphalt auf der 
Straße beim Schmelzen zuschauen können.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Und wer 
hat die ganze Zeit nichts für den Hochwasser-
schutz gemacht? Das waren Sie!)

Und die Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen brau-
chen dringend Klimaanlagen, damit die alten Leute in 
der Hitze noch klarkommen. Das ist schon jetzt, im 
Jahr 2025, die Realität der Klimakrise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Und warum 
haben Sie dann das Klimaanpassungsgesetz 
verschleppt?)

Ich frage die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion: Ist da 
noch irgendjemand bei Ihnen, der sagt: „Leute, so geht 
das nicht, wir müssen mal nachdenken, wir müssen um-
kehren, Klimaschutz ist auch unser Job“? Es kann nicht 
ausschließlich Aufgabe von Bündnis 90/Die Grünen sein, 
dieses Thema ernst zu nehmen, dieses Thema voran-
zubringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU] – Wer sagt 
das denn?)

Auch Sie haben eine Verantwortung für Ihre Kinder. 
Auch Sie haben Verantwortung für künftige Generatio-
nen.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Selbstver-
ständlich! Und die nehmen wir auch wahr! 
Anders als Sie!)

Und es kann nicht sein, dass Sie mit so einem Totalausfall 
durch diese vier Jahre gehen.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU])

Und ich sage Ihnen, Herr Merz: Wir haben in der 
letzten Woche noch etwas gelernt. Wir wissen jetzt, 
dass Sie ein Kanzler sind, der nicht für alle Menschen 
in diesem Land Politik machen möchte. Wir wissen, 
dass Sie ein Kanzler sind, der beispielsweise in seiner 
Sprache sehr unsensibel queeren Menschen gegenüber 
ist.

(Lachen bei der AfD)
Ich würde Ihnen zustimmen, Herr Merz: Der Deutsche 

Bundestag ist kein Zirkuszelt. – Aber Sie haben hier auch 
nicht das Amt des obersten Pausenclowns, Herr Merz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn Sie in einer Talkshow sitzen, dann erwarte ich von 
Ihnen, dass Sie durch diese Talkshow kommen, ohne 
Menschen zu beleidigen und zu verletzen.

Die Regenbogenfahne auf dem Dach des Bundestages 
ist kein Symbol. In einer Zeit, in der in Gelsenkirchen ein 
CSD aus Sicherheitsgründen abgesagt werden muss, in 
der in Bad Freienwalde Teilnehmer/-innen eines Viel-
faltsfests angegriffen und verletzt wurden,

(Jörn König [AfD]: Wie viele Volksfeste wer-
den gerade abgesagt?)

in einer Zeit, in der in Ungarn ein CSD verboten wird, in 
so einer Zeit wünschen sich viele queere Menschen in 
diesem Land, dass sie einen Kanzler haben, der vor ihnen 
steht,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
dass sie einen Kanzler haben, der Sicherheit gibt, dass sie 
einen Kanzler haben, der die Rechte von queeren Men-
schen ernst nimmt. So ein Witz wie der mit dem Zirkus-
zelt muss ja irgendwie in Ihren Kopf gekommen sein, 
Herr Merz. Der fällt einem an dieser Stelle ja nicht ein-
fach so ein.

In meiner Heimatstadt Köln haben am Wochenende 
beim CSD Hunderttausende Menschen die Regenbogen-
fahne gefeiert. Da standen viele junge Menschen am 
Straßenrand, und die wollen nichts anderes, als ihr Leben 
in Vielfalt, in Freiheit und mit Respekt führen zu können.

(Zuruf von der CDU/CSU: Können sie doch!)
Und, Herr Merz, wenn Sie sich entschieden haben, 

nicht für diese Menschen zu stehen, dann sagen wir 
Ihnen: Wir stehen für das andere Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD)

Wir stehen für ein Deutschland, das Menschen mit Mi-
grationsgeschichte respektiert und nicht diskriminiert. 
Wir stehen für die Gleichberechtigung von Frauen und 
nicht für Männerrunden im Koalitionsausschuss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir stehen dafür, dass Alleinerziehende mit Respekt be-
handelt werden und nicht in Armut leben müssen. Wir 
stehen für queere Menschen. Wir stehen für Unternehmen 
mit Klimaschutz. Wir stehen für alle Menschen, die an 
die Zukunft in diesem Land glauben. Sie müssen sie nicht 
repräsentieren, wenn Sie das nicht wollen. Wir werden 
das Gegenteil tun.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                                                                                                                                                                                    1589 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Katharina Dröge 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Herr 

Dr. Matthias Miersch das Wort.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr verehrte Frau Weidel, ich will es einfach mal mit 
Roland Kaiser sagen:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, das passt! – 
Tino Chrupalla [AfD]: „Amore amore“! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Das passt!)

„Was hat dir dein Herz gestohlen?“ – Wie kann man so 
eiseskalt,

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Und das bei 
dieser Hitze!)

so hasserfüllt als Mensch eine solche Rede halten, wie Sie 
das eben getan haben?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Tino Chrupalla 
[AfD]: Die war doch ausgezeichnet!)

Sie haben von der Transformation des Staatsvolkes 
gesprochen.

(Jörn König [AfD]: Ja, genau das machen Sie!)
Das erinnert mich an alte Zeiten, wo es um Rassenlehre 
ging.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was ist das denn 
für ein Mist? – Weitere Zurufe von der AfD)

Wie Sie hier über Menschen mit Migrationshintergrund 
geredet haben,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was reden Sie von 
Rasse hier? Sind Sie noch bei Trost?)

in einer Verallgemeinerung, ist ein Schlag ins Gesicht für 
alle, die Migrationshintergrund in diesem Land haben 
und tagtäglich dieses Land bereichern, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der Linken – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Hier von Rasse zu reden!)

Als Vorsitzender einer Fraktion, die eine Partei reprä-
sentiert, die im Nationalsozialismus gelitten hat und ver-
folgt wurde, kann ich Ihnen nur sagen: Nicht umsonst 
haben die Mütter und Väter des Grundgesetzes auch ein 
Parteiverbot in die Verfassung aufgenommen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Wie 1933! – Weitere 
Zurufe von der AfD)

Und Ihre Rede heute war ein Beispiel dafür, dass Sie hier 
verfassungsfeindlich agieren.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wo denn?)
Und deswegen muss es auch ein Verbotsverfahren geben, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Sie sind so hilflos! – Tino Chrupalla 
[AfD]: Kommen Sie mal zum Haushalt! – Zu-
ruf von der AfD: Sie sind wirklich absurd und 
dämlich!)

Ihre Rede zeigt gleichermaßen, welche Verantwortung 
wir hier alle haben – die CDU/CSU, die Grünen, die SPD 
und auch die Linken.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Jetzt wird’s wirklich 
interessant!)

Sie haben wieder begonnen – so ist es ja in den USA 
beobachten; so war es in Polen zu beobachten –, jetzt 
schon eine Frau zu diskreditieren, die das höchste Gericht 
mitbesetzen soll,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die diskreditiert 
sich selbst!)

eine Frau, die sich äußert. Deswegen sage ich: Lassen Sie 
uns wirklich am Freitag sehr, sehr verantwortungsvoll 
mit diesen Wahlen zu den obersten Bundesrichtern um-
gehen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Lachen des 
Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Die Wähler laufen Ihnen 
weg!)

Es gehört auch die Frage dazu, liebe Katharina Dröge, 
wie wir streiten. Der Bundeskanzler hat zu Recht darauf 
hingewiesen: Der Streit muss sein, auch der harte Streit. – 
Aber wir sollten auch versuchen, die Grundlagen ein 
bisschen zu sortieren. Wenn Sie beispielsweise davon 
sprechen, dass unermesslich viel Geld da ist, dann würde 
ich schon darum bitten, dass Sie differenzieren – das 
wissen Sie auch aus Ampelzeiten –: Viel Geld, das wir 
jetzt investieren, ist im sogenannten Sondervermögen;

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

aber im eigentlichen Haushalt haben wir nach wie vor ein 
Riesenproblem.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deswegen verschieben Sie das dort!)

Deswegen müssen wir leider auch Diskussionen über das 
Sparen führen; das gehört zur Ehrlichkeit dazu, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Und wenn Sie dann das Thema Klimaschutz anspre-

chen und auf die SPD draufhauen,
(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Ja!)
dann kann ich als jemand, der hier 20 Jahre Klimaschutz-
politik gemacht hat, Ihnen nur sagen: Mal ein bisschen in 
den Spiegel gucken! – Leider hat Robert Habeck es nicht 
hingekriegt, aber auch er hatte vor, eine sogenannte 
Kraftwerkstrategie umzusetzen, weil er wie Sie und ich 
genau weiß, dass wir als Brücke fossile Energie noch 
brauchen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                   1590 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Katharina Dröge 



(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht so!)

Wenn wir aus der Kohle aussteigen wollen, dann brau-
chen wir Gas. Das gehört auch zur Ehrlichkeit dazu, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Sehr gut, 
Matthias!)

Ich will sogar noch einen Schritt weiter gehen. Jetzt 
haben Sie Zeit, sich kritisch zu reflektieren, weil Sie nicht 
die Verantwortung tragen.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Zeit haben wir immer! – Felix 
Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wäre für euch auch mal eine Chance!)

Aber Sie sollten schon gucken, ob es nicht auch die 
Grünen waren, die bestimmte Dinge intern nie geregelt 
haben. Wie ist das zum Beispiel beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien und den Planungsverfahren? Wie ist das 
bei großen Infrastrukturprojekten, wo Sie nicht bereit 
waren, das Wohl der Allgemeinheit über das Wohl von 
Einzelinteressen zu stellen?

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was denn für „Einzelinteressen“?)

Das sind für mich Dinge, bei denen Sie sich kritisch 
fragen sollten, ob diese Einseitigkeit, die Sie teilweise 
hatten, vielleicht auch ein Grund dafür ist,

(Zuruf des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dass in der Bevölkerung das Thema Klimaschutz augen-
blicklich nicht mehr ganz oben angesiedelt ist.

Lassen Sie uns lieber gemeinsam versuchen, hier wei-
terzukommen. Das, was wir als Große Koalition augen-
blicklich in diese Transformation investieren, ist gelebter 
Klimaschutz. Das müssen Sie einfach auch zur Kenntnis 
nehmen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Aber es ist richtig: In diesen Zeiten haben viele Men-

schen Sorgen. Die Finanzkrise,
(Jörn König [AfD]: Welche Finanzkrise? – Zu-
ruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Corona und der russische Angriffskrieg haben was mit 
dieser Gesellschaft gemacht. Viele Leute sind besorgt, 
ob sie sich ihr Leben so noch leisten können, ob sie ihren 
Arbeitsplatz behalten. Deswegen müssen wir sehr verant-
wortungsbewusst und auch empathisch gegenüber diesen 
Sorgen und Ängsten auftreten.

(Maximilian Kneller [AfD]: Sie müssen Ihre 
Politik ändern!)

– Über die Politikansätze können wir streiten.
(Maximilian Kneller [AfD]: Bis Sie uns ver-

boten haben!)
Ich sage Ihnen: Vor 160 Jahren haben sich Menschen 

zusammengetan und die SPD gegründet, weil sie der 
festen Überzeugung waren, dass man alleine in dieser 

Gesellschaft nicht gut lebt. Deswegen ist für uns – ich 
sage das ganz bewusst – in dieser Haushaltsdebatte eins 
zentral: Diese Sorgen lassen sich nur dadurch auflösen 
und auch der Kampf gegen die Unsicherheit lässt sich 
nur dadurch gewinnen – das ist unsere feste Überzeu-
gung –, dass wir einen handlungsfähigen, einen funktio-
nierenden Staat und eine solidarische Gemeinschaft ha-
ben.

Ich bin sehr froh, dass wir nach vielen, vielen Jahren, in 
denen wir uns stranguliert haben, jetzt endlich in der Lage 
sind, in den Zusammenhalt in diesem Land und die Zu-
kunft dieses Landes zu investieren. Das ist von elemen-
tarer Bedeutung für die Zukunft, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU])

Dieser Unsicherheit kann man nur begegnen, indem 
man Sicherheit schafft. Deswegen sage ich: Dieser Koa-
litionsvertrag enthält einen Dreiklang, nämlich erstens 
die gesellschaftliche Sicherheit, zweitens die persönliche 
Sicherheit und drittens die nationale und europäische Si-
cherheit.

Die gesellschaftliche Sicherheit ist die Zusicherung 
von Daseinsvorsorge. Das ist ein abstrakter Begriff. Da-
hinter verbirgt sich aber, dass wir in diesem Land wieder 
investieren können – in Bildung, in Infrastruktur, in For-
schung, in all das, was der Einzelne und die Einzelne sich 
selbst nicht organisieren kann.

Wenn ich in den letzten Tagen lese: „Was hat eigentlich 
die Einzelne und der Einzelne von diesem Haushalt?“, 
dann sage ich: Dieses Investitionsprogramm, das die Zu-
kunft und den Zusammenhalt gestaltet, kommt allen hier 
in diesem Lande zugute. Das ist gelebte Solidarität, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dazu gehört auch, dass wir Arbeitsplätze sichern und die 
Wirtschaft, die Grundlage unseres Lebens, unterstützen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Dann fangt mal an!)

Und, Frau Dröge, der Investitionsbooster ist ein Punkt, 
über den die meisten Ökonomen sagen: Er ist wichtig und 
richtig, weil wir dadurch die Wirtschaft wieder in 
Schwung bekommen. – Das muss man hier an dieser 
Stelle sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich habe mir von der Anhörung und den Aussagen von 
Herrn Bach berichten lassen. Ich habe mir aber auch be-
richten lassen, dass es bei anderen Sachverständigen 
Kopfschütteln gegeben hat, als er die Verteilungswirkung 
erwähnt hat. Erst mal muss man zur Kenntnis nehmen: 
Hier geht es nicht um Einkommensteuer, sondern es geht 
um Unternehmensteuer. – Wir wollen die Unternehmen 
tatsächlich stärken; dahinter stehen wir auch. Deswegen 
ist der Investitionsbooster ein ganz wichtiges Signal, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Jetzt komme ich zum persönlichen Sicherheitsbegriff. 
Dabei geht es um die Frage: Wie können wir beispiels-
weise ein elementares Bedürfnis von allen Menschen in 
diesem Land befriedigen, das Bedürfnis nach bezahl-
barem Wohnraum? Wir fördern jetzt bezahlbaren Wohn-
raum, indem wir beispielsweise so viele finanzielle Mittel 
in die soziale Wohnraumförderung geben wie schon 
lange nicht mehr. Auch das ist ein ganz wichtiger Schritt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, den wir jetzt gehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dazu gehört, liebe Verena Hubertz, auch die Planungs- 
und Genehmigungsbeschleunigung im Bereich des so-
genannten Bauturbos. Auch hier geht es darum, dass 
das Geld nicht nur da ist, sondern dass wir es investieren, 
damit die Menschen sehen: Hier passiert jetzt was. – 
Auch deswegen ist dieses Gesetz, über das wir in dieser 
Woche hier in erster Lesung debattieren, von elementarer 
Bedeutung und so wichtig, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich komme zu einem weiteren Punkt. Am Ende eines 
Arbeitslebens muss eine verlässliche soziale Sicherung 
stehen. Deswegen ist die Sicherung des Rentenniveaus 
eine zentrale Aufgabe für diese Gemeinschaft.

(Zuruf von der Linken: Zu wenig!)
– Ob das zu wenig ist, auch darüber muss man diskutie-
ren. Aber wissen Sie, in der Koalition diskutieren wir 
augenblicklich über Dinge, die die Koalitionspartner un-
terschiedlich sehen. Das gehört zur Ehrlichkeit dazu. Und 
auch von Oppositionsparteien erwarte ich ein bisschen 
Respekt – auch für den Wert des Kompromisses.

Für uns ist zentral gewesen, das Rentenniveau zu si-
chern. Aber es wird in diesem Land noch eine darüber 
hinausgehende Debatte geben müssen. Wir werden über 
die soziale Sicherung insgesamt diskutieren müssen; 
diese Frage werden wir miteinander klären müssen. Un-
sere Auffassung ist – und das ist wieder persönliche Si-
cherheit –, dass die Einzelne und der Einzelne nicht al-
leingelassen wird, sondern dass wir Rentenversorgung 
und Gesundheitsversorgung solidarisch organisieren. Da 
geht kein Weg dran vorbei. Und, liebe Bundesarbeits-
ministerin Bärbel Bas, ich finde es völlig angemessen, 
dass wir auch darüber in dieser Großen Koalition dis-
kutieren, wie wir die Zukunft dieser Systeme gestalten, 
wer einzahlt und wer wie viel einzahlt. Das sind ganz 
zentrale Fragen, die uns beschäftigen müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich komme zum dritten Punkt, zur Frage der nationalen 
und der europäischen Sicherheit. Ja, Diplomatie muss 
immer ganz oben stehen. Aber wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass wir augenblicklich in der Welt einige Si-
tuationen haben, in denen Diplomatie leider keinen Er-
folg hat. Deswegen müssen wir massiv in die Verteidi-
gungsfähigkeit dieses Landes investieren. Die Ampel ist 
daran zerbrochen, dass es ein Entweder-oder gab, dass 
wir Güter gegeneinander ausspielen hätten müssen: den 

sozialen Zusammenhalt gegen die nationale Sicherheit 
und die europäische Solidarität. Auch diesbezüglich bin 
ich den Grünen und der CDU/CSU dankbar, dass wir 
miteinander eine Verfassungsänderung auf den Weg ge-
bracht haben, die es uns ermöglicht, ohne dieses Entwe-
der-oder so in die Verteidigungsfähigkeit dieses Landes 
zu investieren, wie es gerade in diesen Zeiten angemessen 
ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind in 
einer Grundsatzdebatte. Ich habe den Eindruck, dass die 
ersten Reden schon gezeigt haben, was in dieser Gesell-
schaft gerade los ist und welche politischen Kräfte was 
wollen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Was will eigentlich die 
SPD?)

Ich bin davon überzeugt, dass Hass und Ausgrenzung nie 
eine Lösung sind,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Über 10 Millio-
nen Wähler sind Ihnen weggelaufen!)

sondern dass das Wir am Ende gewinnt. In diesem Sinne 
freue ich mich auf gute Beratungen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun das Wort Frau 

Abgeordnete Heidi Reichinnek.
(Beifall bei der Linken)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eines kann die neue Regierung schon genauso 
gut wie die vorherige: sich ordentlich auf die Schulter 
klopfen. Ich frage mich: Für was eigentlich? Was haben 
Sie denn in diesen knapp 100 Tagen geliefert außer Cha-
os, gebrochene Versprechen und jetzt diesen Haushalt der 
Hoffnungslosigkeit?

Mit diesem Haushalt haben Sie eines ganz deutlich 
gemacht: Sie kehren den Menschen in diesem Land den 
Rücken zu und machen Politik gegen deren Interessen. 
Klar, irgendwie müssen Sie die massive Aufrüstung und 
die Steuergeschenke für Superreiche und Konzerne ja 
finanzieren. Aber da machen wir nicht mit!

(Beifall bei der Linken)
Diese Militarisierung, die Sie vorantreiben, ist ein 

Spiel mit dem Feuer – auch finanziell. Gemäß NATO- 
Beschluss sollen 5 Prozent des BIP für Aufrüstung zur 
Verfügung stehen. Schon das 2-Prozent-Ziel war kaum zu 
schaffen. 5 Prozent des BIP, das werden über 220 Milliar-
den Euro sein – die Hälfte des Haushalts. Ich frage Sie: 
Wo soll das Geld denn herkommen? Sie haben doch 
angeblich immer keins, also zumindest nicht, wenn es 
um Investitionen im Gesundheitsbereich, in bezahlbares 
Wohnen und in den ÖPNV geht oder um die Finanzierung 
von Sozialleistungen wie Bürgergeld oder Elterngeld. 
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Dafür gibt es im Haushalt nämlich nicht mehr, sondern im 
Gegenteil: Sie kürzen an allen Ecken und Enden, wäh-
rend der Verteidigungshaushalt schon jetzt um rund 
10 Milliarden Euro wächst. Aber jeder Cent, der in die 
Rüstung fließt, fehlt an anderer Stelle. „Whatever it ta-
kes“ – die Rechnung zahlen die anderen. Das ist ein 
Skandal.

(Beifall bei der Linken)
Und das Geld, das im Haushalt nach Ihren Rüstungs-

orgien noch übrig bleibt, werfen Sie denen hinterher, die 
sowieso schon zu viel haben. Steuersenkungen für Unter-
nehmen? Gar kein Problem. Aber Senkung der Strom-
steuer, um die Mehrheit zu entlasten? Das ist dann leider 
nicht mehr drin. Sie verteilen von unten nach oben. Wir 
wollen von oben nach unten verteilen, damit alle ein 
gutes Leben haben und nicht nur einige wenige.

(Beifall bei der Linken)
Ich fand es ja ganz interessant, was ich da jetzt auch 

aus den Reihen der AfD gehört habe. Deswegen erlauben 
Sie mir, an dieser Stelle einmal zu sagen, wie unfassbar 
scheinheilig Sie mal wieder sind, denn: Wer stellt sich 
denn gegen einen armutsfesten Mindestlohn? Die AfD!

(Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])
Wer bekämpft Gewerkschaften? Die AfD! Wer ist gegen 
eine Vermögensteuer? Die AfD! Wer will sogar den Soli 
abschaffen, den eh nur die reichsten 10 Prozent zahlen 
müssen? Lassen Sie mich überlegen: Die AfD!

(Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])
Wer ist gegen eine Bürger/-innenversicherung? Die AfD! 
Alles, was Sie hier erzählen, ist pure Heuchelei; denn es 
geht Ihnen nicht um die Menschen in diesem Land.

(Beifall bei der Linken)
Die belügen Sie jeden Tag aufs Neue. Die sind Ihnen total 
egal. Es geht Ihnen um Ihren eigenen Vorteil. Frau 
Weidel, wie lebt es sich denn so in der Schweiz mit der 
doppelten Diät? Ihre rechtsextreme Heuchelei ist einfach 
nur billig.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Maximilian Kneller [AfD])

Aber genau deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von Union und SPD, ist es so schlimm, dass Sie mit Ihrem 
Haushalt die Menschen in diesem Land im Stich lassen. 
Denen erklären Sie ja seit Jahr und Tag, dass Sie so gerne 
mehr für sie tun würden, es aber nicht geht, weil das Geld 
fehlt. Ein kleiner Tipp von uns Linken: Das Geld fehlt 
nicht, es wird nur falsch verteilt.

(Beifall bei der Linken)
Und neueste Zahlen beweisen das. Ein Viertel des Ver-

mögens in diesem Land liegt in den Händen von gerade 
einmal 0,005 Prozent der Bevölkerung. Deren Vermögen 
ist im letzten Jahr sogar noch mal um 16 Prozent gestie-
gen. Gleichzeitig werden die Schlangen an den Tafeln 
immer länger, immer mehr Menschen verlieren ihre Woh-
nung, Kinder wachsen in Armut auf, Rentner/-innen sam-
meln Pfandflaschen, und wer arm ist, stirbt Jahre früher 
als jemand, der viel Geld hat.

(Zuruf von der Linken: Eine Schande ist das!)

Und Sie? Sie versuchen nicht mal, die Schere zwischen 
Arm und Reich zu schließen. Sie reißen sie immer weiter 
auseinander. Ich sage es mal wirklich direkt: Es kotzt 
mich langsam an, Ihre Ausreden dafür hören zu müssen.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Das ist aber unparlamentarisch!)

Denn: Wo sind Ihre Vorschläge, um Steuerschlupf-
löcher zu schließen und Steuerbetrug zu verfolgen? Wo 
sind die Gesetzentwürfe für eine Erbschaftsteuerreform 
oder eine Vermögensteuer? Es ist beeindruckend, wie viel 
Energie Sie darauf verwenden, Ausreden zu finden. Ste-
cken Sie die doch mal in die Suche nach Lösungen! 
Stellen Sie sich mal vor, wir hätten wenigstens diese Ver-
mögensteuer. Geschätzt wären das jährlich, selbst wenn 
Sie eine sehr moderate Version ansetzen, 20 Milliarden 
Euro für die Bundesländer, und damit für Schulen, für 
Kitas, für Universitäten, für echte Bildungsgerechtigkeit. 
Das wäre ohne Probleme möglich. Was damit alles mach-
bar wäre, wenn Sie den Mut hätten, diese Steuer, die ja 
nur ausgesetzt ist, endlich zu reaktivieren!

(Beifall bei der Linken)

Aber ich verstehe schon: Sie wollen sich nicht mit den 
Superreichen anlegen. Wir allerdings schon.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Bingo!)

Es geht eben an dieser Stelle auch wirklich ums Wollen 
und nicht ums Können. Das haben wir auch bei der Schul-
denbremse gesehen. Die heilige, die gottgegebene Schul-
denbremse, die haben Sie einfach mal so ausgesetzt – 
zack –, aber natürlich nur für Rüstung. Dafür haben Sie 
sogar noch den alten Bundestag wieder einberufen, ob-
wohl der neue schon gewählt war. Ich meine, das ist doch 
mal Engagement. Warum geht das an anderer Stelle 
nicht? Denn eigentlich soll ja noch eine Reform der ge-
samten Schuldenbremse folgen. Das steht zumindest in 
Ihrem Koalitionsvertrag. Aber was da so steht und was 
wirklich umgesetzt wird, damit nehmen Sie es ja nicht so 
genau. Das ist ja auch kein Wunder; denn die Union will 
das gar nicht, und die SPD schreibt es dann auf ihre Liste 
von Dingen, die sie leider mal wieder nicht durchsetzen 
konnte, wie den Mindestlohn von 15 Euro.

(Beifall bei der Linken)

Ich kann schon gar nicht mehr wütend auf euch sein, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD. Ihr tut mir 
einfach nur noch leid. Wie die Union euch auch noch das 
letzte Stück Sozialdemokratie nimmt, das schmerzt. Und 
Matthias: Ja, Kompromisse sind wichtig, aber die SPD 
geht in dieser Koalition unter. Das zeigt sich doch an dem 
vergifteten Lob von Herrn Merz, weil die SPD dem Fa-
miliennachzug zugestimmt hat.

(Beifall bei der Linken)

An dieser Stelle – und man kann es anscheinend nicht 
oft genug sagen –: Man bekämpft Rechtsextreme nicht 
mit rechtsextremer Politik. Man bekämpft sie, indem man 
sich hinter das Grundgesetz stellt und hinter das Asyl-
recht. Diese Politik brauchen wir in diesem Land!

(Beifall bei der Linken)
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Aber eins muss ich Ihnen von der Union ja lassen – 
zumindest an dieser Stelle waren Sie immer ziemlich ehr-
lich –: Als es darum ging, die Schuldenbremse auszuset-
zen, haben Sie gesagt: Wir müssen jetzt konsolidieren, 
wir müssen sparen. – Sparen, das klingt immer so schön, 
gerade in Deutschland. Die Leute hier sparen gerne, zu-
mindest wenn sie am Ende des Monats überhaupt noch 
Geld dafür übrig haben. Denn ein Drittel der Menschen in 
diesem Land hat am Ende des Monats keinen einzigen 
Cent mehr auf dem Konto. Wenn die Preise steigen, wenn 
die Mieten steigen, wenn die Waschmaschine kaputtgeht, 
wenn das Kind auf eine Klassenfahrt will, dann stellt das 
diese Menschen vor Herausforderungen, die sie nicht 
bewältigen können.

Wenn Sie vom Sparen reden, dann bedeutet das eben 
Sparen auf Kosten dieser Menschen, und das müssen Sie 
den Leuten auch so ehrlich sagen.

(Beifall bei der Linken)

Denn es gibt mal wieder viel zu wenig Geld für den 
sozialen Wohnungsbau – und nein, die zahnlose Miet-
preisbremse hilft da nicht –, es gibt wieder keine Erhö-
hung beim Elterngeld, es gibt keine Finanzierung fürs 
Deutschlandticket. Das bedeutet Ihre Sparpolitik: Ohne 
Rücksicht auf Verluste wird alles gekürzt und gestrichen.

Besonders krass fand ich eine Aussage von Ihnen, Herr 
Merz, auf einem Kommunalkongress vor wenigen Wo-
chen. Da sprachen Sie davon, dass die Kosten für die 
Jugend- und Eingliederungshilfe in den letzten Jahren 
immer um rund 10 Prozent gestiegen sind. Sie sagten, 
das müsse man auf den Prüfstand stellen, da sei doch 
Potenzial. Jetzt hoffe ich wirklich, Herr Merz, dass Sie 
einfach nicht gewusst haben, wovon Sie reden; das wäre 
wirklich noch die beste Option an der Stelle.

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!)

Denn Jugendhilfe heißt zum Beispiel Kita. Das System 
ist sowieso schon kurz vorm Kollaps und wird nur dank 
der Mitarbeitenden aufrechterhalten. Wir müssen die 
Zahl der Plätze ausbauen und Personal gewinnen. Und 
hier wollen Sie kürzen?

Jugendhilfe heißt auch Unterstützung für Kinder und 
Jugendliche, die es sowieso schon schwer genug haben. 
Und ich weiß, wovon ich rede; ich habe da jahrelang 
gearbeitet.

(Zuruf von der AfD)

Das sind junge Menschen mit psychischen Krankheiten, 
die aus schwierigen Familien stammen, die traumatische 
Erfahrungen gemacht haben.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Gerade dann!)

Wir brauchen hier viel mehr Angebote. Und hier wollen 
Sie kürzen?

Und die Eingliederungshilfe! Da reden wir über Inklu-
sion, über Teilhabe von Menschen mit Behinderung. Egal 
ob in der Schule, im Arbeitsmarkt, beim ÖPNV: Diese 
Menschen haben noch so viele Barrieren vor sich. Die 
müssen abgebaut werden. Und hier wollen Sie kürzen? 
Das ist Ihr Angebot an die Menschen da draußen?

Die Menschen, die Unterstützung brauchen, bekom-
men sie nicht. Das bedeutet es, wenn Sie hier so nett 
vom Sparen reden.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Simone 
Fischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und das zieht sich auch wie ein schwarzer Faden durch 
den Haushalt. Bei den Freiwilligendiensten kürzen Sie 
zum Beispiel auch. Durch jede Talkshow tingeln und 
einen Pflichtdienst verlangen, aber die Freiwilligenange-
bote nicht richtig ausfinanzieren: Das ist genau mein 
Humor.

(Beifall bei der Linken)

Auch beim Elterngeld gibt es die dringend notwendige 
Erhöhung für Menschen, die Kinder erziehen, mal wieder 
nicht. Aber die gab es ja auch die letzten 18 Jahre nicht. 
Wahrscheinlich denken Sie sich, die Familien haben sich 
schon daran gewöhnt, dass es vorne und hinten nicht 
reicht.

Und für wen ist in Ihrem Haushalt auch kein einziger 
Cent vorgesehen? Für Frauen, die von Gewalt betroffen 
sind. Ich schätze, Sie ruhen sich darauf aus, dass 2027 das 
Gewalthilfegesetz in Kraft tritt, und bis dahin ignorieren 
Sie einfach die steigende Gewalt gegen Frauen, den Man-
gel an Frauenhausplätzen und Beratungsangeboten.

Übrigens: Wer ist noch massiv von Gewalt betroffen? 
Queere Menschen. Während Sie hier vom „Zirkuszelt“ 
reden, Herr Merz, werden diese Menschen bedroht und 
angegriffen. Das Mindeste, was sie von Ihnen als Kanzler 
verlangen können, ist doch ein bisschen Solidarität.

(Beifall bei der Linken)

Die Menschen in diesem Land leisten so unfassbar 
viel – ob bei der Erwerbsarbeit oder bei der Sorgearbeit. 
Trotzdem ruft ihnen ihr Kanzler zu: Mit Work-Life-Ba-
lance können wir unseren Wohlstand nicht halten. – Wes-
sen Wohlstand meinen Sie damit eigentlich, und von 
welcher Work-Life-Balance reden Sie, wenn die Allein-
erziehende zwischen Job, Kita und Schule hin- und her-
rennen muss, wenn der Rentner mit über 70 Jahren noch 
an der Supermarktkasse steht, weil es sonst für die Miete 
nicht reicht, und wenn die Reinigungskraft abends noch 
Pakete ausfährt, weil ein Job eben nicht genug ist?

Sie könnten diese Probleme angehen, zum Beispiel mit 
einem armutsfesten Mindestlohn. Aber stattdessen spie-
len Sie die, die wenig Geld haben, gegen die aus, die gar 
kein Geld haben. Am härtesten trifft es die Menschen im 
Bürgergeld; auf die prügeln Sie hier immer härter ein. 
Aber ein kleiner Realitätscheck: Über die Hälfte der El-
tern im Bürgergeld hat schon mal auf Essen verzichtet, 
damit die Kinder genug haben. – Was ist das für ein 
Armutszeugnis!

(Beifall bei der Linken)

Das sind die Menschen, auf die Sie immer wieder ein-
treten – in jeder Talkshow, in jeder Rede, an jedem 
Stammtisch wahrscheinlich auch.

Ich sage Ihnen mal: Der Betrug im Bürgergeld kostet 
uns laut Studie 270 Millionen Euro im Jahr. Das ist nicht 
okay; ja, alles klar. Aber Steuerbetrug kostet uns 100 Mil-
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liarden Euro, und ein Ex-Minister Jens Spahn kostet uns 
mutmaßlich mehrere Milliarden Euro. Vielleicht sollten 
Sie da mal so intensiv aufklären wie beim Bürgergeld.

(Beifall bei der Linken)

Aber ich verspreche Ihnen: Wir als Linke stehen immer 
an der Seite derjenigen, die am Ende des Monats im 
Supermarkt ganz genau rechnen müssen, ob es noch für 
den Einkauf reicht, die ihren Kindern keinen Urlaub er-
möglichen können, die an den Kosten für das Pflegeheim 
ihrer Eltern verzweifeln und sich fragen, wie sie das alles 
noch schaffen sollen. Wir werden diese Menschen mit 
Ihrem Haushalt der Hoffnungslosigkeit nicht alleinlas-
sen.

Gegen Ihre Politik der sozialen Kälte stellen wir unsere 
Solidarität – mit Sozialberatungen, unserem Mietwucher-
rechner, unserem Heizkostencheck, unserem Meldeportal 
für Mindestlohnbetrug, unserem Fraktionsverein. Denn 
für uns ist klar: Niemals allein, immer gemeinsam.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat jetzt das Wort Herr 

Abgeordneter Jens Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß nicht, wie 

es Ihnen geht, aber das Wahlergebnis vom 23. Februar 
steckt mir, steckt uns noch in den Knochen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ja, wir haben die Wahl gewonnen, wir regieren;

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee! Ihr habt 
nicht gewonnen!)

aber die Volksparteien der politischen Mitte haben auch 
massiv an Vertrauen verloren.

(Zuruf von der Linken: Ja! Wegen Ihnen!)

Die extreme Rechte hat sich verdoppelt,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

die radikalpopulistische Linke ist gewachsen.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Hören Sie mal auf, 
den Rechten hinterherzulaufen!)

Dieses Ergebnis ist nicht vergessen. Und ja, wir spüren es 
in gewisser Weise auch heute hier.

Es ist vor allem und zuallererst Auftrag für diese Re-
gierung und für diese Koalition, Vertrauen wiederzuge-
winnen,

(Zuruf von der AfD)

Vertrauen darin, dass wir die Probleme sehen, dass wir 
die Probleme lösen können und lösen wollen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: 850 Milliarden 
auf Pump!)

Vertrauen darin, dass wir durch politische Entscheidun-
gen einen erfahrbaren Unterschied machen im Alltag der 
Menschen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja! Mit Maxi-
malverschuldung!)

Und das, Frau Weidel – das hat Ihre Rede gezeigt –, ist 
das, was Sie am meisten fürchten: eine Regierung, die 
liefert. Und weil wir liefern, werden Sie immer schriller 
und immer lauter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist doch der Zusammenhang, den wir hier heute 
Morgen gesehen haben.

Sie wissen sich nicht mehr anders zu helfen, weil wir in 
den letzten Wochen mehr entschieden haben als manch 
andere Regierung in den ersten Monaten.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Die Wahrheit tut halt 
weh!)

Denn wir wollen zeigen, dass wir einen Unterschied ma-
chen, und deswegen gibt es mehr Gerede, mehr Geraune, 
mehr Verschwörungstheorien, mehr Ressentiments. Aber 
damit lassen wir Sie nicht nur nicht durchkommen, son-
dern das ist für uns Ansporn, noch mehr zu liefern in den 
nächsten Monaten, bis die politische Mitte wieder stark 
ist und Vertrauen hat hier in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Ich habe schon Angst!)

Ein Haushalt, auch dieser Haushalt 2025, ist in Zahlen 
gegossene Politik. Dieser Haushalt ist übrigens der Haus-
halt, an dem die letzte Regierung zerbrochen ist.

(Zuruf des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Und so steht dieser Haushalt nur neun Wochen nach der 
Wahl eines neuen Kanzlers

(Zuruf von der Linken)
und dem Start des neuen Finanzministers für eine Rück-
kehr zu Stabilität und Handlungsfähigkeit.

Vertrauen aufzubauen, braucht allerdings Zeit. Wir alle 
spüren das. Viele Bürgerinnen und Bürger schwanken 
noch; da ist Skepsis. Sie sehen, dass was passiert, aber 
sie wissen noch nicht ganz, ob sie dem trauen können.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Weil der Rest ge-
schwärzt ist!)

Vertrauen wächst, aber langsam. Das sehen wir.
Und was die Bürgerinnen und Bürger sehen, das ist ein 

Politikwechsel
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Den machen Sie 

ja nicht!)
in der Außen- und Sicherheitspolitik in den ersten Wo-
chen schon. Deutsche Führung für und in Europa, in der 
NATO ist wieder da. Liebe Kolleginnen und Kollegen, in 
diesen Zeiten, wo so viel Krieg in Europa herrscht, wo die 
Frage des transatlantischen Verhältnisses offen ist, wo der 
Umgang mit China und die Lage im Nahen Osten fraglich 
sind, wo so viel zu besprechen ist, ist es gut, dass der 
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amerikanische Präsident wieder eine Telefonnummer hat, 
wenn er mit Europa sprechen will, und das ist die Tele-
fonnummer des deutschen Bundeskanzlers, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Außenpolitik will ich nur eines sagen: Wer Putin 

preist, wer für China spioniert, wer sich bei terroristi-
schen Mullahs und einem demokratischen Israel nicht 
entscheiden kann, auf welcher Seite er steht,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Blödsinn!)

ja, wer regelmäßig auf der falschen Seite der Autokratien 
steht, der ist sicher kein Patriot, der handelt nicht im 
nationalen Interesse und der spart diesen Teil in seiner 
Rede dann auch aus, so wie Sie das hier heute gemacht 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Neben dem Politikwechsel in der Außen- und Sicher-
heitspolitik sehen wir den Politikwechsel in der Migrati-
onspolitik.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, sehen wir?)
Denn wenn etwas hat Vertrauen verlieren lassen in der 
breiten demokratischen Mitte, dann ist es der Kontroll-
verlust,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat die CDU 
doch eingeführt, den Kontrollverlust! Da wa-
ren Sie Minister! – Maximilian Kneller [AfD]: 
Danke, Frau Merkel! Das ist Ihre Politik! – 
Tino Chrupalla [AfD]: Na, Sie waren doch in 
der Regierung!)

das Gefühl bzw. die Situation von Überforderung in vie-
len Städten und Gemeinden. Das sind auch keine leichten 
Entscheidungen, die trifft niemand leichtfertig; denn sie 
sind menschlich schwer. Trotzdem ist es notwendig für 
die Stabilität im Land, für das Vertrauen in die Politik und 
dafür, dass wir am Ende handlungsfähig bleiben.

Die Zahlen sind auf Rekordtief – Stichworte „Grenz-
kontrollen“ und „Gesetzesänderung“. Die nächsten und 
entscheidenden Schritte sind aber die Initiativen auf euro-
päischer Ebene und die Abstimmungen, die da stattfin-
den. All das wirkt. Dobrindt wirkt. Wir machen schon in 
den ersten Wochen den Unterschied, um den es geht, auch 
bei der illegalen Migration.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir machen den Politikwechsel in der Wirtschaftspoli-

tik. Der Investitionsbooster ist angesprochen worden: 
Abschreibungen von 30 Prozent in den ersten drei Jahren 
auf jede Maschine. – Übrigens, weil ich das gelegentlich 
höre: Das sind insgesamt nicht 90 Prozent, sondern die 
30 Prozent beziehen sich immer auf den Vorwert. Aber 
immerhin können zwei Drittel der Kosten in den ersten 
drei Jahren abgeschrieben werden. – Und dann – und das 
ist das Entscheidende –: Damit verbunden und schon 
beschlossen ist die Senkung von Unternehmensteuern in 
Deutschland – die erste Senkung seit fast 20 Jahren. Wir 
haben uns gemeinsam entschieden, den Standort 

Deutschland wieder attraktiv zu machen, weil das Ar-
beitsplätze und Wohlstand für Deutschland sichert. Da-
rum geht es bei diesen Entscheidungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir reduzieren die Energiekosten für die Industrie und 
für das produzierende Gewerbe – nicht nur für die 
Großen, sondern auch für die Kleinen, die produzieren. 
Wir reduzieren die Energiekosten auch für die Haushalte. 
Ein durchschnittlicher vierköpfiger Haushalt spart bei 
Strom und Gas ab dem nächsten Jahr bis zu 150 Euro 
pro Jahr. Hätten wir uns mehr gewünscht? Ja. Werden 
wir daran arbeiten, den Spielraum für mehr zu erarbeiten? 
Ja. Aber das Entscheidende ist: Wir starten nächstes Jahr 
mit einer massiven Entlastung für die Wirtschaft und für 
die privaten Verbraucher. Auch das werden die Menschen 
spüren, und auch das wird Vertrauen zurückbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Politikwechsel hat begonnen. Und wichtig ist: Da-
bei gehen wir auch ausgewogen vor. Ich will zwei Bei-
spiele nennen:

Zum Ersten in der Wohnungspolitik. Ja, die bereits 
beschlossene Mietpreisbremse ist eine Maßnahme, die 
für viele, gerade in der aktuellen Lage, wichtig ist, die 
ihnen Sicherheit gibt, eine Maßnahme, die kurzfristig 
wirkt,

(Zuruf von der Linken: Unsinn!)

aber am Ende eben nur am Symptom arbeitet. Deswegen 
bringen wir die Mietpreisbremse mit dem Wohnungsbau-
turbo zusammen. Dazu haben wir die erste Lesung in 
dieser Woche, und damit gehen wir von der Symptombe-
kämpfung sozusagen in die Wurzelbehandlung. Das ist 
genau das, was wir in dieser Koalition ausgewogen mit-
einander vereinbart haben. Wer möchte, dass Mieten in 
Deutschland wieder sinken, wer möchte, dass die Men-
schen sich Eigentum leisten können, der muss vor allem 
dafür sorgen, dass mehr gebaut wird in Deutschland, und 
das ist es, was wir in dieser Koalition gemeinsam tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ein zweites Beispiel für den ausgewogenen Ansatz: 
Wir wollen sicherstellen, dass die Menschen auch was 
davon haben, wenn die Wirtschaft wächst.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, wie denn?)

Ein höherer Mindestlohn gibt Millionen Beschäftigten in 
Deutschland konkret mehr finanziellen Spielraum in ih-
rem Alltag. Es ist gut und richtig, dass den Tarifparteien 
diese Erhöhung gelungen ist, dass sie es waren, die ihn im 
Lichte der Lage festgesetzt haben. Damit machen sie 
einen Unterschied für Millionen Menschen.

Bei der Rente geben wir Sicherheit bis zum Ende des 
Jahrzehnts hinsichtlich des Rentenniveaus. Wir werden 
für fast 10 Millionen Frauen in Deutschland, die Mütter 
sind, die Renten erhöhen. Viele Witwen, viele Frauen mit 
kleinen Renten werden in ihrem Alltag spüren, dass wir 
einen Unterschied machen. Ja, wir wollen, dass die Wirt-
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schaft wächst. Wir wollen dabei aber auch, dass die Men-
schen was davon spüren. Auch das stellen wir mit unse-
ren Entscheidungen sicher.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber – und da sind wir wieder bei der Balance – was 
man von Volksparteien auch erwarten darf, gerade auch 
in der Rentenpolitik, ist natürlich, dass wir an den Struk-
turen was verändern.

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Bauer zu?

Jens Spahn (CDU/CSU):
Gerne. – Wo ist er denn?

Präsidentin Julia Klöckner:
Von der Linken. – Bitte.

Marcel Bauer (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Bundestagspräsidentin. – Vielen 

Dank, Herr Spahn, dass Sie die Frage zulassen. Sie haben 
jetzt viel von Vertrauen gesprochen, und Sie haben auch 
davon gesprochen, dass die Menschen in diesem Land 
eine Verbesserung merken müssen. Jetzt wäre meine 
Frage an Sie: Können die Menschen in diesem Land 
darauf vertrauen, dass die von Ihnen zu verantwortenden 
finanziellen Schäden in Milliardenhöhe durch die Mas-
kendeals

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei-
jei!)

nicht dadurch ausgeglichen werden, dass an Investitionen 
im sozialen Bereich, in Schulen, die saniert werden müs-
sen, in Kitas, die saniert und ausgebaut werden müssen, 
und an Investitionen im ÖPNV gespart wird? Können die 
Menschen darauf vertrauen?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Herr Kollege Bauer, wenn die Frau Präsidentin und Sie 

einverstanden sind, würde ich am Ende meiner Rede kurz 
auf die Gesamtsituation, die Sie angesprochen haben, 
eingehen – wenn das okay ist. Meinetwegen müssen Sie 
bis dahin natürlich nicht stehen bleiben.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
– Ich gehe am Ende darauf ein; keine Sorge.

Wir wollen bei der Rente auch Strukturen verändern. 
Wer im Alter freiwillig länger arbeitet, der soll auch was 
davon haben. Wir werden zum 01.01.2026 die Aktivrente 
einführen. Was heißt das? Wer im Alter freiwillig weiter-
arbeiten will, soll die ersten 2 000 Euro steuerfrei behal-
ten können. Ich sage Ihnen voraus: Zigtausende, viel-
leicht sogar Hunderttausende Menschen in Deutschland 
werden das nutzen. Wir werden einen spürbaren Unter-
schied machen, weil Arbeiten sich lohnt für die, die kön-
nen und wollen. Auch das ist ein wichtiger Baustein 
dessen, was wir tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir stärken die Kapitaldeckung in der Altersversor-
gung: bei der betrieblichen Altersvorsorge, die wir attrak-
tiver machen, und, ja, auch mit der Frühstartrente. Ab 
dem sechsten Lebensjahr sollen Kinder und Jugendliche 
mit einem staatlichen Zuschuss von 10 Euro im Monat an 
die kapitalgedeckte Altersvorsorge herangeführt werden 
und lernen, dass man was davon hat, wenn man richtig 
anlegt. Aus dem Land der Sparer wollen wir ein Land der 
Aktionäre machen, liebe Kolleginnen und Kollegen,

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Genau!)

damit sie was davon haben, wenn sich die Wirtschaft und 
die Unternehmen in Deutschland und Europa gut ent-
wickeln.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Bauer 
[Die Linke]: Nur die Reichen!)

Wir gehen in das zweite Halbjahr mit dem Wissen, 
dass noch viel zu tun ist – ich will zwei, drei Themen 
nennen –, etwa beim Infrastruktursondervermögen. Ja, 
wir müssen die Schwerpunkte richtig setzen: auf Investi-
tionen, die einen Mehrwert haben, die Wachstum brin-
gen. Die müssen Vorfahrt haben – im Sinne des Wortes. 
Wenn der Verkehrsminister sagt, er kann bei der Straße in 
den nächsten Jahren keinen Neubau finanzieren,

(Zuruf von der Linken)

wenn der Verkehrsminister uns den Hinweis gibt, dass es 
bei Straße und Schiene in den nächsten Jahren baureife 
Projekte im Umfang von bis zu 17 Milliarden Euro gibt, 
die aktuell noch nicht finanziert sind, dann sagen wir sehr 
klar: Wenn wir ein Sondervermögen von 500 Milliarden 
Euro für die Infrastruktur machen, dann muss in Deutsch-
land auch überall gebaut werden, wo Baureife bei Straße 
und Schiene vorhanden ist, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Das kann so nicht bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Viel ist auch noch an anderer Stelle zu tun, und da wird 
es – und da kennen Sie sich ja im Zweifel aus – dialek-
tisch, fast paradox:

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Das schon 
wieder!)

Weil wir so viele Schulden machen wie noch nie zuvor in 
so kurzer Zeit, müssen wir den Haushalt konsolidieren, 
sparen und priorisieren.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, wann denn? Wann 
denn?)

Denn die enorme zusätzliche Verschuldung von 850 Mil-
liarden Euro

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Gut, dass Sie es 
wiederholen!)

bis zum Ende des Jahrzehnts ist nur verantwortbar, wenn 
sie tragbar ist.

(Lachen der Abg. Tino Chrupalla [AfD] und 
Dr. Alice Weidel [AfD])
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Ein Prinzip der Dialektik – um dabei zu bleiben – ist es, 
dass Quantität irgendwann immer in Qualität umschlägt. 
Wenn sich bis 2029 allein die Zinszahlungen auf über 
60 Milliarden Euro verdoppeln und unsere sozialen Si-
cherungssysteme durch die Alterung weiter belastet wer-
den, dann droht diese neue Quantität umzuschlagen und 
unsere Schuldentragfähigkeit zu gefährden.

Das hätte fatale Folgen, nicht nur für uns. Deutschland 
ist das einzige Land Europas mit einem Triple A, mit dem 
besten Rating.

(Tino Chrupalla [AfD]: Noch!)
Und so wie die USA die militärische Schutzmacht der 
NATO sind, so ist Deutschland die fiskalische Schutz-
macht des Euro.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das sehen wir ja!)
Wenn unsere Bonität wankt, wackelt die europäische 
Währung. Wir haben eine besondere Verantwortung 
hier in Deutschland.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Darum war ja auch 
das Schuldenmachen so verantwortungslos!)

Deswegen wollen, werden und müssen wir die Verschul-
dung, die wir eingehen, um zu investieren, und für unsere 
Sicherheit mit Konsolidierung und – noch viel wichtiger – 
mit Wachstum verbinden, damit das, was wir tun, ver-
antwortbar und tragbar ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir fangen mit dem Konsolidieren an, auch beim Bund 
selbst. 8 Prozent der Stellen werden in den nächsten Jah-
ren abgebaut. Die Ausgaben auch für Entwicklungshilfe 
und für manch liebgewonnenes Förderprojekt müssen 
runter. Das ist hart, das gefällt nicht; aber es ist notwen-
dig. Unsere Unterstützung, Herr Finanzminister, haben 
Sie dabei.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist falsch!)

Noch wichtiger allerdings ist: Wir brauchen dringend 
Wachstum. Denn nur Wachstum bringt die Tragfähigkeit 
und die Resilienz, die wir brauchen. Das ist nach drei 
Jahren des Schrumpfens auch bitter nötig. Deutschland 
und die Deutschen sind ärmer geworden. – Und wissen 
Sie, Frau Kollegin Dröge, wenn meine Fraktion den Wirt-
schaftsminister gestellt hätte, der für drei Jahre Rezes-
sion – die längste Zeit des Schrumpfens in der Geschichte 
der Bundesrepublik – verantwortlich ist,

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

wenn meine Fraktion den Klimaminister gestellt hätte,
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihre Fraktion hat 
Frau Merkel gestellt! Größte Katastrophe in 
Nachkriegszeiten! – Zuruf des Abg. Tino 
Chrupalla [AfD])

dessen Politik dazu führt, dass Kohlekraftwerke in 
Deutschland länger laufen, als es je geplant war, und 
klimaneutrale Kernkraftwerke abgeschaltet werden, 
wenn meine Fraktion als Teil der Regierung maßgeblich 
dafür verantwortlich gewesen wäre, dass die extreme 

Rechte sich verdoppelt, weil Vertrauen verloren gegan-
gen ist, dann würde ich hier anders reden – ganz, ganz 
ehrlich! –, so wenige Wochen nach diesem Wahlergebnis.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von der 
Linken)

Und wir machen mit der Wirtschaftswende weiter.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Verantwortung hatten alleine Sie!)

Für das zweite Halbjahr gilt: Bürokratie wird abgeschafft, 
Berichtspflichten kommen weg, die Bonpflicht entfällt, 
die Arbeitszeit wird endlich flexibilisiert. Und ja, der 
Bäcker darf bald sonntags mehr als drei Stunden öffnen. – 
Das alles klingt im ersten Moment manchmal vielleicht 
wie kleine Maßnahmen, das alles sind aber Maßnahmen, 
die im Alltag der Bürger erfahrbar machen, dass wir 
Bürokratie und Regulierung abbauen, und deswegen 
sind sie wichtig, um Vertrauen zurückzugewinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

Wir werden, liebe Kolleginnen und Kollegen, weiter 
daran arbeiten, dass Arbeiten sich wieder lohnt, Über-
stunden steuerlich besserstellen. Wer mehr tut, soll 
mehr davon haben.

(Zuruf der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden das bisherige Bürgergeld in eine neue 
Grundsicherung überführen. Dabei leitet uns ein Prinzip, 
das beide Volksparteien tragen: Wer nicht kann, wer Hilfe 
braucht, der bekommt Unterstützung; dafür ist der Sozial-
staat da. Doch wer arbeiten kann und wem wir ein An-
gebot machen können, der soll auch arbeiten. Das ist das 
gemeinsame Prinzip von Union und SPD bei dem, was 
wir angehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und bei all dem werden wir nicht übermütig werden.
(Tino Chrupalla [AfD]: Ja!)

Ja, die neue Regierung und die neue Koalition, wir hatten 
einen guten, einen starken Start.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Deutschland ist mit Friedrich Merz zurück in Europa und 
der NATO, die illegale Migration ist auf Tiefstständen, 
Kontrolle wird Schritt für Schritt zurückgewonnen. Wir 
sehen erste Anzeichen für wirtschaftliches Wachstum. 
Die Zuversicht steigt.

Aber wir wissen auch, wie zerbrechlich das alles noch 
ist, wie viele noch unsicher sind, ob das trägt. Wir haben 
den Politikwechsel begonnen. Man kann auch sagen: Mit 
diesem Haushalt, mit dieser in Zahlen geronnenen Poli-
tik, beginnen wir den Unterschied zu machen.

Und ja, dann kann man auch sagen: Mit diesem Haus-
halt, mit diesem Politikwechsel beginnt die Verteidi-
gungslinie gegen Extremismus und Staatsverachtung. 
Wenn wir wirklich und dauerhaft Vertrauen und Zustim-
mung für die Volksparteien der Mitte und damit für die 
parlamentarische Demokratie stärken wollen,
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(Marcel Bauer [Die Linke]: …, müssen Sie 
zurücktreten!)

müssen wir ambitioniert bleiben, entscheidungsfreudig 
und entscheidungsfähig. Und das ist der Geist, mit dem 
wir in der Koalition an diese Haushaltsberatungen gehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und jetzt, Herr Kollege Bauer, Frau Kollegin Dröge, 
will ich, weil Sie es angesprochen haben, gern darauf 
eingehen.

Mich begleitet die Coronapandemie seit fünf Jahren, 
jeden Tag. Wenn ich unterwegs bin, sprechen mich viele 
Leute an. Viele sagen Danke – mehr als man denkt.

(Lachen bei der AfD – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Nicht so viele! – Tino Chrupalla [AfD]: 
Danke für 10 Milliarden Schulden für die Mas-
ken! – Weitere Zurufe von der AfD)

– Zwei Drittel der Deutschen sind bis heute überzeugt, 
dass unser Weg in der Pandemie richtig war; zwei Drittel 
der Deutschen haben diesen Kurs mitgetragen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Viele sagen Danke;

(Tino Chrupalla [AfD]: Danke!)

aber bei vielen merke ich auch in den Gesprächen: Da 
sind tiefe Wunden, Familien, Kinder, die gelitten haben 
und zum Teil bis heute unter den Folgen der Schulschlie-
ßungen leiden.

Die Spaltung, die aufgrund der Debatte zu den Impfun-
gen jedenfalls in Teilen der Gesellschaft entstanden ist, 
bis in Familien und Ehen hinein, ist bis heute in vielen 
Gesprächen zu spüren. Es gibt Menschen, die mir Jahre 
später noch mit tiefsitzender spürbarer Empörung davon 
berichten,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Deshalb ist die Auf-
arbeitung ja so wichtig, und der Aufarbeitung 
verweigern Sie sich! Sie blockieren einen Un-
tersuchungsausschuss!)

wie sie von der Parkbank von der Polizei weggebracht 
worden sind. Mich beschäftigt das alles sehr.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja!)

Und ja, dazu gehört auch die Debatte über Kosten und die 
Beschaffung.

Und man kann das hier in dieser Haushaltsdebatte mal 
sagen – –

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Die Menschen haben 
Aufklärung verdient, in einem Untersuchungs-
ausschuss!)

– Hatten Sie sich nicht eigentlich ein paar neue Regeln 
gegeben? So viel zu merken ist davon noch nicht hier an 
dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ganz kurz! – Frau Dr. Weidel, die AfD hat noch Rede-

zeit. Sie können das alles zusammenfassen, nachher. Jetzt 
hat der Redner hier das Wort.

(Widerspruch der Dr. Alice Weidel [AfD])
– Wir zwei diskutieren hier nicht; sonst können Sie den 
Saal hier verlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Alice Weidel [AfD]: Un-
tersuchungsausschuss! – Weitere Zurufe von 
der AfD: Buh!)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Man kann in dieser Haushaltsdebatte mal sagen: In den 

drei Jahren der Pandemie hat der Bund 440 Milliarden 
Euro für die Pandemiebekämpfung aufgewendet, fast ei-
nen ganzen Bundeshaushalt:

(Zuruf von der AfD: Und was ist bei Ihnen 
gelandet?)

Coronahilfen, Kurzarbeitergeld, Schutzschirme für Kran-
kenhäuser und Behinderteneinrichtungen, Beschaffung.

Die Pandemie war im Frühjahr 2020 über uns herein-
gebrochen, die größte Gefahr für Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung in der Geschichte der Bundesrepublik.

(Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])
Sie hat am Ende Hunderttausende Leben gekostet und für 
viele bis heute die Gesundheit.

(Zuruf von der AfD)
Wir waren völlig unvorbereitet. Es fehlte an allem. Die 
Not war groß. Ärzte und Pflegekräfte brauchten Schutz. 
Angehörige konnten sich nicht von ihren Verstorbenen 
verabschieden,

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
Pflegeheime mussten geschlossen werden für Besucher, 
weil wir keine Masken hatten.

Wir haben damals oft telefoniert – ich weiß gar nicht, 
ob Herr Dahmen da ist. – Herr Dahmen; Sie und ich 
haben damals in der Pandemie oft telefoniert. Wann im-
mer Sie was hatten – Kritik, Hinweise, wie die Corona- 
Warn-App besser geht –: Wir haben jedes Mal miteinan-
der gesprochen. Aber an eines kann ich mich nicht er-
innern, nämlich daran, dass Sie jemals gesagt hätten: 
Hören Sie auf, Masken zu kaufen, weil wir zu viele ha-
ben. – Das haben Sie sicher nicht gesagt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im Gegenteil: Sie, die Grünen, haben von Kriegswirt-
schaft gesprochen. Sie wollten, dass wir das Hundert-
fache des jährlichen Bedarfes an Schutzmaterial besorgen 
und beschaffen, koste es, was es wolle.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Aha! 
Aha!)

Wenn es also um konkrete Fragen geht, etwa um die 
Frage, warum im April 2020 noch weiter bestellt worden 
ist, kann ich Ihnen das sagen: Weil wir am Tag der Be-
stellung exakt 20 Millionen Masken auf Lager hatten. – 
Das reicht nicht einmal für eine Woche.
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Mal zu den Größenordnungen, weil ich auch darüber ja 
immer lese – Bedarfsplanung –: Bei 5 Millionen Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen brauchen Sie bei nur zwei 
Masken am Tag bis zu 4 Milliarden Masken pro Jahr, um 
sicher durch eine solche Zeit zu kommen. Dafür brauche 
ich keine langen Vermerke, da reicht Kopfrechnen, um zu 
sehen, wie groß der Bedarf in dieser Pandemie gewesen 
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und ja, wir haben mehr bestellt, weil wir nicht wuss-

ten, trotz aller Verträge, ob was und was wirklich kommt, 
weil ständig Lieferungen zugesagt waren, die nie anka-
men, auch in diesen Tagen und in diesen Wochen. Und ja, 
wir haben aus heutiger Sicht zu viel beschafft: zu viele 
Masken, zu viele Desinfektionsmittel, zu viele Beat-
mungsgeräte, zu viele Impfstoffe. Herr Kollege 
Lauterbach, ja, wir haben zu viel beschafft, und ja, das 
war teuer, richtig teuer.

(Zuruf des Abg. Tino Chrupalla [AfD])
Doch wir waren uns einig in der Regierung damals. 
Angela Merkel, Olaf Scholz und ich, wir waren davon 
überzeugt in der Krise: Wenn wir zu wenig gehabt hätten, 
dann wäre es noch teurer geworden,

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
volkswirtschaftlich wegen längerer Lockdowns, gesell-
schaftlich wegen mehr Leid und Schaden.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Zu-
ruf von der AfD: Das war unvernünftig!)

Und deswegen bleibe ich dabei: Deutschland ist alles 
in allem gut durch diese schwere Krise gekommen, bes-
ser als die meisten Länder auf der Welt.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Richtig gut 
durch diese Krise gekommen ist die Frau Tand-
ler!)

Und das hat viel damit zu tun, dass wir gesagt haben: 
Besser, es kostet Geld, als dass es Gesundheit kostet. – 
Wir haben übrigens ein gutes Jahr nach der Pandemie 
ganz Europa impfen können, und das hat viel mit 
Deutschland und auch, ja, mit viel Geld zu tun.

Aufarbeitung ist wichtig,
(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, im Unter-

suchungsausschuss!)
auch, um Wunden zu heilen – ich habe einige angespro-
chen – und um für die Zukunft zu lernen. Daher setzen 
wir in dieser Woche eine Enquete ein,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das reicht nicht!)
auf die Sie sich vorher dreieinhalb Jahre nicht haben 
einigen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und die Berichte des Bundesrechnungshofes, all die 

Debatten zur Beschaffung sind auch wichtig, um daraus 
zu lernen. Doch das ist der Blick zurück vom Schreib-
tisch. Wir mussten damals in der Krise entscheiden – 
sofort, mit unvollständigem Wissen, jeden Tag hundert-
fach. Den Preis für die besten Vermerke haben wir dabei 
nicht gewonnen; das stimmt. Wir hatten aber auch nicht 

das Glück, es nachher besser wissen zu können. Wir 
mussten handeln, als Handeln notwendig war. Darum 
ging es in dieser Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Nancy Faeser [SPD])

Und deswegen abschließend: Ja, ich weiß, ich habe 
Ihnen zu unserer Oppositionszeit nichts geschenkt. Also 
schonen Sie mich auch nicht. Alles gut!

(Zuruf von der AfD: Bigott!)
Aber Sie müssen dabei selber wissen – alle –, in welchem 
Ton und mit welchen Methoden wir da rangehen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach Gott! – Weiterer 
Zuruf von der AfD: Deshalb machen wir einen 
Untersuchungsausschuss!)

Ich fange schon bei den Zahlen an. Wir haben 6 Milliar-
den Masken für 6 Milliarden Euro beschafft. Die Zahlen, 
die Sie hier in den Raum stellen, haben nichts mit der 
Realität zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben es medial geschafft, die Beschaffung in der 

Not zu Deals und Skandalen zu framen.
(Luigi Pantisano [Die Linke]: Sie haben das 
ganz allein gemacht! – Zuruf des Abg. 
Sebastian Münzenmaier [AfD])

Sie können das als Erfolg feiern, oder Sie können sich 
fragen, wem das am Ende nutzt. Was ich weiß, ist das 
Folgende: Ich stelle mich der Verantwortung und der 
Debatte,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie einen 
Untersuchungsausschuss!)

jeden Tag, seit fünf Jahren. Die Frage ist, was wir, trotz 
allen Bemühens, hätten besser machen können,

(Lachen des Abg. Tino Chrupalla [AfD] – 
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Rothfuß [AfD])

wo Versäumnis und Schuld liegt. Diese Frage wird mich 
wahrscheinlich für immer begleiten, allein schon, weil 
ich sie mir selbst ständig stelle. Doch eines weiß ich auch: 
Wir haben dieses Land nach bestem Wissen und Gewis-
sen durch die größte Krise seiner bundesrepublikanischen 
Geschichte geführt, und das sicher und mit klarem Kurs. 
Darauf können wir stolz sein, und dafür bin ich bis heute 
dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Reinhard Brandl [CDU/ 
CSU]: Bravo!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Der Abgeordnete Dahmen wurde persönlich angespro-

chen und bittet um eine Kurzintervention, eine Bitte, der 
ich stattgebe.

Ich will noch eine Bemerkung machen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir setzen hier den Ton für die 
Debatten im ganzen Land. Wenn man einem Redner, 
einem Abgeordneten die Kinderlosigkeit vorwirft als 
Grund für mangelnde Empathie für Kinderleid, dann ist 
das unangebracht. Das will ich hier sehr deutlich sagen.
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(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Diese Zwischenrufe nehme ich hier sehr wohl wahr. Das 
nächste Mal gibt es einen Ordnungsruf.

Abgeordneter Dahmen, bitte, Sie haben das Wort.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Spahn, Sie haben gerade vorgetragen und mich persön-
lich angesprochen, dass ich Sie im Frühjahr 2020 nicht 
angerufen und davon abgehalten hätte, die 20-fache 
Menge dessen zu bestellen, was an Schutzausrüstung im 
Land gebraucht wurde.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Nein, das 
hat er nicht gesagt!)

Ich will Ihnen sagen: Ich selbst war damals als Arzt in der 
Versorgung von Coronapatienten beschäftigt und hatte 
deswegen keine Zeit, Sie anzurufen. Das tut aber alles 
nichts zur Sache.

Ich glaube, die entscheidende Sache ist die: Sie haben 
jetzt in einem langen Beitrag noch mal vorgetragen, Ihr 
Gewissen sei rein, Sie hätten sich nichts vorzuwerfen.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Hat er auch 
nicht gesagt!)

Geben Sie dann als Vorsitzender der größten Fraktion 
dieses Hauses den Weg frei für einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss, um alles aufzuklären, was auf-
zuklären ist?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der AfD und der Linken)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Herr Kollege Dahmen, das war nicht korrekt zitiert.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Genau!)

Was ich gemacht habe, ist: Ich habe berichtet. Ich hatte 
übrigens mit Ihnen und vielen anderen eine, wie ich es 
empfunden habe, echt gute Zusammenarbeit in dieser 
schwierigen Zeit und bin dafür bis heute dankbar. Ich 
war regelmäßig wöchentlich im Gesundheitsausschuss, 
im Haushaltsausschuss. Wir haben ja nicht irgendwo al-
lein, unverbunden mit den parlamentarischen Gremien 
oder mit anderen in der Regierung da irgendwie gehockt 
und gemacht. Ich war dort regelmäßig, wie Sie wissen, 
und habe Rede und Antwort gestanden.

Und ja – und nur das wollte ich sagen –, wir haben 
regelmäßig miteinander gesprochen, aber ich habe da-
mals niemanden erlebt – ich meine nicht nur Sie; nieman-
den, nicht mal die da –,

(Tino Chrupalla [AfD]: Wer ist denn „die“? 
Die steht in der Ecke!)

der gesagt hat, wir bräuchten nicht mehr Masken und 
nicht mehr Schutzmaterial in dieser schwierigen Zeit. 
Wenn Sie fragen, wie hoch der Bedarf war: Ich hätte 
Sie mal sehen wollen, wenn wir nicht in der ersten Welle 
so viel gekauft hätten, dass wir im Fall einer zweiten und 

dritten Welle, wenn China dann wieder zugemacht hätte 
und keine Masken mehr gekommen wären, nicht genug 
bevorratet hätten. Was hätten Sie denn dann gesagt?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was hätten Sie dann gesagt?

Sie hatten jetzt dreieinhalb Jahre Zeit für Ihre Vorstel-
lungen, wie man die Dinge angeht. Sie haben es nicht 
gemacht. Das muss man hier auch mal festhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir wollen eine Aufarbeitung, die vor allem lehrt

(Tino Chrupalla [AfD]: Lernt!)
und lernt,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Untersuchungs-
ausschuss!)

die vor allem lernt aus dem, was gut gelaufen ist – es ist 
übrigens vieles gut gelaufen –, aber auch aus dem, was 
wir in Zukunft besser machen können. Denn eines sage 
ich auch – auch mit Blick auf laufende Haushaltsberatun-
gen –: Stand heute ist dieses Land nicht viel besser auf 
eine Pandemie vorbereitet, als es das vor fünf Jahren war.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Untersuchungsausschuss!)

Deswegen machen wir eine Aufarbeitung in einer En-
quete-Kommission,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, ja!)
die nach vorn gerichtet lernen will,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Keine Kom-
petenz! – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

die am Ende nicht ein Geschäft macht, das den Falschen 
hilft, sondern die im Ergebnis dafür sorgt, dass die Dinge 
künftig besser gemacht werden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Untersuchungs-
ausschuss!)

Das ist unser Ansatz.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Herr 

Tino Chrupalla das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Landsleute! Die Bundestagswahlen 
liegen nun ein knappes halbes Jahr hinter uns. Bundes-
kanzler Merz und seine sozialdemokratischen Regie-
rungsfreunde hatten sich viel vorgenommen und den Bür-
gern, den Unternehmen und der deutschen Wirtschaft 
viele Versprechungen gemacht. Sie haben Hoffnungen 
geweckt, dass nach knapp vier Jahren Ampelstillstand 
zügig finanzielle Entlastungen im Interesse Deutschlands 
erfolgen würden. Ihre Signale waren eindeutig. Sie woll-
ten den massiven Schuldenaufwuchs in den Griff bekom-
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men. Man hätte fast denken können, die Zukunft unserer 
Kinder und Enkel würde Ihnen etwas bedeuten. Im Er-
gebnis sehen wir wieder: kein Kassensturz und eine 
Schuldenbremse, die mittels Sondervermögen – das 
sind und bleiben Sonderschulden – eigentlich nur noch 
ein Lippenbekenntnis ist.

Meine Damen und Herren der Koalition, wieder haben 
Ihnen die Bürger Vertrauen geschenkt, und wieder wur-
den Sie von der Union und insbesondere von Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, enttäuscht.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben sich freiwillig unter das „Klingbeil“ der Sozi-
aldemokratie gelegt. Mit Ihrer Entscheidung, eine Koali-
tion mit der SPD einzugehen, haben Sie den Insolvenz-
vertrag für unser Land unterschrieben. Es macht mich 
einfach wirklich fassungslos, wie aalglatt Sie sich geben 
und wie weit weg Sie vom Bürger, dem Souverän, sind, 
der wertschöpfend jeden Tag zur Arbeit geht.

Sie muten den Steuerzahlern heute und in der Zukunft 
zu, von den Zinsausgaben in Höhe von aktuell sage und 
schreibe 30,2 Milliarden Euro erdrückt zu werden. 
Gleichzeitig fehlt es Ihrer Politik an einer echten Motiva-
tion für Investitionen von Unternehmen, aber auch für 
Nichterwerbstätige, wieder in den Beruf einzusteigen. 
Der Schwerpunkt liegt noch immer nicht auf Fordern 
und Fördern. Stattdessen investieren Sie 42,6 Milliarden 
Euro in Bürgergeldleistungen, und das auch für Zielgrup-
pen, die nie in unsere Sozialsysteme eingezahlt haben. 
Wir wissen noch nicht einmal, ob sie jemals in diese 
einzahlen werden, meine Damen und Herren. Das geht 
alles über gegenseitige Unterstützung und Hilfe in 
schwierigen Lebenslagen hinaus. Unser aller Ziel muss 
es doch sein, die Unabhängigkeit eines jeden Einzelnen 
von den sozialen Sicherungssystemen zu gewährleisten.

(Beifall bei der AfD)

Und das geht nur – darin sind wir uns zumindest ei-
nig –, wenn wir eine starke deutsche Wirtschaft haben. 
Wir hier im Parlament müssen die Infrastruktur bereit-
stellen, damit sich Firmen gründen und diese vor allen 
Dingen auch bestehen können. Auch die Ansiedlung von 
Industrie, der Aufbau und Erhalt der mittelständischen 
Wirtschaft darf doch nicht dauerhaft abhängig von Staats-
geldern sein. Dafür müssen die Firmen und Bürger end-
lich wirklich entlastet werden von den Strom- und Ener-
giesteuern, durch den Entfall der CO2-Abgabe und vor 
allen Dingen des GEG, des Gebäudeenergiegesetzes, und 
durch günstige Energiepreise. Schließlich schaffen diese 
Unternehmen Arbeitsplätze, mit deren Sozial- und 
Steuerabgaben wir einen Bundeshaushalt aufstellen 
könnten, der auskömmlich ist.

Sie legen uns hier aber einen Haushaltsentwurf vor, der 
zu einem Viertel nicht gedeckt ist und mit Krediten ge-
genfinanziert werden muss. Nach dem Ampeldesaster 
würde ich sogar verstehen, wenn die Ausgaben kurzfris-
tig höher als die Einnahmen lägen. Nur zeigt doch Ihre 
mittelfristige Finanzplanung bis zum Jahr 2029, dass Sie 
die gesamte 21. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
schon durchgeplant haben. Sie planen neue Schulden in 
Höhe von sage und schreibe 850 Milliarden Euro, davon 
sogar 41 Prozent für sogenannte Sondervermögen, die 

der ehemalige Bundeskanzler Scholz im vergangenen 
Wahlkampf als „Sonderschulden“ identifiziert hat, zwar 
sehr spät, aber immerhin hat er es ausgesprochen, als ihm 
das Wasser bereits bis zum Hals stand. Die Zinslast be-
trägt im Jahr 2029 – bei den derzeitigen Zinsständen 
wohlgemerkt – sage und schreibe 62 Milliarden Euro. 
Das sind 15 Prozent aller Steuereinnahmen, die Sie 
dann nur noch an Zinsen bezahlen müssen. Aber wir 
alle wissen ja: Als der Wahlkampf vorbei war, ging es 
mit Bundeskanzler Merz genauso weiter wie mit Bundes-
kanzler Scholz.

Herr Merz, ich habe die Frage schon sehr oft vor und 
auch nach der Bundestagswahl gestellt: Mit wem wollen 
Sie eigentlich marktwirtschaftliche Politik machen? Viel-
mehr: Stehen Sie überhaupt noch zur sozialen Marktwirt-
schaft, oder hat die linke Staatsschuldenpolitik hier in 
diesem Hohen Haus bereits die Oberhand gewonnen?

(Beifall bei der AfD)
Auch Ihr schwacher Koalitionspartner scheint ja keine 

politischen Konzepte mehr für die Bürger zu haben. Im 
zentralen Beschluss des Parteitages waren sich die Ge-
nossen zumindest in einem Punkt einig: Man müsste die 
größte Oppositionspartei verbieten. Herr Miersch, Sie 
und Ihre Partei sind einfach nur übergriffig und gering-
schätzen den Willen von über 10 Millionen Wählern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Eine wirkliche Sozialdemokratie wie unter Gerhard 
Schröder gibt es im Jahr 2025 einfach nicht mehr. Sie 
haben es anscheinend nicht mehr nötig, inhaltliche Aus-
einandersetzungen auf politischer Ebene zu führen. Sie 
fürchten den Machtverlust und wollen durch Ausgren-
zung und Verbote regieren. Und bei 13 Prozent Umfrage-
wert fällt mir bei Ihnen nur noch ein Sprichwort ein: 
Wenn der Fuchs nicht mehr schwimmen kann, dann ist 
bei Ihnen das Wasser schuld.

(Beifall bei der AfD – Luigi Pantisano [Die 
Linke]: AfD-Verbot!)

Eines steht heute aber fest: Wenn Sie nicht den Weg 
Ihres ehemaligen liberalen Koalitionspartners gehen wol-
len, dann sollten Sie bald überzeugende Politik in Ihre 
roten Schaufenster stellen – nach der Wahl ist vor der 
Wahl.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
Mit diesen Methoden werden Sie die Wähler in Baden- 
Württemberg und Sachsen-Anhalt ganz sicher nicht über-
zeugen können. Ihre Agenda gegen Deutschland werden 
Sie nicht durchsetzen können.

(Beifall bei der AfD)
Werte Kollegen, Arbeit und Leistung müssen sich end-

lich wieder lohnen, und zwar hier in Deutschland. Dafür 
müssen Sie die Investitionsmittel aber auch zuerst hier in 
Deutschland einsetzen.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
– Was schreien Sie so?

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Ja!)
Stellen Sie eine Zwischenfrage!
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(Luigi Pantisano [Die Linke]: Nee! – Stephan 
Brandner [AfD], an den Abg. Luigi Pantisano 
[Die Linke] gewandt: Ja! Trauen Sie sich!)

– Na, dann lassen Sie es!
(Beifall bei der AfD – Luigi Pantisano [Die 
Linke]:  
Ich darf so viel zwischenrufen, wie ich will!)

Die Aufgabe eines jeden marktwirtschaftlich denken-
den Staates ist es, passende Rahmenbedingungen zu 
schaffen, in denen wirtschaftliches Wachstum möglich 
ist. Verkehrs- und Kommunikationswege, schlanke Büro-
kratie und bezahlbare Energiepreise sind dabei die 
Grundvoraussetzungen.

Die überbordenden Regelungen durch teure Zertifikate 
behindern die mittelständische Produktion und machen 
sie unwirtschaftlich. Nun könnte man meinen, es ist sogar 
in Ihrem Sinn, wenn sogenannte einfache Arbeitsplätze 
einfach verschwinden.

So wurde bereits durch die Ampelregierung aufstre-
benden Wirtschaftsnationen wie Indien versprochen, 
dass wir von ihnen grünen Wasserstoff kaufen werden. 
Selbst wenn diese Energieerzeugung wirtschaftlich wäre 
oder irgendwann mal wird, haben wir bald keinen Bedarf 
mehr: Die Schwer- und Stahlindustrie sitzt auf gepackten 
Koffern und wird Deutschland verlassen. Und das ist 
keine schlechte Stimmung, Herr Merz: Gerade diese Wo-
che hat auch der letzte Solarglashersteller Europas, die 
GMB aus dem brandenburgischen Tschernitz, Insolvenz 
angemeldet – wieder 240 Arbeitsplätze, die über die 
Wupper gehen. Das ist auch Ihre Wirtschafts- und vor 
allen Dingen Energiepolitik, Herr Merz.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich dachte, 
Sie seien gegen die erneuerbaren Energien!)

Die deutsche Wertschöpfung und damit auch der 
Wohlstand verlassen das Land. Dieser Entwicklung ent-
gegenzuwirken, muss doch das Ziel deutscher Wirt-
schaftspolitik sein. Wir sind eine erfolgreiche Exportnati-
on, und das soll auch so bleiben.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
Deshalb: Ja zu Freihandelsabkommen, die Deutschland 
nutzen, und ein ganz klares Nein zur Sanktionspolitik und 
der damit einhergehenden Deindustrialisierung Deutsch-
lands.

(Beifall bei der AfD)
Hören Sie auf mit den teuren Ideologieprojekten aus 

der Abteilung „Klima- und Transformationspolitik“, die 
Sie sich noch immer leisten möchten! Die deutsche Auto-
mobilindustrie ist bereits auf den Green Deal eingegan-
gen und hat verloren. Die Zukunft der Verbrennertech-
nologie findet nun in Asien statt und nicht mehr in 
Europa – ein trauriges Ergebnis verfehlter und wenig 
nachhaltiger Politik.

(Beifall bei der AfD)
Wir müssen technologieoffen bleiben; jede Einschrän-

kung, jedes Verbot behindert Entwicklung und Innovati-
on. Eine Antwort auf die Frage, was wir mit den ver-
brauchten Batteriezellen anfangen können, wurde im 

Übrigen bislang nicht geliefert; über Kosten und die 
von Ihnen so hoch gehandelte Ökobilanz sprechen wir 
mal lieber nicht.

Fest steht: Wir brauchen – ich weiß, für die Grünen ist 
das ein schwieriges Wort – grundlastfähige und bezahl-
bare Energie in immer größerem Umfang. Da wird die 
Wahl auf einen Energiemix fallen müssen, in dem sowohl 
moderne Kernenergie als auch fossile Energieerzeu-
gungsformen den Hauptanteil einnehmen.

Natürlich gehört dazu, dass Nord Stream wieder ans 
Netz geht. Und sollte die Betreiberfirma am Ende sogar 
eine US-amerikanische Adresse haben, müssten doch ei-
gentlich alle Zweifel daran beseitigt sein. Oder wird dann 
die nächste grüne Moralkeule geschwungen, die bereits 
sehr erfolgreich zu anhaltendem wirtschaftlichem Ab-
schwung und Inflation beigetragen hat?

(Beifall bei der AfD)
Genau diese falsche Moral, diese Doppelmoral, macht 
Deutschland zu einem Außenseiter in Europa und der 
ganzen Welt.

Und natürlich gibt es Staaten, mit denen man engere 
Beziehungen pflegt als mit anderen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Ihnen doch total egal! – Zuruf 
des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

Das schließt jedoch nicht aus, genau diese guten Bezie-
hungen mit möglichst allen Staaten unterhalten zu wol-
len. Wer klug verhandelt, stellt sich nicht bedingungslos 
auf eine Seite; das verklärt den Blick auf die Wahrheiten, 
die immer von Interessen geleitet sind.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schlimm, was Sie sagen! 700 Angriffe 
auf die Ukraine! So viel Leid für die Men-
schen!)

Lassen Sie mich aus diesem Grund zu Ihrer – Zitat – 
„Unterstützung für völkerrechtswidrig angegriffene Staa-
ten“ überleiten. Mit 42,3 Milliarden Euro Steuergeld in-
vestieren wir mehr in fremde Länder als beispielsweise in 
die deutsche Innenpolitik und damit in sichere Grenzen 
und Straßen, in die Familien- und Forschungspolitik oder 
in die Gesundheitspolitik. Wir investieren in die Zukunft, 
aber nicht in unsere eigene. Und viel schlimmer: Auch 
das ist alles schuldenfinanziert.

(Beifall bei der AfD)
Uns würde in diesem Zusammenhang auch einmal in-

teressieren, ob denn alle sogenannten Hilfsleistungen 
überhaupt ankommen und auch konform eingesetzt wer-
den, und ebenso die Frage, wie viele der Hilfen bis wann 
und in welchem Umfang eigentlich zurückgezahlt wer-
den.

Im Bereich der Ukrainehilfen steht überdies sogar die 
Lieferung von Waffen an allererster Stelle. Die neueste 
Posse des Bundeskanzlers: Er bietet an, US-Waffen für 
die Ukraine zu kaufen. Darüber hinaus stilisiert die 
NATO die Feinde der nächsten Zukunft, und Kriegs-
experten prognostizieren schon das Datum des russischen 
Angriffs auf das Jahr 2029. Genau das ist Ihre Propa-
ganda, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der AfD)

Es wird dabei immer deutlicher, dass Sie die deutsche 
Bevölkerung kriegstüchtig machen wollen. Nur, in wes-
sen Interesse passieren solche Schachzüge? Ganz sicher 
nicht in unserem.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kollegen, Kriege dürfen nicht das Feigenblatt 
für die eigene Fähigkeit der Landesverteidigung sein. 
Oder meinen Sie, dass die von Ihnen betriebene schul-
denfinanzierte Auf- und Ausrüstung der Bundeswehr die 
junge Generation begeistert in die Streitkräfte lockt? 
Noch immer sind die Verwaltungs- und Beschaffungs-
prozesse nicht auf dem Prüfstand. Sie betreiben teures 
Stückwerk und werden damit sicherlich keine erfolgrei-
che Verteidigungsarmee aufstellen können.

Vielleicht noch ein Punkt zu Ihnen, Herr Spahn. Sie 
haben ja in Ihrer Rede viel von Vertrauen, von Verant-
wortung, ja, von Glaubwürdigkeit gesprochen. Sie ha-
ben – wir haben es hier heute gehört – durch Ihre Mas-
kendeals mit Ihren CDU-Freunden Kosten in Höhe von 
über 10 Milliarden Euro für den Steuerzahler verursacht.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Eijeijei! – Zuruf des 
Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Deshalb: Machen Sie den Weg frei!
Vor allen Dingen: Wenn Sie einen Untersuchungsaus-

schuss hier einfordern, liebe Grüne – Frau Dröge und 
auch Herr Dahmen –, dann können Sie unserem Antrag 
gerne zustimmen oder selbst den Antrag stellen.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihren Anträgen stimmen wir nicht zu! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bei uns gibt es keine Zusammenarbeit! 
Keine Anträge! Nichts!)

Auch das ist Glaubwürdigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Herr Spahn, da können Sie alles offenlegen; Ihre Deals 
mit Ihren CDU-Freunden und den ganzen CDU-Filz 
könnten Sie offenlegen oder auch die Finanzierung Ihrer 
Villa hier in Berlin mit Ihrem Ehepartner.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijeijei-
jei! – Stephan Brandner [AfD]: Ja, interessiert 
mich auch!)

Oder Sie könnten es uns natürlich auch insgesamt einfach 
machen, damit wir diesen Untersuchungsausschuss gar 
nicht bräuchten: Treten Sie einfach als Fraktionsvorsit-
zender zurück!

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Übernehmen Sie Verantwortung für dieses Land! Das ist 
doch das, was Sie immer sagen.

(Beifall bei der AfD)

Herr Merz, Sie sind bereits jetzt der deutsche Schul-
denkanzler. Sie stehen wie die Sozialdemokratie für eine 
linke Verarmungspolitik der Vergangenheit.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Um Armut und Rente kümmern Sie 
sich doch nicht! Gucken Sie mal in Ihr Pro-
gramm, was Sie so vorhaben! Das hat doch 
mit Leuten in Armut nichts zu tun!)

Sortieren Sie endlich Ihre Prioritäten! Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist nicht BlackRock. Als Bundeskanzler 
tragen Sie die Verantwortung für das deutsche Volk und 
nicht nur für Aktionäre.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der nächste Redner ist für die SPD-Fraktion der Abge-

ordnete Tim Klüssendorf.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Tim Klüssendorf (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Chrupalla, Frau Weidel, wenn Sie von „Ausgren-
zung“ und von „Propaganda“ sprechen, dann wird mir 
schlecht. Ich glaube, dass die beiden Reden von Ihnen 
heute noch mal unter Beweis gestellt haben, warum wir 
zu der Auffassung gekommen sind, dass Sie nicht auf 
dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung stehen, und warum es richtig ist, ein Überprüfungs-
verfahren zur Verfassungsmäßigkeit Ihrer Partei an-
zustreben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Felix Schreiner [CDU/CSU] und Ina 
Latendorf [Die Linke] – Joachim Bloch [AfD]: 
Bullshit!)

Wenn Sie die inhaltliche Auseinandersetzung ein-
fordern, dann fangen Sie doch mal bei sich selbst an! 
Sie reduzieren nämlich jedes politische Problem in die-
sem Land auf wenige Bevölkerungsgruppen, die die 
Schwächsten in dieser Gesellschaft sind.

(Zuruf von der AfD: Das ist doch Quatsch!)

Das ist ein tradiertes Mittel des Faschismus, und deswe-
gen wenden wir uns gegen Sie.

(Stephan Brandner [AfD]: Oijoijoi! Was ist das 
denn wieder für eine Leier?)

Es kann nicht sein, dass es immer nur um Migration geht, 
immer nur um Bürgergeld, als wären dann alle Probleme 
in diesem Land gelöst. Das ist Hetze, Hass und Populis-
mus, und dagegen wenden wir uns auch von diesem Pult 
aus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: Um 
Gottes willen! – Jörn König [AfD]: Bis jetzt 
waren es nur Worthülsen und Unterstellun-
gen!)
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Kollege Spahn, zu einer Koalition gehört es natürlich 
auch, sich offene Worte zu sagen; auch ich muss das an 
dieser Stelle übernehmen. Sie haben in Ihrer Rede eben 
die Grünen angegriffen und gesagt, sie seien allein ver-
antwortlich dafür, dass die AfD ihr Ergebnis verdoppelt 
hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Das wird noch 
weitergehen, Herr Klüssendorf!)

Damit zeigen Sie auch auf uns, auf unsere Ampelpolitik. 
Ich will Ihnen mal sagen, dass wir in der demokratischen 
Mitte gut beraten sind, zusammenzuhalten. Es geht nicht 
darum, Schuldzuweisungen bei einzelnen Fraktionen ab-
zuladen,

(Beifall der Abg. Rasha Nasr [SPD] und 
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

sondern darum, den Gegner zu erkennen und sich ge-
meinsam gegen ihn zu wenden. Das fordere ich auch 
von Ihnen ein, Herr Spahn.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: DDR ist das!)

Ich glaube, wir haben in dieser Koalition schon eine 
Menge auf den Weg gebracht in sehr, sehr kurzer Zeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Eine Menge Un-
sinn!)

Es ist doch absurd, zu glauben, dass dieses Sonderver-
mögen für Investitionen und der Investitionsbooster ein-
fach so zustande gekommen wären. Natürlich war das ein 
Erfolg der Sozialdemokratie. Ohne uns würde es dieses 
Sondervermögen nicht geben; es ist richtig, dass wir das 
immer wieder unterstreichen. Endlich wird in diesem 
Land investiert. Das ist eine Fortsetzung der Politik, die 
wir gerne schon in der Ampel gemacht hätten und die wir 
jetzt endlich umsetzen können. Darum geht es, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

In den vergangenen Wochen wurde der Eindruck er-
weckt – Frau Dröge hat es ja auch angesprochen –, als 
hätten wir jetzt Geld im Überfluss. Dem ist natürlich 
nicht so. Im Kernhaushalt führen wir die gleichen Dis-
kussionen, die wir auch schon in der vergangenen Wahl-
periode hatten. Es sind harte Diskussionen, die wir mit-
einander führen müssen. Es wurde auch angesprochen, 
dass wir gemeinsam über eine Reform des Sozialstaates 
beraten müssen. Da will ich für die Sozialdemokratie mal 
eines klarstellen: Es kann eben auch nicht sein – und das 
meine ich nicht nur in Richtung der AfD –, dass wir uns 
auf Kosten derer gesund sparen wollen, die sich am we-
nigsten wehren können. Es kann nicht sein, dass zur Fi-
nanzierung immer wieder die Bürgergeldbezieherinnen 
und -bezieher herangezogen werden. Gerade mal 1 Pro-
zent der Bürgergeldbezieherinnen und -bezieher sind To-
talverweigerer. Das macht einen minimalen Anteil im 
Haushalt aus. Es geht darum, die Leute endlich wieder 
in Arbeit zu bringen, statt sie gegeneinander auszuspie-
len. Dafür werden wir uns auch in den kommenden Mo-
naten einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Und dann lassen Sie uns doch mal auf die Aufstocke-
rinnen und Aufstocker gucken. Das sind Menschen, die 
schon arbeiten gehen. Wie kann es denn sein, dass Men-
schen in diesem Land arbeiten gehen und trotzdem nicht 
von ihrem Lohn leben können? Deswegen werden wir als 
Regierung gemeinsam das Tariftreuegesetz auf den Weg 
bringen, was ein erster Schritt in die richtige Richtung ist. 
Aber es wird darauf ankommen, für mehr Tarifbindung 
zu sorgen, und da können sich die Menschen auf uns 
Sozialdemokraten verlassen, dass wir das in dieser Re-
gierung auch durchsetzen werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, ein großes Problem ist, dass wir bei diesen 
Gerechtigkeitskonflikten grundsätzlich immer nur nach 
unten schauen. Es muss aufhören, dass wir immer wieder 
die schwächsten Gruppen dieser Gesellschaft gegen-
einander ausspielen. Wir müssen endlich nach oben 
schauen. Deswegen bin ich Lars Klingbeil sehr dankbar, 
dass er als Bundesfinanzminister jetzt endlich das große 
Thema der Steuerhinterziehung, des Steuerbetrugs und 
der Finanzkriminalität in die Hand nimmt; denn es ist 
dringend notwendig, über diese Milliardenausfälle zu 
sprechen. Da ist wirklich Geld zu holen. Da liegt das 
Steuergeld wirklich in schlechten Händen, und wir müs-
sen uns als Staat endlich darum kümmern, die Hoheit 
über unser Steuergeld zurückzugewinnen. Darum muss 
es gehen. Deswegen: Vielen Dank, Lars Klingbeil, für 
deine Initiative als Bundesfinanzminister.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt sage ich in der letzten Minute noch etwas zum 
Koalitionsvertrag. Natürlich erwarten wir noch in dieser 
Wahlperiode ein Urteil zur Erbschaftsbesteuerung. Wir 
werden uns damit auseinandersetzen müssen. Unsere Po-
sition ist da sehr eindeutig: Wir werden dafür kämpfen, 
dass endlich auch die höchsten Vermögen, Erbschaften 
und Schenkungen ihren verantwortlichen Teil dazu bei-
tragen, unser Gemeinwesen zu finanzieren. Das werden 
wir miteinander auszudiskutieren haben, und alle Men-
schen können sich darauf verlassen, dass wir bei unserer 
Position stabil bleiben.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, 

noch ein Wort zur aktuellen Debatte. Der Abgeordnete 
Bloch aus der AfD-Fraktion – er ist jetzt nicht mehr da – 
hat das Wort „Bullshit“ zugerufen. Das weise ich hier 
ganz klar als unparlamentarisch zurück und werde, 
wenn das noch mal vorkommt, konsequent durchgreifen.

Als Nächster hat für Bündnis 90/Die Grünen der Kol-
lege Andreas Audretsch das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Wo ist denn Herr 
Gelbhaar eigentlich?)
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Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich möchte bei dir beginnen, Matthias 
Miersch. Du hast von Gemeinwohl gesprochen. Die 
500 Milliarden Euro, die diese Regierung zur Verfügung 
hat, wären die Chance gewesen, eine Politik für die breite 
Bevölkerung und für die künftigen Generationen zu ma-
chen. Sie als Koalition hätten Milliarden Euro zusätzlich 
in Kitas, in Schulen, in Brücken investieren können. Was 
Sie faktisch getan haben, ist, den Ländern Geld zu ent-
ziehen, das am Ende bei Schulen und Brücken fehlt. Sie 
hätten kleine und mittlere Betriebe entlasten können. 
Stattdessen geben Sie 20 Milliarden Euro an das oberste 
Prozent der Bevölkerung. Sie hätten den erneuerbaren 
Strom günstig machen können.

(Zuruf von der SPD)
Stattdessen stecken Sie 3,4 Milliarden Euro in neue Gas-
projekte.

Die Entscheidung von Union und SPD ist offensicht-
lich klar: Sie wollen einer kleinen Gruppe sehr mächtiger 
Menschen sehr viel zukommen lassen

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei!)
und ein fossiles Kartell, das diesem Land in der Vergan-
genheit so viel Schaden zugefügt hat, auch weiterhin 
bedienen. Das sieht man bei Frau Reiche, aber auch in 
der Haushaltspolitik von CDU/CSU und SPD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die zweite Bemerkung geht an den Kollegen Jens 

Spahn. Lieber Herr Spahn, Sie haben gerade versucht, 
mit sehr vielen Emotionen zu unterminieren, dass wir 
hier über die reale Situation und über die Fakten spre-
chen. Ich sage Ihnen, was Fakten und was Emotionen 
bei der Aufarbeitung der Coronapandemie sind: Jeder 
kleine Buchladen in diesem Land muss Coronahilfen 
centgenau abrechnen. Und es macht etwas mit den Men-
schen, wenn sie sehen, dass jemand wie Sie Millionen-
deals per SMS abgeschlossen hat und sich jetzt querstellt, 
wenn es darum geht, das durch einen Untersuchungsaus-
schuss aufzuklären.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Warum ha-
ben Sie denn keinen Untersuchungsausschuss 
eingesetzt? Warum hat das die Ampel nicht 
gemacht?)

Warum können Sie, wenn Sie reinen Gewissens sind, 
nicht schlicht und ergreifend sagen – und wenn Sie ein 
Ehrenmann wären, würden Sie das tun –, dass Ihre 
Stimme die erste der CDU/CSU ist, die hier im Deut-
schen Bundestag einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss ermöglicht? Das wäre ehrenvolles 
Verhalten. Das wäre ein angemessener Umgang mit den 
Emotionen und den Fakten, die bei der Coronapandemie 
tatsächlich von großer Relevanz sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und die Frage, inwieweit man Politik für Partikular-

interessen oder für die breite Bevölkerung macht, richtet 
sich auch an den Kulturstaatsminister Herrn Weimer: Sie 
sprechen von Toleranz, von Offenheit, von Aufklärung, 
und Sie reißen genau diesen Anspruch im gleichen Atem-

zug wieder ein. In den USA schreibt Donald Trump Mu-
seen vor, wie sie Geschichte schreiben sollen, nämlich als 
weiße Heldengeschichte. Das ist es, was dort passiert. In 
Ungarn sehen wir, dass Geschichtsschreibung von einem 
Rechtsextremen übernommen wird. In Deutschland se-
hen wir, dass die AfD daran arbeitet, Aufklärung, die 
Gleichheit aller Menschen in der Kulturlandschaft zu 
unterminieren, zu tilgen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie sprechen von Offenheit und Toleranz. Wir brau-

chen einen Kulturstaatsminister, der klar ist in seiner 
Ausrichtung,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
der diese Tendenzen klar bekämpft und nicht versucht, 
irgendwelche Dinge links und rechts zu verwischen. Neh-
men Sie diesen Kampf für Toleranz und gegen Faschis-
mus an, Herr Weimer!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Abgeordnete 

Ines Schwerdtner das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Ines Schwerdtner (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Schü-
lerinnen und Schüler! Wem dient die Regierung in die-
sem Land? Diese Frage hört Die Linke täglich von Men-
schen an den Haustüren. Sie hört sie von Menschen, die 
ihr ganzes Leben lang geschuftet haben und doch Angst 
haben, im Alter aus ihrer kleinen Wohnung rauszumüs-
sen. Sie hört sie von der alleinerziehenden Mutter mit 
ihren zwei Kindern, die bei jedem Gang in den Super-
markt an der Kasse rechnen muss. Wir leben in einem 
Land, in dem ein Umzug zur Existenzfrage wird, weil 
bezahlbarer Wohnraum knapp wird.

Diese Ungerechtigkeit passiert nicht einfach so. Sie ist 
nicht naturgegeben, sondern eine politische Entschei-
dung – Ihre Entscheidung. Dieser Haushalt macht das 
mehr als deutlich: Sie organisieren Steuergeschenke für 
Ihre Freunde in teuren Anzügen und schieben gleichzei-
tig der Rüstungslobby Milliarden zu.

(Luke Hoß [Die Linke]: Genau so ist es!)
Lassen Sie uns Klartext reden, welches Ziel hier dieser 
Haushalt verfolgt:

(Beifall bei der Linken)
Er nimmt den Menschen das Geld weg und händigt es den 
Reichen einfach so aus.

Der große Elefant in diesem Plenarsaal ist: Diese Steu-
ergeschenke für die Privilegierten schaffen ein großes 
Loch in Ihrem Haushalt;

(Beifall bei der Linken)
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ein Loch, das Ihre Regierung im nächsten Haushalt nun 
mit Kürzungen ausgerechnet beim Bürgergeld stopfen 
will. Doch wir alle wissen: Solche Kürzungen werden 
Ihren Haushalt nicht retten. Das ist billiger Populismus.

(Beifall bei der Linken)
Laut einer Studie verzichten 54 Prozent der Bürgergeld-
empfänger zugunsten ihrer Kinder auf Essen. Sie ver-
zichten auf Essen! Sie machen das Leben der Menschen, 
die ohnehin schon in einer Notlage sind, also nur noch 
schwerer. Das ist erbärmlich, und das wissen Sie auch.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Skandal!)

Sie treten weiter nach unten, um ein paar Milliarden 
zusammenzukratzen – die Ihr Fraktionsvorsitzender wäh-
rend der Pandemie in wenigen Wochen verprasst hat –, 
weil diese CDU/CSU arbeitende und arme Menschen 
verachtet. Herr Spahn, Sie sprachen in Ihrer Rede mehr-
fach von Vertrauen. Das ist eine Farce. Wir reden hier 
nicht darüber, dass Vertrauen verspielt wurde oder was 
Ihre Gewissenslücken sind oder was Ihre Erinnerungs-
lücken sind. Es geht darum, dass viele CDU/CSU-Abge-
ordnete von dieser Pandemie profitiert haben. Wenn Sie 
nichts zu verbergen haben, dann stimmen Sie einem Un-
tersuchungsausschuss zu.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch eine von mir sehr geschätzte Sozialdemo-
kratin, Bärbel Bas, spricht leider in letzter Zeit im Zu-
sammenhang mit Arbeitsuchenden von „mafiösen Struk-
turen“. Ich frage mich: Wen meint sie eigentlich? 
Hoffentlich doch die 800 000 Menschen in diesem Land, 
die keinen einzigen Tag gearbeitet haben, weil sie allein 
von ihrem Vermögen leben können. Von den Superrei-
chen, die sich aus unserer Solidargemeinschaft ver-
abschiedet haben, wird hier kaum gesprochen. Von denen 
hört man in der SPD mittlerweile auf Parteitagen – ich 
freue mich ja darüber –: Aber warum hören wir darüber 
von der Regierung nichts?

(Beifall bei der Linken)
Ich frage also noch einmal: Wem dient diese Regie-

rung? Die Antwort ist klar: Die Regierung von Union 
und SPD dient den Immobilienkartellen und den Vorstän-
den von BlackRock – wir haben sie ja hier sitzen –, von 
Nestlé und von Rheinmetall. Sie machen Politik für Lob-
byisten. Sie setzen sogar Lobbyisten ins Kabinett, voll-
kommen unverhohlen. Sie sind so frech! Dagegen wer-
den wir uns als Linke stellen.

(Beifall bei der Linken)
Wir als Linke sagen klar: Die Milliardäre, die Sie hier 

schützen wollen, die müssen uns endlich das zurückzah-
len, was sie uns schulden. Eine Vermögensteuer könnte 
uns jährlich bis zu 120 Milliarden Euro einbringen; das ist 
das 27-Fache der Kürzungen beim Bürgergeld, die Sie 
planen. Deswegen ist eine Vermögensteuer eine Frage 
von Gerechtigkeit und Leistung; darum geht es nämlich 
eigentlich.

(Beifall bei der Linken – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Sie haben breite Entlastungen für die Mehrheit ver-
sprochen. Aber was ist daraus geworden? Gar nichts. 
Sie machen Steuergeschenke für die Gastro, ein Rollback 
bei der Klimapolitik, Kürzungen in der Entwicklungshil-
fe. Sie nehmen so viel Geld in die Hand – und trauen sich 
nicht an Strukturreformen heran, nicht bei der Pflege, 
nicht bei der Arbeit, nicht bei der Rente, nicht in der 
Industrie. Sie wollen sogar Rentner länger arbeiten las-
sen. Und Sie sehen zu, wie täglich Werke schließen.

Überall, wo es für die Menschen zählt, plustern Sie 
sich nur auf. Friedrich Merz ist nicht mal mehr hier; 
weil er es nicht für nötig hält, zuzuhören. Er plustert 
sich außenpolitisch auf, aber an den realen wichtigen 
Schaltstellen tut er gar nichts.

(Beifall bei der Linken)

Und Sie, Herr Klingbeil, sind auch nicht hier. Sie stim-
men dem Ganzen zu. Jedem einzelnen Lieblingsprojekt 
der CSU stimmen Sie einfach zu. Aber bei der Strom-
steuer, beim Familiennachzug, beim Mindestlohn können 
Sie nicht den Rücken gerademachen, und auch das ist 
peinlich.

(Beifall bei der Linken)

Sie reden heute viel von Sicherheit und von Außen-
politik, und Sie sprechen zu Recht von Kriegsverbrechen, 
von den Kriegsverbrechen Putins. Aber Sie schaffen es 
wieder einmal nicht, vom Völkerrechtsbruch in Gaza zu 
sprechen. Auch das ist eine Farce.

(Beifall bei der Linken)

Wir werden international nicht ernst genommen, weil wir 
das Völkerrecht nicht achten; auch das ist die Wahrheit.

Und wenn Sie schon über Sicherheit sprechen, dann 
sprechen Sie über die Sicherheit, die die Familien eben 
nicht haben, wenn sie Angst vor der nächsten Mieterhö-
hung haben. Ich habe Mütter in meiner Sozialsprechstun-
de, die es sich nämlich nicht leisten können, mit ihren 
Kindern in eine größere Wohnung zu ziehen. Deren Kör-
per ist kaputt von der Pflegearbeit, die sie leisten, und sie 
bekommen es zu spüren, wenn das Deutschlandticket 
teurer wird. Sie dagegen wissen nicht mal, was es bedeu-
tet, wenn das Deutschlandticket teurer wird; weil Sie 
nach dieser Rede hier in Ihre fetten Limousinen steigen 
und überhaupt nicht wissen, was es im Alltag der Men-
schen macht, wenn sie 10 Euro mehr bezahlen müssen.

(Beifall bei der Linken)

Frau Weidel, Sie sprechen von den arbeitenden Men-
schen, kassieren aber hier 24 000 Euro an Fraktionszula-
gen.

(Tino Chrupalla [AfD]: 12 000 sind es!)

Deshalb sollten Sie sich besser mal zurückhalten. Das ist 
nämlich genauso frech. Sie tun hier gar nichts. Sie krie-
gen hier einfach Geld dafür, dass Sie hier vorne stehen 
und hetzen.

(Beifall bei der Linken)

Während die Bundesregierung also für Panzer Hun-
derte Milliarden Euro zur Verfügung stellt, gibt sie lä-
cherliche 4 Milliarden Euro – umgerechnet einmal Jens 
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Spahn – für den sozialen Wohnungsbau. Dadurch sinkt 
keine Miete, dadurch hat niemand weniger Existenz-
angst.

Wir als Linke sagen: Echte Sicherheit ist soziale Si-
cherheit. Sie beginnt mit einem Dach über dem Kopf – für 
alle Menschen. Wir fordern deshalb einen echten Mieten-
deckel, der Menschen schützt und endlich bezahlbare 
Mieten sichert.

(Beifall bei der Linken)
Echte Sozialpolitik ist auch das beste Mittel gegen 

rechts. Aber Sie wollen ja schon wieder die Brandmauer 
einreißen,

(Stephan Brandner [AfD]: Mit Mauern kennen 
Sie sich aus, nicht?)

Sie werden schon wieder Mehrheiten riskieren und lieber 
die Blauen tolerieren als die Institution hier, den Deut-
schen Bundestag.

Und ja, es hätte ja fast geklappt mit dem Sonderver-
mögen, fast wären endlich Investitionen in den Kom-
munen angekommen. Aber Sie haben sich anders ent-
schieden, nämlich für die Senkung der 
Unternehmensteuer, für Geschenke für die Superreichen.

(Zuruf von der AfD: Bingo!)
Es kommt viel zu wenig in den Städten und Dörfern an. 
48 Milliarden Euro Steuergeschenke auf einen Schlag: 
vollkommen unnötig, ohne einen wirtschaftlichen Effekt. 
Am Ende bleibt von dem Sondervermögen nichts übrig, 
das Schwimmbad bleibt zu, im ländlichen Raum fährt 
kein Bus mehr. Fragen Sie jeden Bürgermeister – auch 
Ihrer Parteien, SPD und CDU –, ob das reicht, und er wird 
Ihnen sagen: Es reicht vorne und hinten nicht.

(Beifall bei der Linken)
Unsere Forderungen sind deshalb klar: eine Vermögen-

steuer – damit sind auch Millionäre wie Friedrich Merz 
gemeint –, eine Streichung der Mehrwertsteuer auf den 
Grundbedarf, auf unsere Lebensmittel, ein echter Mieten-
deckel, Investitionen in die Kommunen und eine Reform 
der Schuldenbremse – für die Menschen, die jeden Tag 
das Land am Laufen halten; für diejenigen, die morgens 
früh aufstehen und trotzdem müde ins Bett fallen, weil sie 
nicht über die Runden kommen; für Familien, Rentner/- 
innen und Alleinerziehende; für alle, die zwar unter-
schiedlich aussehen, aber die gleichen Träume haben. 
Sie verdienen eine Partei, die endlich wieder auf ihrer 
Seite steht und Vertrauen gewinnt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Alexander 

Hoffmann für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Stimmung in unserem Land hellt sich 

merklich auf. Das liegt am Sommer, das liegt sicher auch 
an der Urlaubszeit, aber, meine Damen, meine Herren, es 
liegt auch an der Arbeit dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Man spürt es auf den Straßen, in den Betrieben, in den 
Gesprächen mit den Menschen: Nach Jahren der Unsi-
cherheit und der Herausforderungen kehrt Optimismus 
zurück. Es ist das Vertrauen darauf, dass wir dieses 
Land wieder in Ordnung bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: Das 
Vertrauen wird massiv enttäuscht!)

Die Wirtschaft beginnt sich zu erholen, die ersten Zahlen 
wandeln sich ins Positive. Die Menschen spüren, dass 
sich etwas ändert, und die Zustimmung für unseren 
Kurs wächst. Das macht Mut, verpflichtet uns aber zu-
gleich, diesen Weg konsequent weiterzugehen, und ich 
sage Ihnen: Genau das werden wir tun.

Der Koalitionsausschuss hat gezeigt: Wir sind im Ar-
beitsmodus, wir kommen zusammen, wir arbeiten zusam-
men. Und am Ende produzieren wir konkrete Verbes-
serungen für die Menschen in diesem Land. Das ist ein 
Signal, das von diesem Ausschuss, gerade von diesem 
letzten Ausschuss, ausgeht.

Ich will das mal durchgehen: Die Mütterrente kommt, 
und zwar früher als erwartet. 10 Millionen Mütter können 
sich darauf verlassen, dass ihre Lebensleistung anerkannt 
wird,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

dass sie gesehen werden, dass sie das bekommen, was sie 
verdienen. Das ist ein sichtbares, ein wirksames Instru-
ment gegen Altersarmut. Das ist ein großer Erfolg für den 
sozialen Zusammenhalt in unserem Land und eben auch 
für die soziale Gerechtigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will allen Kritikern einmal vor Augen führen, dass 
die Diskussion eine Schieflage hat. Die Mütterrente hat – 
ja, das ist richtig – ein Volumen von 5 Milliarden Euro im 
Jahr, das Bürgergeld ein Volumen von 50 Milliarden Euro 
im Jahr. Bei der Mütterrente wird immer die Frage ge-
stellt: Woher soll das ganze Geld kommen? Aber das sage 
ich Ihnen, meine Damen, meine Herren, wenn wir kon-
sequent wären, würde ich mir auch beim Bürgergeld aus 
denselben Ecken die Frage wünschen, wo denn eigentlich 
das Geld herkommen soll und ob es so weitergehen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Sie haben dem Bürgergeld doch zu-
gestimmt!)

Bei den Energiepreisen entlasten wir die Verbraucher-
innen und Verbraucher – der Kanzler hat es vorhin schön 
dargestellt – um über 10 Milliarden Euro im Jahr. Wir 
senken die Kosten der Gasspeicherumlage, wir reduzie-
ren die Stromsteuer für über 600 000 Betriebe im Land 
und zeigen damit, dass wir auch in Zeiten schwieriger 
Haushaltslage die Wirtschaft im Fokus haben – weil wir 
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den Wirtschaftsstandort sichern wollen, weil wir Arbeits-
plätze sichern wollen, meine Damen, meine Herren. Und 
dann entlasten wir alle – alle! – Stromverbraucher bei den 
Netzentgelten und der Umlage aus dem KTF. Das ist ein 
erster großer Schritt hin zu günstigen Energiepreisen. 
Und ich sage Ihnen: Es wird nicht der letzte Schritt sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In dieser Haushaltswoche liegt uns ein Haushalt der 
Prioritätensetzung vor. Wir können nicht alles auf einmal 
machen,

(Stephan Brandner [AfD]: Gott sei Dank!)
und wir haben auch nicht versprochen, dass wir alles auf 
einmal machen. Das ist die Realität, der wir uns stellen. 
Unsere Prioritätensetzung sieht wie folgt aus: Wir ent-
lasten die Bürgerinnen und Bürger so gut und so schnell 
wie möglich, aber wir bringen eben auch die Wirtschaft in 
Schwung, meine Damen, meine Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
will jetzt auch zu Ihnen etwas sagen. Ich fand das wirk-
lich ein starkes Stück. Frau Dröge, Sie stellen sich hierhin 
und lamentieren, dass es nicht mehr Entlastungen gibt.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Quatsch! Sie haben mich noch nicht 
mal verstanden!)

Ich habe mir dann überlegt: Frau Dröge hat offensichtlich 
ein ganz, ganz schlechtes Gedächtnis. – Ich will Ihnen 
mal helfen: Es waren die Grünen, die unser Land finan-
ziell geknebelt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben unserem Land eine verfehlte Klima- und Wirt-
schaftspolitik hinterlassen,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Hoffmann, tun Sie mir den Gefal-
len und bringen ernsthafte Argumente!)

mit milliardenschweren Verpflichtungen: 17 Milliarden 
Euro im Jahr für das Thema Wärmepumpe.

(Stephan Brandner [AfD]: Die SPD war auch 
dabei!)

Sie haben geschwiegen, als das Geld in Prestigeprojekte 
wie Northvolt floss und dort versickert ist: 600 Millionen 
Euro!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Ja, genau!)

Ihr Wirtschaftsminister, mit Verlaub, hat mit fatalen Fehl-
einschätzungen dieses Land in eine Rezession in einer 
Rekordgrößenordnung geführt.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: So ist es!)
Ich habe dabei das folgende Bild im Kopf: Die Grünen 
haben jetzt fast vier Jahre lang als stiller Beifahrer in 
einem Auto gesessen mit einem geisterfahrenden Wirt-
schaftsminister.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt sitzen wir am Steuer, fahren in die richtige Richtung, 
und Sie springen auf und rufen: „Achtung, Autos!“

(Heiterkeit der Abg. Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU] – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Bilder funktionieren 
nur, wenn sie kurz sind! Da muss man zu lange 
drüber nachdenken! – Gegenruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD]: Sie vielleicht, Frau 
Haßelmann! Alle anderen haben es verstan-
den!)

Frau Dröge, auch das will ich noch ansprechen: Sie 
raunen heute in Ihrer Rede von Menschen mit Macht 
und Menschen mit Geld. Mitglieder Ihrer Fraktion spre-
chen im Kontext des Themas Maskenbeschaffung von 
Lügen, von persönlicher Bereicherung. Ich sage Ihnen 
ganz persönlich: Im Umgang mit Jens Spahn verwech-
seln Sie Opposition mit Inquisition.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bitte?)

Wenn Sie sich die Reden vom rechten Rand angucken 
und wenn Sie sich die Reden vom linken Rand zu diesem 
Kontext anhören,

(Stephan Brandner [AfD]: Angucken oder an-
hören? Was machen Sie mit den Reden?)

meine Damen, meine Herren von den Grünen, dann müs-
sen Sie sich sagen lassen, dass Sie mittlerweile bei diesen 
Fragestellungen auf demselben Niveau angekommen 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 
Hoffmann, ich wäre ganz vorsichtig! – Weitere 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Wir räumen jetzt mit Versäumnissen und Fehltritten 
der Vergangenheit auf. Aber das braucht, meine Damen, 
meine Herren, Geduld, und es braucht eine klare Agenda.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war noch ziemlich hilflos, je länger 
ich darüber nachdenke!)

Ein weiterer wichtiger Bestandteil unserer Agenda ist 
die Stärkung der Bundeswehr. Wir nehmen die Kritik am 
Sondervermögen wahr, und wir nehmen sie auch ernst.

(Stephan Brandner [AfD]: Was sagt denn Frau 
von der Leyen dazu? Frau Kramp-Karrenbauer 
hätte das auch schon machen können!)

Es ist – das stimmt – eine Frage der Generationengerech-
tigkeit, aber von der anderen Seite her; denn es stellt sich, 
meine Damen, meine Herren, nicht die Frage, ob ein 
Sondervermögen benötigt wird – ja oder nein? –, sondern 
es stellt sich folgende Frage: Wollen wir deutsche oder 
russische Panzer in Litauen? Es stellt sich die Frage: 
Wollen wir europäische oder russische Flaggen im EU- 
Parlament?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Frage stellt sich mir gar nicht!)

Und es stellt sich die Frage: Wollen wir ein Leben in 
Freiheit oder ein Leben im Schatten einer Diktatur?
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Das sind die Fragen, auf die wir mit dem Sonderver-
mögen eine klare Antwort geben wollen.

Putin hat mehrfach klargemacht, was sein Ziel ist. Er 
will nicht verhandeln. Er will vernichten. Noch mal: Es 
ist eine Frage der Generationengerechtigkeit. Aber ich 
sage Ihnen, dass es auch eine Frage der Generationenge-
rechtigkeit ist, ob wir unseren Kindern, unseren Enkel-
kindern und unseren Urenkeln ein Deutschland hinterlas-
sen, das wirtschaftlich abgehängt ist

(Stephan Brandner [AfD]: Das machen Sie 
doch sowieso!)

und von Russland dominiert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Hoffmann, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

einem Kollegen aus den Reihen von Bündnis 90/Die 
Grünen?

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ja, selbstverständlich, gerne.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Sebastian Schäfer!)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege Hoffmann, vielen Dank, dass Sie die 
Frage zulassen. – Ich muss da noch mal präzisieren: Sie 
sprechen von einem „Sondervermögen“, das wir für die 
Bundeswehr beschlossen hätten. Das haben wir beschlos-
sen; das stimmt. Das war im Jahr 2022. Damals hat Ihre 
Fraktion zugestimmt. Es ist mit 100 Milliarden Euro aus-
gestattet worden.

Jetzt haben wir eine Bereichsausnahme. Die funktio-
niert ganz anders und lässt eine grenzenlose Verschul-
dung im Sicherheitsbereich zu. Wie habe ich den Begriff 
„Sondervermögen“ zu verstehen, den Sie gerade beim 
Thema Sicherheit genannt haben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sie haben völlig recht: Das ist eine Fehlbezeichnung 

von mir gewesen. Dafür entschuldige ich mich. Es ist eine 
Bereichsausnahme. Aber, lieber Kollege, die Argumente, 
die ich gebracht hab, gelten doch zu 100 Prozent auch für 
die Bereichsausnahme. – Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Sehr gut geantwortet!)

Meine Damen, meine Herren, wir investieren in unsere 
Sicherheit, weil wir wissen, dass Frieden und Freiheit 
heutzutage leider keine Selbstverständlichkeit mehr sind. 
Jeder Euro für die Bundeswehr ist ein Euro für die Frei-
heit.

Ich will noch zu einem letzten Baustein unserer 
Agenda kommen. Es ist die Migrationspolitik. Wir haben 
hier eine klare Richtung, vorgegeben durch unseren Bun-
desinnenminister Alexander Dobrindt: Zurückweisungen 
an den Grenzen, Aussetzung des Familiennachzugs, Aus-
weitung der Anzahl der sicheren Herkunftsländer. Und es 
ist ausdrücklich richtig, für mehr Abschiebungen auch 
mit den Machthabern in Afghanistan zu sprechen.

(Zurufe von der Linken: Oh!)

Ich will mich an dieser Stelle ausdrücklich bei unserem 
Koalitionspartner bedanken. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen der SPD, ich weiß, dass Ihnen das schwerfällt. Aber 
wir sind der festen Überzeugung, dass wir mit einem 
klaren Kurs bei diesem Thema bei den Bürgerinnen und 
Bürgern in diesem Land Vertrauen zurückgewinnen kön-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen lassen Sie uns das beibehalten. Lassen Sie uns 
weiterhin einen klaren Kurs halten. Ich will unserem 
Bundesinnenminister dafür vielen Dank sagen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die AfD-Fraktion der Abgeord-

nete Martin Erwin Renner.

(Beifall bei der AfD)

Martin Erwin Renner (AfD):
Sehr geehrtes Präsidium! Meine Damen und Herren!

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da sitzt eine Präsidentin hinter Ihnen!)

Über die Verteilung der finanziellen Mittel, die dem 
schuftenden Bürger in immer stärkerem Maße abverlangt 
werden, darüber reden wir heute. Aber wir sprechen auch 
über die kulturelle und mediale Struktur in unserem 
Land.

„Links ist vorbei“, hat der Herr Bundeskanzler
(Mirze Edis [Die Linke]: Rechts ist vorbei!)

vor der Wahl getönt. Tatsächlich aber werden wieder zig 
Millionen, Milliarden in Projekte,

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Millionen!)
in Institutionen und Organisationen gepumpt, die einer 
linken Ideologieagenda folgen: pseudohumanitär, hyper-
moralisch, globalistisch, genderesk, links, islamistisch,

(Mirze Edis [Die Linke]: Besser als faschisti-
sche Ideologie!)

vielfaltstrunken oder einfach woke.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Von Ihrem Stand-
punkt aus ist jeder Mensch links!)

Man kann es auch treffender sagen: ballaballa.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
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Herr Weimer veröffentlichte vor seiner Zeit als Bun-
desbeauftragter für Kultur und Medien „Das konservative 
Manifest“. Na ja, gut so. Heute verantwortet er unter der 
Merz-Regierung einen Haushalt voller linksideologischer 
Gesinnung.

Drei Beispiele: Förderung der Kultur und Kreativwirt-
schaft und der Nachhaltigkeit in Kultur und Medien, För-
derung der kulturellen Vielfalt unabhängiger Verlage, 
Förderung für geflüchtete Kultur- und Medienschaffen-
de. „Nachhaltigkeit“, „Vielfalt“, „Geflüchtete“: All das 
sind Signalwörter, die die linken Herzen höherschlagen 
lassen.

(Luke Hoß [Die Linke]: Ja! Stimmt! – Stephan 
Brandner [AfD]: Zustimmung von links!)

Also wie immer: Tüchtig rechts blinken, aber dann 
eisern links abbiegen,

(Beifall bei der AfD)
immer in Richtung der neuen politischen Mitte, die den 
meisten Menschen in unserem Land heutzutage jedoch 
immer linksradikaler erscheint. Alles betrieben durch 
ein linkes Syndikat aus Medien, Kulturbetrieb und 
NGOs, einer Struktur, die mit immer neuen Schuldnarra-
tiven, mit immer neuen Moralappellen die Bürger unserer 
Gesellschaft quält und peinigt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Links ist Vielfalt! 
Rechts ist Einfalt!)

Finanziert wird dieses Syndikat auch durch diesen Haus-
halt.

Wer sich diesem System nicht unterwirft, wird öffent-
lich diffamiert, gesellschaftlich isoliert und letztendlich 
politisch neutralisiert.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Sie meinen 
rechts! Rechtsextremismus wird isoliert)

– Halt die Klappe!
(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Die allzeit gefälligen Medien sind längst keine neutrale 
Instanz mehr. Sie sind zuhauf politische Aktivisten im 
Kleidchen des woken Zeitgeistes.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Ihre Zeit ist 
schon lange vorbei!)

– Wenn ich eine Minute mehr Redezeit kriege, würde ich 
jetzt gerne ein Zitat bringen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – La-
chen bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie sollten eher darauf aufpassen, was Sie sagen, weil 

so etwas wie „Halt die Klappe!“ natürlich total unpar-
lamentarisch ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Und das geht alles von Ihrer Redezeit ab.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Martin Erwin Renner (AfD):
Nein. Auch das, was Sie gesagt haben?

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Gleich ist es 
vorbei!)

Wer steht denn auf der Empore dieser moralischen Be-
lehrung? Die Kulturszene, hoch subventioniert, staatlich 
gepampert, aber systematisch und systemisch einseitig. 
Nur wer sich unterwirft, wer Haltung zeigt, der darf kas-
sieren. Im Zusammenwirken mit den NGOs ist das eine 
regelrechte Schattenregierung – nicht gewählt und ohne 
demokratische Legitimation.

(Mirze Edis [Die Linke]: „Demokratie“ ist 
doch ein Fremdwort für Sie!)

Josephine Ortleb (SPD):
Herr Kollege Renner, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus Ihren eigenen Reihen?

(Lachen bei Abgeordneten der Linken)

Martin Erwin Renner (AfD):
Ja, klar.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: War die Rede so verwirrend, dass da 
jetzt nachgefragt werden muss?)

Maximilian Kneller (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Lieber Herr Renner, 

Sie haben ja gerade gesagt, dass Sie bei einer Minute 
mehr Redezeit ein Zitat für den linken Kollegen hätten. 
Mich würde interessieren: Was ist das denn für ein Zitat? 
Da können Sie jetzt die eine Minute für die Antwort 
nutzen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Martin Erwin Renner (AfD):
Danke schön. – Es ist ein Zitat von McLuhan, das war 

ein Kommunikationsprofessor aus den USA. Der hat ge-
sagt: Empörung ist die Methode von Idioten, sich Würde 
zu verleihen.

(Beifall bei der AfD – Mirze Edis [Die Linke]: 
Ja, aber das ist doch euer Flügel! Bescheuerter 
geht es doch gar nicht!)

Danke schön für die Zwischenfrage.
Diese Strukturen werden in globale Netzwerke ein-

gebunden und mit Milliarden gepäppelt, die kaum je-
mand durchschaut. Das sind alles Herolde einer Multi-
kultiagenda, die unsere nationale Souveränität verneint, 
unsere kulturelle Identität ablehnt und unsere soziale 
Ordnung zerstören will. Die Neue Sozialistische Ein-
heitspartei Deutschlands, NSED, nennt das „unsere De-
mokratie“. Nein, ich nenne das „ideologische Dressur“.

Mit diesem Haushalt wird keine Gesellschaft – keine 
offene Gesellschaft – finanziert. Das Geld muss weg – 
weg vom Bürger, hin zu den elitären Sprachrohren unse-
rer neuen transformierten Kultur.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie sollten mal ins 
Grundgesetz schauen!)
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Na ja. Die Bürger sollen zum Untertan, die Kritiker zum 
Schönredner und die Leistungsträger zum Bürgergeld-
empfänger werden. „Eure Demokratie“ soll also immer 
sozialistischer werden. Man kann auch maoistischer, 
vielleicht sogar „pol-potistischer“ sagen.

Meine Fraktion wird diesem Haushalt nicht zustim-
men. Wir wollen die geistige, kulturelle und politische 
Freiheit in unserem Land. Wir müssen dringend zurück 
in die Zukunft und nicht vorwärts in die international- 
sozialistische Vergangenheit.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Luke Hoß [Die Linke]: 

Zurück zum Nationalsozialismus?)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege Renner, ich will Sie nicht davon abhalten, 

in Zukunft das ganze Präsidium hier oben zu begrüßen. 
Aber achten Sie bitte darauf, dass Sie in Zukunft auch die 
sitzungsleitende Präsidentin oder den Präsidenten korrekt 
ansprechen.

Als Nächstes hat das Wort die Abgeordnete Wiebke 
Esdar für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Wiebke Esdar (SPD):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren! Wir führen heute die Generaldebatte über 
den Haushalt. In dieser Woche – gerade einmal zwei 
Monate im Amt – legt uns die Regierung einen histori-
schen Haushalt vor, weil es eben auch um ein Sonder-
vermögen geht. Das erste Mal in der Geschichte dieser 
Bundesrepublik werden wir mit einem Sondervermögen 
in die Zukunft investieren. Es geht nicht mehr darum, die 
Folgen abzufedern, wie wir es bei Corona und der Fi-
nanzkrise gemacht haben, sondern mit dem Sonderver-
mögen schaffen wir es endlich, nicht mehr auf Verschleiß 
zu fahren und unser Land entsprechend zu modernisieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Dieser Haushalt ist auch deswegen historisch, weil wir 

eine Bereichsausnahme vorgenommen haben. Damit 
schaffen wir es mit Blick auf die Verteidigungsnotwen-
digkeit, die aufgrund des russischen Angriffskrieges und 
der globalen Weltlage jetzt vorliegt, den Bereich Vertei-
digung besser auszustatten, zu modernisieren und vertei-
digungsfähig zu werden, dies aber eben nicht durch Ein-
sparungen in der sozialen Sicherheit oder auch der 
inneren Sicherheit machen zu müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es liegt uns – das will ich zur Differenzierung einmal 

sagen – ein Kernhaushalt vor, bei dem wir sehr hart um 
die Ausgaben ringen werden, um die es geht. Da wird 
nicht mit Geld um sich geworfen. Da stellen wir uns 
schwierigen Debatten.

Ich will in der Debatte, die wir jetzt hier schon einige 
Zeit verfolgen können, erst einmal Frau Schwerdtner fra-
gen, ob sie den Unterschied zwischen der Frage der In-
vestitionsbooster und Wachstumsbooster und der Kom-

pensation, die wir für die Kommunen und die Länder 
vorgenommen haben, und der Frage des Sonderver-
mögens nicht verstanden hat. Das ist wohl ein bisschen 
durcheinandergekommen.

Ich will das in dieser Deutlichkeit einmal sagen: Mit 
dem, was wir haushalterisch hier im Bund machen, be-
kommen die Länder über 100 Milliarden Euro an Sonder-
vermögen plus die Kompensation, die wir zum Wachs-
tumsbooster dazugepackt haben, also einen größeren 
Handlungsspielraum, sodass auch sie investieren können.

Katharina Dröge und Andreas Audretsch aus der Grü-
nenfraktion aber stellen sich jetzt hierhin und tun so, als 
würden wir Vermögenden die Steuern senken. Sie haben 
nicht verstanden, dass es um eine Unternehmensteuer-
senkung geht und dass wir damit die Wirtschaft ankur-
beln. Sie beide sind in Ihren Reden überhaupt nicht da-
rauf eingegangen, was wir für den Wirtschaftsstandort 
tun müssen. Da kann ich nur sagen: Schöne Grüße an 
die mitregierenden Kolleginnen und Kollegen in den 
Ländern von den Linken und die Kolleginnen und Kolle-
gen in den Ländern von den Grünen, die all dem nämlich 
zustimmen, weil sie verstanden haben, welche Entlastun-
gen wir vorsehen und welche Notwendigkeit es gibt, in 
diesen Wirtschaftsstandort zu investieren!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wenn ich schon bei den Länderkollegen bin, dann will 
ich auch noch über den Ministerpräsidenten des größten 
Bundeslandes, Nordrhein-Westfalen, ein paar Worte ver-
lieren. Die Frage ist, wo Hendrik Wüst eigentlich Politik 
macht, ob er seine eigenen Hausaufgaben macht oder wie 
sehr Hendrik Wüst damit beschäftigt ist, dieser Koali-
tion – der Kanzler ist aus seiner eigenen Partei – Wort-
bruch und andere Sachen vorzuwerfen.

Hendrik Wüst war bei den Koalitionsverhandlungen 
nicht dabei – ich weiß nicht, ob er nicht durfte, ob er nicht 
konnte, ob er nicht wollte –, nimmt aber gerne die 
100 Milliarden Euro und die Kompensation vom Innova-
tionsbooster, kritisiert dann obendrauf den Wortbruch 
und fordert die Senkung der Stromsteuer.

Dabei hat er – gucken wir mal nach Nordrhein-West-
falen – in seinem Koalitionsvertrag versprochen, die Ki-
taplätze im dritten Jahr beitragsfrei zu stellen und den 
Einstieg ins kostenlose Mittagessen zu machen. Und bei 
den finanziellen Mitteln, die wir den Ländern zur Ver-
fügung stellen, erwarte ich, dass das jetzt kommt. Das 
ist nicht erkennbar. Da bleiben wir bei dem Motto: 
Schuster, bleib bei deinen Leisten. Kümmere dich um 
das, wofür dir die Verantwortung gegeben wurde.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, zum Abschluss will ich 
noch einmal darauf eingehen, dass wir hier auch den 
Etat des Kulturstaatsministers verhandeln. Wir haben 
uns in dieser Koalition darauf geeinigt, dass wir den 
Kulturstandort Deutschland stärken wollen. Wir als 
SPD-Fraktion haben gestern hier im Bundestag über 
100 Schaffende aus der Filmbranche zum Filmdialog be-
grüßen dürfen. Wir werden auch gerade die Filmbranche 
noch weiter in den Blick nehmen.
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Wir haben die Förderquote bereits erhöht und neue 
Richtlinien geschaffen. Und wir werden jetzt Vorschläge 
aus dem Finanzministerium zu Steueranreizmodellen und 
gesetzlichen Investitionsverpflichtungen umsetzen, um 
die Kultur in Deutschland besser aufzustellen, breiter auf-
zustellen und vielfältiger aufzustellen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann hat als Nächste das Wort die 

Abgeordnete Katrin Göring-Eckardt für die Fraktion 
Bündnis 90 Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Weimer! Der Haus-
haltsentwurf, den Sie jetzt vorgelegt haben, orientiert 
sich sehr an dem der Ampel; das begrüßen wir natürlich 
ganz klar. Der Spardruck erhöht sich in der nächsten Zeit 
massiv. Deswegen bleibt die Frage: Was wird eigentlich 
finanziert und was nicht mehr?

Ich will es am Anfang sagen: Dass so bewährte Struk-
turen wie der Bundeskulturfonds, die Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz, die Stiftung Weimarer Klassik, aber 
eben auch die Kulturstiftung des Bundes weiter gefördert 
werden, ist gut und richtig. Wir brauchen Kulturför-
derung des Bundes im ganzen Land, in Stadt und Land. 
Das ist notwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Diese national beseelte Debatte heute hat es mal wie-

der gezeigt: Die Erinnerungskultur muss einen zentralen 
Punkt einnehmen. Es geht um das „Nie wieder!“. Es geht 
darum, dass wir verbindlich und klar an die furchtbare 
Shoah erinnern in Deutschland, dass dafür Geld da ist und 
dass wir nicht mit Gedenkstätten arbeiten müssen, die 
erstens nicht ausreichend ausgestattet sind und zweitens 
jeden Tag angegriffen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. David Schliesing [Die Linke])

Das betrifft natürlich auch die SED-Diktatur-Aufarbei-
tung und das koloniale Erbe.

Mir ist unverständlich, wieso Sie den Kulturpass quasi 
abschaffen wollen. Das war eine gute Tür für junge Leu-
te, um – manchmal zum ersten Mal – ernsthaft mit Kultur 
in Verbindung zu kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. David Schliesing [Die Linke])

Wenn Sie es nicht gut umgesetzt finden, dann machen Sie 
es doch besser.

Aber dann muss man heute auch darüber reden, was 
hier eigentlich gerade passiert ist. Heute erfahren wir, 
dass Ihnen das, was Sie, Herr Weimer, die ganze Zeit 
als eine ganz große Sache darstellen, nämlich dass die 

großen digitalen Techkonzerne endlich aufgefordert wer-
den, verbindlich zu sagen: „Ja, wir zahlen von den Mil-
liarden, die wir hier verdienen, eine Steuer, eine Abgabe“, 
die Wirtschaftsministerin gerade eben aus der Hand ge-
schlagen hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin sehr gespannt, wie das weitergeht. Ich bin sehr 
gespannt, wann Herr Spahn und wann der Bundeskanzler 
und alle anderen mal sagen: Doch, wir stellen uns vor den 
Mittelstand. Doch, wir verhandeln das mit Donald 
Trump. Doch, wir finden es notwendig, dass die großen 
Konzerne hier nicht machen können, was sie wollen, 
sondern dass sie, wenn schon, einen Beitrag zu unserem 
Gemeinwesen leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Weimer, Sie haben Großes angekündigt. Ich bin sehr 
gespannt, wie das weitergeht und was Sie daraus machen.

Lassen Sie mich noch ein paar wenige grundsätzliche 
Gedanken zum Zukunftsbild von Kunst und Kultur äu-
ßern.

Erstens. Kultur muss frei sein: frei von politischen Vor-
gaben, frei im Denken. Sie darf auch mal stören und 
Widerspruch erzeugen.

Zweitens. Kultur muss möglich sein. Dazu gehört 
auch, dass Künstlerinnen und Künstler fair bezahlt wer-
den; gerade bei Streamingdiensten sehen wir das noch 
nicht. Dass mehr und mehr Künstlerinnen und Künstler 
Taxi fahren oder mit Werbung Geld verdienen müssen, ist 
nicht richtig.

Und zuletzt: Kultur ist kein Luxus. Sie ist notwendig. 
Kultur muss für alle erreichbar sein. Ich finde, Kultur 
muss fußläufig erreichbar sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Luke Hoß [Die Linke])

Und da haben Sie, sehr geehrter Herr Staatsminister, viel 
zu tun, egal ob es das Theater oder eine Trachtengruppe 
ist.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Staatsminister, ich fände es ganz gut, wenn Sie 
weniger über Kulturkämpfe reden und mehr für die Kul-
tur kämpfen würden.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die Fraktion Die Linke der Abge-

ordnete David Schliesing.

(Beifall bei der Linken)
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David Schliesing (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„[…] die Kunst ist eine Tochter der Freiheit.“ Es sind 
Schillers Worte, die daran erinnern, dass Kunst und Frei-
heit untrennbar miteinander verbunden sind. Doch was 
bedeutet das? Freiheit heißt nicht nur, dass Kunst- und 
Kulturakteurinnen und -akteure sagen, schreiben, tanzen 
und malen dürfen, was sie wollen, sondern Freiheit heißt 
auch, nicht durch existenzielle Not und Marktzwang be-
droht zu sein.

(Beifall bei der Linken)

Immer mehr Kreative in unserem Land erleben das Ge-
genteil: Sie können kaum oder nur mit Not von ihrer 
Arbeit leben. Die Freiheit der Kunst wird dann zur Illu-
sion, wenn sie im Alltag an Armut und Unsicherheit 
scheitert.

(Beifall bei der Linken)

Über 2 Millionen Menschen arbeiten in der Kultur- 
und Kreativwirtschaft. Mehr als ein Drittel davon ist ge-
ringfügig und nur noch rund die Hälfte überhaupt sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt. Jede vierte soloselbst-
ständige Person in Kultur- und Kreativberufen verdiente 
im Jahr 2022 weniger als 1 000 Euro netto im Monat. 
Gleichzeitig erwirtschaften die Beschäftigten der Bran-
che enorme Werte. 2023 waren es 123 Milliarden Euro 
oder, in Anteilen ausgedrückt, 3,3 Prozent der deutschen 
Bruttowertschöpfung.

Meine Damen und Herren, in Sonntagsreden und Koa-
litionsverträgen wird immer wieder der hohe Stellenwert 
der Kultur beschworen. Die Verbesserung der sozialen 
Lage der Kulturakteurinnen und -akteure steht seit Jahren 
auf dem Papier. Und was ist passiert? Nichts. Der Haus-
halt für Kultur und Medien wird weder den schönen 
Worten noch den realen Bedarfen und gestiegenen Kos-
ten gerecht. Was die Koalition vorgelegt hat, ist im Kern 
der Kürzungshaushalt der Ampel. Die insgesamt 2,2 Mil-
liarden Euro bedeuten zwar einen leichten Aufwuchs, 
aber es gibt keinen Grund zur Selbstzufriedenheit. Denn 
in vielen entscheidenden Bereichen wird gekürzt.

Die Mittel für die sechs Bundeskulturfonds wurden 
von 34 Millionen auf 18 Millionen Euro fast halbiert. 
Das trifft vor allem die freie Szene, für die diese Fonds 
eine wichtige Förderquelle sind.

(Jörn König [AfD]: Eine Szene, die finanziert 
wird, ist nicht frei!)

Es wird gekürzt bei der kulturellen Vermittlung, bei der 
Förderung von Projekten zur kulturellen Integration, bei 
der Aufarbeitung des Kolonialismus, der Provenienzfor-
schung zur NS-Raubkultur und sogar bei der Digitalisie-
rung.

Besonders gravierend: Der Kulturpass, die Zuschüsse 
für das Bündnis internationaler Produktionshäuser und 
das Zukunftsprogramm Kino werden gleich komplett ge-
strichen.

Diese Liste ließe sich noch lange fortsetzen. Aber wir 
als Linke werden in den anstehenden Haushaltsberatun-
gen gegen diese Kürzungspolitik kämpfen.

(Beifall bei der Linken)

Denn dies ist erst der Anfang. Der nächste Haushalt wird 
nicht nur die Handschrift von Wolfram Weimer tragen, 
sondern wahrscheinlich noch heftigere Kürzungen mit 
sich bringen. Dagegen hilft nur massenhafter gesell-
schaftlicher Protest. Denn Kultur ist kein Nice-to-have, 
sondern ein Must-have. Wir brauchen eine gestärkte freie 
Kunst, die ästhetisch und kulturell gegen jede Form von 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit steht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nun spricht für die Bundesregierung Dr. Wolfram 

Weimer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Wolfram Weimer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Es ist ziemlich genau 80 Jahre her, da Deutschland 
vom Grauen des Nationalsozialismus befreit wurde und 
der Weltkrieg endlich vorüber war. Wir erinnern uns da-
her derzeit an die Befreiung der Konzentrationslager und 
unterstützen auch mit den Mitteln dieses Haushaltes Ge-
denkstätten und Erinnerungsorte in besonderer Weise.

Matthias Miersch hat vorhin, wie ich finde, sehr zu-
treffend von einem wachsenden Milieu gestohlener 
Herzen gesprochen. Das geht aus meiner Sicht einher 
mit einem wachsenden Milieu vergessener Gewissen. 
Dem treten wir entgegen. Und deswegen investieren wir 
in politische Bildung und Erinnerung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Erst vor wenigen Tagen habe ich gemeinsam mit mei-
ner polnischen Kollegin den Gedenkort eingeweiht, der 
an das millionenfache Leid der polnischen Opfer des 
deutschen Angriffskrieges und der Besatzungsherrschaft 
erinnert. Er liegt direkt hier gegenüber, auf der anderen 
Seite des Platzes der Republik. Und ich danke an dieser 
Stelle ausdrücklich unseren polnischen Nachbarn, dass 
wir nicht nur die Erinnerung, sondern auch die Kultur-
politik im Geiste der Freundschaft neu miteinander vita-
lisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist genau 90 Jahre her, da die Nürnberger Gesetze 
der Nazis die Verfolgung der Juden in Deutschland zum 
grausamen Staatsprogramm machten, um das jüdische 
Leben auszulöschen. Uns ist es daher ein wichtiges An-
liegen, dass wir heute mit dem Haushalt das Jüdische 
Museum Berlin ganz besonders stärken, um jüdisches 
Leben sichtbar zu machen. Gerade jetzt, da Juden in 
Deutschland wieder Angst haben und bedroht sind, brau-
chen wir Orte wie diese, die Gesicht zeigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Es ist genau 100 Jahre her, da Deutschland und Frank-
reich mit den Verträgen von Locarno eine Friedensbrücke 
zueinander bauten. Briand und Stresemann bekamen da-
für den Friedensnobelpreis, und die Idee der Vereinigten 
Staaten von Europa war in der Welt, übrigens ganz be-
sonders auch in kulturell-medialer Hinsicht. In der Tradi-
tion dieser Haltung haben wir mit meiner französischen 
Amtskollegin in Paris vereinbart, dass wir sowohl den 
Fernsehsender Arte als auch die Deutsche Welle künftig 
stärker europäisieren und in engerer Kooperation betrei-
ben wollen.

Die Deutsche Welle hat die Pflicht und mit den erheb-
lichen Mitteln, die wir mit diesem Haushalt freimachen, 
nun auch die Chance, die gewaltige Stimme der Freiheit 
in der Welt zu werden, in einer Welt, in der Freiheits-
räume leider immer enger werden und sich unsere ame-
rikanischen Freunde mit Voice of America aus dem glo-
balen Meinungswettbewerb gegen die Autokraten leider 
zurückziehen. Wir werden vorwärtsgehen müssen und 
das realisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Abg. Dr. Anna Lührmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Weimer, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen von Bündnis 90/Die Grünen?

Dr. Wolfram Weimer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:

Im Moment nicht. Danke.
Es ist genau 200 Jahre her, da hier in Berlin auf der 

Museumsinsel unter der Regie von Wilhelm von Hum-
boldt und Karl Schinkel mit dem Bau einer echten Welt-
sensation begonnen wurde, einem einzigartigen Muse-
umsensemble, das nun im großen Jubiläumsglanz 
erstrahlt. Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz bildet 
mit dem Louvre und dem British Museum das glorreiche 
Triumvirat europäischer Kulturmuseen. Wir stärken es 
mit unseren aufgestockten Mitteln so, dass Glanz und 
Gloria strahlen, aber auch die Fackeln der Aufklärung, 
der Weltoffenheit, dieser deutschen Leidenschaft ums 
Wissen und Können, darin leuchten und uns wunderbare 
Wege weisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist genau 1 200 Jahre her, da Karl der Große mit den 
karolingischen Minuskeln die europäische Schrift ein-
geführt hat, die bis heute global dominiert. Seither war 
Deutschland über Jahrhunderte eine Hochburg der globa-
len Medienwelt. Gutenberg hat den Buchdruck erfunden, 
Philipp Reis das Telefon, Timotheus Ritzsch die erste 
Tageszeitung, Emil Berliner die Schallplatte. Karl Braun 
hat die Fernsehtechnik startklar gemacht. Babelsberg war 
das erste große Filmstudio der Welt. Konrad Zuse hat den 
Computer erfunden, das Fraunhofer-Institut den MP3- 
Player. Unsere Medienpolitik soll dazu beitragen, dass 

wir auch in Zukunft medial vorne mitspielen und wir 
das Feld der Medien nicht amerikanischen und chinesi-
schen Big Techs überlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir intensivieren daher Medienpolitik in neuer Weise, 
auch und gerade, weil unsere Demokratie und die Medi-
envielfalt bedroht sind. Dazu gehört, dass wir die Film-
förderung weiterentwickeln, damit „made in Germany“ 
wieder ein Gütesiegel der Filmproduktion wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und auch bei der Entwicklung, dem Einsatz und der 
Regulierung von KI werden wir dafür kämpfen, dass 
Europa sich kulturpolitisch nicht kleinmacht vor der 
Konkurrenz aus den USA und China.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist genau 500 Jahre her, da Martin Luther in Witten-
berg seine Ideenwelt der „sola scriptura“ veröffentlichte 
und die reformatorische Wende einleitete. Wir sanieren 
heute mit den Haushaltsmitteln das dortige Lutherhaus 
als UNESCO-Weltkulturerbe. Diese Baumaßnahme ist 
Teil einer Kulturbautenoffensive, die der BKM gestartet 
hat. Wir werden mit den Haushaltsmitteln deutschland-
weit unsere großartigen Kulturorte restaurieren und sie in 
ihrem Drama und ihrer Schönheit scheinen lassen. Ich 
plädiere für eine lustvolle Sichtbarmachung kultureller 
Orte und danke dem Parlament für die Unterstützung an 
dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Und zum Schluss: Es ist genau 100 Jahre her, als Wal-
ter Gropius in Dessau das Bauhausgebäude erschuf und 
damit die Architektur und die Designgeschichte der Welt 
veränderte, das Symbol der „weißen Moderne“ schuf. 
Wer heute in Sachsen-Anhalt ernsthaft die Bauhausästhe-
tik als einen Irrweg der Moderne diffamiert, der hat nicht 
bloß den Anschluss an die Moderne verpasst, der ver-
kennt eine großartige Leistung unserer kulturellen Avant-
garde, einen historischen Erfolg deutscher Kreativkultur. 
Das Bauhaus ist wirklich eine Weltmarke, von Shanghai 
über Tel Aviv bis Chicago. Wer das also attackiert, der 
knüpft direkt an die Verfolgung der Bauhausträger durch 
die NSDAP an, die Bauhausmeister wie Feininger, Kan-
dinsky, Klee oder Schlemmer brutal verfolgte. Die Nazis 
diffamierten das Bauhaus als entartet, kerkerten ihre Pro-
tagonisten ein, brachten sie um oder trieben sie, wie eben 
Gropius, ins Exil. Wer mithin aus dem Milieu der Herz-
losen so gerne vom deutschen Stolz redet, dem sage ich: 
Was deutschen Stolz auch ausmacht, ist, stolz auf unser 
Bauhaus zu sein. Darum wird mein Haus das Kulturerbe 
des Bauhauses in dieser Legislatur mit den Mitteln dieses 
Haushalts in besonderer Weise pflegen und sichtbar ma-
chen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion spricht nun der Abgeordnete 

Marcus Bühl.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Nein!)

– Entschuldigung, Herr Bühl, mein Fehler! Das war ange-
meldet.

Die Abgeordnete Anna Lührmann hat noch das Wort 
zu einer Kurzintervention.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke!)

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister Weimer, Sie haben in einer Talk-

show gesagt, dass die amerikanischen Digitalkonzerne zu 
groß und zu mächtig sind und auch zu stark die Mei-
nungsbildung und die Medien bei uns dominieren. Dem 
stimme ich voll und ganz zu. Sie haben auch gesagt, dass 
Sie deswegen eine Gesetzesinitiative für einen Plattform- 
Soli gestartet haben. Ich möchte Sie darüber informieren, 
dass Gesetzesinitiativen hier im Deutschen Bundestag 
gestartet werden und nicht in Talkshows. Und hier im 
Bundestag haben Ihre Kollegin Frau Reiche und auch 
der Kollege Spahn sich sehr skeptisch gegenüber dieser 
Initiative geäußert.

Ich kann hier nur an Sie appellieren, solche wichtigen 
Initiativen, die dazu dienen, unsere Demokratie vor der 
Macht der amerikanischen Digitalkonzerne zu schützen, 
zeitnah hier im Deutschen Bundestag zu starten. Wir 
brauchen eine Digitalabgabe, um in Medienkompetenz, 
in Kultur, in plurale Medien zu investieren; das ist drin-
gend nötig. Landen Sie da nicht als Bettvorleger! Beer-
digen Sie dieses wichtige Projekt nicht! Knicken Sie 
nicht ein vor Donald Trump, der wirklich etwas dagegen 
hat, sondern starten Sie diese Initiative! Machen Sie jetzt 
Ernst mit der Digitalabgabe, statt sie einfach nur in Talk-
shows anzukündigen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Weimer, Sie haben die Gelegenheit, zu antworten.

Dr. Wolfram Weimer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:

Vielen Dank. – Frau Kollegin, ich freue mich, dass wir 
in der Sache schon mal einig sind. Ich habe diese Ini-
tiative mitnichten in Talkshows gestartet, sondern eben 
hier. Ich war in beiden Fraktionen, bei den Ausschüssen 
und auch in Ihrer Medien-AG, und wir haben dort ein-
gehend darüber beraten.

(Zuruf der Abg. Dr. Anna Lührmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Damit ist ein Prozess eröffnet, in dessen Verlauf Sie hof-
fentlich weiterhin zu dem stehen, was Sie mir dort gesagt 
haben: dass Sie diese Initiative unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hoffen wir bei 
der Bundesregierung auch! Wir haben ja heute 
gehört, dass Frau Reiche das abmoderiert!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nun hat jetzt aber wirklich das Wort der Abgeordnete 

Marcus Bühl für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Marcus Bühl (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

neue Bundesregierung macht da weiter, wo die alte auf-
gehört hat. Sie verschleudert Steuergeld für sinnlose 
Prestigeprojekte. Trotz Inflation, explodierender Baukos-
ten und leerer Kassen hält sie am Erweiterungsbau des 
Bundeskanzleramtes fest – ein Mammutprojekt mit kal-
kulierten 777 Millionen Euro. Geplant sind 400 neue 
Büros in einem halbrunden Sechsgeschosser.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Wahnsinn!)
Ein maßlos überteuerter Büroklotz, und das in Zeiten, in 
denen jeder Euro zählt!

Diese Fehlentscheidung hat aber nicht die Ampel al-
lein zu verantworten. Die Koalition aus CDU/CSU und 
SPD hat den Irrsinn nämlich bereits 2019 ins Rollen 
gebracht. In der Opposition war die CDU/CSU dann so 
geschickt dagegen, dass sie jetzt wieder dafür sein kann. 
Hatte Friedrich Merz in einem TV-Duell Olaf Scholz für 
den Erweiterungsbau noch kritisiert, erklärte der neue 
Staatsminister Dr. Meister in der 3. Sitzung des Bundes-
tages am 14. Mai 2025: „Die Realisierung des Erweite-
rungsbaus ist weiterhin erforderlich“. Meine Damen und 
Herren, so sieht politische Beliebigkeit aus.

(Beifall bei der AfD)
Seit 2019 setzen wir uns als AfD-Bundestagsfraktion 

gegen diese offensichtliche Verschwendung von Steuer-
geld ein. Es ist den hart arbeitenden Bürgern nicht zu 
erklären, warum es eines 30 Millionen Euro teuren Hub-
schrauberlandeplatzes, des teuersten Kindergartens in der 
Geschichte unseres Landes, luxuriöser Wintergärten oder 
des Baus und der Ausstattung einer zweiten 250 Quadrat-
meter großen Dienstwohnung in Berlin-Mitte bedarf. So-
zialer Wohnungsbau sieht anders aus, Herr Bundeskanz-
ler.

(Beifall bei der AfD)
Wer in diesem Zusammenhang noch von Angemessen-
heit redet, hat jeden Bezug zu den Realitäten in diesen 
Zeiten verloren.

Ich komme zum nächsten Punkt, dem Geschäfts-
bereich des Staatsministers für Kultur und Medien. 
Auch hier ist Sparen dringend nötig. Über 2 Milliarden 
Euro umfasst Ihr Etat, Herr Staatsminister. Seit 1998 ist 
der Betrag massiv gewachsen.

Schauen wir uns mal ein paar Beispiele an, wo der 
Rotstift dringend angesetzt werden muss: Die Kulturstif-
tung des Bundes unterstützt unter anderem das Projekt 
„Zero – Klimaneutrale Kunst und Kulturprojekte“.
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(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Dabei sollen ausschließlich – hinhören! – klimaneutrale 
Kunstprojekte gefördert werden. Ebenso bezahlt der 
Steuerzahler seit Ihrer Amtsvorgängerin die Einrichtung 
einer zentralen Anlaufstelle namens Green Culture für 
die Beratung von Kultureinrichtungen zu Fragen der öko-
logischen Transformation. Machen wir es kurz: Auch 
hier muss dringend der Rotstift angesetzt werden.

(Beifall bei der AfD)
Eine weitere Baustelle – ich sage ganz bewusst „Bau-

stelle“ – ist die Deutsche Welle. Vor zwei Jahren konnte 
man noch in den Medien lesen: Die Deutsche Welle will 
sparen. – Ein paar Überschriften, ein paar warme Worte, 
aber der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt steigt weiter, 
und zwar Jahr für Jahr. Jetzt soll er 2025 um weitere 
15 Millionen Euro erhöht werden. Als ich im Jahr 2018 
Berichterstatter für diesen Haushaltsposten wurde, lag 
der Zuschuss bei 307 Millionen Euro, und heute sind 
wir bei 405 Millionen Euro. Das ist ein Anstieg von 
fast 100 Millionen Euro in wenigen Jahren. Herr Staats-
minister, wir brauchen keinen sich ständig weiter aufblä-
henden Auslandssender mit Steuergeldabo. Was wir 
brauchen, ist eine echte Prioritätensetzung im Haushalt.

Schließlich zum Bundesarchiv. Seit über 30 Jahren 
warten wir auf die vollständige Rekonstruktion der 
zerrissenen Stasiakten. Gerade einmal 3,2 Prozent sind 
wiederhergestellt, seit zwölf Jahren Stillstand. Ihre Vor-
gängerin hatte wenigstens ein Interessenbekundungsver-
fahren gestartet. Und jetzt? Im Haushaltstitel für 2025: 
null Euro, kein Cent! Viele Opfer der Stasi warten seit 
Jahrzehnten auf Antworten. Sie wollen wissen, wer sie 
verraten hat, wer in der Nachbarschaft spitzelte, wer ihr 
Leben zerstört hat. Es gibt immer noch offene Fragen zu 
Biografien, zu Schicksalen und zur Rolle von Personen in 
der alten Bundesrepublik. Herr Staatsminister, nehmen 
Sie sich dieser gesetzlichen Aufgabe dringend an!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort der Abgeord-

nete Dr. Thorsten Rudolph.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Thorsten Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Wir sprechen in dieser Ge-
neraldebatte heute über die ganz grundsätzliche Richtung 
unserer Politik. Wir treffen mit diesem Haushalt 2025 
Entscheidungen, die unser Land weit über die Legislatur-
periode hinaus prägen werden, natürlich insbesondere 
mit dem Sondervermögen Infrastruktur.

Für den Erfolg dieser Politik kommt es sicherlich da-
rauf an, dass die Stimmung im Land wieder besser wird. 
Einige Kollegen der CDU/CSU sehen da ja schon einen 
deutlichen Hoffnungsschimmer am Horizont. Das wird 
allerdings, glaube ich, nicht ganz so einfach. Denn wir 
wissen alle: Viele Bürgerinnen und Bürger sind nach den 

Krisen der letzten Jahre, angefangen mit Corona, massiv 
verunsichert; der Kanzler hat es auch angesprochen. Das 
hat – nach meiner Wahrnehmung zumindest – vor allem 
fünf Gründe: der Krieg in Europa, die Migration, die 
wirtschaftliche Lage, die Folgen des Klimawandels und 
auch die Angst um unsere Demokratie. Wenn sich die 
Stimmung in diesem Land tatsächlich nachhaltig verbes-
sern soll, dann müssen wir als Politik Antworten auf diese 
fünf Fragen geben.

Um es vorwegzunehmen: Ich glaube, dass wir da als 
Koalition auf einem guten Weg sind. Was erstens den 
Krieg in Europa angeht, führen wir die Zeitenwende kon-
sequent fort und sorgen für Sicherheit. Gerade weil das 
Bekenntnis der USA zur Verteidigung Europas nicht 
mehr unbezweifelbar gegeben ist, muss Europa und 
muss Deutschland als stärkstes Land in Europa die eigene 
Sicherheit und Verteidigung viel unabhängiger als bisher 
gewährleisten und müssen wir die europäische Sicher-
heitsarchitektur aktiv gestalten. Genau deshalb haben 
wir die Bereichsausnahme eingeführt, steigern die Ver-
teidigungsausgaben und erfüllen das NATO-Ziel von 
3,5 Prozent.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was zweitens die Migration angeht, hat bereits die alte 
Regierung eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen, die 
zu einem dramatischen Rückgang der ungesteuerten Mi-
gration geführt haben. Die neue Regierung hat dann nach 
nicht einfachen Diskussionen einige weitere Maßnahmen 
getroffen. Diese Entwicklung wird dazu führen, dass die 
von Rechtspopulisten bewirtschaftete Angst vor un-
gesteuerter Migration weiter abnehmen wird und dass 
Migration wieder als Chance verstanden werden kann. 
Denn für unsere Wirtschaft – das spiegeln uns alle Unter-
nehmerinnen und Unternehmer doch immer wider – steht 
ganz klar der eklatante Fachkräftemangel im Vorder-
grund. Dafür brauchen wir wieder eine andere Sprache, 
mit der wir über Migration reden. Da sind wir, glaube ich, 
auf gutem Weg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was drittens die wirtschaftliche Lage angeht, hat die 
Koalition völlig zu Recht entschieden, den Schwerpunkt 
auf Wachstum und Investitionen zu legen. Wir erhöhen 
mit dem Investitionsbooster die privaten Investitionen, 
stärken die Wettbewerbsfähigkeit und sichern gute Ar-
beitsplätze. Wir investieren massiv in die öffentliche In-
frastruktur: in Straße und Schiene, in die Digitalisierung, 
in saubere und günstige Energie, in die beste Bildung für 
unsere Kinder. Das ist der Weg, wie wir auch in der wirt-
schaftlichen Lage wieder für Zuversicht sorgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was viertens den Klimawandel angeht, halten wir nicht 
nur am Ziel der Klimaneutralität fest. Wir setzen auch 
zielgerichtete Maßnahmen um. Wir stärken den Klima- 
und Transformationsfonds. Wir stellen 180 Milliarden 
Euro zur Verfügung für Klimaschutz im Gebäudebereich, 
für klimafreundliche Mobilität, für den Hochlauf der 
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Wasserstoffwirtschaft, für die Transformation der Indus-
trie, und das bis 2029. Auch das wird einen deutlichen 
Effekt haben.

(Beifall bei der SPD)
Meine Überzeugung ist: Wenn es uns gelingt, erstens 

gemeinsam mit unseren europäischen Partnern für Si-
cherheit zu sorgen, zweitens die ungesteuerte Migration 
wirksam zu begrenzen, wie wir es tun, drittens für den 
wirtschaftlichen Aufschwung zu sorgen und viertens den 
Weg zur Klimaneutralität konsequent weiterzugehen, 
dann wird die große Verunsicherung in der Bevölkerung 
abnehmen. Dann wird auch die Stimmung in diesem 
Land besser. Dann wächst der gesellschaftliche Zusam-
menhalt gerade auch vor Ort, in den Kommunen. Und 
dann löst sich auch das fünfte Problem, die Angst um 
unsere Demokratie, ganz von selbst. Denn dann wird 
spätestens bei den Wahlen 2033 die AfD an der 5-Pro-
zent-Hürde scheitern. Ich freue mich drauf.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der AfD – 
Steffen Janich [AfD]: Bei eurer Politik!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der nächste Redner ist Leon Eckert für Bündnis 90/Die 

Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Sehr 
geehrte Frau Staatsministerin Schenderlein! Ein gut funk-
tionierendes Ehrenamt und der Sport sind wichtige Weg-
bereiter für eine soziale, gerechte Gesellschaft. Wir haben 
viel über Menschen ohne Herz gesprochen. Im Ehrenamt 
steckt ganz viel Herz drin. Da helfen sich die Menschen. 
Da packt man zusammen an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihre Arbeit wird aus meiner Sicht dann erfolgreich, 

wenn wir gemeinsam ins Detail gehen. Ich möchte zwei 
Themen, die drängen, ansprechen. Ehrenamtliche der 
Wasserwacht und der DLRG erzählen mir immer wieder, 
wie Einsätze tragisch enden und Menschen in Badeseen 
ertrinken, weil sie nicht schwimmen können. Das zeigen 
auch die Zahlen. 20 Prozent der Grundschulkinder kön-
nen – Stand 2022 – nicht schwimmen, Tendenz steigend. 
Dazu kommt: Die Hälfte dieser Kinder kommt aus Haus-
halten mit einem monatlichen Nettoeinkommen von un-
ter 2 500 Euro. Das zeigt: Ob ein Kind schwimmen lernt, 
hängt oftmals davon ab, ob die Eltern die nötige Zeit und 
den entsprechenden Geldbeutel haben, um das zu ermög-
lichen. Gerade im ländlichen Raum werden die Fahrt-
wege immer länger und verstärken diese Ungerechtig-
keit.

Mit dem Sondervermögen sind jetzt die Gelder da, um 
den Investitionsstau zu lösen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
um Perspektiven für Bäder auf dem Land zu schaffen, 
damit die Menschen dorthin gehen können, um schwim-
men zu lernen. Ich würde mich freuen, wenn wir es zu-

sammen schaffen, in dieser Periode die Trendumkehr hin-
zubekommen und mehr Menschen zum Schwimmen zu 
bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir ermöglichen Kindern einen aktiven Lebensstil, 
sicheres Baden im Sommer am See, eine schöne Zeit 
und schaffen den Anreiz, bei der Wasserwacht oder bei 
der DLRG selbst aktiv zu werden.

Das bringt mich zum zweiten Beispiel. Millionen Men-
schen sind ehrenamtlich bei den Hilfsorganisationen in 
diesem Land aktiv. Die Wasserwacht und die DLRG sind 
zwei Beispiele. Wenn diese Ehrenamtlichen zusammen 
mit der Feuerwehr und dem THW in den Einsatz gehen, 
dann gelten oft unterschiedliche Regelungen bei Ver-
sicherungen, bei der Absicherung, bei Freistellungen. 
Das darf so nicht sein. Wenn der Pieper geht, muss gelten: 
Gleicher Einsatz, gleiche Regeln für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben in den letzten Jahren hart daran gearbeitet, 
diese Ungerechtigkeit zu beenden. Wir als Bund sollten 
die Zivilschutzzuständigkeit nutzen, um das zu lösen, und 
stärker mit den Ländern in den Dialog gehen. Ich habe 
mir oft erklären lassen müssen, wieso das alles nicht geht. 
Das will ich nicht hören. Ich bin nicht hier, um mir er-
klären zu lassen, wieso etwas nicht geht. Ich möchte, dass 
wir gemeinsam die Gutachten nutzen und die Ansätze 
verfolgen, die deutlich machen, wie es geht, um dieses 
Problem in den nächsten Jahren zu lösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das sind wir den Helferinnen und Helfern im Einsatz 
schuldig. Mit vergleichsweise wenig Geld senden wir 
ein motivierendes Signal, weiter aktiv zu sein; denn es 
ist eine Wertschätzung für alle Helferinnen und Helfer.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun die Abgeord-

nete Kerstin Radomski.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Kerstin Radomski (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Kol-
lege Eckert, auch ich finde Sportstätten wichtig und ich 
bin guter Hoffnung, dass wir uns erfolgreich darum be-
mühen werden, ein Sportstättenprogramm zu unterstüt-
zen. Manche Dinge gelingen in der einen Koalition, in 
der anderen nicht. Aber ich bin sicher: Schwimmen für 
Jugendliche ist ein ganz wichtiges Thema in diesem 
Land. Darum müssen wir uns wirklich bemühen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Mit dem Einzelplan 04 beraten wir heute über zentrale 
gesellschaftliche Bereiche unseres Landes, nämlich – es 
wurde schon vorher in der Debatte erwähnt – über Sport 
und Ehrenamt sowie Kultur und Medien. Dass diese The-
men nun im Bundeskanzleramt verankert sind, ist mehr 
als eine organisatorische Entscheidung. Es ist ein sehr 
gutes politisches Signal. Alle vier Felder haben eines 
gemeinsam: Sie fördern den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, schaffen Teilhabe, vermitteln Werte und stiften 
Identität.

Kommen wir zum Sport. Sport ist weit mehr als Wett-
kampf und körperliche Fitness. Er bringt Menschen zu-
sammen – über soziale, kulturelle und sprachliche Gren-
zen hinweg. Gleichzeitig ist Sport auch ein Raum für 
Leistung, Motivation und persönliche Entwicklung. Wer 
trainiert, will besser werden und lernt dabei Disziplin, 
Zielstrebigkeit und Durchhaltevermögen. Diese Leis-
tungsorientierung, gerade im Zusammenspiel mit Fair-
ness und Teamgeist, ist ein wichtiger Baustein für unsere 
Gesellschaft, ob im Breitensport oder auf dem Weg zum 
Spitzensport.

Gerade für Kinder und Jugendliche ist Sport dabei ein 
Erfahrungsraum; denn wer Sport treibt, lernt, Verantwor-
tung zu übernehmen, mit Erfolg und Niederlagen um-
zugehen. Es geht nicht nur ums Gewinnen; es geht auch 
darum, Teil einer Gemeinschaft zu sein und zu lernen, 
dass man gemeinsam stärker ist. Noch wichtiger ist aber 
aus meiner Sicht, dass man lernt, mit Niederlagen um-
zugehen und auch wieder aufzustehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Dr. Matthias Miersch [SPD])

Sport schafft Teilhabe auf dem Land wie in der Stadt, 
im Verein wie auf dem Bolzplatz. Wir haben in Deutsch-
land 86 000 Vereine und 28,8 Millionen Mitglieder, die 
im organisierten Sport aktiv sind.

Aus dem Regierungsentwurf für den Haushalt 2025 
hebe ich jetzt nur zwei Maßnahmen hervor: die 1,2 Mil-
lionen Euro, die für die Vorbereitung einer deutschen 
Olympiabewerbung eingeplant sind, und die 1,5 Millio-
nen Euro für „Jugend trainiert für Olympia & Paralym-
pics“.

Sport funktioniert nicht ohne Menschen, die ihn tra-
gen. Das gilt weit darüber hinaus. Das Ehrenamt ist das 
Rückgrat unserer Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Es ist Ausdruck gelebter Subsidiarität, dort, wo Men-
schen freiwillig Verantwortung übernehmen: in der frei-
willigen Feuerwehr, im THW, im Brauchtumsverein, in 
Musikvereinen, Kulturinitiativen und in der Nachbar-
schaftshilfe. Was das deutsche Ehrenamt so besonders 
macht, ist seine enorme Breite und Tiefe. Deutschland 
zählt über 600 000 eingetragene Vereine. Damit gibt es 
Vereine in fast jeder größeren Stadt, in jedem Ortsteil, in 
jedem Dorf. Das ist gelebte Gemeinschaft in Deutsch-
land.

Es ist wichtig, dass wir im Koalitionsvertrag einige 
Maßnahmen vereinbart haben: vom Bürokratieabbau für 
Vereine und Engagierte bis zur Erhöhung der Ehrenamts- 
und Übungsleiterpauschale. Und lassen Sie mich ergän-

zen: Wir müssen auch darüber reden, dass das Ehrenamt 
von drückenden Haftungsfragen gegängelt wird. Es ist 
unser Ziel, an dieser Stelle verlässliche Rahmenbedin-
gungen für die Ehrenamtlichen zu schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich hätte gerne auch noch über die Kultur geredet, aber 

das hat Staatsminister Weimer so umfassend gemacht, 
dass ich mir das für die zweite und dritte Lesung aufspare 
und an dieser Stelle nur sagen möchte: Ich wünsche uns 
allen gute parlamentarische Haushaltsberatungen, und 
ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit allen Bericht-
erstattern dieses Einzelplans.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Als Nächstes hat das Wort für die AfD- 

Fraktion der Abgeordnete Ronald Gläser.
(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber 

Herr Staatsminister Dr. Weimer, Ihre Pläne zur Digital-
steuer teilen wir nicht. Aber auch für uns gilt: Gäbe es Sie 
persönlich in dieser Bundesregierung nicht, wäre das si-
cherlich menschlich gesehen ein echter Verlust. Gäbe es 
Ihren Zuständigkeitsbereich in dieser Regierung nicht, so 
wie der Haushalt jetzt aussieht, wäre das für unser Land 
ein großer Gewinn.

Sie planen die Ausgabe von mehr als 2 Milliarden Euro 
für Kultur und Medien; dabei ist das doch Ländersache. 
Sie arbeiten also in einem politischen Gebäude und sind 
doch so etwas wie ein Hausbesetzer. Unter dem Deck-
mantel der hauptstadtbedingten Förderung kultureller 
Maßnahmen schustern Sie der Stadt Berlin zusätzlich 
zu den Milliarden aus dem Finanzausgleich weitere 
32 Millionen Euro zu. Bitte erklären Sie uns, weshalb 
Berlin seine Philharmoniker und seine drei Opernhäuser 
nicht selbst bezahlen kann.

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
Die politische Klasse Berlins – eine Stadt, in der Pup-

pentheater als zu oldschool und zu deutsch gelten, um 
gefördert zu werden, aber für das Maxim Gorki Theater 
sind etliche Millionen da – wird niemals lernen, mit dem 
hart erarbeiteten Geld der Steuerzahler vernünftig um-
zugehen, wenn immer fremde Instanzen kommen und 
sie raushauen.

(Beifall bei der AfD)
Der linksradikale Subventionssumpf in Berlin muss tro-
ckengelegt werden, wenn unsere Hauptstadt gesunden 
soll. Das sage ich Ihnen als Abgeordneter aus Berlin.

(Beifall bei der AfD)
Bitte erklären Sie uns, weshalb Sie sogenannte ge-

flüchtete Medien- und Kulturschaffende mit weiteren 
1,5 Millionen Euro fördern wollen, zusätzlich zu den 
vielen Milliarden, die unser Land für Integrationsmaß-
nahmen ausgibt.
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Bitte erklären Sie uns, weshalb Sie fast 2 Millionen 
Euro an das „Themenportal Rechte Gewalt“ überweisen, 
wo es gar kein Themenportal für linke Gewalt gibt.

Herr Dr. Weimer, Sie sind ja auch für Medienpolitik 
zuständig. Ich nehme Sie jetzt mal beim Wort, obwohl 
das eigentlich Ländersache ist. Was haben Sie eigentlich 
unternommen, um das Verbotsverfahren gegen das 
„Compact“-Magazin zurückzuziehen, das von der Vor-
gängerregierung auf den Weg gebracht wurde? Und wel-
che Konsequenzen hat Ihre Regierung aus der krachen-
den Niederlage vor Gericht vor wenigen Tagen gezogen?

(Beifall bei der AfD)
Ein anderes Thema: Wegen Gewaltandrohung von 

Linksextremisten musste gerade eine Bootsfahrt von 
Kontrafunk auf dem Bodensee abgesagt werden, und in 
Dresden wurde ein Vortrag des Tumult-Verlags abgesagt. 
All das aufgrund von Drohungen von Linksextremisten! 
Das sind real existierende Bedrohungen für die Presse- 
und Redefreiheit in unserem Land. Hören Sie also auf 
damit, linke Fantasieprojekte zu finanzieren, und küm-
mern Sie sich endlich um die real existierende linke Ge-
walt! Die gibt es, und die bedroht die Kultur, die Freiheit 
und die Medien in unserem Land, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Katalin 
Gennburg [Die Linke])

Dann gibt es da noch die Deutsche Welle, wozu Kol-
lege Bühl eben schon einige Ausführungen gemacht hat. 
Der zahlen Sie ja 400 Millionen Euro im Jahr. Ich unter-
stelle mal zu Ihren Gunsten, dass Sie nicht wissen, was 
mit dem Geld da genau passiert.

Die erweiterte Führung des Senders leistet sich eine 
Abteilungsleiterin für „Diversity, Equity & Inclusion“. 
Zusätzlich leistet sich die erweiterte Chefredaktion der 
Deutschen Welle noch vier – vier! – weitere Spezialisten 
für Diversität, Integration und Inklusion. Man leistet sich 
das alles – bezahlt aus Ihrem Etat, Herr Dr. Weimer –: 
eine weitere Spezialistin für Genderthemen, einen Brand 
Integrity Officer und einen eigenen Senior Manager für 
die mentale Gesundheit im Newsroom. Was würden wohl 
Humboldt, Karl der Große, Konrad Zuse und Martin Lu-
ther, die Sie eben in Ihrer Rede so schön erwähnt haben, 
dazu sagen, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der AfD)
Dafür zahlt der deutsche Steuerzahler 400 Millionen 
Euro im Jahr. Das kann sich unser Land wirklich nicht 
weiter leisten.

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
Wenn Sie Ihre öffentlichen Äußerungen rund um den 

Amtsantritt ernst gemeint haben, dann räumen Sie jetzt 
damit auf, und beenden Sie diesen Wahnsinn!

Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort die Abgeord-

nete Siemtje Möller.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Siemtje Möller (SPD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich wollte eigentlich ganz anders anfangen und was zur 
Verteidigung sagen und dazu, wie gut wir austariert ha-
ben, welche unterschiedlichen Güter berücksichtigt wer-
den müssen. Aber ich finde, dass angesichts dessen, was 
hier in der Debatte gefallen ist, doch ein paar Kommen-
tare dazu nötig sind.

Ich bin sehr angefasst davon, was die Kollegin 
Schwerdtner gesagt hat. Sie haben in der Debatte aus-
führt, dass wir nicht wissen, was es bedeutet, wenn das 
Deutschlandticket 10 Euro mehr kostet, weil wir danach 
in unsere dicken Limousinen steigen würden und uns 
nicht um die Bevölkerung scheren. Ich bin davon sehr 
angefasst, weil Sie dabei völlig verkennen, aus welchen 
unterschiedlichen Hintergründen Abgeordnete hier sit-
zen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie verkennen auch, in was für familiären Zusammen-
hängen wir leben. Sie verkennen das völlig.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Haben Sie mal 
in den Fuhrpark geguckt?)

– Ich habe Ihnen sehr genau zugehört. Ich verstehe sehr 
wohl, was Sie sagen wollen, nämlich dass – das ist hier in 
der Debatte mehrfach passiert – mutwillig verknappt 
wird, um politisch zuzuspitzen, dass es hier – das haben 
wir auch gerade wieder gehört – eine sogenannte politi-
sche Klasse gebe, die angeblich Politik auf Kosten der 
Bürgerinnen und Bürger mache – zu ihren Gunsten und 
zugunsten ihresgleichen.

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

Ich finde, das ist nicht der Fall. Denn das, was Sie 
aussagen – und da wende ich mich auch an die Kollegin-
nen und Kollegen von den Grünen –, nämlich dass wir 
Politik für die Reichen machen – auch das ist ja in der 
Diskussion mehrfach gefallen –, ist eine mutwillige Ver-
knappung dessen, was tatsächlich passiert.

Der Investitionsbooster, darunter E-Fahrzeug-För-
derung für Betriebe, die Forschungszulage für Betriebe, 
die degressiven Abschreibungsmöglichkeiten für Be-
triebe und die Körperschaftsteuersenkung,

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Die gehen an 
die oberen 3 Prozent!)

betrifft nicht die Einkommensteuer, sondern Unterneh-
mensteuern. Das sind 28,4 Milliarden Euro Entlastung 
bzw. Förderung und Subventionierung für unsere Unter-
nehmen, damit die investieren, damit wir hier Arbeit, 
Wohlstand und Wirtschaftsleistung schaffen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
rufe der Abg. Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Marcel Bauer 
[Die Linke])
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Ich glaube, dass diese mutwillige Verknappung Ihnen 
sehr gelegen kommt, weil Sie damit nämlich die Spaltung 
in unserem Land vorantreiben.

Ich möchte mich auch wirklich persönlich an Sie wen-
den. Wir haben im Wahlkampf hart miteinander gestrit-
ten. Ich habe im Wahlkampf nie mutwillig zugespitzt, 
aber ich finde, das müssen Sie sich gefallen lassen.

(Zuruf des Abg. Sascha Wagner [Die Linke])
Das, was hier passiert, ist doch, dass Sie auf der einen 
Seite beklagen, dass es eine gesellschaftliche Spaltung 
gibt, und auf der anderen Seite populistische Zuspitzung 
und Verknappung nutzen, um gerade diese Spaltung vo-
ranzutreiben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Das ist doch in der Situation, in der wir sind, wirklich ein 
Problem.

Wir haben in einer historischen Situation bewiesen, in 
einer Entscheidung, die wir gemeinsam getragen haben – 
mit der Änderung der Schuldenregel und auch mit der 
Schaffung des Infrastruktur-Sondervermögens, was eine 
historische Entscheidung ist –, dass wir die beiden wich-
tigen Dinge Sicherheit und Investitionen, das Ankurbeln 
der Wirtschaft über die öffentlichen Investitionen, die 
dadurch getätigt werden, ausbalancieren und vereinheit-
lichen konnten. Das war ein richtiger und wichtiger 
Schritt zur Versöhnung in diesen beiden Bereichen, damit 
wir aus dem Gegeneinander, aus dem Entweder-oder 
rauskommen, hin dazu, dass beides möglich und beides 
notwendig ist in dieser historischen Situation.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Desiree Becker [Die Linke]: 
Ist es aber nicht! Wo ist es denn so?)

Dafür möchte ich Ihnen auch an dieser Stelle noch mal 
Dank ausdrücken.

Wir wissen doch alle, dass das draußen verhetzt wird, 
dass dagegengearbeitet wird,

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
und dass diese Zuspitzung von ganz rechts außen und 
leider auch im Moment gerade von den Linken voran-
getrieben wird.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Das ist doch nicht 
wahr!)

Deswegen kann ich nur an Sie appellieren: Ich würde 
mich sehr freuen, wenn diese mutwillige Verknappung 
nicht vorangetrieben wird, sondern wir uns klarmachen, 
welche Verantwortung wir für dieses Land tragen – ge-
meinsam, in der Mitte –, damit die rechten Ränder und an 
dieser Stelle leider auch die linken Ränder keinen weite-
ren Auftrieb erhalten. Wir müssen die Mitte stärken, das 
Land stärken und damit auch unsere Wirtschaftsleistung

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
und die Arbeitsplätze sichern und sehen, was die Men-
schen in diesem Land von uns brauchen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Weil Frau Schwerdtner persönlich an-

gesprochen wurde, lasse ich die Kurzintervention an die-
ser Stelle zu.

Ines Schwerdtner (Die Linke):
Frau Kollegin Möller, da Sie mich ja auch direkt an-

gesprochen haben: Ich wollte darauf hinweisen, dass hier 
draußen auf dem Parkplatz ein Fuhrpark mit sehr, sehr 
vielen Limousinen steht, und dass die Menschen, auch 
die Besucherinnen und Besuchern hier im Bundestag, 
das sehr wohl sehen. Deswegen machen 10 Euro einen 
Unterschied.

Zu dem Vorwurf, wir würden einfach zuspitzen oder 
Unwahrheiten sagen: Die Entlastung aus der Körper-
schaftsteuersenkung und auch aus der Unternehmen-
steuersenkung geht zu einem Großteil – Studien gehen 
von 72 Prozent bei der Unternehmensteuersenkung aus – 
an das obere 1 Prozent. Es wird an die Aktionäre aus-
geschüttet.

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
– Nein, es wird an die Aktionäre ausgeschüttet. – Was 
sagen Sie zu solchen Studien, die belegen, dass genau 
solche Unternehmensteuersenkungen keinen wirtschaft-
lichen Effekt haben und gleichzeitig vor allem an die 
oberen Prozente gehen?

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Nein, das stimmt 
nicht! Es wurde in der Anhörung gesagt, dass 
sie einen hohen wirtschaftlichen Effekt haben!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Gelegenheit, zu antworten, Frau Möller.

Siemtje Möller (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Schwerdtner, 

ich habe das mit den dicken Limousinen gesagt, weil es 
in der Verkennung dessen, dass wir als Abgeordnete alle 
Anspruch darauf haben – also auch Sie – eine Zuspitzung 
ist, dass nur diejenigen, die jetzt gerade die Gesetze vo-
rantreiben, darauf Anspruch hätten, und weil es die Ver-
knappung und Verengung darauf ist, dass hier reiche 
Leute gegen arme Leute Politik machen würden. Das ist 
definitiv nicht der Fall.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf der Abg. Desiree Becker 
[Die Linke])

Das Zweite ist, dass Sie gesagt haben, dass die Ent-
lastung aus den Steuersenkungen an die Milliardäre bzw. 
Millionärinnen und Millionäre ausgeschüttet wird. Auch 
das ist einfach eine mutwillige Verengung dessen, was da 
drinsteht. Darunter fallen die Unternehmen und die Be-
triebe – und ja, das können auch Einpersonengesellschaf-
ten sein. Aber es geht um Betriebe und Unternehmen und 
nicht um die Personen an sich oder dass wir Steuer-
geschenke für die Reichen machen würden, die eh schon 
ein hohes Einkommen haben. Es sind zwei unterschied-
liche Steuerbereiche, die sie hier einfach vermengen. 
Deswegen ist es nicht richtig.
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Am Ende geht es darum, wichtige Investitionen in den 
Unternehmen, in den Betrieben zuzulassen, zum Beispiel 
die E-Fahrzeug-Förderung. Es geht darum, dass die Kör-
perschaftsteuer gesenkt wird. Es geht darum, dass die 
Abschreibungsmöglichkeiten da sind, um die Wirtschaft 
in Gang zu bringen. Das ist der Kern. Es geht nicht 
darum, Steuergeschenke für Millionäre zu machen, was 
Sie hier unterstellen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nun spricht die Abgeordnete Tina Winklmann für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Tina Winklmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Staatsministerin 

Schenderlein! Kolleginnen und Kollegen! Sport und Eh-
renamt im Kanzleramt – und wir hören dazu in dieser 
Debatte so gut wie nichts aus der Koalition. Es ist die 
Generaldebatte. Es geht hier um den Sport. Es geht hier 
um Menschen, die mit Leidenschaft ihren Job machen. Es 
geht um die Bedingungen, unter denen unsere Athletin-
nen und Athleten trainieren, unsere Kinder schwimmen 
lernen, in Bewegung kommen und unsere Vereine die 
Türen offenhalten. Es geht um politische Glaubwürdig-
keit. Und da frage ich mich jetzt einmal ein bisschen: Ist 
der Sport vielleicht doch nicht Chef- oder Chefinnen-
sache?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ab sofort sind Sport und Ehrenamt im Kanzleramt ver-

ortet. Ganz ehrlich: Es war ein groß angekündigter Wech-
sel mit vielen Versprechen, aber die Realität sieht mo-
mentan ein bisschen anders aus. Klarheit finden wir 
jetzt weniger, eher ein bisschen Kompetenzwirrwarr – 
aktuell ist da ein Wimmelbild irgendwie geordneter –, 
aber das dient unserem Sport nicht, ist weder effizient 
noch transparent. Und das Ehrenamt und der Sport kom-
men so nicht weiter in unserem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wo wird es konkret, wenn es um die Förderung der 

Sportwissenschaft geht? Wo bleiben der weitere Aufbau 
und Ausbau des Parasports, die Barrierefreiheit für Teil-
habe im Sport, die gezielte Unterstützung von Frauen und 
Mädchen im Sport, die großen Themen wie Förderpro-
gramme, um gezielt Sportangebote im ländlichen Raum 
voranzubringen, in öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten eine bessere Sichtbarkeit von Frauen im Sport, 
die gezielte Förderung von Frauen in den Verbänden, 
echte Leadership-Programme? Nichts. Sportstätten fit-
machen, Vereine gezielt mit Sanierungsprogrammen un-
terstützen, die Energiekosten auch in der Zukunft sparen? 
Nichts.

Besonders besorgniserregend – und darüber müssen 
wir uns mehr als einmal unterhalten – sind die geplanten 
Kürzungen bei den Olympiastützpunkten, den Trainerin-
nen und Trainern, bei der Leistungssportförderung. Das 
ist das Fundament des Spitzensports, und genau da wird 
der Rotstift angesetzt. Das geht nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie sollen sich Athletinnen und Athleten auf Spiele 
vorbereiten? Die Winterspiele stehen in den Startlöchern. 
Deutschland will sich für Olympische und Paralympische 
Spiele bewerben. Dafür fehlt uns aber die Basis, wenn wir 
jetzt nicht fördern. Klar ist auch: Wie wollen wir junge 
Menschen vom Trainer/-innenamt begeistern, wenn sie 
keine Perspektive haben, wenn sie darin keine Zukunft 
sehen?

Für uns ist eines wichtig: Wir brauchen keinen Still-
stand. Wir müssen weiter vorangehen. Wir haben eine 
Verantwortung für den Breiten- und Spitzensport, und 
die wollen wir gemeinsam übernehmen. Wir wollen 
Sportplätze und Schwimmbäder in dieser Nation, die 
nutzbar sind, die uns und den Sport weiterbringen.

Deswegen: Wir arbeiten zusammen. Wir stehen bereit. 
Und noch kurz: Grüße an unsere Frauennationalmann-
schaft. Gegen Schweden holt ihr euch jetzt den Gruppen-
sieg!

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion spricht nun der 

Abgeordnete Armand Zorn.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Armand Zorn (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Fußballeuropameisterschaft ist gerade in vollem 
Gange, und ich bin sehr froh, dass unsere Nationalmann-
schaft gestern den Einzug ins Viertelfinale geschafft hat. 
Wir alle sind stolz auf unsere Frauen- und auch auf die 
Männernationalmannschaft – außer vielleicht die AfD, 
wenn Menschen mit Migrationshintergrund mitspielen –;

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Blödsinn!)

wir finden gut, was sie erreicht haben, und werden sie 
weiterhin unterstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der eine oder andere fragt sich: Was hat das denn mit 
dem Haushalt und mit der Gesamtsituation zu tun? Wir 
wissen, dass wir im Fußball nicht mehr ganz oben mit-
spielen. Wir haben eine lange Tradition. Wir waren sehr 
gut dabei, und wir werden überall geschätzt für das, was 
wir können. Aber wir finden auch, dass wir wieder auf-
holen müssen – bei den Frauen genauso wie bei den 
Männern.

Und so ähnlich ist es gerade mit der Situation im Lan-
de. In der Wirtschaft sind wir immer noch oben dabei, 
aber nicht mehr Spitze. Wir sind weltweit bekannt für 
unsere guten Produkte. Den Begriff „made in Germany“ 
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kennt man. Aber wir müssen natürlich auch anerkennen, 
dass wir viele Hausaufgaben haben und dass wir wieder 
nach vorne kommen müssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das, was die Bundes-
regierung und diese Koalition macht, ist genau das, was 
es braucht, um wieder Weltmeister zu werden: Weltmeis-
ter bei der Wirtschaft, Weltmeister bei Innovationen, 
Weltmeister auch beim sozialen Zusammenhalt im Lan-
de. Deswegen ist es gut, dass wir mit dem Haushaltsent-
wurf den ersten richtigen Schritt machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Grüne, ich kann die Kritik nicht ganz nachvoll-
ziehen. Wir haben doch alle gemeinsam Wahlkampf ge-
macht. Sie haben gesagt: Wir wollen dafür sorgen, dass 
mehr investiert wird. – Das haben wir auch gesagt, und 
Die Linke übrigens auch. Wir haben gesagt, wir wollen 
den „Made in Germany“-Bonus auf den Weg bringen – 
Sie haben es kopiert, aber Schwamm drüber –; auch das 
haben wir alle miteinander gesagt, und auch das haben 
wir jetzt auf den Weg gebracht.

Deshalb verstehe ich nicht, warum Sie mit so einem 
Sound hier reingehen und sagen, wir würden nur Millio-
näre und Milliardäre entlasten. Es geht doch grundsätz-
lich darum, dass wir dafür sorgen wollen, dass wir in die 
Wirtschaft investieren, dass wir Arbeitsplätze in Deutsch-
land erhalten, dass wir Klimaschutz und Industrie hier in 
Deutschland zusammendenken und es ein Erfolg wird. 
Deswegen finde ich, Sie könnten sich in der Sache auch 
selbst feiern; denn es waren ja auch Dinge, die Sie im 
Wahlkampf vorgeschlagen haben. Und ich finde gut, dass 
es jetzt auch kommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie haben auch die Energiepolitik angesprochen. Ja, 
die CDU/CSU ist vielleicht ein anderer Partner, als wir 
ihn in der Vergangenheit hatten. Wir haben sicherlich in 
Sachen Energiepolitik unterschiedliche Vorstellungen. 
Aber ich finde schon, wenn man im Land unterwegs ist 
und feststellt, dass wir beim Thema Klimaschutz, wofür 
es eine breite gesellschaftliche Unterstützung gibt, als 
Politik, als Gesellschaft dafür gesorgt haben, dass es zu 
einem Thema geworden ist, das Menschen spaltet: Das ist 
doch nicht gut.

Ich habe noch keinen Menschen getroffen – vielleicht 
bis auf die AfD –, der sagt: Mir ist der Klimaschutz egal. 
Ich habe noch keinen Menschen getroffen, der sagt: Die 
Konsequenzen davon sind mir egal. – Und ich habe noch 
keinen Menschen getroffen, der sagt: Die ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Vorteile, die dadurch entste-
hen können, sind mir egal.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es kommt darauf an, 
dass wir das gut machen, dass wir das gut umsetzen. 
Deswegen haben wir im Koalitionsvertrag miteinander 
einen Dreiklang aus Bezahlbarkeit, Versorgungssicher-
heit und Nachhaltigkeit vereinbart. Das ist die Lösung 
dafür, dass wir es hinkriegen. Wir sorgen bei einem The-
ma, für das es in der Gesellschaft eine breite Unterstüt-
zung gibt, dafür, dass es getragen wird und uns nicht 
spaltet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will sagen: Der 
Haushaltsentwurf ist gut. Er ist eine gute Grundlage. 
Natürlich ist damit nicht alles gelöst. Bei den Themen 
von Verteilungsungerechtigkeit und Vermögensungleich-
heit in Deutschland wissen wir, dass wir da noch eine 
Menge zusammen zu tun haben. Ich bin dafür, dass wir 
diese Diskussion weiterführen werden. Aber lassen Sie 
uns nicht die Sachen, die wir gut finden und die wir jetzt 
machen, damit vermischen und dafür sorgen, dass es eine 
große Verunsicherung gibt. Das wird der Sache nicht 
gerecht. Deswegen freue ich mich auf die Haushaltsbera-
tungen und auf alles, was noch kommt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ebenfalls für die SPD-Fraktion spricht nun die Abge-

ordnete Frauke Heiligenstadt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In dieser über drei Stunden dauernden Debatte 
zieht sich eins wie ein roter Faden durch: Sowohl von 
links außen wie von rechts außen, aber teilweise auch in 
den Redebeiträgen der Grünen wird versucht, den Ein-
druck zu erwecken, diese Bundesregierung hätte einen 
Haushalt vorgelegt, der den Reichen etwas gibt und den 
Armen etwas nimmt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist schlicht 
und ergreifend falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich begründe auch gerne, warum.
Die Grünen beziehen sich auf ein Gutachten von 

Stefan Bach.

(Zurufe von der Linken)

Ich habe lange gesucht, bis ich es gefunden habe. Ich war 
in der Ausschusssitzung dabei. Die Sachverständigen in 
der Anhörung haben über diese Stellungnahme – ich sage 
es mal diplomatisch – etwas geschmunzelt. Aber Fakt ist, 
dass sich der gute Herr Bach darauf bezieht, dass es sich 
um Unternehmensteuern handelt und diese zu 69 Prozent 
Reichere und Unternehmen entlasten. Ach, was für eine 
Überraschung! Es geht hier nämlich um Unternehmen-
steuern.

Unter anderem wird Volkswagen entlastet, indem 
Elektrofahrzeuge jetzt entsprechend unterstützt und ge-
fördert werden. Aber nicht nur Volkswagen wird entlas-
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tet, auch die anderen Fahrzeughersteller werden entlastet, 
indem zum Beispiel die Unternehmensteuern gesenkt und 
die Abschreibungsmöglichkeiten erhöht werden.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und, oh Wunder, 20 Prozent von Volkswagen gehören 
den niedersächsischen Bürgerinnen und Bürgern. Ja, 
sind das alles Reiche, meine sehr verehrten Damen und 
Herren?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Also, diese Argumentation in dieser einzelnen Stel-
lungnahme aus der Anhörung ist schlicht und ergreifend 
falsch. Es ist ungefähr so, als wenn Sie sagen würden: 
69 Prozent derjenigen, die bei einem Fußballspiel zugu-
cken, sind Fußballspieler. Das ist nämlich eine falsche 
Beschreibung.

(Abg. Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Heiligenstadt.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Nein, ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu. Ich 

möchte gerne zusammenhängend ausführen. – Viel wich-
tiger ist aber die andere Seite der Medaille: Wir entlasten 
Unternehmen, damit sie investieren können und wir ent-
sprechend sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
schaffen und erhalten können. Und von den 500 Milliar-
den Euro Sondervermögen gehen 100 Milliarden Euro an 
die Kommunen und Länder.

Ich nenne Ihnen ein Beispiel aus Niedersachsen. Nie-
dersachsen hat noch mal ein Investitionsprogramm in 
Höhe von 14,5 Milliarden Euro für die Kommunen drauf-
gelegt. In Niedersachsen werden 250 Millionen Euro zu-
sätzlich für die Kitaförderung ausgegeben. Auch das 
kommt den Menschen, den Kommunen in unserem 
Land zugute. Denn Investitionen in Schulen, in Sport-
stätten, in Bäder, in den kommunalen Straßenbau – das 
ist das, was bei den Menschen ankommen wird. Die Gut-
achter in dem Anhörungsverfahren zu diesem Gesetz sa-
gen vor dem Ausschuss, dass das in den nächsten zehn 
Jahren sogar ein Wirtschaftswachstum von circa 3 bis 
7 Prozent insgesamt auslösen kann.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Meine Damen und Herren, diese Regierung packt an 

und wird jetzt damit beginnen, für unser Land zu inves-
tieren und es zu modernisieren. Und das ist gut so für 
jeden in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Kurzintervention erteile ich nun dem Kolle-

gen Audretsch das Wort.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank. – Ich möchte einmal ganz kurz auf die 

SPD antworten, weil in verschiedenen Beiträgen sugge-
riert wurde, dass hier keine inhaltlich-fachliche Debatte 
stattfindet, sondern in irgendeiner Form polemisiert wird. 
Es gibt eine fachliche Grundlage, und da würde ich bei 
Ihnen einmal nachfragen, ob Sie die nicht wahrnehmen 
und annehmen können.

Wenn man auf der einen Seite mit den Steuergesetzen 
in den Ländern eine 16-Milliarden-Euro-Lücke reißt und 
dann 8 Milliarden Euro davon wieder aus Schulden 
schließt, dann entzieht man den Ländern 8 Milliarden 
Euro, die nicht mehr in die Brücken, in die Krankenhäu-
ser, in die Schulen fließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Das ist ein Fakt. Das ist am Ende ein Problem.
Wenn man gleichzeitig sagt, man senkt die Körper-

schaftsteuer, und dann Anfang der 2030er-Jahre ein Mi-
nus von 12,5 Milliarden Euro im Bund und 12,5 Milliar-
den Euro in den Ländern hat, aber keinerlei Ausgleich für 
die Länder geschaffen hat, dann sind das jedes einzelne 
Jahr 12,5 Milliarden Euro weniger in den Ländern, die 
nicht in die Kitas, nicht in die Schulen, nicht in die Brü-
cken fließen. Ich komme aus Berlin. Dort schließen 
dauernd Kitas oder Jugendeinrichtungen. Die sind nicht 
saniert, da sieht es schlimm aus, da sieht es dreckig aus. 
Und Sie machen eine Politik, dort Geld abzuziehen.

Schauen wir einmal auf die andere Seite, weil Sie nicht 
sehen wollen, dass das Geld in die Hände der Reichsten 
fließt: Sie glauben doch nicht, dass das Geld in Investi-
tionen fließt. Nie ist die Investitionsquote nach oben ge-
gangen, wenn man die Körperschaftsteuer gesenkt hat. 
Das passiert schlicht und ergreifend nicht. Das Geld 
wird über Dividendenausschüttungen an Aktionärinnen 
und Aktionäre durchgereicht

(Zuruf von der CDU/CSU)
und landet dann in den Taschen der Allerreichsten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Auf der einen Seite gibt es Kitas, die nicht saniert sind, 
auf der anderen Seite fließt das Geld in die Taschen der 
Reichsten. Das sind Fakten. Das sind faktenbasierte Din-
ge, die wir Ihnen hier vorhalten. Damit müssen Sie um-
gehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ich gebe ja zu, dass wir hier im Hause auch zuspitzen. 
Wir können uns immer wieder darüber unterhalten, wie 
weit das gehen darf; das ist eine legitime Debatte.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege.
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Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber die Faktengrundlage abzusprechen – und das ist 

das, was Sie versuchen –, ist etwas, was ich von Ihrer 
Seite nicht akzeptieren kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frauke Heiligenstadt, Sie haben die Möglichkeit zur 

Antwort.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege 

Audretsch, darauf will ich gerne antworten; denn das ist 
eine Steilvorlage. Sie haben fast länger geredet als ich in 
meiner gesamten Rede.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Pascal Meiser 
[Die Linke]: War aber mehr Substanz drin!)

Aber es gibt mir die Möglichkeit, das noch mal klar-
zustellen.

Also, Sie haben Ihre Kolleginnen und Kollegen in der 
Fraktion entsprechend gebrieft: Bezieht euch bitte alle 
auf das Gutachten von Bach! – Bach beurteilt die Unter-
nehmensteuersenkung. Man kann das kritisieren. Wir 
sind auch keine Fans der Körperschaftsteuer. Aber wir 
müssen konzedieren, dass bei der Körperschaftsteuer na-
türlich auch Unternehmer/-innen und Unternehmen ent-
lastet werden, damit Beschäftigung tatsächlich gesichert 
werden kann. Das wird grundsätzlich ja nicht abgestrit-
ten.

Aber viel wichtiger ist doch Ihre Behauptung, das 
würde dazu führen, dass bei Mitteln für Kitas, Schulen 
und Bäder gekürzt wird.

(Zuruf des Abg. Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben falsch gerechnet, Herr Audretsch. Wir haben 
ein Sondervermögen in Höhe von 500 Milliarden Euro 
aufgelegt. 100 Milliarden Euro davon gehen an die Län-
der und Kommunen.

(Zuruf der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU])

Ich sage Ihnen mal, was das für Niedersachsen bedeu-
tet. Das sind 10 Milliarden Euro, die Niedersachsen in 
den nächsten Jahren erhält. 1 Milliarde Euro pro Jahr! 
Das bedeutet, sie können ein entsprechendes Investitions-
programm für die Kommunen auflegen. 4,7 Milliarden 
Euro werden von unserer Landesregierung im Rahmen 
des kommunalen Finanzausgleichs direkt an die Kom-
munen weitergegeben – ohne Förderprogramme, ohne 
Anträge, ohne Belegerstellung. Das ist etwas, was direkt 
bei den Kommunen vor Ort ankommt. Niedersachsen 
bekommt mit der Einigung beim Investitionsboosterge-
setz Finanzmittel für Krankenhausbau und -sanierung. 
Wir werden im Sondervermögen zusätzliche Milliarden 
für den Hochschulbau bereitstellen. Das alles sind zusätz-
liche Gelder, die die Länder bekommen, die den Studie-
renden zur Verfügung gestellt werden,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

die die Länder und Kommunen in die Lage versetzen, 
endlich mal wieder zu investieren.

Und Sie stellen sich hierhin und sagen – ja, mimimi –: 
–

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
– Die Unternehmensteuersenkung sorgt dafür, dass die 

Unternehmerinnen und Unternehmer entlastet werden, 
und dafür klaut ihr den Kitas das Geld. – Das ist schlicht 
und ergreifend völlig falsch, und das wollte ich klarstel-
len.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Danke!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun der fraktionslose Abgeordnete Stefan 

Seidler.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Noch mit dem alten Bundestag haben 
wir ein historisches Schuldenpaket beschlossen, das 
große Fortschritte ermöglichen soll. Und trotzdem sind 
historische Fortschritte im Bundeshaushalt bisher eher 
Fehlanzeige.

(Beifall des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Bei der Haushaltskonsolidierung werden unangenehme 
Entscheidungen vertagt. Der Haushalt droht eine vertane 
Chance zu werden. Dabei erwarten die Menschen gerade 
jetzt eine handlungsstarke Politik. Sie erwarten, dass die 
vielen Milliarden Euro sinnvoll eingesetzt werden, damit 
ihr Leben langfristig besser und bezahlbarer wird.

Zu den zentralen politischen Fragen unserer Zeit ge-
hören dabei: Wie schaffen wir es, dass junge Generatio-
nen im Alter abgesichert sind? Wie kann unser Staat 
endlich einfacher und digitaler funktionieren? Wie schaf-
fen wir es, den Menschen und unserer Wirtschaft saubere, 
grüne, günstige Energie zu liefern? Dafür braucht es 
grundsätzliche Lösungen und jede Menge Mut; denn 
wir können es nicht immer allen recht machen.

Manchmal verlieren wir uns hier in Berlin im politi-
schen Klein-Klein. Die Stromsteuerdebatte der letzten 
Woche war so ein Fall von Klein-Klein, das Vertrauen 
gekostet hat und das eigentliche Problem verfehlt hat. 
Wir sind uns einig: Hohe Energiepreise sind eine reale 
Belastung für alle. Unsere Aufgabe muss es sein, dafür zu 
sorgen, dass es billiger wird. Klar ist aber: Wir haben 
einen ineffizienten und teuren Strommarkt, und wir kön-
nen die Energiepreise nicht dauerhaft durch Steuermittel 
künstlich gering halten. Auch wenn ich kurzfristige Ent-
lastungen begrüßt hätte: Unser Steuergeld kann einen 
ineffizienten Markt nicht dauerhaft stützen.
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Wir brauchen eine ehrliche Debatte über strukturelle 
Reformen, weil wir beim Netzausbau politisch versagt 
haben.

(Beifall des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Dazu zählt die Aufteilung unseres Strommarktes, die Ihre 
Regierung partout nicht mit der Kneifzange anfassen 
möchte. Dabei wäre das eine Lösung für unser Problem. 
Für die Menschen und für die Unternehmen im Norden 
wäre das ein Vorteil und gerecht. Denn dort leistet man 
einen erheblichen Beitrag zur Energiewende, und doch 
zahlt man weiter mit die höchsten Netzentgelte, ohne 
dabei von günstigen Erzeugungskosten vor Ort zu profi-
tieren.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Genau so ist es!)
Daran haben auch die Maßnahmen der letzten Bundes-
regierung leider nichts geändert. Die Situation ist unge-
recht, setzt falsche Anreize für unser Land und gehört 
gelöst.

Wenn der Netzausbau nicht vorankommt, Herr Bun-
deskanzler, dann müssen wir andere Wege gehen. Wir 
brauchen Anreize für Investitionen, etwa für die Produk-
tion von grünem Wasserstoff an unseren Küsten.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, klar!)
Es geht hier nicht nur um Strom. Es dreht sich darum, 
dass die Kosten ausbleibender Reformen unser Land auf 
Sicht erdrücken. Es braucht Führungsstärke und einen 
klaren Kompass, der den politischen Kurs über Ihre 
Amtszeit hinaus vorgibt. Das ist bei den Stromkosten 
so, das ist bei der Digitalisierung so, das ist bei der Rente 
so.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der letzte Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Martin Rabanus.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

„Kunst und Kultur sind frei. […] Eine lebendige 
kulturelle Infrastruktur zählt zur Daseinsvorsorge.“

So haben wir es in unserem Koalitionsvertrag niederge-
legt. Und ich ergänze: Kultur ist kein Sahnehäubchen. 
Kultur ist demokratisches Grundnahrungsmittel. Der 
Bundeshaushalt 2025 sendet hier ein wichtiges Signal: 
2,25 Milliarden Euro für die Kultur. Das sind übrigens 
im Vergleich zum ersten Regierungsentwurf noch mal 
über 50 Millionen Euro mehr. Das ist nicht selbstver-
ständlich in einer Zeit angespannter Kassen.

Wir machen Kulturpolitik und Kulturförderung ver-
lässlich – für die großen Bundeskultureinrichtungen 
ebenso wie durch die Unterstützung kleinerer Einrichtun-

gen auch der freien Szene. Richtig ist: Wir können in 
diesem zweiten Regierungsentwurf noch nicht alle Kür-
zungen aus der Zeit, in der Claudia Roth den Haushalt 
mitverantwortet hat, rückgängig machen. Beispielsweise 
beim Festivalförderfonds oder beim Amateurmusikfonds 
gelingt das, beim Kulturpass nicht. Auch da übernehmen 
wir das Erbe der Ampel. Aber es gelingt beispielsweise, 
den Ansatz für KulturInvest annähernd zu verdoppeln – 
das Förderprogramm für die Unterstützung und für die 
Sicherung des kulturellen Erbes in der Fläche.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ein zweiter Punkt ist die Kultur- und Kreativwirt-
schaft, hier besonders der Film; auch das ist in der De-
batte schon angesprochen worden. Ich begrüße ausdrück-
lich, dass die zentralen Förderlinien erhalten bleiben. 
Aber ich sage auch hier dazu: Wir haben noch zentrale 
Aufgaben zu machen. Wir wollen die Filmförderreform, 
die in der Ampelkoalition nicht zum Abschluss gebracht 
worden ist, zum Abschluss bringen, und zwar mit steuer-
licher Anreizförderung und mit Investitionsverpflichtun-
gen. Das ist ein ganz klares Bekenntnis der Koalition und 
auch von mir persönlich, auch entgegen einem mögli-
cherweise missverständlichen, heute nachzulesenden 
Halbsatz in der „Blickpunkt:Film“.

Lassen Sie mich noch einen Satz zum Thema Film 
sagen: Wir werden uns bzw. ich werde mich im parlamen-
tarischen Verfahren dafür einsetzen, dass wir wieder ein 
Zukunftsprogramm Kino bekommen, weil der Zukunfts-
ort Kino in der Fläche auch gefördert werden muss.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es gibt viele Punkte, die man noch benennen könnte. 
Mir liegt in besonderer Weise noch die Erinnerungskultur 
am Herzen – es ist angesprochen worden: das ist unser 
nationales Gedächtnis, das wir fördern –, aber auch die 
Stärkung des freien Journalismus, hier der Deutschen 
Welle. Die vierte Gewalt in unserem Staat gegen Fake 
News fitzumachen, das ist eine wichtige Aufgabe. Alles 
Weitere besprechen wir in den nun kommenden Haus-
haltsberatungen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir schließen damit die Beratungen zum Einzel-

plan 04.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 4: 

Befragung der Bundesregierung 
Hierfür steht der Bundeskanzler, Herr Friedrich Merz, 

zur Verfügung.
Der Herr Bundeskanzler hat mitgeteilt, dass er heute 

auf seine einleitenden Ausführungen verzichten möchte. 
Da es sich aber um die erste Befragung des Bundeskanz-
lers in dieser Wahlperiode handelt, möchte ich noch ei-
nige Hinweise zum weiteren Ablauf geben.
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Für die Befragung des Bundeskanzlers sind insgesamt 
60 Minuten vorgesehen. Eine Verlängerung ist nach un-
serer Geschäftsordnung nicht möglich.

Sie können Fragen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers, zu den Kabinettssitzungen und allgemeine Fra-
gen an den Bundeskanzler richten. Alle Fraktionen erhal-
ten hierfür in mehreren Runden nacheinander das Wort, 
beginnend mit der größten Oppositionsfraktion.

Für die Hauptfrage und die Antwort steht jeweils eine 
Minute zur Verfügung, für eine Nachfrage des Fragestel-
lers und die Antwort darauf dann jeweils 30 Sekunden. 
Weitere Nachfragen von anderen Abgeordneten sind in 
der Befragung des Bundeskanzlers nicht möglich.

Ich bitte jetzt vorab alle, auch den Bundeskanzler, im 
Nachfolgenden die vereinbarten Zeiten einzuhalten, da-
mit möglichst viele Fragen in Fragerunden beantwortet 
werden können.

Wir beginnen jetzt mit der Befragung des Bundeskanz-
lers, und das Wort hat zunächst für die AfD-Fraktion 
Bernd Baumann.

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Herr Bundeskanzler, die Asylzahlen schwanken mit 

der Weltpolitik. Derzeit gehen sie zurück; denn in Syrien 
und der Türkei sind die Verhältnisse stabiler, und Tune-
sien kontrolliert seine Grenzen. Alle EU-Staaten ver-
zeichnen den gleichen Rückgang seit 2023: um über 
40 Prozent. Mit ihrer Politik hat das nichts zu tun. Die 
derzeitigen Zahlen sind aber immer noch viel zu hoch und 
können jederzeit neu explodieren. Deswegen haben Sie ja 
den Wählern versprochen – wörtlich –:

„Ich werde […] am ersten Tag […] im Wege der 
Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers anwei-
sen, […] alle Versuche der illegalen Einreise zurück-
zuweisen.“

Das ist, sagten Sie, „ein faktisches Einreiseverbot“, „aus-
drücklich auch für Personen mit Schutzanspruch“.

Im Mai und im Juni kamen jetzt unter Ihrer Regierung 
wieder 15 000 neue Asylantragsteller, und nur 284 Asyl-
sucher wurden zurückgewiesen, also nur 2 Prozent; 
98 Prozent kommen weiter durch. Herr Bundeskanzler, 
warum haben Sie Ihr zentrales Wahlkampfversprechen so 
eklatant gebrochen?

(Beifall des Abg. Steffen Janich [AfD])

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Dr. Baumann, ich habe, wie im Bundestagswahl-

kampf diskutiert, unmittelbar nachdem wir die Regie-
rungsverantwortung übernommen haben, den Bundes-
innenminister gebeten, an den deutschen Außengrenzen 
verstärkte Grenzkontrollen durchzuführen. Diese Grenz-
kontrollen werden seitdem verstärkt durchgeführt. Ich 
will daran erinnern, dass auch schon die Vorgängerregie-
rung von den Möglichkeiten solcher Grenzkontrollen Ge-
brauch gemacht hat.

Die Asylbewerberzahlen gehen zurück; das ist richtig. 
Wir sind aber als Bundesrepublik Deutschland in den 
letzten Jahren auch das Land mit den mit Abstand 

höchsten Antragstellerzahlen gewesen. Diese Zahlen ge-
hen jetzt im Vorjahresvergleich um über 40 Prozent zu-
rück. Es hat eine große Zahl von Zurückweisungen an 
den deutschen Staatsgrenzen gegeben. Ich habe heute 
Morgen in meinem Debattenbeitrag darauf hingewiesen, 
dass wir eine sehr große Zahl von vollstreckbaren Haft-
befehlen vollstrecken konnten. Was wir an den Außen-
grenzen machen, hat also Erfolg.

Ich will allerdings auch sagen: Es ist auf Zeit begrenzt. 
Wir brauchen zusammen, gemeinsam mit den europäi-
schen Nachbarn, europäische Lösungen; und an diesen 
europäischen Lösungen arbeiten wir.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Baumann, bitte die Nachfrage.

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Danke. – Herr Bundeskanzler, all die Morde, die Mes-

serkriminalität,
(Zurufe von der Linken)

die Vergewaltigungen durch sogenannte Flüchtlinge, die 
unzähligen Opfer, die Angst von Millionen: Das alles war 
nur möglich, weil eine CDU-Regierung die Grenzen für 
unkontrollierte Masseneinwanderung geöffnet hat. Wann 
endlich, Herr Bundeskanzler Friedrich Merz, stellen Sie 
sich da vorne mal hin und entschuldigen sich im Namen 
Ihrer Partei für die furchtbaren Verbrechen und giganti-
schen Fehlentscheidungen, die Ihre CDU über unser 
Deutschland hat hereinbrechen lassen?

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: Da 
klatschen nicht mal die eigenen Leute!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, ich will zunächst einmal sowohl die in 

der Art Ihrer Formulierung als auch in der Fragestellung 
selbst enthaltenen Vorwürfe mit Entschiedenheit zurück-
weisen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es hat in den Jahren 2015 und folgende Entscheidun-
gen gegeben, die wir heute vermutlich in der ganz großen 
Mehrheit hier in diesem Haus so nicht mehr treffen wür-
den.

Es hat damals eine humanitäre Katastrophe gegeben, 
auf die Deutschland eine Antwort gegeben hat. Mit 
denen, die nach Deutschland gekommen sind,

(Zuruf der Abg. Iris Nieland [AfD])
sind Flüchtlinge gekommen, die ein hartes persönliches 
Schicksal in ihren jeweiligen Herkunftsländern hatten. 
Ich bekenne mich ausdrücklich dazu, dass wir diese hu-
manitäre Verpflichtung wahrgenommen haben und sie 
auch in Zukunft wahrnehmen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Wenn allerdings damit – und das wissen wir heute 
besser als damals – auch die Einwanderung von poten-
ziellen Straftätern einhergeht, hat in dieser Beziehung, 
wie Sie wissen, die Vorgängerregierung viel auf den 
Weg gebracht, genauso, wie diese Regierung sehr viele 
Maßnahmen dafür unternimmt, um diese Kriminalität in 
den Griff zu bekommen. Und wir werden weitere Maß-
nahmen ergreifen. Aber es handelt sich nicht nur um 
ausländische Straftäter oder Straftäter mit Migrationshin-
tergrund. Es handelt sich auch um Straftäter, die seit 
Jahren, Jahrzehnten in Deutschland leben, deutsche 
Staatsbürger sind, nie woanders gelebt haben.

Gegen diese Art der Kriminalität werden wir energisch 
vorgehen, und Sie können sich darauf verlassen, dass 
diese Bundesregierung ihren Verpflichtungen in dieser 
Richtung auch gerecht wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann kommen wir jetzt zum zweiten Fragesteller: aus 

der SPD-Fraktion Sebastian Roloff.

Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

die deutsche Stahlindustrie ist in einer sehr angespannten 
Situation, man könnte auch sagen, in Gefahr. Das liegt 
einerseits auch wieder an den Energiepreisen,

(Leif-Erik Holm [AfD]: An eurer Politik!)

andererseits zum Beispiel an einer Wettbewerbssituation, 
die krass von Subventionen geprägt ist. Stahl ist unserer 
Meinung nach systemrelevant,

(Beatrix von Storch [AfD]: Im Hühnerstall!)

sowohl natürlich, was die Industrie und die Arbeitsplätze 
betrifft, aber auch, was die Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie zum Beispiel betrifft. Deswegen wollte 
ich Sie fragen, ob Sie mit der SPD – und ich hoffe, 
auch mit der Bundesregierung – dieses Bekenntnis zur 
Stahlindustrie in Deutschland teilen und wie Sie zur 
Idee des Bundesfinanzministers zur Durchführung eines 
Stahlgipfels zur Besprechung der Rahmenbedingungen 
stehen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Kollege Roloff, ich bin Ihnen sehr dankbar für diese 

Frage, weil sie mir Gelegenheit gibt, einmal etwas ganz 
Grundsätzliches zur Grundstoffindustrie und hier zur 
Stahlindustrie zu sagen.

Wir haben alle – so hoffe ich jedenfalls – ein gemein-
sames Interesse daran, dass die Stahlproduktion in 
Deutschland auch in den nächsten Jahren und Jahrzehn-
ten weiter möglich bleibt. Ich möchte Deutschland nicht 
abhängig sehen von Stahlimporten aus anderen Ländern, 
gleich, wo diese Länder sein mögen, ob in Europa, in 
Amerika oder China. Deutschland muss eine eigene 
Stahlindustrie haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir wollen deswegen sehr viel unternehmen, um das 
auch zu ermöglichen. Sie wissen vermutlich, dass ein 
prominentes Unternehmen vor wenigen Tagen mitgeteilt 
hat, dass es die Bemühungen um eine Direktreduktions-
anlage eingestellt hat, weil dies kostenmäßig nicht dar-
stellbar sei.

Ich stehe im engen Dialog mit den Stahlunternehmen 
in Deutschland, mit der Branche, und ich habe gerade 
gestern – ich darf das, glaube ich, hier sagen, weil das 
auch öffentlich war – mit dem IG-Metall-Hauptvorstand 
eine gute Stunde hier in Berlin genau über dieses Thema 
gesprochen. Ich habe den Vorschlag auch noch einmal 
vorgetragen bekommen, zu einem Stahlgipfel einzula-
den. Ich habe von meiner Seite aus zugesagt, dies sehr 
wohlwollend zu prüfen.

Bei einem solchen Gipfel muss allerdings auch ein 
Ergebnis herauskommen. Wenn wir uns nur treffen, um 
uns zu treffen und schöne Bilder zu machen, dann wird 
ein solcher Gipfel kein Ergebnis bringen. Ich möchte, 
dass wir ein Ergebnis haben. Und wenn ein Ergebnis 
möglich ist, werde ich dazu auch einladen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Roloff, haben Sie noch eine Nachfrage?

Sebastian Roloff (SPD):
Ja. – Ich danke Ihnen sehr für diese beiden dezidierten 

Rückmeldungen und darf dementsprechend fragen, ob 
Sie auch bereit sind, mit uns die entsprechenden Maß-
nahmen im Koalitionsvertrag, die die Stahlindustrie stüt-
zen würden, zeitnah umzusetzen und bei Bedarf – mit 
Blick auf die Rahmenbedingungen, wie gesagt – darüber 
auch hinauszugehen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ja, selbstverständlich, Herr Kollege. Die Vereinbarun-

gen, die im Koalitionsvertrag getroffen worden sind, sind 
natürlich auch für mich politisch bindend. Wir wollen ein 
gemeinsames Ziel erreichen, nämlich die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Industrie insgesamt zu stärken, 
und da gehört eben eine solche Kernindustrie wie die 
deutsche Stahlindustrie ganz fundamental dazu. Ich 
werde alles tun, um das Ziel zu erreichen, und selbstver-
ständlich mit Ihrer Bundestagsfraktion und meiner eige-
nen in der Regierung über diese Themen sprechen. Ich 
möchte eine Lösung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Sebastian Roloff [SPD]: Danke sehr!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir kommen jetzt zur Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen. Fragestellerin ist Julia Verlinden.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, Deutschland 

brennt, leider im wahrsten Sinne des Wortes, denn es 
brennt in unseren Wäldern, und gleichzeitig erreichen 
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uns dramatische Bilder aus Texas, wo Kinder in den 
Wassermassen ertrinken, die ihre Sommerferien genießen 
wollten.

Deutschland ist eine der größten Wirtschaftsnationen 
der Welt. Deutschland gilt bisher international als ver-
lässlicher Partner und ist eine völkerrechtlich verbindli-
che Verantwortung eingegangen: für den Klimaschutz, 
für uns, für unsere Kinder, für unsere Wirtschaft und, 
ja, auch für die Natur und für den Boden, von dem wir 
leben.

Ihnen wird jedoch vom Expertenrat für Klima attes-
tiert, dass von Ihrem Koalitionsvertrag kein nennenswer-
ter Impuls ausgeht, um die Klimaziele zu erreichen. Ihre 
Wirtschaftsministerin hat kürzlich das Klimaziel für 2045 
infrage gestellt. Ihr Umweltminister widerspricht sehr 
klar dieser Aussage. Letzte Woche haben Sie, Herr Bun-
deskanzler, sich selbst skeptisch gezeigt, ob Deutschland 
spätestens in 20 Jahren klimaneutral sein soll. Daher 
meine Frage: Was ist Ihre Position? Stehen Sie auf der 
Seite Ihrer Wirtschaftsministerin oder Ihres Umwelt-
ministers?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, diese Bundesregierung steht zu den 

Zielen des Klimaschutzes, die wir national, europäisch 
und international vereinbart haben. Es gibt hier keinen 
Dissens.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch, in Ihren Reihen schon! – Weitere 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt allenfalls die Frage, ob wir das denn tatsächlich so 
erreichen können, wie wir es uns vorzeitig gemeinsam 
vorgenommen haben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine sehr interessante Wortwahl! 2045 
ist nicht vorzeitig!)

Wenn dies möglich ist, tun wir alles, um es zu ermögli-
chen.

Aber darf ich mir einen Hinweis erlauben? Deutsch-
land hat ungefähr 1 Prozent der Weltbevölkerung. Wir 
stellen ungefähr 2 Prozent des Problems dar, was CO2- 
Emissionen betrifft.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also doch relativieren!)

Selbst wenn wir alle zusammen morgen in Deutschland 
klimaneutral wären, würde keine einzige Naturkatastro-
phe auf dieser Welt weniger geschehen, würde kein ein-
ziger Waldbrand weniger geschehen, würde keine einzige 
Überschwemmung in Texas weniger geschehen.

(Zurufe von der Linken)

Wenn wir hier gemeinsam etwas erreichen wollen, 
dann müssen wir es gemeinsam und international tun. 
Deswegen will ich diese Gelegenheit nutzen, ausdrück-
lich zu begrüßen, dass die EU-Kommission in der letzten 
Woche den Vorschlag gemacht hat, dass auch wir aus 

Deutschland heraus Klimaprojekte in anderen Teilen 
der Welt unterstützen können und dies auf die deutschen 
Bemühungen angerechnet wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn manchmal ist an anderer Stelle in der Welt mit 
geringeren Grenzkosten sehr viel mehr zu erreichen, als 
wenn wir hier mit hohen Beträgen das letzte Kilo CO2 
vermeiden

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt kaufen 
wir uns also frei! Sie relativieren die eigenen 
Ziele!)

und versuchen, hier zu entsprechenden Entscheidungen 
zu kommen. Wir stellen es also auch in diesen interna-
tionalen Kontext.

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja sehr 
eindeutig!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie haben die Möglichkeit zu einer 

Nachfrage.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Bundeskanzler. – Ich sehe aller-

dings in Ihrer Antwort nicht, dass Sie diese völkerrecht-
lich verbindliche, international zugesagte Verantwortung 
wahrnehmen möchten. Oder Sie können es nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zurufe 
von der CDU/CSU)

Wenn Sie Unterstützung brauchen, sagen Sie Be-
scheid. Aber ich höre kein klares Bekenntnis bei Ihnen 
heraus, dass Sie möchten, dass die Menschen in unserem 
Land vor Hitze, Dürre, Überschwemmungen und Brän-
den geschützt werden und dass Sie diese Verantwortung 
auch international ausreichend wahrnehmen wollen.

Daher frage ich Sie noch einmal: Warum muss 
Deutschland bis spätestens 2045 und nicht erst 2050 kli-
maneutral sein?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, erlauben Sie mir die Wiederholung des 

ersten Satzes meiner Antwort auf Ihre erste Frage.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir stehen zu den internationalen Verpflichtungen. Das 
steht im Koalitionsvertrag, und auch an dieser Stelle wer-
den wir den Koalitionsvertrag einhalten. Wir werden 
alles tun, um dieses Ziel zu erreichen. Ich stelle Ihnen 
allerdings nicht in Aussicht, dass wir damit eine Deindus-
trialisierung unseres Landes einhergehen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Das Gegenteil ist richtig. Wir wollen Klimaschutz und 
Industriestandort miteinander verbinden. Darauf ist das 
gesamte Bemühen der Bundesregierung gerichtet, auch 
mein persönliches.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich darf an dieser Stelle noch einmal auf die verein-

barten Antwortzeiten hinweisen. Wir sollten versuchen, 
das Zeitfenster von einer Minute für die erste Antwort 
und 30 Sekunden für die zweite Antwort einzuhalten, 
damit die Fraktionen auch möglichst viele ihrer Fragen 
stellen können.

Wir kommen dann zum nächsten Fragesteller. Das ist 
für die Fraktion der CDU/CSU – – Nein, doch Tilman 
Kuban.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

Zur Erklärung: Das ist ein handgeschriebener Zettel. Ich 
hatte gerade ein Problem, den handgeschriebenen Namen 
zu entziffern. – Bitte, Herr Kuban.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, wir verzeihen. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, in den ersten Wochen haben Sie starke 
Signale gesetzt für mehr Zusammenarbeit und mehr Ei-
nigkeit in Europa. Sie haben deutlich gemacht, dass Sie 
bereit sind, Europa zusammenzuführen und zusammen 
zu führen. Mit Blick auf die nächsten Wochen würde 
ich gerne von Ihnen wissen, welche konkreten Initiativen 
Sie planen, auch mit der EU-Kommission gemeinsam, 
bzw. was Sie von der EU-Kommission erwarten, um die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft in Deutschland 
und Europa zu stärken und die Arbeitsplätze hier bei uns 
zu erhalten.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, vielen Dank auch für diese Frage. – Ich 

bemühe mich seit langer Zeit, mit der EU-Kommission 
einen Weg aufzuzeigen, wie wir vor allem die Wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Industrie in den Mit-
telpunkt der Politik der Europäischen Union stellen kön-
nen. Ich kann heute mit Dankbarkeit feststellen: Die EU- 
Kommission ist auf diesem Weg. Sie macht die ersten 
Vorschläge – ich habe das in meiner Rede heute Morgen 
angesprochen –, darunter auch Vorschläge zum Abbau 
und Rückbau der europäischen Bürokratie. Das ist aus 
meiner Sicht dringend notwendig.

Zudem begeben wir uns auf den Weg der Vertiefung 
des europäischen Binnenmarktes. Uns liegen dazu Be-
richte von Herrn Letta und Herrn Draghi vor, die sehr 
vielversprechend sind. Wir müssen sie aber auch umset-
zen.

Wir sind dabei, in enger Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten, die besonders betroffen sind – ich nenne 
hier nur beispielhaft die Bundesrepublik Deutschland, die 

Französische Republik und unseren Nachbarn Italien –, 
alle Anstrengungen zu unternehmen, damit wir einen 
guten Abschluss bei den Handelsgeprächen mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika hinbekommen. Denn 
täuschen wir uns bitte nicht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen: Wenn das nicht gelingt, dann werden viele An-
strengungen, die wir hier gemeinsam unternehmen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit unseres Standorts zu stärken, 
übermäßig konterkariert durch das, was an Schaden ein-
tritt, wenn wir zu einem solchen Abkommen nicht kä-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kuban, Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sie haben die Handelspolitik angesprochen. Als Ex-

portnation sind wir im Wesentlichen auch davon abhän-
gig, auf offene Märkte zugehen zu können. Von daher 
wäre meine Nachfrage, inwieweit Sie Möglichkeiten im 
Rat sehen, weitere Handelsabkommen auf den Weg und 
dann auch zum Abschluss zu bringen.

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vordringliche Aufgabe der Europäischen Union wird 

sein, jetzt das Abkommen mit den südamerikanischen 
Staaten, das den Namen „Mercosur-Abkommen“ trägt, 
in Kraft zu setzen. Darüber wird seit über 25 Jahren ver-
handelt. Wenn es uns nicht gelingt, dieses ausverhandelte 
Abkommen jetzt in Kraft zu setzen, wird die Glaubwür-
digkeit der Europäischen Union auf der ganzen Welt lei-
den, wenn es um weitere Handelsabkommen geht. Wenn 
wir es schaffen, gibt es eine große Zahl von Ländern, die 
daran interessiert sind, mit der Europäischen Union sol-
che Handelsverträge abzuschließen. Aber meine absolute 
Priorität ist, jetzt erst mal dafür zu sorgen, dass Mercosur 
in Kraft treten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin: für die Fraktion Die Linke 

Tamara Mazzi.

Tamara Mazzi (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Merz, die Son-

derberichterstatterin Frau Dr. Sudhof hat in ihrem aus-
führlichen Bericht die Maskenbeschaffung zu Coronazei-
ten durch das Bundesgesundheitsministerium, auch durch 
Jens Spahn, untersucht. Bei Frau Maischberger unter-
stellten Sie Frau Dr. Sudhof eine politische Intention. 
Nun stellt sich heraus, dass der Staat durch Verwendung 
der Erkenntnisse des Sudhof-Berichts zum ersten Mal 
Prozesse gewinnt.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das stimmt ja 
nicht! – Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: 
Das stimmt ja gar nicht!)
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Außerdem wurde Frau Sudhof vom Bundesgesundheits-
ministerium zu Unrecht der Falschaussage bezichtigt, 
wie heute bekannt wurde.

Halten Sie vor diesem Hintergrund weiterhin an Ihrer 
Einschätzung der parteipolitischen Intention fest, auch 
mit dem Wissen, dass mit dem Bericht der Schaden in 
Höhe von 2,3 Milliarden Euro, den Ihre Partei verursacht 
hat und über den nun Gerichte urteilen werden, gemindert 
werden könnte?

(Beifall bei der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, der Fraktionsvorsitzende der CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion hat ja heute Morgen in seinem 
Beitrag hier ausführlich auf diese Vorwürfe geantwortet. 
Ich will aus meiner Sicht noch einmal sagen: Ich teile die 
Einschätzung, die Jens Spahn hier heute vorgetragen hat, 
und ich habe keinen Zweifel an der Richtigkeit seiner 
Aussagen und seiner Bewertung dieser Vorgänge, die 
wir heute in der Rückschau so ein bisschen mit leichter 
Hand anders beurteilen können als damals, als in der 
Krisensituation schnell gehandelt werden musste. Das 
ist ein zentraler Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wissen Sie, zu Frau Sudhof nur eine Bemerkung. 
Wenn sie wirklich darum bemüht gewesen wäre, einen 
Bericht zu verfassen, der alle Seiten betrachtet, dann hätte 
sie wenigstens auch einmal die Gelegenheit gefunden, 
mit Jens Spahn über diese Themen zu sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
Linken: Hä?)

Allein die Tatsache, dass eine als Sonderermittlerin ein-
gesetzte Person es nicht für richtig hält, mit dem Betrof-
fenen zu sprechen,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

verletzt nach meinem Rechtsempfinden fundamentale 
Rechte

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hatte einen Auftrag des Ministeri-
ums!)

in einem rechtsstaatlichen Verfahren,

(Beifall bei der CDU/CSU)

wo auch der Betroffene einmal das Recht haben sollte, 
gehört zu werden. Und deswegen bleibe ich bei meiner 
Einschätzung. Ja.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gab doch keine Ermittlungsbefugnis! 
Es war ein Auftrag des Ministeriums!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Mazzi, Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage. 

Ich will aber noch mal an die vereinbarte Antwortzeit 
erinnern. – Bitte schön.

Tamara Mazzi (Die Linke):
Danke. – Herr Merz, Ihre Aussage überrascht mich 

doch sehr. Wenn man den Bericht liest, merkt man, dass 
es Frau Dr. Sudhof vor allem darum ging, den Schaden 
für den Steuerzahler gering zu halten. Deshalb meine 
Nachfrage: Haben Sie den Bericht überhaupt persönlich 
gelesen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, ich habe den Bericht gelesen und habe 

an meiner Bewertung dazu nichts zu ändern.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir kommen jetzt zur zweiten Fragerunde der Fraktio-

nen. Wir beginnen wieder mit der AfD-Fraktion. Fra-
gesteller ist Leif-Erik Holm.

Leif-Erik Holm (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

Ihre bisherige Amtszeit steht ja unter dem Motto „Ver-
sprochen, gebrochen“. Sie haben die Schuldenbremse 
demontiert. Sie wollten weniger Stellen in der Bundes-
regierung; es sollen jetzt 200 mehr werden. Und die 
Stromsteuersenkung für alle fällt aus. Das erzeugt natür-
lich enormen Unmut bei den Bürgern und auch in der 
Wirtschaft. So sagt der Mittelstandschef Christoph Ahl-
haus:

„Wenn man in weniger als hundert Tagen der Koa-
lition das Vertrauen der Leistungsträger in diesem 
Land verspielt, kann die Wirtschaftswende nicht ge-
lingen.“

Auch Ihr Parteikollege, Ministerpräsident Wüst, ist 
sauer. Eine niedrigere Stromsteuer für alle sei – so wört-
lich – „ein zentrales Entlastungsversprechen der Bundes-
regierung“ gewesen. Und er sagt weiter:

„Die finanzielle Situation des Bundes war allen Par-
teien bekannt, als dieses Versprechen auch im Koa-
litionsvertrag verankert wurde.“

Herr Bundeskanzler, da hat Herr Wüst doch recht? Oder 
nicht?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Kollege Holm, noch größere Verunsicherung in der 

Bevölkerung löst aus, wenn die Darstellung des Sachver-
haltes mit dem Sachverhalt nicht übereinstimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir entlasten zum 01.01.2026 um rund 10 Milliarden 
Euro die privaten Haushalte und die Unternehmen bei 
den Stromkosten sowie auch bei den Energiekosten bei 
Gasbezug. Das ist eine Entlastung, die ungefähr 75 Pro-
zent der Entlastung entspricht, die wir im Koalitionsver-
trag verabredet haben, der übrigens in jeder Hinsicht 
unter Finanzierungsvorbehalt stand. In jeder Hinsicht! 
Deswegen geht der Vorwurf eines Wahlbetrugs oder eines 
gebrochenen Versprechens hier vollkommen ins Leere.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Bettina Hagedorn [SPD])

Wir haben an jeder Stelle immer gesagt: Es steht unter 
dem Vorbehalt der Finanzierung.

Und wir haben in der von uns ja auch veröffentlichten 
Beschlussfassung des Koalitionsausschusses der letzten 
Woche zugesagt, dass wir die verbleibenden 25 Prozent 
der Entlastung nachholen, sobald uns das die öffentlichen 
Haushalte erlauben. Dazu stehen wir, und das ist die 
ganze Wahrheit zu dem, was Sie hier gerade vorgetragen 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Holm, Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Leif-Erik Holm (AfD):
Vielen Dank. – Ich stelle also fest: Es gibt hier einen 

Dissens innerhalb der CDU. Herr Wüst sprach von einem 
„zentralen Entlastungsversprechen der Bundesregie-
rung“. Es ist für uns natürlich auch nicht nachvollziehbar, 
dass es hier kein Geld für Bürger mit kleinem Einkom-
men, für kleine Handwerksbetriebe geben soll, wenn wir 
sehen, dass Sie den Habeck’schen Subventionsirrsinn 
eins zu eins weitertreiben: 15 Milliarden Euro für Wär-
mepumpen, 17 Milliarden Euro unter anderem für noch 
mehr Windindustrieanlagen; das allein sind 32 Milliarden 
Euro. Herr Merz, Sie wollen den Bürgern wirklich allen 
Ernstes sagen, dass da keine 5,4 Milliarden Euro Entlas-
tung für sie möglich sein soll?

(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, gehen Sie davon aus, dass wir in der 

letzten Woche intensiv gerungen haben um die Frage, 
ob es nicht doch möglich ist, diese zusätzliche Entlastung 
auch schon zum 01.01.2026 in Kraft zu setzen, und dass 
wir beim Klima- und Transformationsfonds – und auf den 
spielen Sie vermutlich an – bereits umfassende Verände-
rungen vorgenommen haben und weiter vornehmen wer-
den. Allerdings sind wir an rechtliche Zusagen gebunden, 
die wir auch einhalten werden, wenn es um den Schutz 
des Vertrauens der Bürgerinnen und Bürger geht, die zum 
Beispiel jetzt Anträge auf die Bezuschussung von Wär-
mepumpen gestellt haben. Anders als Sie in Ihrer Frage 
suggerieren: Wir werden uns an diese rechtlichen Zusa-
gen halten. Wir werden allerdings für die Zukunft über-
prüfen, ob es nicht eine Möglichkeit der deutlichen Re-
duktion gibt. Aber die Zusagen, die wir gegeben haben, 
werden wir juristisch bindend einhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir kommen jetzt zur nächsten Fragestellerin. Das ist 

für die SPD-Fraktion Frau Heike Heubach. Wir werden 
die Frage und die Antwort jeweils entsprechend dolmet-
schen. – Frau Heubach.

Heike Heubach (SPD) (Gebärdensprachdolmet-
schung):

Herr Bundeskanzler, Sie haben vor Kurzem erklärt, 
jährliche Steigerungsraten von bis zu 10 Prozent bei der 
Eingliederungshilfe seien – ich zitiere – „nicht länger 
akzeptabel“. Damit stellen Sie die Leistungen für Men-
schen mit Behinderungen pauschal infrage und erklären 
den Sozialstaat zur Belastung, und das, obwohl diese 
Ausgaben den demografischen und tariflichen Realitäten 
sowie der verfassungsrechtlichen Teilhabepflicht ent-
sprechen.

Wir, die SPD-Fraktion, stehen voll und ganz hinter der 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung, ge-
nauso wie für Kinder und Jugendliche. Diese Leistungen 
dürfen keinesfalls gekürzt werden; denn Menschen mit 
Behinderungen sind selbstverständlich Teil unserer Ge-
sellschaft.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wie ist Ihre Position und die der Unionsfraktion dazu? 
Warum soll ausgerechnet die Eingliederungshilfe gekürzt 
werden?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, da dies heute Morgen in der Debatte 

schon einmal eine Rolle gespielt hat, bin ich Ihnen für 
diese Frage besonders dankbar. Ich will deswegen hier 
noch einmal feststellen: Ich stelle hier keine Kürzung 
der Eingliederungshilfen zur Diskussion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh, beim Kommunal-
kongress des Deutschen Städte- und 
Gemeindebunds hörte sich das anders an!)

Ich will das hier sehr klar und sehr deutlich sagen.
Ich bin übrigens, damit Sie das wissen, in meinem 

Wahlkreis seit vielen Jahren im Beirat in einer der größ-
ten Behinderteneinrichtungen. Ich weiß um das Schicksal 
dieser Menschen; ich weiß auch um die Chancen, die sich 
mit diesem Gesetz verbinden, und ich werde das deshalb 
auch nicht infrage stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das Einzige, was ich sage, ist, dass wir achtgeben 

müssen auf die immer weiter steigenden Belastungen 
der Städte und Gemeinden in Deutschland. Sie haben 
die Themen genannt. Es geht um die Jugendhilfe, die 
Eingliederungshilfe und die Unterstützung in vielen an-
deren Bereichen, für die die Mittel in den letzten Jahren 
teilweise im zweistelligen Prozentbereich pro Jahr gestie-
gen sind und wo wir irgendwann die Frage stellen 
müssen, ob diese Systeme nicht besser, effizienter, preis-
günstiger gemacht werden können, ohne damit das Leis-
tungsniveau infrage zu stellen.

Dass wir Menschen mit Behinderung, dass wir jungen 
Menschen aus schwierigem sozialem Umfeld, dass wir 
denjenigen, die in den Schulen Schwierigkeiten haben, 
helfen, steht für mich vollkommen außer Frage,

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                   1632 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundeskanzler Friedrich Merz 



und das werde ich auch in Zukunft genau so beantworten.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie haben die Möglichkeit, eine Nach-

frage zu stellen.

Heike Heubach (SPD) (Gebärdensprachdolmet-
schung):

Vielen Dank. – Vielen Dank für Ihre Antwort. Dann 
würde ich Sie noch einmal bitten, zu erläutern, wie Sie 
sich konkret für Menschen mit Behinderung einsetzen, 
Barrieren abbauen und Inklusion ausbauen möchten, so 
wie es ja auch die UN-Behindertenrechtskonvention vor-
sieht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Wenn ich das, was ich gerade angesprochen habe, auch 

aus meiner persönlichen Anschauung richtig wiedergebe, 
dann, glaube ich, können wir gemeinsam feststellen, dass 
es wenige Länder auf der Welt gibt, die Menschen mit 
Behinderung schon heute so viele Chancen und so viele 
Möglichkeiten geben, am sozialen Leben teilzunehmen, 
wie die Bundesrepublik Deutschland dies seit Jahren und 
Jahrzehnten tut.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dass wir immer noch mehr tun können, ist keine Frage; 

aber wir sollten darüber in Ruhe sprechen. Ich habe ge-
genüber den Ministerpräsidenten eine Einladung aus-
gesprochen und ihnen angeboten, mit ihnen über diese 
Themen zu sprechen, auch mit dem Städte- und Ge-
meindebund, mit dem Landkreistag, mit den Kostenträ-
gern, damit wir hier zu einer guten Zukunftsperspektive 
für die Betroffenen kommen und gleichzeitig die finan-
zielle Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates nicht 
überfordern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin: für Bündnis 90/Die Grünen 

Agnieszka Brugger.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, Kyjiw und viele andere ukrainische 
Städte stehen unter solch intensivem Beschuss von Droh-
nen, Raketen und Bomben durch Putin wie noch nie seit 
Beginn der brutalen russischen Vollinvasion. Donald 
Trump hat ja auch die Mittel für die zivilen Projekte in 
der Ukraine gekürzt; USAID, Krankenhäuser, Stromver-
sorgung und auch Waffenlieferungen scheinen abhängig 
zu sein von der Tageslaune des US-amerikanischen Prä-
sidenten.

Angesichts dieser brutalen Lage ist nicht die Zeit für 
markige Sprüche und schöne Bilder, sondern es braucht 
das größte Hilfspaket ever, und zwar von der zivilen 

Unterstützung über massive Sanktionsverschärfungen 
bis hin zu dringend benötigter Waffen- und Munitions-
lieferung. Wo ist das Paket?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin Brugger, in der gebotenen Kürze und 

damit unvollständig: Ich habe in den letzten Wochen 
drei persönliche Treffen und mehrere Telefonate mit 
dem amerikanischen Präsidenten gehabt. Ich habe darauf 
gedrängt, dass die Vereinigten Staaten von Amerika so-
wohl bei der militärischen Hilfe als auch bei der zivilen 
Hilfe für dieses Land weiter an Bord bleiben. Erste kleine 
Erfolge konnten wir in den letzten Tagen erzielen: Die 
amerikanische Militärhilfe wird im Wesentlichen weiter 
geleistet und nicht gestoppt.

Wir werden morgen in Rom bei der Konferenz, zu der 
die Ministerpräsidentin Italiens eingeladen hat, genau 
über diese Themen weiter sprechen. Ich kann Ihnen ver-
sichern: Wir werden auch aus der Bundesregierung he-
raus alles tun, um diesem geschundenen Land weiter zu 
helfen – zivil, militärisch, politisch und finanziell. Was 
wir tun können, leisten wir. Ich habe darüber heute Mor-
gen gesprochen, wiederhole es gerne hier: An unserer 
Hilfe wird es nicht scheitern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie haben die Möglichkeit zur Nach-

frage.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Reden allein hilft nicht. Als Grüne 

haben wir bei der Ausnahmeregelung zur Schulden-
bremse ja die Unterstützung für völkerrechtswidrig ange-
griffene Staaten hineinverhandelt. Jetzt sind eine Reihe 
von Haushaltstiteln, zum Beispiel beim Auswärtigen 
Amt, aus denen Hilfsprojekte für die Ukraine geleistet 
werden, von Ihnen nicht unter dieser Ausnahmeregelung 
eingeführt worden. Warum sagen Sie dann, dass Sie alles 
tun? Wollen Sie das nicht vielleicht an der Stelle ändern, 
damit es da die Mittel gibt, die es braucht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, der Sachverhalt ist etwas komplizierter. 

Die Bereichsausnahme, die wir für den Einzelplan 14, 
also für den Verteidigungshaushalt,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht nur!)

eröffnet haben, ermöglicht auch diese Hilfen. Ob wir 
damit Hilfsleistungen ersetzen können, die von den Ame-
rikanern zum Beispiel bei der humanitären Hilfe nicht 
mehr geleistet werden, wird geprüft.

Ich will Ihnen allerdings sagen: Unsere Hilfe für die 
Ukraine wird weder an finanziellen Möglichkeiten schei-
tern noch an personeller Unterstützung. Das Einzige, wo 
wir zurzeit wirklich einen Engpass haben, ist in der Pro-
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duktion von militärischem Gerät, von Waffen und Muni-
tion. Und deswegen gehe ich auf die amerikanische Re-
gierung zu und frage, ob wir da möglicherweise Verabre-
dungen mit Amerika treffen können, um die Ukraine zum 
Beispiel auch mit weiteren Luftabwehrsystemen zu un-
terstützen. Dazu gibt es einen engen Dialog, sowohl zwi-
schen den Häusern der Bundesregierung als auch mit der 
amerikanischen Regierung. Ich tue alles, damit wir dieses 
Ziel hier gemeinsam erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Für die Unionsfraktion ist der nächste Fragesteller 

Johannes Volkmann.

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, in den letzten Wochen haben Sie und 
Bundesaußenminister Wadephul sich sehr intensiv für 
die Festigung der transatlantischen und europäischen 
Bündnisse Deutschlands eingesetzt. Angesichts der 
wachsenden russischen Aufrüstung: Welche nächsten 
Schritte plant die Bundesregierung zur Stärkung unseres 
gemeinsamen europäischen Bündnisses, zur Sicherung 
des Friedens in Europa?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Herr Kollege Volkmann, für diese Frage. 

Es ist in der Tat so – vielleicht ordnen wir das in der 
aktuellen tagespolitischen Diskussion nicht immer richtig 
ein –: Zurzeit steht sehr viel auf dem Spiel. Wir haben in 
der vorletzten Woche auf dem NATO-Gipfel Entschei-
dungen getroffen, die wir ohne die Grundgesetzänderung 
in der Bundesrepublik Deutschland – ich habe es heute 
Morgen gesagt – vermutlich so nicht hätten treffen kön-
nen; denn wir sind ein bisschen der Schrittmacher für den 
europäischen Teil der NATO gewesen.

Hier geht es jetzt zunächst einmal darum, Amerika an 
Bord zu halten, Amerika im Bündnis zu halten, Amerika 
in der Bündnisverpflichtung zu halten. Aber selbstver-
ständlich müssen wir in der längeren Perspektive in Eu-
ropa mehr für unsere eigene Verteidigung tun. Diesbe-
züglich gibt es in den osteuropäischen Ländern ein 
größeres Gefahrenbewusstsein als in der zentralen Mitte 
Europas. Wir müssen gemeinsam entsprechende Schritte 
in die Zukunft gehen.

Dass wir in der Europäischen Union heute über Ver-
teidigungspolitik sprechen, ist für sich genommen ein 
großer Fortschritt. Aber dem müssen jetzt auch entspre-
chende Taten bis hin zum europäischen Haushalt folgen. 
Das werden schwierigste Verhandlungen werden. Wir 
müssen hier neue Prioritäten setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie haben noch eine Nachfrage.

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Ja. – Vielen Dank, Herr Bundeskanzler. Könnten Sie in 

dem Kontext vielleicht besonders darlegen, wie Sie die 
Beziehungen zu London stärken wollen, insbesondere 
wie wir Großbritannien in eine gemeinsame europäische 
Sicherheitsarchitektur besser einbinden können?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ja, das tue ich sehr gerne; denn ich sehe mit großer 

Freude, dass die britische Regierung in der Außen- und 
Sicherheitspolitik den Schulterschluss mit Europa, mit 
dem Kontinent, mit der Europäischen Union sucht. Ich 
mache kein Geheimnis daraus, dass ich bis heute sehr 
bedaure, dass Großbritannien aus der Europäischen 
Union ausgeschieden ist. Aber wenn sie wenigstens im 
Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik wieder mit uns 
zusammenarbeiten, dann ist das ein sehr gutes Zeichen.

Der Premierminister Keir Starmer will das. Ich habe 
eine Einladung angenommen, ihn in der übernächsten 
Woche in London zu besuchen. Wir werden auch über 
ein deutsch-französisches Partnerschaftsabkommen spre-
chen. Ich suche den engen Schulterschluss nicht nur in-
nerhalb der Europäischen Union, sondern auch mit Groß-
britannien, weil dieses Land für die Sicherheit Europas 
von zentraler strategischer Bedeutung ist. Deswegen su-
che ich jede Möglichkeit einer guten Zusammenarbeit mit 
Großbritannien.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist für die Fraktion Die Linke 

Ulrich Thoden.

Ulrich Thoden (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, ich habe in der vergangenen Woche ein 
Gutachten vom Wissenschaftlichen Dienst bekommen. 
Darin ging es um die Rechtmäßigkeit der Angriffe Israels 
und der USA auf den Iran. Das Ergebnis war nicht über-
raschend, aber doch vielleicht frappierend: Diese An-
griffe waren nämlich mit sehr großer Wahrscheinlichkeit 
völkerrechtswidrig.

Meine Frage an Sie ist: Ändert das Gutachten Ihre 
Haltung zu den Angriffen? Welche Schlussfolgerungen 
ziehen Sie daraus, um die Erosion des internationalen 
Völkerrechts durch die Unterstützung oder Gutheißung 
solcher Angriffe und den dadurch entstehenden Schaden 
zu minimieren?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, ich muss zugeben, ich kenne das Gut-

achten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen 
Bundestages nicht. Richtig ist gleichwohl, dass die Frage 
der völkerrechtlichen Legitimation dieser Angriffe auf 
das Atomwaffenprogramm des Iran geklärt werden muss.

Ich will allerdings aus meiner Sicht sagen: Zu behaup-
ten, es sei ein Präventivschlag gegen einen möglicher-
weise bevorstehenden atomaren Angriff aus dem Iran 
gewesen, ist nur eine von mehreren möglichen Annah-
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men. Man kann auch zu dem Ergebnis kommen, dass 
Israel seit Jahren täglich angegriffen wird und das Recht 
hat, sich dagegen militärisch zur Wehr zu setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Spätestens am 7. Oktober 2023 muss eigentlich jedem 
klar gewesen sein, dass diese Angriffe stattfinden und 
dass eine solche militärische Bedrohung äußerst ernst 
zu nehmen ist. Deswegen habe ich an der Legitimität 
und auch an der völkerrechtlichen Legalität dessen, was 
Israel getan hat, heute keinen Zweifel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie haben die Möglichkeit zu einer 

Nachfrage.

Ulrich Thoden (Die Linke):
Vielen Dank. – Dann würde ich Ihnen zunächst mal die 

Lektüre dieses Gutachtens – ich kann Ihnen nachher die 
Nummer geben – sehr ans Herz legen. Wenn wir jetzt 
einen Trend haben, dass die regelbasierte internationale 
Ordnung immer mehr erodiert und wir uns zunehmend 
einer machtbasierten internationalen Ordnung nähern, ist 
das dann das, was Sie mit dem Begriff „Drecksarbeit“ 
gemeint haben?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, das Völkerrecht wird seit einigen Jahren 

von Signatarstaaten der UN-Charta, von einigen Staaten, 
die die Menschenrechtskonventionen und andere interna-
tionale Vertragswerke unterschrieben haben, mit Füßen 
getreten. Ich wäre dankbar, wenn wir diese Vorwürfe 
mit mindestens der gleichen Aufmerksamkeit an diejeni-
gen richten würden, die diese Konflikte auslösen und die 
diese Kriege führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich wäre dankbar, wenn von denen, die das zu Recht 
mit ganz großer Aufmerksamkeit begleiten, mit mindes-
tens einem Teil dieser Aufmerksamkeit auch bewertet 
würde, was tagtäglich an schwersten Kriegsverbrechen 
in der Ukraine geschieht.

(Zuruf von der Linken: Was Israel die ganze 
Zeit macht!)

Dort geschehen schwerste Kriegsverbrechen, die mit 
nichts zu rechtfertigen sind. Wenn das von Ihnen und 
anderen hier im Haus in gleicher Weise beurteilt wird, 
dann sind wir uns in völkerrechtlichen Fragen sicherlich 
ein Stück weit näher, als das offensichtlich gegenwärtig 
der Fall ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Jetzt bekommt auch der fraktionslose Kollege Stefan 

Seidler für den SSW die Möglichkeit, eine Frage zu stel-
len.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Lindholz. – Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler, ich habe es eben in meiner Rede angespro-
chen: Gerade bei uns an den norddeutschen Küsten wer-
den mit erneuerbaren Energien sowohl an Land als auch 
auf See zentrale Bausteine für einen erfolgreichen Was-
serstoffhochlauf geschaffen. Damit dieser Hochlauf 
gelingt, ist es von entscheidender Bedeutung, den Indus-
trieabnehmern eine langfristige Perspektive zur Ver-
sorgungssicherheit zu bieten. Nur so entsteht der nötige 
Anreiz, auf Wasserstoff umzusteigen. Wenn das nicht 
gelingen sollte, könnte es den Wasserstoffhochlauf und 
die Zukunftsfähigkeit ganzer Industrieregionen bei uns 
im Norden gefährden, die bereitstehen, um eine zentrale 
Drehscheibe für die Wasserstoffwirtschaft zu werden.

Trotz der im Koalitionsvertrag zugesagten Umstellung 
auf klimaneutralen Wasserstoff plant die Regierung jetzt 
allerdings Haushaltskürzungen bei der Förderung des 
Hochlaufs. Zeitgleich wollen Sie die Finanzierung der 
Gasumlage künftig mit Mitteln aus dem KTF bestreiten, 
statt sie für klimafreundliche Energieformen und einen 
echten Transformationsrohstoff wie Wasserstoff bereit-
zustellen. Können Sie mir sowie den Menschen und Un-
ternehmen im Norden, die längst vorangegangen sind, 
erklären, wie das zusammenhängt?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ja, Herr Kollege, ich kenne einige der Standorte in 

Ihrem Bundesland sehr gut. Ich sehe mit großem Inte-
resse und auch mit großer Sympathie, in welchem Um-
fang dort große Offshore- und Onshore-Windparks ent-
stehen. Sie haben in Schleswig-Holstein, anders als in 
anderen Teilen der Bundesrepublik Deutschland, sehr 
gute Standorte für solche Anlagen. Ich unterstütze, wo 
immer ich das tun kann, auch die dazugehörige Infra-
struktur, wenn es etwa darum geht, auch mit Elektro-
lyseuren Wasserstoffproduktion zu ermöglichen.

Wir brauchen dafür allerdings in Deutschland ein weit-
gehend neues Leitungsnetz, sowohl für die Stromversor-
gung als auch für die Versorgung mit Wasserstoff. Das ist 
eine langfristige Aufgabe, der sich die Bundesregierung 
stellt. Wir stellen dafür auch umfangreiche Mittel zur 
Verfügung. Und wir versuchen es auch so auf den Weg 
zu bringen, dass wettbewerbsfähige Preise ermöglicht 
werden, sodass wir auf eine Subvention dessen, was wir 
alle wollen, nämlich den Umstieg auf Elektrifizierung 
und Wasserstoffversorgung, nicht auf Dauer angewiesen 
sind. Das ist das Ziel der Bundesregierung, und das ver-
folgen wir gemeinsam.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Seidler, Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank. – Herr Bundeskanzler, Sie sagen es 

selbst: Wir brauchen ein neues Leitungsnetz. Wir brau-
chen auch grenzüberschreitende Energienetze und viel-
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leicht auch neue Partnerschaften. – Sie nennen das selbst 
in Ihrem Koalitionsvertrag eine „Energieunion“, und die 
Zusammenarbeit ist natürlich dringend notwendig, um 
die Industrie zukunftsfähig aufzustellen.

Unsere Partner, etwa in Holland oder in Dänemark, 
schaffen derzeit entsprechende Wasserstoffinfrastruktur 
und Produktionskapazitäten bei sich in der Erwartung, 
dass die Bundesrepublik durch den Hochlauf auch die 
industrielle Nachfrage nach grünem Wasserstoff heraus-
bildet. Dazu gehören bisher auch wasserstofffähige Gas-
kraftwerke.

Erwartet Ihre Regierung aufgrund des Verzichts zur 
verpflichtenden Umrüstung auf wasserstofffähige Gas-
kraftwerke eine geringere Abnahme an den Transport-
korridoren, und wurde dieses den Partnerländern bereits 
kommuniziert?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Nein. Im Gegenteil, Herr Kollege, wir erwarten einen 

weiteren Hochlauf der Wasserstoffproduktion und der 
Wasserstoffversorgung.

Wir wissen allerdings auch, dass wir die grundlast-
fähige Energieversorgung unseres Landes, gegenwärtig 
jedenfalls, allein mit Windenergie und Solarenergie nicht 
sicherstellen können. Deswegen hat die Bundesregierung 
eine Kraftwerksstrategie entwickelt. Die alte Bundes-
regierung hat darüber relativ lange diskutiert. Wir haben 
die Kraftwerksstrategie so gut wie fertig. Die Bundes-
wirtschaftsministerin hat darüber auch mit der Europäi-
schen Kommission gesprochen, weil es hier auch um 
genehmigungsfähige Beihilfetatbestände geht.

Wir suchen im Übrigen die enge Zusammenarbeit mit 
unseren europäischen Nachbarn, in diesem Falle den Dä-
nen und den Niederländern, damit wir auch eine gemein-
same Strategie entwickeln können. Das ist unsere feste 
Absicht. Auch deshalb bin ich so im intensiven Aus-
tausch mit den Regierungschefs etwa von Dänemark 
und den Niederlanden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir kommen jetzt zur dritten Fragerunde und beginnen 

wieder mit der AfD-Fraktion. Beatrix von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

am Freitag werden wir in diesem Hause, wie Sie wissen, 
drei Verfassungsrichter wählen, und es gab im Vorfeld 
darum große Debatten.

Ich möchte Sie zunächst fragen, warum Sie als CDU 
darauf verzichten, genau das Gleiche zu tun, was der 
linke Teil des Hauses gemacht hat, nämlich, deren Kan-
didaten zu blockieren. Sie wollten Herrn Robert Seeg-
müller aufstellen, der wegen Protests aus den linken Rei-
hen von Ihnen dann nicht aufgestellt worden ist. Jetzt 
geht Herr Günter Spinner ins Rennen. Sie sind sozusagen 
auf die linke Seite zugegangen.

Die linke Seite ihrerseits, die SPD, stellt zwei Kan-
didatinnen, die inakzeptabel sind; das sagt nicht nur die 
AfD, das sagen weite Teile der Presse, und Sie wissen, 
das sagen auch weite Teile Ihrer Partei. Warum haben Sie 
darauf verzichtet, genau das mit den Linken zu tun, was 
diese mit Ihnen gemacht haben? Warum haben Sie deren 
Kandidaten nicht blockiert und gesagt: „Freunde, kommt 
mit jemandem, den wir wählen können; ihr wisst, dass 
diese beiden Kandidaten, mindestens die eine, Frau Bro-
sius-Gersdorf, für uns inakzeptabel ist“? Warum haben 
Sie darauf verzichtet?

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unwahrhei-
ten!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Kollegin, wir haben hier auf nichts verzichtet, und 

wir haben auch auf nichts zu verzichten. Es hat in der 
letzten Wahlperiode die Bemühungen gegeben, Herrn 
Seegmüller zum Richter zum Bundesverfassungsgericht 
zu wählen. Das war unser Vorschlag. Das hat die grüne 
Bundestagsfraktion nicht akzeptiert. Deswegen ist es zu 
einer solchen Wahl in der letzten Wahlperiode nicht mehr 
gekommen.

Wir holen das jetzt nach. Die Nachbesetzung dieses 
Sitzes im Zweiten Senat des Bundesverfassungsgerichts 
ist überfällig. Deswegen stellen wir am Freitag einen 
Kandidaten zur Abstimmung, der das Votum des gesam-
ten Bundesverfassungsgerichts gefunden hat, der vor-
geschlagen wird auf der Basis des neuen Verfahrens, 
aus einer Liste ausgewählt. 15 von 15 Verfassungsrichtern 
haben diesem Vorschlag zugestimmt.

Die beiden weiteren Vorschläge sind von der SPD ge-
macht worden. Dies entspricht einer Vereinbarung, die 
wir seit vielen Jahren zwischen den Fraktionen im Deut-
schen Bundestag haben. Die SPD hat das Vorschlags-
recht. Die SPD hat von diesem Vorschlagsrecht Gebrauch 
gemacht.

Auf der anderen Seite ist es Sache der Bundestags-
fraktionen, am Freitag darüber zu entscheiden, wie die 
Wahl stattfindet. Ich habe hier als Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland eine persönliche Meinung 
öffentlich nicht vorzutragen. Es ist Sache der Parlaments-
fraktionen, hier zu einer Entscheidung zu kommen.

Ich hoffe, dass sich der Deutsche Bundestag entschei-
dungsfähig erweist; denn wenn wir es nicht tun, würde 
das Recht zur Wahl auf den Bundesrat übergehen. Ich 
glaube nicht, dass wir so vorgehen sollten. Wir sollten 
im Deutschen Bundestag selbst stark genug sein, eine 
entsprechende Mehrheit für weitere Kandidatinnen und 
Kandidaten zu finden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie haben jetzt noch die Möglichkeit für eine Nach-

frage.
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Beatrix von Storch (AfD):
Selbstverständlich können Sie nicht für das Abstim-

mungsverhalten Ihrer Kollegen sprechen.
Ich frage Sie, ob Sie es mit Ihrem Gewissen verein-

baren können, Frau Brosius-Gersdorf zu wählen, für die 
die Würde eines Menschen nicht gilt, wenn er nicht ge-
boren ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine Unterstellung!)

Frau Brosius-Gersdorf hat gesagt, dass einem Kind, das 
neun Monate alt ist, zwei Minuten vor der Geburt keine 
Menschenwürde zukommt. Können Sie es mit Ihrem Ge-
wissen vereinbaren, diese Frau zu wählen, wissend, dass 
vermutlich diese Dame in Kürze über die Abschaffung 
des § 218 StGB abstimmen wird?

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist wirk-
lich infam!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Über die Tragweite und die Reichweite von Artikel 1 

Satz 1 unseres Grundgesetzes, Frau von Storch, würde 
ich bei anderer Gelegenheit dann gerade mit Ihnen gerne 
mal diskutieren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber auf Ihre hier gestellte Frage ist meine ganz ein-
fache Antwort: Ja.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller für die SPD-Fraktion ist 

Thorsten Rudolph.

Dr. Thorsten Rudolph (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler, im Koalitionsvertrag haben wir verein-
bart, eine Expertenkommission zur Reform der Schul-
denbremse einzusetzen, die dann auch einen Vorschlag 
machen soll zu einer grundlegenden Reform der Schul-
denbremse, mit der dann auch nachhaltig und dauerhaft 
weitere Investitionen in unser Land möglich werden. 
Könnten Sie uns den aktuellen Stand innerhalb der Re-
gierung darstellen, wann diese Kommission eingesetzt 
werden soll und wie der Zeitplan und vor allem auch 
der genaue Arbeitsauftrag aussehen werden?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege Rudolph, spätestens die Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 
2023 – Sie erinnern sich, das war die Entscheidung 
über den Klima- und Transformationsfonds und über 
60 Milliarden Euro, die außerhalb des regulären Haus-
halts verausgabt werden sollten – hat es notwendig ge-
macht, noch einmal über Details dieser Regelung des 
Grundgesetzes zu sprechen. Ich nenne hier insbesondere 

das strikte Prinzip der Jährlichkeit und der Jährigkeit von 
Einnahmen und Ausgaben.

Wir haben auch deshalb im Koalitionsvertrag die Ein-
setzung einer Expertenkommission verabredet, die diese 
einschlägigen Bestimmungen des Grundgesetzes noch 
einmal überprüfen soll. Wir haben in der letzten Woche 
im Koalitionsausschuss verabredet, dass es dazu eine 
Kommission geben wird, die nach den Sommerferien, 
auch in Abstimmung mit den Bundestagsfraktionen, be-
setzt wird. Der Zeitplan sieht vor, dass wir dann um den 
Jahreswechsel erste Ergebnisse haben und bis ins Früh-
jahr des nächsten Jahres hinein hier auch zu Entscheidun-
gen kommen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie haben jetzt noch die Möglichkeit zur Nachfrage.

Dr. Thorsten Rudolph (SPD):
Sie haben gesagt, Herr Bundeskanzler, die Experten-

kommission soll in Absprache mit den Fraktionen besetzt 
werden. Die Fraktionen hatten ja um eine enge Einbin-
dung in die Reformkommission gebeten. Vielleicht kön-
nen Sie uns sagen, wie diese Einbindung der Fraktionen 
gewährleistet werden soll?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, darüber wird in der Regierung noch ge-

sprochen. Aber ich gehe davon aus, dass in den nächsten 
Tagen der Bundesfinanzminister, unter dessen Federfüh-
rung auch die Einsetzung dieser Kommission erfolgen 
wird, auf die Fraktionen zukommt und ihnen hierzu kon-
krete Vorschläge macht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller in dieser Runde ist Konstantin 

von Notz für Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler, mir geht es um die rechtlichen Grund-
lagen für die Zurückweisung von Schutzsuchenden an 
den deutschen Außengrenzen.

Ich weiß uns beide verbunden in dem Bewusstsein, 
dass staatliches Handeln an Recht und Gesetz gebunden 
ist und dass wir die Gewaltenteilung beide achten. Der 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichts, Andreas 
Korbmacher, hat sich zu diesen Zurückweisungen und 
dem Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin geäußert 
und hat – ich fasse das mal in einem Satz zusammen – 
gesagt, bedenke das Ende und Bundeskanzler und Bun-
desinnenminister sollten doch bitte diesen Beschluss ein-
mal lesen; denn im Eilverfahren ist das Verwaltungs-
gericht Berlin erst- und letztinstanzlich verantwortlich. 
Vor dem Hintergrund dieses Beschlusses frage ich Sie: 
Wie ist Ihre rechtliche Beurteilung der Zurückweisung an 
den deutschen Außengrenzen, wie begründen Sie dieses 
staatliche Handeln?
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege von Notz, das Bundesinnenministerium 

hat eine ausführliche Auswertung der Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Berlin vorgenommen. Es hat dazu ja 
auch öffentliche Stellungnahmen gegeben, unter anderem 
des von Ihnen zitierten Präsidenten des Bundesverwal-
tungsgerichtes. Es gibt darüber hinaus eine ganze Reihe 
von Stellungnahmen ehemaliger Richter am Bundesver-
fassungsgericht bis hin zu einem ehemaligen Präsidenten 
am Bundesverfassungsgericht, die die Rechtmäßigkeit 
dieser Zurückweisungen ausdrücklich unterstreichen.

Ich will von meiner Seite aus noch einmal sagen: Es ist 
eine Einzelfallentscheidung, die keine Rechtsbindungs-
wirkung hat für alle anderen Fälle, die zurzeit anstehen. 
Ich will allerdings hinzufügen: Wir werden nicht auf 
Dauer in diesem Modus der Zurückweisungen arbeiten 
können. Wir wollen das nicht; das will auch der Bundes-
innenminister nicht. Wir sind uns einig, dass wir hier so 
schnell wie möglich zu gemeinsamen europäischen Re-
geln kommen wollen. Das ist übrigens auch der Wille der 
polnischen Regierung, die ihrerseits nicht nur an den 
Grenzen zu Weißrussland, sondern auch an den Grenzen 
zu Litauen gegenwärtig von dem Instrument der Zurück-
weisungen Gebrauch macht, weil es hier neue Fluchtrou-
ten gibt, die über Russland, Belarus, Litauen, Polen bis 
nach Deutschland reichen. Wir müssen uns dieser illega-
len Migration gemeinsam erwehren, und gemeinsam 
heißt: gemeinsam in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Bundeskanzler, der Präsident des Bundesverwal-
tungsgerichts hat sich als aktiver Richter eines höchsten 
Verwaltungsgerichts geäußert, weil er die Auffassung, 
dass es sich um eine Einzelfallentscheidung handelt, of-
fensichtlich nicht teilt. Ich gebe Ihnen wirklich noch mal 
den Ratschlag mit: Lesen Sie die Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts!

Zu dem zweiten Punkt, den Sie ja schon angesprochen 
haben. Die Bundespolizei schiebt 2,8 Millionen Über-
stunden. Es gibt viele Kündigungen und eine hohe Frus-
tration, wie die Gewerkschaft der Polizei berichtet. Als 
Reaktion haben wir jetzt den Dominoeffekt der pol-
nischen Regierung an den Grenzen, und das alles zur 
Ferienzeit. Wegen der Belastung der Bundespolizei ha-
ben wir Sicherheitslücken an Bahnhöfen und Flughäfen. 
Glauben Sie, dass es das alles wert ist? Oder sehen Sie 
nicht auch, dass das angesichts der Zahlen einfach eine 
vollkommen unverhältnismäßige Maßnahme ist?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, ich teile die in Ihrer Frage zum Ausdruck 

kommende Einschätzung nicht. Es ist leider notwendig.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 170 Fälle!)

Wir sind damit auch nicht allein in Europa. Es gibt auch 
andere Mitgliedstaaten, die seit Jahren zum Teil zu die-
sem Instrument greifen; ich nenne nur mal die Grenzen 
zwischen Frankreich und Spanien. Es gibt auch andere 
Länder, die eine Gefährdung ihrer öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung annehmen bei der sehr großen Zahl der 
Flüchtlinge.

Noch einmal: Es ist eine Übergangslösung. Wir suchen 
nach gemeinsamen, besseren Lösungen. Ich kann hier 
sagen: Wir sind uns insbesondere mit der polnischen Re-
gierung, auch ich persönlich mit dem polnischen Minis-
terpräsidenten, darin einig, dass wir einen gemeinsamen 
Weg finden müssen, um diese Migration zu reduzieren 
und vor allem Migration als Waffe gegen uns – und das ist 
der Tatbestand, über den wir hier sprechen: Migration als 
Waffe gegen uns – nicht auf Dauer zuzulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller in dieser Runde ist Alexander 

Throm für die Unionsfraktion.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter 

Herr Bundeskanzler, ich kann nahtlos an das voran-
gehende Thema anschließen. Wir sehen uns in Deutsch-
land heute schon einer russischen Aggression ausgesetzt 
mit einer Bedrohung unserer Sicherheitslage, auch durch 
Cyberangriffe, durch Desinformationskampagnen, durch 
Bedrohung unserer kritischen Infrastruktur und, ja, auch 
durch Flucht als hybride Kriegsführung. Deswegen ist es 
gut, dass wir jetzt 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
für weitere verteidigungsrelevante Ausgaben bereitstel-
len können, um damit auch den Zivilschutz und die Si-
cherheit unserer Bevölkerung im Innern zu erhöhen. Des-
wegen meine Frage an Sie: Wie bereitet sich Deutschland 
weiter darauf vor? Wie steigern wir insbesondere die 
Resilienz bei unserer Bevölkerung, um der russischen 
Aggression auch im Innern zu begegnen?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Vielen Dank, Herr Kollege, für diese Frage. – Sie gibt 

mir Gelegenheit, darauf hinzuweisen, dass wir bei den 
Arbeiten zur Einrichtung eines Nationalen Sicherheits-
rates sehr weit vorangekommen sind. Dieser Nationale 
Sicherheitsrat soll ja genau das leisten, nämlich eine um-
fassende Analyse von Bedrohungen, weit mehr als nur 
von militärischen Bedrohungen. Er soll auch die Ein-
beziehung der Länder und Gemeinden und der sogenann-
ten Blaulichtorganisationen, also des Zivilschutzes und 
des Bevölkerungsschutzes, zur Stärkung der Wider-
standsfähigkeit unseres Landes gegen jedwede Form 
der Bedrohung umfassen.

Vielleicht ist es für uns alle notwendig und richtig, 
jedenfalls wenn Sie die Einschätzung so teilen, dass wir 
der Bevölkerung ohne Übertreibung, aber auch ohne Be-
schönigung noch einmal sehr klar und deutlich die Lage 
beschreiben, in der wir sind. Es ist eben nicht nur ein 
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militärischer Angriffskrieg gegen die Ukraine, es ist der 
Versuch der vollständigen Destabilisierung unserer poli-
tischen Ordnung mit allen Mitteln, die zur Verfügung 
stehen und die wir bisher in dieser Form nicht kennenge-
lernt haben. Auch das ist eine Aufgabe der Bundesregie-
rung: dass wir hier Aufklärungsarbeit leisten und dass wir 
auch der Bevölkerung sagen, wogegen wir uns schützen 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie haben die Möglichkeit zur Nachfra-

ge.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Die Bedrohung macht an unseren 

Grenzen natürlich nicht halt. Wir sind ja in die Europäi-
sche Union und auch in die NATO eingebunden. Deswe-
gen meine Nachfrage: Wie bereiten wir uns gemeinsam 
mit unseren Partnern weiter vor, um die Katastrophenre-
silienz und die zivile Verteidigung zu verbessern?

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Sie sehen an den Ereignissen der letzten Tage und 

Wochen, dass solche Bedrohungen nicht an Ländergren-
zen haltmachen, sondern dass es Bedrohungen sind, die 
uns alle betreffen, ganz gleich, wo wir leben, ganz gleich, 
wo wir arbeiten. Sie bedrohen vor allem die politische 
Ordnung des Kontinents, auf dem wir leben und auf 
dem wir das große Glück haben zu leben. Unterschätzen 
wir nicht, was diese subversiven Bedrohungen, zum Bei-
spiel unserer Nachrichten- und Informationsquellen, mit 
der Bevölkerung machen! Deswegen, glaube ich, stehen 
wir hier erst ganz am Anfang dessen, was wir tun müssen. 
Da ist viel auf nationaler Ebene zu leisten, sehr viel auch 
für die Länder und die Kommunen.

Aber das Ganze geht wiederum nur, wenn wir uns in 
der Europäischen Union gut miteinander abstimmen. 
Und auch in diesem Zusammenhang bin ich ausgespro-
chen dankbar, dass Großbritannien bereit ist, an dieser 
Arbeit Kontinentaleuropas mitzuwirken, gerade auf der 
nachrichtendienstlichen Ebene. Auch in vielen anderen 
Bereichen brauchen wir die Briten. Es geht nur zusam-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Fragesteller sowohl in dieser Frage-

runde als auch in dieser Befragung ist Maik Brückner für 
die Fraktion Die Linke.

Maik Brückner (Die Linke):
Herr Bundeskanzler, es wurde in den letzten Tagen viel 

über die Beflaggung auf dem Reichstagsgebäude zum 
CSD, aber auch über Ihre Zirkuszeltäußerung in Bezug 
auf die queere Community gesprochen. Ich habe Sie da ja 
auch ziemlich hart kritisiert. Aber lassen wir uns heute 

über konkrete Probleme sprechen! Wir wissen, dass 
queere Jugendliche ein eklatant erhöhtes Suizidrisiko ha-
ben. Was tun Sie konkret dafür, dieses zu senken?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Ich will vielleicht noch einmal darauf hinweisen, dass 

die Bundestagspräsidentin angeordnet hat, dass am 
17. Mai, also an dem Tag, der gemeinhin als der Tag 
angenommen wird, an dem wir für queere Menschen 
ein besonderes Zeichen setzen wollen, auf dem Reichstag 
oder vor dem Reichstag diese Regenbogenflagge weht. 
Es bleibt also dabei, dass das Reichstagsgebäude bzw. der 
Deutsche Bundestag, der hier seinen Sitz hat, an diesem 
Tag klar Flagge bekennt, um das einmal im übertragen-
den und direkten Sinne so zu sagen.

Ansonsten wird die Bundesregierung alles tun, um die 
Bedrohung dieser Menschen abzuwenden. Wir haben 
schon in der vergangenen Wahlperiode über die Verschär-
fung der Strafnormen entschieden. Das sind keine Kava-
liersdelikte. Das ist ungeeignet für billige Witzchen. Das 
sind Dinge, die den Lebensalltag dieser Menschen betref-
fen. Nehmen Sie mir das bitte auch persönlich ab! Ich 
habe das auch in meiner eigenen Partei genau so auf 
den Weg gebracht mit der Anerkennung einer entspre-
chenden Organisation.

Wir tun alles, um Menschen, die queer sind, ein gutes 
und auch ein sicheres Leben in unserer Gesellschaft zu 
ermöglichen. Ich stehe persönlich dafür ein, dass das so 
ist und dass das besser wird. So wie es gegenwärtig ist, 
mit den vielfältigen Bedrohungen, kann es nicht bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie haben noch die Möglichkeit zur 

Nachfrage.

Maik Brückner (Die Linke):
Sie haben leider überhaupt nicht auf meine Frage ge-

antwortet. Ich habe gefragt: Was tun Sie, um das Suizid-
risiko, das bei queeren Jugendlichen erhöht ist, zu ver-
ringern? Dazu haben Sie nichts gesagt. Deswegen mal 
eine andere Frage: Was sagen Sie einem queeren Jugend-
lichen, der angesichts unserer gesellschaftlichen Debatte 
so verzweifelt ist, dass er keinen anderen Ausweg mehr 
sieht? Meinen Sie, die Debattenverschiebung, zu der 
auch Sie beitragen und beigetragen haben, hilft diesen 
jungen Menschen?

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Jetzt reicht’s 
aber! – Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Jetzt ist aber gut!)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Also, mit aller gebotenen Zurückhaltung, Herr Kolle-

ge: Ich weise entschieden zurück, was Sie mir hier gerade 
persönlich unterstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wir wollen die Hilfsangebote für Menschen, die diese 
Probleme haben, vergrößern. Ich will allerdings noch 
einmal darauf hinweisen: Der Bund kann und darf auch 
nicht alles lösen. Vieles von dem, was wir tun wollen, 
liegt in der Verantwortung der Gemeinden, liegt in der 
Verantwortung der Länder. Das ist eine gemeinsame 
Kraftanstrengung, die wir unternehmen wollen. Das tun 
wir. Ich werde auch an meiner persönlichen Haltung 
hierzu keinen Zweifel lassen, selbst wenn ich in solchen 
Fragen eine Unterstellung heraushöre, die ich noch ein-
mal klar zurückweise. Das ist nicht meine persönliche 
Haltung zu diesem Thema.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit beende ich die Befragung.

Wir setzen nun die Haushaltsberatungen fort. Ich bitte 
Sie, die Plätze zu wechseln. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Auswär-
tigen Amtes, Einzelplan 05. 

Für die Bundesregierung spricht der Bundesminister 
des Auswärtigen, Dr. Johann Wadephul.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des 
Auswärtigen:

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Vor einer Woche bin ich in die Ukraine gereist. Das war 
mein zweiter Besuch seit dem Amtsantritt. Dieses Mal 
bin ich ganz bewusst auch nach Odessa gefahren. Viele 
von Ihnen wissen: Die über Jahrhunderte große, prächtige 
Stadt am Schwarzen Meer war und ist weiterhin multi-
kulturell, multireligiös. Unmittelbar nach meinem Be-
such wurde sie wieder, wie seit der russischen Invasion, 
durch Russland attackiert, war Ziel von russischem Ra-
ketenterror.

Für mich war das sehr bewegend. Ich habe dort die 
jüdischen Kinder, die Waisenkinder, getroffen, die wir 
hier in Berlin aufgenommen haben, und habe stellvertre-
tend für Sie alle, für die Bundesrepublik Deutschland den 
Dank entgegengenommen, den ich hier gerne weiter-
geben will. Wir haben diese Kinder ein Jahr lang ohne 
bürokratische Hürden aufgenommen. Ein herzliches 
Dankeschön für diese Unterstützung! Das ist ein gutes 
Zeichen der Solidarität, nicht nur mit Jüdinnen und Juden 
überall auf der Welt, sondern in ganz besonderer Weise 
auch mit Ukrainerinnen und Ukrainern. Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen, diesen klaren Kurs an der 
Seite der Ukraine müssen wir fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage ein herzliches Dankeschön und werde das 
auch den Verantwortlichen in Hamburg sagen. Die Ham-
burger Hafen und Logistik AG betreibt den Hafen in 
Odessa.

(Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die Linke])

Das wäre nicht möglich ohne ihr Engagement den ganzen 
Krieg hindurch; das wird dort sehr hoch anerkannt. Sie 
alle wissen, dass für die gesamte Ver- und Entsorgung der 
Ukraine, aber auch für das World Food Programme – ich 
habe den örtlichen Direktor dort getroffen – die ukrai-
nische Produktion von außerordentlicher Wichtigkeit 
ist. Deswegen auch ein herzliches Dankeschön an die 
Freie und Hansestadt Hamburg für ihr Engagement, 
ganz praktisch dort vor Ort, in einer anderen Hafenstadt. 
Das ist gelebte Städtepartnerschaft, die wir alle begrüßen 
sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir alle wissen: Die Ukraine ist nicht der einzige 
Krisenherd, mit dem wir uns beschäftigen müssen. Wir 
erleben eine Gleichzeitigkeit von Großkonflikten. Ich 
denke da an den Nahen Osten, an den Iran, an Israel, an 
den westlichen Balkan, auf dem die Lage immer noch 
sehr fragil ist. Ich denke auch an viele Regionen im 
Globalen Süden, etwa die katastrophale Krise im Südsu-
dan, eine der größten humanitären Krisen, die wir derzeit 
auf der Welt sehen und die fast vergessen scheint, weil sie 
kaum Einzug in unsere Schlagzeilen findet. Frau Staats-
ministerin Güler wird demnächst dorthin fahren.

Ich kann uns alle in dieser Situation auch nur aufrufen, 
dass wir die Augen nicht verschließen vor dem Leid der 
Menschen – ich nenne sie exemplarisch, weil es dort die 
größte Krise gibt – im Südsudan. Die Vereinigten Staaten 
von Amerika ziehen sich bedauerlicherweise aus allen 
Projekten von USAID zurück und sehen ihre internatio-
nale Verantwortung dort nicht mehr in der Art und Weise, 
wie wir es über Jahrzehnte gewohnt waren. In der Situa-
tion – das sage ich auch mit Blick auf diesen Haushalt – 
appelliere ich an Sie, Kolleginnen und Kollegen, das in 
den parlamentarischen Verhandlungen ernst zu nehmen, 
aber bitte – das werden wir in den Regierungsverhand-
lungen zu berücksichtigen haben – auch bei dem nächsten 
Haushalt und den nächsten Haushalten. Angesichts der 
Zahl, des Umfangs, der Tiefe und der Schärfe dieser 
humanitären Krise sind wir schon unter humanitären Ge-
sichtspunkten – man kann auch sagen: unter christlichen 
Gesichtspunkten – als Bundesrepublik Deutschland ge-
fordert, uns in diesen Regionen deutlicher zu engagieren, 
als wir das bisher tun.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen das darüber hinaus im Übrigen auch aus 
eigenem Interesse tun. Das ist wichtig, sollten derartige 
Konflikte die ganze Situation, etwa in Afrika, weiter 
erodieren lassen und es weiter zu Wanderungsbewegun-
gen, zu Migrationsbewegungen in die unmittelbare Nach-
barschaft kommen. Wir sehen jetzt schon, dass viele aus 
dem Sudan in die Nachbarländer gehen, etwa ins südliche 
Ägypten. Das ist wichtig, sollte sich das fortsetzen. Ich 
kann es noch im Konjunktiv sagen, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen. Wir alle haben das 2015/2016 er-
lebt und kurieren an manchen Symptomen politisch noch 
heute herum, was auch die Befragung gerade noch einmal 
gezeigt hat. Wir sind gefordert, die Wurzeln dieser 
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Flüchtlingsbewegung zu bekämpfen. Deswegen ist es in 
unserem ureigenen Interesse, uns dort zu engagieren. Das 
tun wir mit dem BMZ-Haushalt, aber das tun wir auch mit 
dem Haushalt des Auswärtigen Amtes. Dazu brauchen 
wir Ihre Unterstützung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen, der ganz 
prinzipiell wichtig ist – er erscheint manchmal etwas 
klein, aber ich möchte ihn in den aktuellen Haushalts-
beratungen auch für die Zukunft weiter betonen –: Der 
Auswärtige Dienst ist ein zentrales Element unserer Au-
ßenpolitik. Wir beschäftigen weltweit knapp 14 000 ent-
sandte und lokal beschäftigte Kolleginnen und Kollegen, 
überwiegend an unseren Auslandsvertretungen. In rund 
800 Liegenschaften arbeiten und leben sie; das ist die 
Infrastruktur unserer Partnerschaften. Und wir brauchen 
modern ausgestattete Auslandsvertretungen.

Ich möchte hier in der Trivialität, aber auch angesichts 
der Dringlichkeit der Thematik einmal sagen, wie viele 
Kolleginnen und Kollegen an vielen Orten der Welt ar-
beiten müssen: Wir haben Botschaften, die fast zusam-
menbrechen. Wir haben Auslandsvertretungen, die nicht 
hinreichend statisch gesichert sind. Insbesondere sind sie 
nicht gesichert gegen mögliche gewalttätige Angriffe von 
außen. Und sie sind sicherheitstechnisch nicht gegen Cy-
berangriffe, gegen digitale Angriffe gesichert. – Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich muss Sie herzlich 
bitten, diese Arbeitsbedingungen unserer – nicht nur mei-
ner, sondern unserer – Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die für uns den Dienst an schwierigen Orten der Welt tun, 
zu berücksichtigen und uns die notwendigen Mittel für 
eine Modernisierung dieser Auslandsvertretungen zur 
Verfügung zu stellen. Ich möchte, dass der Auswärtige 
Dienst wieder klarer ein auswärtiger Dienst wird, das 
heißt, dass ich die Kolleginnen und Kollegen mit Ihrer 
Unterstützung guten Gewissens in die Welt entsenden 
kann. Und dafür müssen wir ihnen die notwendigen ma-
teriellen Voraussetzungen geben. Dafür brauchen wir 
Geld in dieser Situation.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Claudia Roth [Augsburg] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bitte ver-
gessen wir nicht, dass das ein entscheidendes Kapital 
ist, das wir im Ausland haben, dass diese Menschen, 
dass die Diplomatinnen und Diplomaten, aber auch alle 
Konsularmitarbeitenden und sehr viele unterschiedliche 
Menschen, die in den Auslandsvertretungen ihren Dienst 
tun, unser Gesicht in der Welt sind, dass sie unsere beste 
Investition sind, dass sie eine Investition in gute, friedli-
che, erfolgreiche und übrigens auch unseren Wohlstand 
sichernde Beziehungen in der Welt sind. Dieses Geld ist 
gut investiert. Wir können es nicht mit entscheidend we-
niger Personal machen, auch wenn natürlich die Einspar-
vorgaben der Bundesregierung gelten und auch ich 
schauen muss, was ich einsparen kann. Aber ich kann 
Ihnen sagen: Jede Frau und jeder Mann, jede Person, 
die wir ins Ausland entsenden, ist eine gute Investition 

in unsere Außenpolitik, in unsere Außenwirtschaftsbezie-
hungen, in unsere kulturellen Beziehungen, nicht nur zu 
Nachbarländern, sondern weit in die Welt hinaus. Wir 
haben da eine große Verantwortung. Ich bitte um Ihre 
Unterstützung bei den Haushaltsberatungen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Markus Frohnmaier.
(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die CDU 

versprach das Festhalten an der Schuldenbremse. Die 
CDU versprach das Festhalten an der Strompreisbremse. 
Und die CDU versprach die Migrationswende auch in der 
Außenpolitik. Alle Versprechen wurden gebrochen.

Mit Herrn Wadephul haben wir einen Außenminister, 
der sich in bester Tradition von Annalena Baerbock be-
greift. Während Friedrich Merz im Wahlkampf noch die 
regelmäßige Nutzung von Flughäfen zur Abschiebung 
wollte, will das CDU-geführte Auswärtige Amt jetzt die 
regelmäßige Nutzung von Flughäfen, um Tausende Af-
ghanen nach Deutschland ein- und nicht auszufliegen,

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
alles auf Kosten der Steuerzahler aus dem Etat des Aus-
wärtigen Amtes. Von den fast 6 Milliarden Euro sollen 
auch weiterhin die Flüge mit Afghanen nach Deutschland 
finanziert werden. Der Außenminister muss mit dem vor-
gelegten Haushaltsentwurf sparen; der Etat sinkt ja im 
Vergleich zum Vorjahr. Eigentlich wäre das ja Anlass 
für eine richtige Prioritätensetzung. Was macht die 
CDU/CSU? Herr Wadephul, Sie erklären – ich zitiere 
wörtlich –:

„[…] wo wir Aufnahmezusagen in rechtlich ver-
bindlicher Form gegeben haben, halten wir die 
selbstverständlich ein.“

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Adis 
Ahmetovic [SPD]: Sehr richtig, Herr Außen-
minister!)

Das sind also die Prioritäten des Außenministers: Das 
Einfliegen von Afghanen sei rechtlich verbindlich – und 
damit basta!

Herr Wadephul, ich sage Ihnen und auch den Kollegen 
der Union, die empört sind, eins ganz klar: Kein Vertrag, 
keine Absprache mit einer tatsächlichen oder, wie in vie-
len Fällen, vermeintlichen Ortskraft kann unsere Verfas-
sung brechen. Deutschland ist ein souveräner Staat. Wir 
haben daher jedes Recht, Ausländern die Einreise zu ver-
weigern,

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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wenn es in unserem eigenen nationalen Interesse ist.
(Beifall bei der AfD)

Nicht die Sicherheit von sogenannten afghanischen Orts-
kräften sollte Ihnen allen hier schlaflose Nächte bereiten.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: Die 
gehen Sie gar nichts an, unsere schlaflosen 
Nächte!)

Die Sicherheit unserer eigenen Bürger sollte Ihnen am 
Herzen liegen.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Reine Unter-
stellungen!)

Ich rekapituliere mal für Sie, was wir in den letzten 
Jahren erleben durften. 13. Februar 2025: Ein 24-jähriger 
Afghane fuhr in München mit einem Pkw in eine Verdi- 
Demonstration und verletzte 39 Menschen.

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Es gibt auch 
deutsche Straftäter!)

Am 31. Mai 2024 stach der 26-jährige Afghane Sulai-
man A. in Mannheim zu, tötete einen Polizisten und ver-
letzte einen Islamkritiker schwer.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie viele Opfer von rechter Gewalt 
gab es denn im letzten Jahr? – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was hat das 
mit Außenpolitik zu tun? – Tilman Kuban 
[CDU/CSU]: Zum Thema!)

Am 22. Januar 2025 ermordete ein 28-jähriger ausreise-
pflichtiger Afghane in Aschaffenburg einen zweijährigen 
Jungen und einen erwachsenen Helfer, der sich ihm ent-
gegenstellte.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zur Sache! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Das wollen Sie 
nicht hören!)

Natürlich, meine Damen und Herren, nicht jeder, den 
Sie hier als Ortskraft einfliegen lassen, greift zum Messer. 
Aber genau das ist der Punkt: Im Rahmen Ihrer christde-
mokratischen Open-Border-Ideologie machen Sie eine 
Politik der Risikomaximierung. Ein oder zwei Messer-
stecher pro Flieger würden bereits reichen, um unser Zu-
sammenleben zu gefährden.

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Es gibt auch 
deutsche Messerstecher! – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kommen Sie 
noch mal zum Etat des Auswärtigen Amts?)

Die Sicherheit unserer Frauen und Kinder steht auf dem 
Spiel, und deshalb sage ich Ihnen heute ganz klar: Be-
enden Sie endlich diese Afghanen-Flüge! Priorisieren Sie 
endlich die Sicherheit unserer eigenen Bürger, Herr 
Wadephul.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Gökay 
Akbulut [Die Linke], Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben im Haushalt kein Geld für die Entlastung der 
Bürger. Die Menschen in Deutschland sollen länger ar-
beiten, die Menschen in Deutschland sollen später in die 

Rente, die Menschen in Deutschland sollen mehr Steuern 
zahlen. Ich möchte Ihnen heute konkrete Vorschläge ma-
chen, wie Sie Mittel einsparen können:

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können Sie sich sparen!)

Beenden Sie die irrsinnige Ampelpolitik! Ich will Ihnen 
Beispiele dafür nennen, was immer noch stattfindet: För-
derung von weiblichen islamischen Rechtsgelehrten in 
Indonesien,

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut!)

Frauenempowerment in den palästinensischen Gebieten.
(Beifall der Abg. Gökay Akbulut [Die Linke] 
und Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Claudia Roth [Augsburg] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr gut!)

485 Millionen für Anti-Hatespeech-Projekte in Algerien, 
Tunesien, Libyen und im Kongo,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Das ist der Be-
weis, dass wir das brauchen!)

Steuermillionen für die Popularisierung von LGBTQ- 
Rechten in Charkiw. Das muss man sich mal vorstellen. 
Und wer den Auftritt eines queeren DJs in Mexiko mit 
14 000 Euro bezahlt, aber gleichzeitig die Bürger hier in 
Deutschland nicht entlasten kann, der sollte mal zum 
Parlamentsarzt gehen, liebe Freunde.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die SPD- 

Fraktion Adis Ahmetovic.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Adis Ahmetovic (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Außenminister, die SPD-Bundestagsfraktion möchte sich 
ganz herzlich bei Ihnen dafür bedanken, dass Sie zeigen, 
dass unser Wort auch weiterhin gilt. Wenn wir sagen: 
„Wir geben eine Zusage“, dann gilt diese Zusage auch. 
Und das heißt für die Ortskräfte in Afghanistan, für die 
Menschen, die für unser Land Jahrzehnte mit dafür ge-
sorgt haben, dass demokratische Institutionen gestärkt 
werden, für die 2 400 Menschen, die eine Zusage bekom-
men haben, dass sie zu uns nach Deutschland kommen 
dürfen. Deshalb, Herr Wadephul, haben Sie unsere 
vollste Unterstützung dafür.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute in 
erster Lesung den Etatentwurf des Auswärtigen Amtes, 
Einzelplan 05, für 2025. Und es gehört zur Diskussion 
über die außenpolitische Prioritätensetzung, eine ehrliche 
und transparente Einordnung der Weltlage vorzunehmen. 
Deutschland steht mitten in einer geopolitischen Gemen-
gelage, die komplexer kaum sein könnte. Und deshalb ist 
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es unsere außenpolitische Pflicht, mehr denn je Verant-
wortung zu übernehmen: diplomatisch, sicherheitspoli-
tisch, humanitär. Sie haben es selbst gesagt, Herr 
Wadephul, lieber Herr Außenminister: Europa und die 
EU, das ist ein Friedensprojekt. Das ist aber mehr als 
nur ein Friedensprojekt. Das ist unsere Lebensversiche-
rung in Zeiten, in denen immer stärker Autoritarismus, 
Chauvinismus und auch Faschismus vorzufinden sind. 
Gerade haben wir eine Rede der AfD gehört, die zeigte, 
warum es wichtig ist, für mehr Europa zu kämpfen, näm-
lich damit solche Kräfte es in einer Demokratie nicht 
hochschaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens: russischer Angriffskrieg gegen die Ukraine. 
Wir müssen die Ukraine nicht nur schützen, weil wir auf 
der Seite der Ukraine stehen; dahinter steckt noch eine 
viel größere Idee. Wir verteidigen gemeinsam mit unse-
ren europäischen Partnern die Friedensordnung auf die-
sem Kontinent. Das ist unsere klare Haltung. Deshalb 
unterstützen wir den Kurs von Diplomatie und Abschre-
ckung. Das alles braucht Ressourcen, langfristige Strate-
gien und politische Standhaftigkeit.

Das gilt, drittens, genauso für den Nahen Osten. Die 
Situation in Gaza und der Westbank, die humanitäre Ka-
tastrophe in der Region und die dramatischen Folgen 
zeigen: Es gibt keine stabilen Verhältnisse ohne politi-
sche Lösungen. Deutschland bleibt hier ein Akteur, dem 
Vertrauen geschenkt wird. Genau deshalb müssen wir 
diplomatisch präsent und vor allem humanitär handlungs-
fähig sein.

Natürlich könnte ich an dieser Stelle noch über den 
Globalen Süden sprechen, über einen möglichen Han-
delskonflikt zwischen USA und China.

Lassen Sie mich aber, viertens, über ein Thema etwas 
vertiefter sprechen: die humanitäre Lage weltweit. Kri-
sen, Kriege und Klimakatastrophen führen zu Hunger, 
Flucht und Vertreibung. Das Leid der Menschen nimmt 
zu; es ist so groß wie noch nie in der Geschichte. Und mit 
jedem neuen Konflikt verschärft sich die Lage, auch hier 
bei uns vor Ort. Humanitäre Hilfe ist also keine Wohl-
tätigkeit, sie ist Ausdruck unserer Verantwortung. Des-
halb hat genau dieser Haushalt eine zentrale Bedeutung 
für uns in der Bundesrepublik Deutschland. Er ist Aus-
druck unserer weltpolitischen Reife. Und vor diesem 
Hintergrund stellen wir uns die Frage: Bietet dieser Haus-
haltsplan des Auswärtigen Amtes für 2025 die richtigen 
Antworten? Die kurze Antwort darauf lautet: Überwie-
gend ja.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein!)

Die Bundesregierung legt wichtige Schwerpunkte auf 
multilaterale Diplomatie, Stabilisierung und Krisenprä-
vention. Und, Herr Wadephul, Sie verfolgen mit Ihrer 
neuen Außenpolitik die Strategie, dass wir von Interessen 
und Werten geleitet sind. All das ist in einer Welt im 
Umbruch absolut notwendig. Aber wichtig in dieser De-
batte ist auch, zu sagen: Es gibt Kritikpunkte. Wenn wir 
uns auf den Haushalt fokussieren und sehen, dass, was die 

Friedenssicherung und die humanitäre Lage angeht, 
50 Prozent eingespart werden, dann müssen wir kritisch 
anmerken, dass wir nicht zufrieden sein können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dieses deutliche Signal muss von hier ausgesendet wer-
den. Denn auch für Sie, Herr Außenminister, ist das wich-
tig: Wenn wir glaubwürdig und handlungsfähig bleiben 
wollen, im Nahen Osten, in der Ukraine, auf dem west-
lichen Balkan, im gesamten Globalen Süden, dann müs-
sen wir für 2025 oder, wenn es uns dieses Jahr nicht 
ausdrucksvoll gelingt, allerspätestens 2026 ein klares 
Zeichen setzen. Sie haben unsere Unterstützung, in die-
sem Bereich für Korrekturen zu sorgen. Kümmern Sie 
sich um Ihre Fraktion, um die Union, um das Bundes-
kanzleramt!

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie müssten zum Schluss kommen, bitte.

Adis Ahmetovic (SPD):
Ich garantiere Ihnen die Unterstützung meiner eigenen 

Fraktion und möglicherweise auch des Vizekanzlers und 
Bundesfinanzministers.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Johannes 
Volkmann [CDU/CSU] und Max Lucks 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Jamila Schä-

fer. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Vor vier Monaten 
haben wir zusammen eine Grundgesetzänderung durch-
geführt – ein historischer Schritt für Verantwortung, für 
Stabilität, für Sicherheit in einer krisengebeutelten Welt.

(Zuruf von der AfD: Schulden!)
Doch das, was wir heute im Haushalt sehen, wird unse-
rem Anspruch nicht gerecht.

Der Einzelplan 05 bleibt außenpolitisch leider im Ges-
tern stehen, in einer Welt, die sich dramatisch wandelt. 
Während autoritäre Kräfte in Moskau und Peking ver-
suchen, jede Lücke zu füllen, kürzt diese Bundesregie-
rung die Mittel für humanitäre Hilfe um mehr als die 
Hälfte, und das in Zeiten, in denen sich auch noch die 
USA weitgehend aus ihrer humanitären Verantwortung in 
der Welt zurückziehen, und während die Krisen im Su-
dan, im Südsudan, in Gaza immer weiter zunehmen und 
immer mehr Menschen sterben. Hier müssen Sie nach-
bessern. Das ist unsere humanitäre Pflicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)
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Ja, wir brauchen auch höhere Verteidigungsausgaben. 
Sicherheit entsteht aber nicht alleine durch militärische 
Ausgaben. Jeder Euro, den wir heute in Krisenprävention 
stecken, in die Gesundheitsversorgung, in die Bildung, in 
die Ernährungssicherung, der spart morgen Millionen für 
den Wiederaufbau, für Militär- und andere Sicherheits-
ausgaben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wer die neue Weltordnung, die gerade entsteht, mit-
gestalten will, der muss nicht nur Geld in die Hand neh-
men, der braucht auch einen ganz klaren Kompass. Ich 
sage es Ihnen ganz ehrlich: Wenn über 760 Menschen 
schon dieses Jahr im Mittelmeer ertrunken sind und jetzt 
gleichzeitig die Mittel für die zivile Seenotrettung gestri-
chen und teilweise Helfende auch noch diskreditiert wer-
den, dann ist das nicht nur verantwortungslos, dann ist 
das auch noch unanständig,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

und zwar insbesondere, wenn durch die Kürzung der 
humanitären Mittel in diesem Haushalt die Fluchtursa-
chen auch noch ansteigen. Nicht die Rettung ist die mora-
lische Verfehlung, sondern die unterlassene Hilfeleis-
tung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ein Tiefpunkt der außenpolitischen Orientierungs-
losigkeit ist aber der Umgang mit Afghanistan. Während 
über eine Normalisierung der Beziehungen mit den Tali-
ban diskutiert wird,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Schändlich!)

beendet die Bundesregierung das Bundesaufnahmepro-
gramm. Das ist wirklich ein Schlag ins Gesicht für alle, 
die sich jahrelang für ein demokratisches Afghanistan 
eingesetzt haben,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
20 Jahre!)

in Afghanistan unter anderem auch viele deutsche Sol-
daten, die dort ihr Leben gelassen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Cansu Özdemir [Die Linke])

Wer Terroristen auf diese Art aufwertet, der schadet 
Deutschlands Glaubwürdigkeit. Und wer Menschen im 
Stich lässt, der sendet kein verlässliches Signal. Das scha-
det nicht nur unserem Ansehen; das schadet auch unseren 
Interessen.

Leider herrscht auch in der Ukrainepolitik viel Zögern 
statt Führung: keine Taurus-Lieferungen, keine kon-
sequente Nutzung der Bereichsausnahme, die wir Ihnen 
für die Unterstützung der Ukraine ermöglicht haben. Da-
bei ist genau jetzt die Zeit, Putin durch Stärke an den 
Verhandlungstisch zu zwingen. Wer die Ukraine nicht 
noch klarer unterstützt, der riskiert unsere Freiheit, die 
Freiheit in ganz Europa, aber natürlich in erster Linie 
die Freiheit der Ukraine selbst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch bei der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik 
wird leider gekürzt. Dabei ist sie unser Werkzeug: für 
mehr Vertrauen, für Partnerschaften und auch für die 
Fachkräfte von morgen und für die Handlungsfähigkeit 
unserer Außen- und Sicherheitspolitik. Goethe-Institute, 
Auslandsschulen, Stipendienprogramme, all das braucht 
noch mehr Verlässlichkeit im Haushalt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme noch mal zu der Grundgesetzänderung zu-
rück. Die Bereichsausnahme sollte auch die zivile Sicher-
heit stärken. Gerade einmal 64,8 Millionen Euro nutzen 
Sie jetzt davon. Das sind gerade mal 1,1 Prozent des 
Budgets. Das reicht ja nicht mal, um die IT-Sicherheit 
in den Botschaften sicherzustellen, geschweige denn für 
eine robuste Ukrainehilfe. Also wo bleibt denn der Geist, 
diese Grundgesetzänderung jetzt mit Leben zu füllen?

Nutzen Sie bitte die Bereichsausnahme vollständig für 
zivile Krisenprävention, für die Ukrainehilfe und für die 
Cybersicherheit! Nehmen Sie bitte die Kürzung bei der 
humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit 
zurück! Und sorgen Sie für eine verlässliche Finanzie-
rung der Kultur- und Bildungspolitik!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU/CSU)

Humanitäre Hilfe und Diplomatie sind kein Luxus. Sie 
sind ein zentraler Pfeiler unserer Sicherheit. Wenn wir 
uns jetzt zurückziehen, dann füllen die Autokraten das 
Vakuum; das will ich noch mal ganz klar sagen. Deswe-
gen müssen wir uns bei diesen Haushaltsverhandlungen 
Folgendes fragen: Wollen wir gestalten oder zuschauen? 
Deutschland muss jetzt mehr Verantwortung überneh-
men.

Ich freue mich, dass Sie schon Nachbesserungen ange-
kündigt haben. Wir helfen dabei gerne mit.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Sascha Wagner.

(Beifall bei der Linken)

Sascha Wagner (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Im Vorwort zum Einzelplan 05 betont die Bun-
desregierung, dass „deutsche Außenpolitik […] dem 
Frieden verpflichtet und fest in den Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union verankert“ ist. Diese Fest-
stellung begrüßen wir als Linke eindeutig.

(Beifall bei der Linken)

Ich hege jedoch zugleich deutliche Zweifel daran, dass 
es der Regierungskoalition mit dieser Feststellung wirk-
lich ernst ist. Denn dieser Einzelplan ist weder sozial 
gerecht noch nachhaltig, und er trägt auch nicht zu einer 
friedlicheren und gerechteren Außenpolitik bei.
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Die Außenpolitik auch dieser Bundesregierung ist ge-
prägt von einer fortwährenden Orientierung an den Inte-
ressen großer Konzerne und an geopolitischen Macht-
spielen. Die Bedürfnisse der Menschen unter anderem 
im Globalen Süden und die Achtung der Menschenrechte 
nehmen für Sie nicht den notwendigen Raum ein.

Wenn wir jedoch eine gerechte Weltordnung wollen – 
und ich gehe davon aus, dass das mit Ausnahme der 
Damen und Herren rechts außen von mir alle hier im 
Saal wollen –, müssen wir unsere Außenpolitik endlich 
radikal neu denken. Sie muss an den Prinzipien der Ge-
rechtigkeit, des Klimaschutzes, der Nachhaltigkeit und 
des Friedens ausgerichtet sein.

(Beifall bei der Linken)
Dieser Einzelplan zeigt jedoch, dass diese Prinzipien 

eben nicht die oberste Priorität für die Bundesregierung 
haben. Sie verharren in einer Sicht auf die Welt, die mit 
der Realität nur noch wenig gemein hat. Verantwortungs-
volle Politik sieht anders aus, meine Damen und Herren 
aus Union und SPD.

Lassen Sie uns doch einmal einen Blick auf die vor-
gesehenen Mittel werfen: Während der Verteidigungsetat 
um 10,5 Milliarden Euro wächst, will die Bundesregie-
rung 1,181 Milliarden Euro bei humanitären Hilfsmaß-
nahmen einsparen. Das ist mehr als die Hälfte des Etats.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Unglaublich!)
Es sind krasse 53 Prozent, um genau zu sein. Und eben-
das lehnen wir als Linke entschieden ab.

(Beifall bei der Linken)
Um Frieden und internationale Zusammenarbeit zu 

stärken, ist es unabdingbar, deutlich mehr Geld in diplo-
matische Initiativen, Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfen zu investieren.

(Beifall bei der Linken)
Wir müssen wesentlich mehr Geld in die Hand nehmen, 
um Menschen in schwachen Ländern und Regionen vor 
Ort zu unterstützen und Perspektiven für sie zu schaffen. 
Eine sozial ungerechte Weltordnung wird niemals Frie-
den befördern. Diese Binsenweisheit sollte sich die Bun-
desregierung endlich einmal in Erinnerung rufen.

Meine Damen und Herren, Kriege, Konflikte und Kri-
sen nehmen aktuell fast überall auf der Welt zu. Die 
Herausforderungen, die sich daraus für uns als wirtschaft-
lich starkes Land ergeben, sind alles andere als gering. 
Wir sind gezwungen, die Ausrichtung unserer bisherigen 
Außenpolitik radikal zu überdenken und den neuen Rea-
litäten anzupassen. Also handeln Sie endlich konkret, 
anstatt es bei Allgemeinplätzen und falschen Schwer-
punktsetzungen zu belassen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Unions-

fraktion Dr. Jonas Geissler.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Außenminister, ich bin 
Ihnen unglaublich dankbar, dass Sie gleich zu Beginn 
Ihrer Vorstellung des Haushalts auf die zahlreichen Um-
brüche, die in der Welt stattfinden, eingegangen sind. 
Denn genau das ist es, was die meisten Menschen bei 
uns im Land, wenn sie an das Thema Außenpolitik den-
ken, auch genau so wahrnehmen.

Wir erleben die Auflösung der Weltordnung, wie wir 
sie seit dem Ende des Kalten Krieges kennen. Wir sehen 
gleichzeitig, dass die transatlantische Sicherheitsarchi-
tektur unglaublich herausgefordert ist. Wir erleben Kri-
sen, die weltweit stattfinden. Wir sehen den Klimawan-
del, die Migration mit allen Folgen, die auch in unserem 
Land zu unglaublichen Polarisierungen in der Debatte 
führen.

Ganz konkret – das haben Sie angesprochen, Herr Au-
ßenminister – ist es der Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine, der uns hier seit mittlerweile fast vier Jahren 
beschäftigt. Es ist der Nahe Osten, wo es regelmäßig 
brennt; in diesen Tagen viel mehr, als es normalerweise 
der Fall ist. Es ist der Iran. Es ist immer wieder China, wo 
wir herausgefordert sind, und es sind Krisen wie im Süd-
sudan. In diesen Tagen kommt dazu, dass bei allem, was 
im Bereich der Außenpolitik geschieht, immer auch mit-
gedacht werden muss, dass sich die USA aus dem inter-
nationalen System der Hilfeleistung zurückgezogen ha-
ben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin genau des-
halb der Bundesregierung – dem Bundesaußenminister, 
dem Bundeskanzler, aber genauso dem Bundesverteidi-
gungsminister – über alle Maßen dankbar,

(Zuruf von der AfD: Ah!)
in welcher Klarheit und Deutlichkeit diese Bundesregie-
rung seit mittlerweile zwei Monaten handelt; wie sehr 
diese Bundesregierung darum bemüht ist, dass wir einen 
Stand in Europa haben und dass wir mit unseren Ver-
bündeten im stetigen Austausch sind. Ich bin der Bundes-
regierung dafür dankbar, dass sie sich wieder zu einem 
Stabilitätsanker entwickelt, und vor allen Dingen dafür, 
dass sie dabei auch neue Akzente setzt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das Geld 
fehlt!)

Das ist die eine Seite.
Die andere Seite: Im vorliegenden Haushaltsentwurf 

sind wir natürlich mit massiven Kürzungen konfrontiert, 
gerade im Bereich der humanitären Hilfe.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Allerdings!)

Frau Schäfer, das ist in weiten Teilen der Haushaltsent-
wurf, der ursprünglich noch von den Grünen vorgelegt 
worden ist; der Ansatz der humanitären Hilfe entspricht 
dem eins zu eins.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, das 
stimmt nicht! – Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, das ist nicht wahr!)
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Aber es ist jetzt unsere gemeinsame Aufgabe als Par-
lament, dass wir in den Haushaltsberatungen genau dem 
entgegentreten. Denn es ist völlig klar: Eine Zurück-
nahme der humanitären Hilfe um 53 Prozent darf nicht 
passieren. Sie darf nicht passieren!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist wahr!)

Weltweilt sind 323 Millionen Menschen auf humanitäre 
Hilfe angewiesen. 122 Millionen Menschen sind auf der 
Flucht, 343 Millionen Menschen leiden Hunger. Wollen 
wir in diesen Zeiten die humanitäre Hilfe kürzen, im 
Übrigen auf das niedrigste Niveau seit dem Jahr 2016? 
Letztmalig im Jahr 2015 hatten wir einen Ansatz, der 
noch mal deutlich niedriger war, und die Konsequenzen 
haben wir gesehen: 2014 und 2015 haben sich die Men-
schen auf den Weg gemacht, weil sie in Syrien und in den 
Flüchtlingslagern verhungert sind.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja!)
Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, dafür zu sorgen, 

dass sich genau das niemals wiederholt.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)
Wenn wir uns dieser Aufgabe aus christlicher Verantwor-
tung und aus menschlicher Verantwortung heraus stellen, 
dann werden wir das in den kommenden Haushaltsbera-
tungen genau in diesem Sinne angehen. Die humanitäre 
Hilfe muss ausgebaut werden.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau richtig, Herr Kollege!)

Vielen, vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Jürgen Koegel.
(Beifall bei der AfD)

Jürgen Koegel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Au-

ßenminister Wadephul! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Mitbürger! Und natürlich auch liebe Steuerzahler! 
Wir hören hier und heute nur, was wir alles müssen, was 
wir weltweit tun müssen. Aber wenn wir Haushaltsbera-
tungen haben, haben wir doch zu prüfen, was wir können. 
Ich habe keinen Zweifel daran, dass alle Abgeordneten 
und Minister den zweiten Regierungsentwurf des Bun-
deshaushalts 2025 mit über 3 000 Seiten mittlerweile ge-
lesen und verinnerlicht haben.

(Zuruf von der AfD: Na klar!)
Da stellt sich doch die Frage: Darf man diese Vorlage, die 
wir bekommen haben, eigentlich „Haushalt“ nennen, 
oder wäre es nicht besser, wenn es heißen würde: „Buch 
der Ausgabenwünsche“?

Wenn man sich dem Wort „Haushalt“ einmal etymolo-
gisch nähert, stellt man fest, dass es einige Bedeutungen 
hat, die ich Ihnen gerne bei dieser Diskussion mitteilen 
möchte: Es bedeutet erstens: sparsam wirtschaften, mit 
etwas sparsam, nämlich haushälterisch umgehen. Zwei-
tens bedeutet es: konsequente, dauerhafte Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit im Umgang mit öffentlichen Geldern. 
Drittens – das kennen Sie wahrscheinlich –: das Aus-
gleichsgebot in Artikel 110 Absatz 1 unseres Grundgeset-
zes. Das besagt, dass der Bundeshaushalt in Einnahmen 
und Ausgaben auszugleichen ist, und das bedeutet, dass 
die geplanten Ausgaben des Bundes nicht höher sein 
dürfen als die geplanten Einnahmen. – Sie sehen, wie 
weit wir schon von der etymologischen Bedeutung des 
Wortes weg sind.

(Beifall bei der AfD)

Es gibt eine Bundeshaushaltsordnung, in deren § 8 der 
Grundsatz der Gesamtdeckung geregelt ist. Ich möchte 
Sie heute nicht zureden, weil ich Banker bin und sehr 
konservativ, sondern ich möchte Ihnen sagen: Leute, Leu-
te, wir sollten uns wieder vergewissern, wo wir eigentlich 
stehen. Denn gemessen an diesen Vorgaben, die ich eben 
genannt habe, die überall auch anerkannt und bekannt 
sind, stelle ich infrage, ob wir diesen Haushaltsentwurf 
auch in Richtung außen überhaupt „Haushalt“ nennen 
sollten, da wir damit keine der genannten Richtlinien 
für einen echten Haushalt einhalten. Wir verfügen – ich 
bitte Sie, sich daran zu erinnern – treuhänderisch über das 
den Steuerzahlern abgezogene Geld, und wir haben daher 
die Pflicht, es so auszugeben, dass die Steuerzahler, und 
zwar unsere Steuerzahler, hauptsächlich davon profitie-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Der aktuelle Entwurf zeigt jedoch deutlich, dass wir 
längst einen Kurs eingeschlagen haben, der mittel- bis 
langfristig haushaltspolitisch untragbar, ja, sogar desa-
strös ist, da wir unsere eigene Bilanz absichtlich über-
schulden. Überschuldung ist nach der deutschen Insol-
venzordnung – auch das ist bekannt – eine negative 
Fortbestehensprognose im Rahmen einer Überschul-
dungsbilanz – das liegt uns im Haushalt vor –, wenn 
eine rechnerische Überschuldung festgestellt wird. Hier 
ermahnt uns sogar der Bundesrechnungshof in seinem 
„Impulse25“-Schreiben, endlich darüber nachzudenken.

Noch viel schlimmer ist dabei, dass wir für uns selbst 
die Regeln aushebeln, die für unsere Steuerzahler als 
selbstverständlich und unerschütterlich gelten. Stellen 
Sie sich vor, die BRD wäre eine Aktiengesellschaft und 
müsste sich auch so verhalten. Für Fachleute: Kameralis-
tik versus Doppik; dazu werde ich noch was zu sagen 
haben. Gerne lade ich Sie heute hier in unserem Par-
lament ein zu einer fiktiven Sitzung des Kreditausschus-
ses einer großen Bank. Anwesend für die BRD AG ist der 
CEO, der Kanzler, der im Moment nicht da ist; dann der 
CFO, der im Moment vertreten wird, und der CMO, Herr 
Außenminister Wadephul. Ziel ist der Kreditantrag über 
850 000 Millionen Euro neuer Schulden.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ihnen sollte mal 
lieber jemand erklären, was ein Parlament ist!)
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Da die Zahl so groß ist, schreibt der Kreditberater lieber: 
850 Milliarden Euro. Der CFO schlägt vor, 0,85 Billionen 
Euro zu sagen. Das wäre machbarerer und sei nicht so 
anstößig. Der Banker stellt zuerst dem CFO, dem Finanz-
minister, die Frage: Wie kommt ein derartiger Kreditbe-
darf zustande? Haben Sie das nicht kommen sehen?

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und der CFO antwortet dann: Nein, unser Hauptenergie-
zulieferer hat seine Lieferungen eingestellt. Er droht uns 
mit feindlicher Übernahme – hören Sie ganz genau zu, da 
steckt was dahinter –,

(Zuruf von der AfD: Das verstehen die Grünen 
nicht! – Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner 
[SPD])

deshalb müssen wir für Kooperationen viel Kapital auf-
wenden, um uns am Markt stark aufzustellen und Markt-
anteile zu gewinnen. Dann haben wir noch etliche Klub-
mitgliedschaften, bei denen wir mehr bezahlen müssen, 
weil die anderen Klubmitglieder nicht dazu bereit sind.

Der Banker runzelt so langsam die Stirn und wendet 
sich an den CEO, den Kanzler, und fragt: Wie haben Sie 
denn vor, diese Schulden und Zinsen zu bezahlen? Wel-
che Mehreinnahmen planen Sie, die Ihre neuen Zins- und 
Tilgungslasten tragen sollen?

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kommen wir noch mal zur Haushalts-
politik zurück?)

Und der CEO, der Kanzler, antwortet selbstbewusst: 
Das schaffen wir! Wir haben schließlich unsere Haupt-
produkte so angepasst, dass sie unseren Ansprüchen ge-
nügen, auch wenn sie unseren Kunden nicht gefallen. Sie 
sind auf jeden Fall klimafreundlich und nachhaltig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Die Mitarbeiter streiken zwar, und einige wandern sogar 
aus. Die Konkurrenz übernimmt zwar unsere Marktantei-
le, aber es wird schon gut gehen; denn Vorreiter müssen 
eben Risiken eingehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Der Verzweiflung nahe – das können Sie sich vorstel-

len; das wäre auch ich –, wendet sich der Banker hoff-
nungsvoll an den Außenminister, den CMO: Wie verkau-
fen Sie erfolgreich Ihre klimafreundlichen Produkte? Wie 
sorgen Sie für den geplanten und extrem gesteigerten 
Absatz?

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist was für die 
„heute-show“!)

Und der CMO antwortet: Routiniert. Meine Vorgänge-
rin hat bereits unsere wichtigsten Abnehmer und Kunden 
darüber belehrt, dass diese vieles falsch machen; sie müs-
sen endlich zur Besinnung kommen und unsere Produkte 
statt der günstigeren und guten funktionierenden kaufen.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Einzelplan 05!)
Sie hat allen gedroht, dass sie mit uns und nicht mit 
unserem Hauptlieferanten für Energie arbeiten sollen 
und ihnen Geld aus unserem Eigenkapital gegeben, damit 
sie ihre heimischen Projekte finanzieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
– Sie sind doch wach.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der SPD: Nicht mehr lange!)

Ich bin mir sicher, dass es gereicht hat.
Meine Damen, meine Herren, liebe Kollegen, diejeni-

gen von Ihnen ohne Bankausbildung
(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD – Lachen bei Abgeordneten der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

können jetzt mal schätzen, wie die Banker ihr Votum 
nach diesem Gespräch vornehmen. Fest steht, dass dieses 
Gespräch so nie stattgefunden hat, weil wir unseren Um-
gang mit dem Geld unserer Bürger bis jetzt nicht auf 
diese Weise rechtfertigen mussten.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie nehmen die Debatte aber schon 
ernst, oder?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssten zum Schluss kommen.

Jürgen Koegel (AfD):
Kritische Stimmen würden jetzt sagen: Wir sollten auf 

die Banker hören. – Ich höre, dass Sie mir zuhören.
(Adis Ahmetovic [SPD]: Thema verfehlt, 

sechs, setzen!)
Wenn Sie es verstanden haben, werden Sie nachvollzie-
hen, was ich Ihnen sagen wollte: So können wir nicht 
weitermachen.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich erläutere an dieser Stelle zwei Punkte, die die Frak-

tionen miteinander besprochen haben:
Bei der Anrede reden wir die sehr geehrten Damen und 

Herren und die lieben Kolleginnen und Kollegen an, we-
der den Steuerzahler noch weitere Personengruppen. – 
Das zur ersten Anmerkung.

Zur zweiten Anmerkung: Bis auf zwei Redner haben 
sich bis jetzt alle an die vorgegebene Redezeit gehalten 
und auch das Signal zur Kenntnis genommen – Präsident, 
Präsident, Präsident.

(Adis Ahmetovic [SPD]: Genau, Frau Prä-
sidentin!)

Wenn das leuchtet, ist die Redezeit bald zu Ende. Ich darf 
an dieser Stelle darauf hinweisen: Wenn sich alle daran 
halten, wäre das wunderbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Adis Ahmetovic [SPD]: Recht 
haben Sie!)

So, Frau Dilcher von der SPD-Fraktion, bitte.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Esther Dilcher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

desminister Wadephul! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Wer die BRD mit einer Aktiengesellschaft ver-
gleicht, wer Äpfel mit Birnen vergleicht, der wird in 
Mathe auf keinen grünen Zweig kommen. Gut, dass Sie 
sitzen. Ich würde sagen: Setzen, Sechs!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zurufe von der AfD)

Der Einzelplan 05, der Haushalt des Auswärtigen Am-
tes für das Jahr 2025, ist nämlich nicht nur eine Samm-
lung von Zahlen, sondern er ist ein Spiegelbild unserer 
außenpolitischen Prioritäten und unserer Verantwortung 
in der Welt.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Wir leben in einer globalisierten Welt mit engen wirt-
schaftlichen Verflechtungen. Unseren Lebensstandard in 
Deutschland leiten wir aus Produktions-, Liefer- und Ex-
portketten her, die um die ganze Welt führen. Deshalb 
sollten wir dazu beitragen, diese Welt auch so zu gestal-
ten, dass wir in Frieden und Sicherheit, in Freiheit und 
Wohlstand leben können. Und deshalb ist die humanitäre 
Hilfe ein wesentlicher, unverzichtbarer Bestandteil der 
deutschen Außenpolitik – um Leid von Menschen zu 
lindern, die nämlich sonst vor Krieg und Katastrophen 
fliehen würden.

5,96 Milliarden Euro stehen für den Etat des Auswär-
tigen Amts zur Verfügung. Ja, das ist eine Kürzung ge-
genüber dem Vorjahr um 743 Millionen Euro. Bedenkt 
man allerdings, dass für das Ministerium selbst, für das 
Deutsche Archäologische Institut und für das Bundesamt 
für Auswärtige Angelegenheiten sowie für zentral ver-
anschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben schon 
eine Aufstockung erfolgte, machen sich die Kürzungen 
natürlich anderswo bemerkbar, und zwar massiv in den 
Bereichen „Sicherung von Frieden und Stabilität“, „Bila-
terale Zusammenarbeit“ und „Pflege kultureller Bezie-
hungen zum Ausland“. DAAD und Goethe-Institut konn-
ten trotz Einsparungen leicht gestärkt werden – ein 
wichtiges Zeichen für unsere internationale Kulturpolitik.

Lassen Sie mich kurz auf einige Kapitel etwas genauer 
eingehen. Kapitel „Sicherung von Frieden und Stabili-
tät“: Hier steigen die Ausgaben deutlich, weil wir Ver-
pflichtungen eingegangen sind. Grund ist die fällige 150- 
Prozent-Tranche an die Vereinten Nationen, die wir zu 
zahlen haben. Diese Beiträge sind langfristig geplant 
und unverzichtbar für globale Friedensmissionen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Mittel für bilaterale Zusammenarbeit sind nahezu 
stabil geblieben. Mit diesem Kapitel sichern wir die För-
derung internationaler Organisationen, Stiftungen und 
Versöhnungsarbeit.

Was bedeuten die Kürzungen konkret? Ein erheblicher 
Teil des Haushalts ist durch vertragliche Verpflichtungen, 
Mitgliedsbeiträge und Personal gebunden. Spielräume 
für politische Gestaltung werden dadurch leider immer 
enger. Gleichzeitig steigen die Kosten, etwa durch Tarif-
erhöhungen und gestiegene Mieten.

Eine weitere Herausforderung für das Auswärtige 
Amt – der Außenminister hat es schon angesprochen – 
sind seine rund 800 Auslandsliegenschaften mit einem 
erheblichen Sanierungsstau in Höhe von 2,5 Milliarden 
Euro. Und auch der Regierungsflughafen in Berlin bedarf 
einer Sanierung; daran ist das Auswärtige Amt mit 
31 Prozent beteiligt.

Zukünftig werden wir nicht nur in diesem Einzelplan, 
sondern im gesamten Haushalt Priorisierungen und Um-
strukturierungen vornehmen. In dieser Zeit, wo weniger 
Geld zur Verfügung steht, liegt möglicherweise auch eine 
Chance, uns vom unübersichtlichen Klein-Klein bei Bü-
rokratie und von Doppelförderungen zu trennen und die 
wesentlichen Schwerpunkte unserer Arbeit auch für Bür-
gerinnen und Bürger sichtbar zu machen: innere, äußere 
und soziale Sicherheit, Stabilität, Frieden und Wohlstand.

Aber es gibt auch Einschnitte, die wirklich schmerzen. 
Die Mittel für die humanitäre Hilfe insgesamt werden 
mehr als halbiert; auch das ist schon gesagt worden. Sie 
sinken von 2,23 Milliarden Euro auf 1,05 Milliarden 
Euro. Angesichts weltweiter Krisen ist das ein massiver 
Rückgang. Besonders tragisch ist in diesem Bereich der 
vollständige Rückzug der USA und teilweise Großbritan-
niens, aber auch weiterer Länder, die ihre Haushalte ge-
kürzt haben. Das können wir allein auf keinen Fall auf-
fangen.

Aber wir haben die Gelegenheit, als immer größerer 
Geber Verlässlichkeit zu zeigen und das Vertrauen in 
unser Land für zukünftige Zusammenarbeit zu stärken.

(Beifall des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Deshalb kämpfen wir als Haushälter des Einzelplans 05 
dafür, die Mittel für die humanitäre Hilfe spätestens im 
Haushalt 2026, den wir auch dieses Jahr beschließen 
werden, wieder aufzustocken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Kinder brauchen 
aber jetzt was zu essen! – Max Lucks [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir brauchen das 
jetzt!)

– Herr Kollege, falls Sie es nicht mitbekommen haben: 
Wir sind in der vorläufigen Haushaltsführung, wo auch 
schon Mittel freigegeben sind; die werden auch bereits 
genutzt. Wenn wir diesen Haushalt verabschiedet haben, 
werden noch höchstens drei Monate Zeit sein, um Mittel 
abfließen zu lassen, eventuell Projekte auszuschreiben. 
Das ist relativ unrealistisch.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die UN-Organisationen können das 
umsetzen!)

Ein Können und Wollen ist hier vielleicht großartig, aber 
das Geld muss auch ausgegeben werden können.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, es ist realistischer, wenn wir uns dafür den 
Haushalt 2026 vornehmen.

Wir haben aber im Haushalt wie immer die Möglich-
keit vorgesehen, bei unvorhergesehenen Krisen zusätz-
lich Mittel bereitzustellen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, lassen Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion der Grünen zu?

Esther Dilcher (SPD):
Ja. – Ach, Boris, du hattest es schon angekündigt.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, bitte.

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Kollegin Dilcher, vielen Dank, dass Sie die 

Zwischenfrage zulassen. – Sie haben jetzt das Argument 
vorgebracht, dass der Zeitraum der Verausgabung der 
Mittel mit drei Monaten viel zu kurz angesetzt sei. Teilen 
Sie mit mir die Auffassung, dass vor allen Dingen die 
großen UN-Organisationen mit ihren sogenannten Poo-
led Funds in den Genuss dieser Mittel kommen können, 
um diese dann weiterzuverteilen? Halten Sie es nicht 
auch für möglich, dass diese großen Organisationen 
mehr Geld verteilen können, gerade auch angesichts der 
Lagen, die der Herr Außenminister vorhin angesprochen 
hat?

Und was gedenken Sie zu tun, um vor allen Dingen den 
kleinen Nichtregierungsorganisationen, die sehr stark im 
Feld engagiert sind und auch sehr stark in Vorleistung 
getreten sind, über die Frist hinaus zu helfen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Esther Dilcher (SPD):
Vielen Dank für die Frage. – Sie haben es gerade schon 

angesprochen. Zum einen: Wenn eine Nichtregierungs-
organisation in Vorleistung getreten wäre, hätten wir 
haushaltsrechtlich ein Problem, jetzt Mittel zu bewil-
ligen, um möglicherweise bereits verausgabte Gelder 
wieder auszugleichen. Also, das ist haushalterisch ein 
Problem; das werden wir wahrscheinlich nicht hinkrie-
gen.

Aber ich bin auch mit den großen Organisationen im 
Gespräch, und da wollen natürlich alle – ich betreue den 
Einzelplan 05 jetzt ganz neu – noch mit den Haushältern 
sprechen. Ich versuche, das noch hinzukriegen, werde es 
aber nicht schaffen.

Aber ich habe zum Beispiel bereits mit der UNHCR 
über dieses Thema gesprochen. Sie sagten mir – das kam 
von denen selber –: Wir mussten auf die vorläufige Haus-
haltsführung reagieren. Darum haben wir manches Per-
sonal schon nicht mehr. Außerdem haben wir das große 
Problem, dass die Amerikaner komplett ausfallen. – Und 
das können wir als Deutschland nicht auffangen. Es ist 

nicht möglich, in den letzten drei Monaten dieses Jahres 
all das wettzumachen, indem wir die 50 Prozent, um die 
wir gekürzt haben, wieder einstellen.

Also, ich denke, wir werden mit diesen Organisatio-
nen, die das Geld brauchen, im Gespräch bleiben und 
gemeinsam eine Lösung finden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Danke schön!)

Es ist wichtig, dass wir dieses Geld zur Verfügung 
stellen; denn humanitäre Mittel sind keine Option, son-
dern sie sind für uns hier in Deutschland eine Verpflich-
tung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Haushaltsbera-

tungen 2025 stehen unter schwierigen Rahmenbedingun-
gen. Dennoch gelingt es, außenpolitische Handlungs-
fähigkeit zu sichern, zentrale Institutionen zu stärken 
und unsere internationalen Verpflichtungen zu erfüllen.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen Deborah Düring.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich zitiere mit 
Erlaubnis der Präsidentin:

„Der Haushaltsansatz für den Einzelplan 05 […] ist 
eine Katastrophe. […] Wir, die demokratischen Par-
teien dieses Hauses, haben gemeinsam in unter-
schiedlichen Regierungskonstellationen erkannt, 
dass Deutschland im Bereich der internationalen 
Verantwortung mehr tun muss, und versprochen, 
dass wir das auch machen werden. […] Mit diesem 
Haushaltsansatz ist das nicht zu leisten.

[…] Die größten Einsparungen sehen Sie genau in 
dem Bereich vor, in dem wir die Fluchtursachen 
bekämpfen, indem wir mit humanitärer Hilfe Men-
schen dort versorgen, wo sie herkommen, wo sie 
Zuflucht gefunden haben, in der Nachbarschaft ihrer 
vom Bürgerkrieg erschütterten Länder, sodass sie 
eben nicht als Flüchtlinge nach Europa oder nach 
Deutschland kommen müssen. Genau die Einspa-
rungen, die Sie hier gezwungen sind vorzunehmen, 
werden dazu führen, dass die Belastungen für die 
deutschen Steuerzahler, für die Kommunen, für die 
Länder höher werden. Das ist einfach fatal.“

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)
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Dieses Zitat stammt aus der Rede von Jürgen Hardt, 
dem außenpolitischen Sprecher der Union, vom 11. Sep-
tember 2024. Und ich sage: Lieber Herr Hardt, ich 
stimme Ihnen zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Abg. Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an den Abg. Tilman Kuban 
[CDU/CSU] gewandt: Tilman, kennst du den?)

Die Lage ist dramatisch. Sie war es 2024 schon, und sie 
ist es jetzt noch sehr viel mehr. Die Bundesregierung 
kürzt die humanitäre Hilfe um über 50 Prozent. Das ist 
der niedrigste Wert seit zehn Jahren. Im Koalitionsvertrag 
schreiben Sie, liebe Koalition: Die humanitäre Hilfe muss 
gestärkt werden. – Ich frage mich: Wo finde ich das? Ich 
finde es nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind vielleicht 
nur Zahlen; aber wenn wir beispielsweise Berichte von 
UNICEF über weltweite Kürzungen lesen – dazu gehören 
eben auch die Kürzungen, die es in Deutschland in die-
sem Bereich gibt –, dann heißt das unter anderem, dass 
beispielsweise 14 Millionen Kinder nicht versorgt wer-
den können. Das sind keine Zahlen, das sind Menschen-
leben. Und ich bin der Überzeugung, dass diese Kürzun-
gen nicht nur eine Katastrophe für die Menschen sind, die 
Hilfe benötigen, sondern dass auch das Bild Deutsch-
lands als verlässlicher Partner darunter leidet.

Ich glaube, jetzt gehört zu haben, dass der Außen-
minister und die Koalition mehr Geld für humanitäre 
Hilfe wollen. Den Kanzler habe ich heute in der General-
debatte so verstanden, dass die Unterstützung für die 
Ukraine nun doch von der Schuldenbremse ausgenom-
men werden kann. Das sind alles wirklich erfreuliche 
Töne in unseren Ohren. Aber ich sage Ihnen: Machen 
Sie es! Sie sind in Verantwortung, Sie können es ändern. 
Und Sie haben sehr viel mehr Geld, als wir in der Ampel 
hatten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Apropos verlässlicher Partner: Herr Hardt hatte auch 
noch einen zweiten, ganz konkreten Vorschlag. Die Kli-
ma-Staatssekretärin wollte er letztes Jahr abschaffen und 
dafür die Stelle einer Staatssekretärin für die Bekämp-
fung der russischen und der iranischen Aggressivität ein-
richten. Na ja, was haben wir jetzt? Wir haben weder das 
eine noch das andere. Dafür haben wir im Finanzminis-
terium eine Koordinierungsstelle für Internationales, und 
die Bundesregierung schafft 200 Stellen zusätzlich. Sie 
wollten doch genau das Gegenteil. Ich frage mich schon 
ein bisschen: Was machen Sie eigentlich gerade? Haben 
Sie Ihre Reden von vor wenigen Monaten vergessen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Thema Vertrau-
ensverlust gibt es noch einen weiteren Punkt, der heute 
auch schon angesprochen worden ist. Dazu hat der Kol-
lege Erndl in seiner Rede letztes Jahr im September ei-
nige schlaue Dinge gesagt.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Auch ein guter 
Mann!)

Unter anderem hatte er die AKBP angesprochen

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– die Kulturmilliarde ist gerade überhaupt nicht erreich-
bar, sondern in weiter Ferne –, und ich möchte mit einem 
Zitat des Kollegen Erndl abschließen:

„Diese Politik, liebe Kolleginnen und Kollegen 
[…],“

– damals der Ampel, heute der neuen Koalition –

„ist nicht nur kurzsichtig, sondern verantwortungs-
los; denn die globalen Herausforderungen und Ge-
fahren für unser Land waren nie größer. Doch anstatt 
darauf zu reagieren und das Auswärtige Amt finan-
ziell angemessen auszustatten, wird dieser Etat […] 
brachial gekürzt. Das zeigt den Stellenwert der Au-
ßenpolitik. Das zeigt dann am Schluss auch den 
Stellenwert, den“

– damals –

„Sie, Frau Ministerin,“

– jetzt Sie, Herr Minister –

„in dieser Regierung tatsächlich haben.“

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.

Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich will damit sagen: Gehen Sie in die Verhandlungen, 

und ändern Sie was an diesem Haushalt! Der geht so 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Felix Schreiner [CDU/CSU]: Über 950 Millio-
nen Euro sind nichts? – Serap Güler [CDU/ 
CSU]: Kritik gerne da, wo sie angebracht ist, 
aber nicht so was! Das sind Fake News, die Sie 
hier verbreiten!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die Fraktion Die Linke die Abge-

ordnete Lea Reisner.
(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Herr Minister! Abgeordnete! Sie 

nennen sich Verantwortungskoalition. Doch Verantwor-
tung tragen Sie nicht für jene, die unter Ihrer Politik 
leiden. Sie sprechen von einer starken Rolle Deutsch-
lands in der Welt, doch Ihre Definition von Stärke besteht 
aus einem möglichst großen Waffenarsenal und der 
Durchsetzung immer höherer Rüstungsausgaben. Dieser 
Haushalt offenbart ihre Prioritäten: Abschottung statt 
Rettung, Waffen statt Würde, Macht statt Menschenrech-
te.

(Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU]: Das reimt sich 
ja nicht einmal!)
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Ich habe selbst jahrelang in der Seenotrettung gearbei-
tet. Ich habe Leichen aus dem Mittelmeer geborgen, ich 
habe Kinder reanimiert, die Europa zum Sterben zurück-
lässt, und ich habe erlebt, was die Vorgängerregierung 
unter Rettung verstanden hat: ein paar symbolische Mil-
lionen als Feigenblatt, während Milliarden fließen – in 
Zäune, Drohnen, Abschottungsdeals mit autoritären Staa-
ten wie Libyen, Tunesien oder der Türkei. Dieses Feigen-
blatt reißen Sie jetzt auch noch ab. Nicht einmal den 
Anschein von Rettung wollen Sie noch wahren. Sie wol-
len abschrecken. 2 Millionen Euro für die zivile Seenot-
rettung – gestrichen. Und von rechts wird applaudiert.

(Jörn König [AfD]: Haben Sie etwas mit den 
Ohren? – Beifall des Abg. Jan Wenzel Schmidt 
[AfD])

Und Gaza? In Gaza versagt die internationale Ord-
nung – und Deutschland gleich mit –: Hunderttausende 
auf der Flucht, Felder verbrannt, Krankenhäuser zerstört, 
Menschen sterben an Hunger unter den Augen der Welt. 
Der Internationale Gerichtshof nennt das einen Bruch des 
Völkerrechts. Unabhängige Experten nennen es Genozid. 
Und Sie? Sie liefern weiter Waffen in ein Kriegsgebiet. 
Sie stellen sich an die Seite einer rechtsradikalen Regie-
rung, die offen über ihre Pläne von Internierungslagern 
und ethnischer Säuberung spricht. Sie nehmen das Völ-
kerrecht nur dann ernst, wenn es in Ihren außenpoliti-
schen Kram passt.

Verantwortung würde bedeuten: Krisenprävention statt 
Kürzungen von über 50 Prozent, ein entschlossener Ein-
satz für humanitäre Hilfe weltweit und ohne Doppel-
moral, Diplomatie statt Eskalation, eine klare Absage 
an Rüstungsexporte und eine Rückbesinnung auf das, 
was Sie in Sonntagsreden gerne beschwören – das Völ-
kerrecht.

(Beifall bei der Linken)

Stattdessen kürzen Sie dort, wodurch Menschen geret-
tet werden könnten, und investieren dort, wodurch sie 
getötet werden. Für diese Regierung sind Menschen-
rechte verhandelbar, ist das Leben verrechenbar und das 
Völkerrecht verzichtbar. Wir sagen: Nicht in unserem 
Namen! Wir stehen auf der Seite derer, die keine Stimme 
haben, weil sie unter Trümmern liegen, weil sie im Was-
ser treiben, weil sie an Grenzen verzweifeln, weil sie im 
Schatten internationaler Machtspiele zu Zahlen reduziert 
werden.

(Johannes Volkmann [CDU/CSU]: Außer sie 
leben in der Ukraine!)

Und wir werden so lange laut bleiben, bis sich dieser 
Bundestag wieder für Menschlichkeit entscheidet, für 
Menschenrechte, für internationales Recht – nicht irgend-
wann, sondern jetzt!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Abgeord-

nete Tilman Kuban.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

desminister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Kol-
legin Düring, Sie haben eben gerade erklärt, die Kultur-
milliarde sei in weiter Ferne. 953 Millionen Euro: Ich 
weiß nicht, was bei Ihnen in Mathe falschgelaufen ist, 
aber das ist für mich nicht in weiter Ferne.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir heute über den Etat des Auswärtigen Amtes 
sprechen, dann sprechen wir nicht nur über Diplomatie 
und unsere Interessen in der Welt, sondern auch über 
unseren Beitrag zum europäischen Zusammenhalt und 
zur Handlungsfähigkeit der Europäischen Union. Des-
halb ist dieser Haushaltsplan keine außenpolitische Rand-
notiz, sondern er ist ein Kernstück der Interessenvertre-
tung unsererseits in Europa.

Ja, wir sind mit 33,7 Milliarden Euro im aktuellen 
Haushaltsentwurf größter Nettozahler in Europa. Aber 
Europa ist für uns kein Verlustgeschäft, Europa ist für 
uns Wohlstandsmotor in Deutschland, und darauf sind 
wir stolz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich habe all denjenigen, die regelmäßig an Europa 
zweifeln, ein paar Zahlen mitgebracht. Wir profitieren 
als Exportnation von Europa; denn zwei Drittel unserer 
Exporte gehen ins europäische Ausland – allein im letz-
ten Jahr im Wert von knapp 800 Milliarden Euro.

Deutschland ist Teil des Binnenmarktes, und dieser 
Binnenmarkt macht uns jedes Jahr um 70 Milliarden 
Euro reicher. Das bedeutet, dass die Europäische Union 
unser Pro-Kopf-Einkommen jährlich um 1 000 Euro er-
höht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Seit der Euroeinführung ist es uns gelungen, unseren 
Exportüberschuss von damals 60 Milliarden Euro auf 
240 Milliarden Euro zu steigern.

Diese Fakten zeigen: Die europäische Geschichte ist 
eine Erfolgsgeschichte für Deutschland. Jeder vierte Ar-
beitsplatz hängt vom Export ab.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Und deswegen sage ich in Ihre Richtung sehr klar und 
deutlich: Ihre Politik, aus der Europäischen Union aus-
zutreten,

(Jörn König [AfD]: Das stimmt ja nicht! Das 
stimmt doch gar nicht! Fake News! Wir wollen 
die EU reformieren, Herr Kuban!)

gefährdet diese Arbeitsplätze. Sie machen die Menschen 
arbeitslos. Deswegen sind Sie keine Alternative für 
Deutschland, Sie sind der Abstieg für Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Trotzdem müssen wir uns ehrlich machen: In der Euro-
päischen Union gibt es auch etwas zu tun. Wir wollen 
nicht länger verwalten, wir wollen gestalten. Jeder, der 
momentan genau hinschaut, sieht, dass es einen Come-
back-Moment für Europa gibt. Europa wird endlich sei-
ner Verantwortung in Sicherheits- und Verteidigungsfra-
gen gerecht. Europa baut seine Partnerschaften aus und 
will Handelsabkommen pragmatisch abschließen, und 
Europa schafft die richtigen Rahmenbedingungen und 
Planungssicherheit, damit gerade auch ausländische Kon-
zerne hier investieren.

Doch wollen wir als Europa wieder stärker werden, 
muss unsere Wirtschaft wachsen. Deswegen braucht Eu-
ropa eine Deregulierungsagenda. Es ist richtig, dass wir 
uns beim Bürokratierückbau hier in Deutschland anstren-
gen; aber es ist ein Sturm im Wasserglas, wenn Europa 
nicht mitzieht. Deswegen ist es gut, dass der Ratsvor-
schlag zur Lieferkettenregulierung über 90 Prozent der 
Unternehmen von dieser Überregulierung ausnehmen 
will. Es ist richtig, dass wir weitermachen bei den Flot-
tenzielen für die Autoindustrie, bei der Überarbeitung der 
Datenschutz-Grundverordnung und bei der Taxonomie.

Aber wir brauchen eben auch eine konsequente Aus-
richtung bei der Klimapolitik. Hinsichtlich der EU-Kli-
maziele für 2040 bitte ich, auch einen Blick in unsere 
Nachbarländer zu werfen. Der polnische Premier Tusk 
warnt davor, dass ein demokratischer Zusammenbruch 
durch zu hohe Energiepreise entstehen könnte. Frank-
reichs Präsident Macron spricht von einer Überlastung 
der Gesellschaft. Diese beiden Länder haben Wahlen in 
2027. Ich sage Ihnen sehr deutlich: Wenn dort die Popu-
listen gewinnen, ist das Kapitel „Klimaschutz in Europa“ 
schneller erledigt als Habecks Märchen der letzten Jahre.

(Jörn König [AfD]: Das wäre eine Wohltat für 
Europa! – Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist unsachlich!)

Deswegen: Lassen Sie uns beim Thema „Umwelt- und 
Klimaschutz“ konsequent sein! Aber wir müssen die 
Menschen mitnehmen; denn wir alle haben nichts da-
von, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Tilman Kuban (CDU/CSU):
– wenn am Ende unsere Demokratie und unser Wohl-

stand nicht erhalten werden können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende!

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Wir wollen die richtige Balance schaffen und keine 

reine Ideologie. Dafür bitten wir um Ihre Unterstützung.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, dann hör mal 
auf, so populistisch zu sein!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion spricht nun der Abgeordnete 

Stefan Keuter.
(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir beraten heute den 
Haushalt des Auswärtigen Amtes, und wir waren schon 
ein bisschen erschrocken, dass die Personalkosten um 
fast 7 Prozent auf 177 Millionen Euro hochschnellen. 
Die Entgelte der Arbeitnehmer im Inland steigen übri-
gens doppelt so stark wie der Tarifabschluss im öffent-
lichen Dienst, nämlich um 12 Prozent. Und wir mussten 
feststellen, dass 50 Prozent der Mitarbeiter des Auswär-
tigen Amtes im Inland sind. Herr Bundesminister, 
schicken Sie unsere Mitarbeiter ins Ausland! Da werden 
sie gebraucht. Sie sollen Deutschland vertreten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Verdoppelt haben sich übrigens auch die Reisekosten des 
Ministers und seiner Arbeitsdelegation – auf circa 9 Mil-
lionen Euro.

Der Haushaltsplan weist keine klaren Effizienzkrite-
rien oder Zielvorgaben für den Personalbereich auf. Die 
AfD fordert eine systematische Effizienzanalyse aller Be-
hördenstrukturen. Personalkosten müssen an den tatsäch-
lichen Bedarfen und an messbare Leistungen gekoppelt 
werden.

Es ist leider zu beobachten, dass Stellen mit bestimm-
ten weltanschaulichen Zielen besetzt werden, zum Bei-
spiel Genderbeauftragte, Queerbeauftragte, Vielfaltsrefe-
rate. Die AfD sieht in solchen Personalstellen eine 
ideologische Unterwanderung des Staatsapparates.

(Beifall bei der AfD)
Wir fordern: Schluss mit ideologiegetriebener Personal-
politik, stattdessen Fokus auf staatliche Kernaufgaben: 
innere Sicherheit, Verwaltungseffizienz, Steuerung von 
Migration und Stellenbesetzung nach Qualifikation! 
Und, Herr Bundesminister, beenden Sie doch bitte die 
unsägliche Benachteiligung leistungsstarker Männer im 
Auswärtigen Amt.

(Lachen der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Ralf Stegner 
[SPD]: Wenn Sie nach Leistung bezahlt wer-
den würden, wäre das eine Null!)

Es wird nicht dargestellt, welche Pensionslasten durch 
Neueinstellungen künftig auf den Bundeshaushalt zu-
kommen. Die AfD fordert eine langfristige und genera-
tionengerechte Personalstrategie.

Der Personalhaushalt des Auswärtigen Amtes ist Aus-
druck eines übergriffigen Staates, der immer mehr Res-
sourcen für sich selbst beansprucht – auf Kosten der 
Bürger und Steuerzahler. Statt schlanker Strukturen und 
effizienter Verwaltung erleben wir einen ideologisch mo-
tivierten Aufbau von Bürokratie und Versorgungsposten. 
Wir fordern: weniger Staatsaufblähung und mehr Verant-
wortung im Umgang mit dem Geld unserer Steuerzahler.

(Beifall bei der AfD)
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Ein anderes Thema: Staatssekretär Dr. Kotsch und sein 
Team haben unsere Haushälter in den letzten Tagen be-
sucht. Wir haben eine Liste der Eigentumsimmobilien 
gefordert – mit Investitionsaufstellungen der letzten Jahre 
und dem Investitionsbedarf. Die wurde uns zugesagt. Es 
wird Sie nicht wundern, dass wir die bisher noch nicht 
erhalten haben. Herr Bundesminister, ich frage Sie: Wol-
len Sie oder können Sie nicht liefern? Beides wäre ein 
Skandal.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Interessiert Sie eigentlich die interna-
tionale Lage auch, oder nicht? – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie 
doch mal was zu Ihrer Nähe zu Russland und 
China! Wen schleusen Sie denn so ein? Ja, 
sagen Sie das mal! Das ist doch recherchiert 
worden! Gibt es auch schon ein Verfahren ge-
gen Sie?)

Stattdessen erreichen uns Berichte aus dem Ausland, 
Hiobsbotschaften über den Zustand unserer Bestands-
immobilien, die teils in desolatem Zustand sind.

Aber es geht auch anders: Was der Bundesrechnungs-
hof in seinem Bericht vom November 2024 über das 
Auswärtige Amt ausgeführt hat, ist nichts anderes als 
ein Offenbarungseid staatlichen Versagens.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sagen Sie doch mal, Herr Keuter, welche Kon-
takte Sie haben nach Russland! Wozu nutzen 
Sie denn das Steuergeld?)

Es geht um nichts Geringeres als um die Verschwendung 
von Steuergeld, die Missachtung parlamentarischer Vor-
gaben und einen hochgradig selbstherrlichen Umgang 
mit staatlichem Eigentum im Ausland.

Ein Beispiel: Wissen Sie, dass wir alleine in Brüssel 
fünf – ganze fünf! – Residenzen haben, aber keinen Wil-
len zur Reduktion?

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Na, Sie hätten gerne mehr Kontakte nach Russ-
land!)

Der Bundestag hat hier auf Vorschlag des Rechnungs-
prüfungsausschusses unmissverständlich gefordert, min-
destens eine der fünf Residenzen in Brüssel zeitnah zu 
verkaufen. Was macht das Auswärtige Amt? Nichts! Im 
Gegenteil: Es saniert fleißig weiter, ignoriert Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen und verschiebt Entscheidungen 
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag. Dieses Verhalten ist 
nicht nur respektlos diesem Parlament gegenüber,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ihre Rede ist res-
pektlos!)

es ist auch unverantwortlich.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihre Rede 
hat nichts damit zu tun, wie die Lage in der 
Welt gerade ist! Gar nichts!)

Beispiel Wezembeek. Vor drei Jahren kaufte das Aus-
wärtige Amt eine zusätzliche Residenz in Brüssel für 
über 8 Millionen Euro. Was bekam der Steuerzahler da-
für? 15 000 Quadratmeter Grundstück, 1 000 Quadrat-
meter Wohnfläche, Schwimmbad, Sauna, Tennisplatz,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Das finden die 
Grünen gut! – Gegenruf der Abg. Deborah 
Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, 
aber es hat halt nichts mit dem Thema zu tun! 
In der Welt brennt’s, aber es geht um Residen-
zen in Brüssel! – Gegenruf des Abg. Jörn 
König [AfD]: Das ist der Deutsche Bundestag 
und nicht der Welt-Bundestag!)

Partysaal, Weinkeller und Garagen für sechs Fahrzeuge. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist keine diploma-
tische Residenz, das ist ein staatlich finanzierter Well-
nesstempel.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an die AfD 
gewandt: Aber wenn Sie mal verstehen wür-
den, dass nationale und internationale Sicher-
heit zusammengehören, dann wären wir ja ein 
Stück weiter! – Gegenruf des Abg. Markus 
Frohnmaier [AfD]: Es ist gut, dass wir mit-
einander reden!)

Während unsere Bürger in kleinen Wohnungen leben und 
mit hohen Energiekosten kämpfen, feiert sich das Aus-
wärtige Amt im Ausland selber – mit Champagner, Wein-
keller und beheiztem Pool auf Steuerzahlerkosten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sagen Sie doch mal was zu Russland!)

Seit exakt zehn Jahren kündigt das Auswärtige Amt an, 
ein professionelles Immobilienmanagement einzuführen. 
Bis heute gibt es keinen Zeitplan, keine Meilensteine und 
keinen Fortschritt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie schaffen ja nicht 
mal eine professionelle Rede im Parlament! – 
Gegenruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD]: 
Das geht doch nur, weil Sie es nicht verste-
hen!)

Selbstverständlich gibt es keine funktionierenden IT-ge-
stützten Controlling-Systeme,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bei Ihnen bräuchte man mehr Controlling!)

keinen Überblick über Flächen, Kosten und Verträge, 
keine Standards bei Ankauf und Ausstattung von Liegen-
schaften. Meine Damen und Herren, das ist kein Ver-
sehen, das ist Systemversagen.

(Beifall bei der AfD)

Wir sagen: Schluss damit! Wir fordern erstens den 
unverzüglichen Verkauf mindestens einer Residenz in 
Brüssel, und das unsaniert und sofort, zweitens die Ein-
führung verbindlicher Obergrenzen für Grundstücksgrö-
ßen und Ausstattungen,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Obergrenzen für sol-
chen Unsinn im Parlament wären gut!)
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drittens einen konkreten Umsetzungsplan für das strate-
gische Liegenschaftsmanagement mit digitalem Control-
ling, nachvollziehbaren Kennzahlen und parlamentari-
scher Kontrolle – daran dürfte Ihnen allen ja gelegen 
sein – und viertens eine Rückbesinnung auf die Kern-
aufgaben des diplomatischen Dienstes, die Vertretung 
deutscher Interessen im Ausland.

Abschließend: Der Staat ist nicht Selbstzweck, son-
dern Dienstleister für seine Bürger. Das Auswärtige 
Amt hat dieses Prinzip offensichtlich vergessen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Parlamentarier sind auch Dienstleister 
für die Bürger!)

Wir als AfD-Fraktion stehen für einen Staat, der mit dem 
Geld der Bürger verantwortungsvoll, sparsam und trans-
parent umgeht. Wir stehen nicht für Prestige, sondern für 
Leistung.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Also, bei der 
Leistung der Rede würde ich sagen: Thema-
verfehlung! – Dr. Ralf Stegner [SPD]: Da 
muss man Strafgebühren bezahlen, wenn man 
die nach Leistung bezahlen würde! – Gegenruf 
von der AfD: Stegner darf heute wohl nicht 
reden!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion spricht nun die Abgeordnete 

Gabriela Heinrich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gabriela Heinrich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Außen-

minister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
über den Haushalt sprechen, dann sprechen wir natürlich 
immer über Prioritäten. Manche sieht man auf den ersten 
Blick, andere zeigen sich dort, wo es politisch etwas 
weniger laut zugeht; und doch geht es gerade dort um 
das Fundament unseres Zusammenlebens, nämlich um 
die Menschenrechte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir leben in einer Zeit, in der diese universellen 
Rechte massiv unter Druck stehen, in der sich autoritäre 
Regime vernetzen, Zivilgesellschaften eingeschüchtert 
und internationale Organisationen geschwächt werden. 
Gleichzeitig schrauben viele Geberländer ihren finanziel-
len Beitrag zur Durchsetzung von Menschenrechten he-
runter. Aber Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie sind die Grundpfeiler für Freiheit. Dort, wo 
sie gewahrt werden, sind Gesellschaften stabiler, gibt es 
weniger Fluchtursachen, sinkt der Bedarf an humanitärer 
Hilfe. Eine starke Menschenrechtspolitik ist deswegen in 
unserem eigenen Interesse.

Unseren Auslandsvertretungen in der Welt kommt da-
bei eine zentrale Rolle zu. Damit wir Konflikte frühzeitig 
erkennen und unsere Partner vor Ort gezielt unterstützen 
können, haben wir mittlerweile ein paar Menschenrechts-
stellen in unseren Botschaften eingerichtet. Dieser di-
rekte Draht zur Zivilgesellschaft hat sich als wichtiges 
Instrument erwiesen. Wir müssen die multilaterale Zu-
sammenarbeit mit ihren Strukturen weiter fördern und 
dort Verantwortung übernehmen, wo andere sich zurück-
ziehen, auch wenn wir wissen – wir haben es heute schon 
mehrfach gehört –, dass wir nicht alle Lücken schließen 
können.

Das gilt insbesondere für die humanitäre Hilfe. Wir 
erleben in diesem Bereich, dass zunehmend private Stif-
tungen und Unternehmen gegründet werden, und diese 
vertreten dann die Interessen derjenigen, die sie finanzie-
ren – Interessen von Staaten in Konflikten oder Interessen 
von Unternehmen beim Abbau von Rohstoffen. Men-
schenleben werden dann nur gerettet, wenn sich die Not-
leidenden den Interessen fügen. Die Grundprinzipien der 
humanitären Hilfe und der Hilfsorganisationen der VN 
werden so außer Kraft gesetzt, und ihre Finanzierung 
wird heruntergefahren. Auch deshalb müssen wir dafür 
sorgen, dass wir als humanitärer Geber handlungsfähig 
bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Pascal Meiser 
[Die Linke])

Im Haushaltsentwurf stehen für humanitäre Hilfe jetzt 
nur noch rund 1 Milliarde Euro bereit. Das ist schon noch 
doppelt so viel wie vor zehn Jahren, aber eben doch 
weniger als die Hälfte dessen, was wir zuletzt aufgebracht 
haben – bei steigendem Bedarf. Schon jetzt führen die 
weltweiten Finanzierungslücken dazu, dass Organisatio-
nen priorisieren müssen, wo man eigentlich nicht mehr 
priorisieren kann, etwa wenn Lebensmittelrationen ge-
kürzt werden, obwohl jede Kalorie zählt. Gerade in dieser 
Lage dürfen wir nicht kleinrechnen, was global von uns 
erwartet wird, was wir leisten können und leisten müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Eine starke internationale Politik, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, muss in alle Bereiche investieren. Dazu 
gehören eine starke, vorausschauende Menschenrechts-
politik und eine ebenso starke humanitäre Hilfe.

Herr Außenminister, ja, wir werden uns gemeinsam 
dafür einsetzen, dass beides nicht unter die Räder kommt 
und dass wir gemeinsam, so wie wir das in der Vergan-
genheit auch immer geschafft haben, noch mehr investie-
ren. Das ist unsere globale Verantwortung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 

Max Lucks für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich bin dem Außenminister und den Kolle-
ginnen und Kollegen aus der SPD-Fraktion und der CDU/ 
CSU-Fraktion sehr dankbar, dass sie hier heute deutlich 
gemacht haben, dass die humanitäre Hilfe nicht gekürzt 
werden soll.

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir erwarten aber, dass sich das nicht nur in den Reden 
hier abbildet, sondern am Ende auch im Haushalt wieder-
findet. Sie haben unsere Unterstützung. Wenn Sie diese 
massive Kürzung der humanitären Hilfe um 53 Prozent – 
um mehr als 1 Milliarde Euro – zurücknehmen wollen, 
dann unterstützen wir Sie. Aber sagen Sie es nicht nur, 
machen Sie es auch!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und, Frau Dilcher, Herr Ahmetovic, machen Sie es 

jetzt! Es reicht nicht, die Kürzung der humanitären Hilfe 
erst mit Blick auf 2026 zurückzunehmen. Jetzt, in diesem 
Jahr, droht, dass 200 000 Menschen im Sahel den Zugang 
zu sauberem Trinkwasser wegen Ihrer Kürzung verlieren. 
Jetzt droht die Situation, dass 200 000 Menschen in So-
malia, Kenia und Äthiopien über Monate ihre Kalorien-
zufuhr um die Hälfte reduzieren müssen. Deswegen muss 
die Kürzung der humanitären Hilfe jetzt und deutlich 
zurückgenommen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Johannes Schraps [SPD] und 
Pascal Meiser [Die Linke])

Was glauben Sie eigentlich, was eine Destabilisierung 
der humanitären Lage weltweit für Auswirkungen hätte? 
Also, Rechtsaußen muss sich mal entscheiden. Sie hetzen 
den ganzen Tag

(Hannes Gnauck [AfD]: Gegen wen?)
gegen Geflüchtete.

(Hannes Gnauck [AfD]: Das stimmt nicht! – 
Jan Wenzel Schmidt [AfD]: Gegen Asylforde-
rer! – Stefan Keuter [AfD]: Ein bisschen diffe-
renzierter, Herr Kollege!)

Sie haben kein Interesse daran, Migration in irgendeiner 
Art und Weise humanitär zu steuern, wenn Sie versuchen, 
die humanitäre Hilfe zu denunzieren.

(Jörn König [AfD]: Das stimmt doch gar nicht! 
Was wollen Sie? – Stefan Keuter [AfD]: Set-
zen, sechs! – Weitere Zurufe von der AfD)

Was glauben Sie eigentlich, was passiert, wenn den su-
danesischen Flüchtlingen in Tunesien und Libyen Was-
ser, Medikamente und Nahrung entzogen werden? Sie 
können noch so viel hetzen:

(Jörn König [AfD]: Wir hetzen doch gar nicht!)
Humanitäre Hilfe ist die beste Prävention gegen Flucht-
ursachen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken und des 
Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Und auch deshalb müssen wir die humanitäre Hilfe unter-
stützen und ausbauen und dürfen wir sie nicht zusammen-
schrumpfen.

(Gerold Otten [AfD]: Lächerlich! – Weitere 
Zurufe von der AfD)

Meine Damen und Herren von der Koalition, ermögli-
chen Sie dem Parlament die umfassende Arbeit an diesem 
Bundeshaushalt!

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Lucks, lassen Sie eine Frage von Herrn 

Frohnmaier zu?

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Schade! – Jan 
Wenzel Schmidt [AfD]: So viel zur lebendigen 
Debatte!)

Wir werden morgen früh im Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe beantragen, dass wir eine 
Sondersitzung dieses Ausschusses in der Sommerpause 
durchführen können. Stimmen Sie diesem Antrag mor-
gen früh im Ausschuss zu! Denn ich finde, wenn die 
humanitären Helfer ihr Leben riskieren, um Menschen 
in Not zu helfen, dann können sie von uns als Politik 
erwarten, dass wir wenigstens einen Tag unserer Som-
merpause opfern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gestatten Sie mir einen letzten Satz. Die Kürzung der 

Mittel für die zivile Seenotrettung ist wirklich der Gipfel 
des Eisberges und geschieht auf dem Rücken der 
Schwächsten.

(Zuruf des Abg. Thomas Rachel [CDU/CSU])
Menschen, die im Massengrab des Mittelmeers Men-
schenleben retten, haben das Bundesverdienstkreuz ver-
dient und keine politische Kaltherzigkeit. Wir brauchen 
endlich eine Politik, die sich einsetzt für die zivile See-
notrettung, für eine staatliche Rettungsmission,

(Zuruf der Abg. Lea Reisner [Die Linke])
eine Politik, die endlich den Willen hat, das Sterben im 
Mittelmeer zu beenden.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, bekommt für 

eine Kurzintervention noch der Abgeordnete Frohnmaier 
das Wort.

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Lucks, die beste Maßnahme gegen Migrations-

druck sind geschlossene Grenzen und die Abschaltung 
von Migrationsmagneten wie Sozialleistungen,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie schalten Ihren 
Verstand ab! -Weiterer Zuruf von der SPD: 
Vorsichtig!)
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die hier in Deutschland so ausgestaltet worden sind.
Für Sie zur Kenntnis an der Stelle: Die AfD hat in den 

letzten Jahren, sei es im Bereich des Entwicklungsetats 
oder auch des auswärtigen Etats, immer wieder gefordert, 
dass Projekte, die heute auch schon aufgezählt wurden, 
wie – weiß ich nicht – „Gendersensible Männerarbeit in 
Nicaragua“ und Ähnliches abgeschafft werden. Wir ha-
ben aber explizit, wenn es um Flüchtlingshilfswerke vor 
Ort ging – UNHCR usw. –, einen Aufwuchs gefordert. 
Wir verstehen sehr wohl, dass es wichtig ist, dass heimat-
nah untergebracht und geholfen werden kann. Sie können 
aber nicht die ganze Welt hier in Deutschland versorgen 
und retten. Dagegen haben wir uns ausgesprochen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Fake News!)

Wir machen Politik für unsere Bürger und keine Politik 
der offenen Tür, Herr Lucks.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Die geistige Männerarbeit eingestellt!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Lucks, wenn Sie möchten, haben Sie die Gele-

genheit zur Antwort.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Frohnmaier, das Spannende an diesen Debatten 

hier ist ja, dass Menschen sich entscheiden, über das zu 
reden, was sie für richtig halten. Sie entscheiden sich 
dafür, Ihre Theorie zu verbreiten, die nicht haltbar ist – 
mit Fluchtursachen, die keine Fluchtursachen sind –; 
denn es gibt keine evidente Grundlage für Ihre Behaup-
tung.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Doch!)
Sie versuchen, die Arbeit der vielen Entwicklungshelfer, 
der vielen humanitären Helfer, die teilweise unter Le-
bensgefahr Menschen in Not helfen und Fluchtursachen 
vermeiden, zu diskreditieren.

(Stefan Keuter [AfD]: Das ist doch völliger 
Unfug! Völliger Unfug! Er kann nicht mal zu-
hören! – Weiterer Zuruf von der AfD: Das 
stimmt doch gar nicht! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Das ist schändlich, das legt Ihre Demagogie offen, und 
wir werden uns dem entgegenstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jörn König [AfD]: Reine Unterstellung, ehr-
lich! Reine Unterstellung!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort für die Fraktion Die Linke der Abge-

ordnete Vinzenz Glaser.
(Beifall bei der Linken)

Vinzenz Glaser (Die Linke):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Außenminister! Werte Kolleginnen und Kollegen! „Nicht 
das Lippenbekenntnis, nur das Leben und Handeln adelt 

und erhebt.“ Dieses Zitat mahnt uns. Wer sich zu Werten 
wie Menschlichkeit, Gerechtigkeit und Verantwortung 
bekennt, muss sie auch mit Taten füllen, Herr Wadephul, 
gerade in Zeiten globaler Krisen.

(Beifall bei der Linken)
Die Worte von Clara Zetkin, Feministin und Kämpferin 
für internationale Solidarität, erinnern uns daran, dass 
wahre Verantwortung sich nicht in leeren Worten zeigt, 
sondern im entschlossenen Handeln. Doch die Bundes-
regierung, die diesen Haushaltsentwurf verantwortet, 
bleibt genau hinter dieser Verantwortung zurück.

Während die Rüstungsausgaben anscheinend keine 
Obergrenze mehr kennen, wird mehr als die Hälfte der 
humanitären Hilfe im Auswärtigen Amt gestrichen – über 
1 Milliarde Euro weniger! Das ist ein Bruch mit dem 
Koalitionsvertrag und unserer globalen Verantwortung.

(Beifall bei der Linken)
Was wir erleben, ist die wohl drastischste Fehlpriori-

sierung in der Geschichte humanitärer Hilfsplanung – in 
Zeiten, in denen der Bedarf weltweit zunimmt. Und diese 
Kürzungen kommen nicht aus einem Mangel an finan-
ziellem Spielraum, sondern sind politische Entscheidun-
gen. Deutschland kann mehr tun, aber Sie wollen es nicht.

Und wir reden hier nicht über Almosen; wir reden über 
eine historisch gewachsene Schuld. Die Krisen, auf die 
humanitäre Hilfe heute reagieren muss, sind oft das Er-
gebnis von Jahrhunderten kolonialer Ausbeutung, von 
Klimazerstörung, von ungleichen Handels- und Finanz-
systemen, die wir im Globalen Norden geschaffen haben 
und von denen wir bis heute profitieren.

(Beifall bei der Linken)
Aber statt Verantwortung zu übernehmen, wird jetzt 

gekürzt. Als wäre die Kürzung der humanitären Hilfe 
nicht genug, wird auch bei der Krisenprävention, Stabili-
sierung und Friedensförderung fast ein Fünftel gestri-
chen. Die Instrumente, die Konflikte verhindern sollen, 
werden zerstört, bevor sie überhaupt wirken können.

Selbst aus dem Auswärtigen Amt kommt die Warnung: 
Ohne mehr Mittel drohen Hungerkatastrophen, drohen 
Notlagen, Instabilität – auch mit Auswirkungen auf un-
sere eigene Sicherheit.

(Zuruf von der AfD: Ja!)
Wenn wir Stabilität und Sicherheit wollen, dann müssen 
wir doch dort investieren und unterstützen, wo Krisen 
entstehen: dort, wo Menschen hungern, dort, wo Kinder 
fliehen müssen, dort, wo Strukturen bereits jetzt zerbre-
chen.

Wer also über Sicherheit redet und nur ans Militär 
denkt, hat nichts verstanden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Sicherheit entsteht durch faire Wirtschafts- und Handels-
strukturen, Klimaschutz, globale Gerechtigkeit sowie 
verstärkte Krisenprävention. Krisenprävention und Frie-
densförderung müssen gestärkt werden, um Konflikte zu 
verhindern und echten Frieden zu schaffen.

Darum fordern wir als Linke ganz klar einen Stopp der 
Kürzungen bei der humanitären Hilfe,
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(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

eine klare Priorität für globale Gerechtigkeit statt militä-
rischer Aufrüstung und einen Haushalt, der der globalen 
Verantwortung Deutschlands auch wirklich gerecht wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der nächste Redner ist für die CDU/CSU-Fraktion der 

Abgeordnete Roderich Kiesewetter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Au-

ßenminister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Noch mal zur Erinnerung: Mit 
dieser Haushaltswoche leisten wir einen Beitrag zur Be-
endigung der vorläufigen Haushaltsführung

(Beifall bei der CDU/CSU)

– das ist ganz entscheidend –, und wir machen quasi auf 
die Kommastelle genau in dieser Debatte die Türen auf 
für einen Haushalt, der bereits im letzten Jahr von der 
alten Bundesregierung vorberaten wurde.

(Beifall des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Uns geht es darum, Handlungsfähigkeit zu bewirken, und 
diese Handlungsfähigkeit werden wir erst haben, wenn 
die vorläufige Haushaltsführung beendet ist.

Aber dass wir nicht in dieser Kontinuität bleiben kön-
nen, hat doch die heutige Debatte gezeigt, Stichwort „hu-
manitäre Hilfe“. Ich möchte auch die Querfinanzierung 
des Russlandhauses in Berlin ansprechen, das auch in 
diesem Einzelplan mit aufgeführt ist. Aber Sie, Herr Au-
ßenminister, haben bei Ihrer Reise in die Ukraine ja sehr 
klargemacht, dass die erste Priorität der deutschen Au-
ßenpolitik die Unterstützung der Ukraine ist. Und das, 
meine Damen und Herren, spiegelt sich noch nicht in 
diesem Haushalt wider.

Und wir sind bereit, Herr Außenminister, Sie da in 
jeder Hinsicht zu unterstützen, und ich glaube, dass die 
meisten in diesem Hause bereit sind, es klarzumachen. 
Warum? Weil Russland sehr starke Verbündete hat, stär-
kere Verbündete in vielfacher Hinsicht als manchmal die 
Ukraine.

Diese starken Verbündeten sind China, Iran und Nord-
korea: China, das erst unlängst ein deutsches Flugzeug 
geblendet hat und eine Einsatzmission gefährdet hat; Chi-
na, das mit ungeheurer Übungstätigkeit Taiwan bedrängt; 
China, das in außergewöhnlichem Maße Russland bei der 
Sanktionsumgehung hilft und auch Drohnen und andere 
Rüstungsbestandteile nach Russland liefert. Über den 
Iran ist schon genug gesprochen worden, und Nordkorea 
liefert nicht nur Raketen, sondern auch Zehntausende 
Soldaten.

Meine Damen und Herren, wenn wir wirklich wollen, 
dass wir andere Prioritäten haben, die der Bundeskanzler, 
der Außenminister, unsere Fraktion setzen, dann müssen 
wir begreifen, dass eine Allianz die regelbasierte Ord-
nung aushöhlen will, eine Allianz, die das Recht des 
Stärkeren durchsetzen und die Stärke des Rechts aus-
hebeln will. Das sind diese CRINK-Staaten: China, Iran, 
Nordkorea und Russland.

Wenn wir also wollen, dass wir die regelbasierte Ord-
nung stärken, müssen wir als Deutsche uns stärker inner-
halb Europas einbringen. Dazu dienen nicht nur die vie-
len Besuche, dazu dient auch, dass wir das im Haushalt 
stärker abbilden müssen. Ich will da ein paar Beispiele 
nennen.

Dazu gehört beispielsweise, dass wir in der Unterstüt-
zung der Ukraine die Anrechenbarkeit verbessern, dass 
wir die Rüstungsproduktion in Deutschland anwerfen

(Beifall der Abg. Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und dass wir zugleich Waffensysteme auch als politisches 
Druckmittel gegenüber Russland verwenden. Auch wenn 
man strategische Ambiguität verwendet, kann man 
durchaus die Taurus-Ausbildung beginnen, wenn sie 
nicht schon begonnen hat, um dann ein politisches Signal 
und Druckmittel nach Russland zu senden, aber auch, um 
der Ukraine deutlich zu machen: Wir unterstützen sie in 
ihrer eigenen Rüstungsproduktion und liefern das, was 
wir verfügbar haben, was völkerrechtlich möglich ist, 
nicht „as long as it takes“, sondern so viel wie möglich, 
was völkerrechtlich zulässig ist, damit dieser Krieg sich 
nicht ausweitet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und um eine Ausweitung dieses Krieges zu verhin-
dern, müssen wir auch unserer Bevölkerung klarmachen, 
was auf dem Spiel steht: Tägliche Drohnenüberflüge über 
kritischer Infrastruktur von russischen Schiffen, Sabota-
geakte nicht nur in Deutschland, aber auch hier.

Russland sieht uns als Gegner, und wir müssen begrei-
fen, dass wir nur mit Diplomatie und Härte, mit Smart 
Power bestehen können. Und deshalb, meine Damen und 
Herren, bedarf es nicht nur haushälterischer Mittel. Wir 
müssen eine Änderung unserer strategischen Kultur an-
streben, nämlich dass Sicherheit die Sicherheit aller Bür-
gerinnen und Bürger ist, dass dazu auch Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz gehört. Es geht darum, dass wir 
als Außenpolitiker begreifen, dass auch innere Sicherheit 
dazugehört, dass militärische Sicherheit und wirtschaftli-
che Wettbewerbsfähigkeit dazugehören.

Wenn wir das gemeinsam verstehen, sind wir auch in 
der Lage, die Ukraine in euroatlantische Strukturen zu 
integrieren und glaubwürdig gegenüber den USA, die 
sich zunehmend zurückziehen, Verlässlichkeit und regel-
basierte Ordnung vorzuleben. In diesem Sinne bitte ich 
auch um weitere Unterstützung.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Achim 

Köhler das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Achim Köhler (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir sprechen heute über einen Bundeshaushalt, 
besonders über mehr als 1 Milliarde Euro, die unter dem 
Titel „Menschenrechte und humanitäre Hilfe im Aus-
land“ veranschlagt sind. Was auf den ersten Blick mora-
lisch klingt, entpuppt sich bei genauerem Hinsehen als 
ein Trojanisches Pferd: Außen steht mit großen Buch-
staben „Menschenrechte“ drauf, doch innen verbirgt 
sich ein Flickenteppich aus ideologisch motivierten Ein-
zelmaßnahmen, die mit echter Hilfe schon lange nichts 
mehr zu tun haben.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Ihnen ist nicht mehr zu helfen!)

Statt gezielter Unterstützung erleben wir eine Umver-
teilung nach ideologischem Maßstab.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Immer diese Leier!)

Deutschland gibt jährlich über 30 Milliarden Euro für 
Entwicklungshilfe aus. Doch viele dieser Projekte sind 
nicht ausreichend geprüft oder ineffizient, oder ihre Wir-
kung bleibt unklar, mitunter sogar kontraproduktiv.

(Zuruf des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Das ist politisch fahrlässig.
Ich frage Sie: Wie kann es sein, dass wir Demokratie-

förderung in weit entfernten Ländern finanzieren, wäh-
rend bei uns immer mehr Menschen das Gefühl haben, 
ihre Meinung nicht mehr frei äußern zu können, und aus 
Angst vor beruflichen oder gesellschaftlichen Kon-
sequenzen nichts mehr sagen?

(Beifall bei der AfD – Adis Ahmetovic [SPD]: 
Sie sagen doch, was Sie wollen! Das ist doch 
das Problem!)

Wie kann es sein, dass wir weltweit Programme für die 
Umgestaltung von Gesellschaften fördern, während in 
Deutschland Rentner Flaschen sammeln müssen, um 
über die Runden zu kommen?

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Die AfD sammelt 
auch Flaschen!)

Wie kann es sein, dass im Ausland politische Bildungs-
arbeit gefördert wird, während in unseren Klassenzim-
mern Lehrkräfte fehlen und Schulgebäude verfallen?

Menschenrechte beginnen zu Hause. Unsere Bürger 
haben ein Recht auf Sicherheit, auf Bildung und bezahl-
bares Wohnen, auf ein funktionierendes Gemeinwesen. 
Genau dort muss Politik ansetzen.

(Beifall bei der AfD)
Doch stattdessen fließen weitere Millionen in Projekte, 
die Migration strukturell fördern, kulturelle Identitäten 
reaktivieren und eine gesellschaftliche Neuausrichtung 
entlang ideologischer Linien betreiben – national und 

international. Diese Politik nennt sich „humanitär“, ist 
aber in Wahrheit ein ideologisches Projekt mit globalem 
Anspruch – finanziert durch deutsche Steuerzahler. Da-
mit muss Schluss sein. Menschenrechte sind kein Instru-
ment für politische Umerziehung und keine Bühne für 
gesellschaftspolitische Experimente. Sie sollten den 
Menschen dienen, und zwar zuerst denen, für die wir 
Verantwortung tragen: für unsere eigenen Bürger.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [Augs-
burg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die 
Menschenrechte gelten universell! Universell!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die SPD-Fraktion der Abgeord-

nete Markus Töns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Markus Töns (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst einmal vorweg: Es ist fast unverständlich, 
warum Abgeordnete der AfD permanent über Entwick-
lungshilfe und über das, was wir in der Entwicklungs-
zusammenarbeit machen, jammern. Dieses große, reiche, 
starke und demokratische Land, in dem wir leben,

(Jan Wenzel Schmidt [AfD]: Die Wirtschaft ist 
runter!)

hat auch eine Verantwortung in der internationalen Welt. 
Wenn Sie das bis heute nicht begriffen haben, dann weiß 
ich gar nicht, warum Sie hier sitzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Achim Köhler [AfD]: Laufen 
Sie mal durch Berlin!)

Aber lassen Sie uns wieder zum Haushalt zurückkom-
men. Herr Minister, Sie sind unter anderem auch für die 
Frage zuständig, wie es mit dem Mehrjährigen Finanz-
rahmen weitergeht. Die Federführung obliegt Ihrem 
Haus. Wir wissen alle, dass da in den nächsten anderthalb 
Jahren Spitz auf Knopf gerechnet werden muss. Wir wis-
sen alle, dass es am Ende zwar auch noch mal ein biss-
chen volatil wird, aber auf der anderen Seite ist es so: Wir 
haben wichtige Aufgaben zu erledigen. Mehr Sicherheit 
wollen wir: europäische Sicherheit, europäische Verteidi-
gung. Wir brauchen definitiv Hinweise, wie es mit der 
Kohäsionspolitik weitergeht, wie es mit der Agrarpolitik 
weitergeht, wie wir das Ganze überhaupt integrativ ge-
stalten wollen.

Dazu zählt auch, dass wir uns ehrlich machen müssen. 
Es wird die Quadratur des Kreises nicht geben, nach dem 
Motto: Wir wollen nicht mehr Geld geben, wir geben 
keine Eigenmittel an die europäische Ebene, aber wir 
wollen trotzdem mehr machen. – Das wird am Ende nicht 
funktionieren; das wissen wir alle miteinander. Ich wün-
sche Ihnen ein gutes Händchen bei den Beratungen. Es 
wird nicht ganz einfach, dazu die wirklich richtigen Ent-
scheidungen zu treffen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                   1658 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Ein zweiter Punkt aus meiner Sicht, über den wir heute 
noch viel zu wenig geredet haben, ist Schengen. Der 
Schengenraum ist 40 Jahre alt. Er ist gefeiert worden. 
Aber er ist stark bedroht, weil Mitgliedstaaten – auch 
Deutschland – Binnengrenzen der Europäischen Union 
schließen und Grenzkontrollen einführen. Das ist für die 
große Errungenschaft des grenzfreien Raums der Euro-
päischen Union ein Makel. Deshalb müssen wir GEAS ab 
dem nächsten Jahr zwingend umsetzen. Mit GEAS krie-
gen wir es hin, die Binnengrenzen dann auch wieder zu 
öffnen. Ich plädiere ausdrücklich dafür, dass wir uns da-
für auch innerhalb der Koalition stark aufstellen und auf 
den Weg machen, auch mit dem Innenminister.

Ein dritter und letzter Punkt aus meiner Sicht, den ich 
an dieser Stelle auch noch mal erwähnen will, betrifft die 
Frage der Handelspolitik. Tilman Kuban hat sie vorhin, 
glaube ich, auch schon erwähnt. Neben der regelbasierten 
Außenpolitik und alldem, was wir besprechen, brauchen 
wir auch eine regel- und wertebasierte Handelspolitik. 
Handelspolitik wird von der Europäischen Union für 
uns alle gemacht. Das führt zu Wohlstand und dazu, 
dass wir eine starke Europäische Union haben. Nur eine 
starke Europäische Union wird in der Lage sein, ihre 
Aufgaben in Sachen Sicherheit, Verteidigung und innerer 
Sicherheit zu erfüllen. Dafür müssen wir kämpfen.

Ein herzliches Glückauf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nun spricht Alexander Radwan für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-

legen und Kolleginnen! Frau Präsidentin! Vor zwei Mo-
naten kam die Bundesregierung ins Amt und war sofort 
mit großen internationalen, globalen Herausforderungen 
konfrontiert. Sie hat von Tag eins an diese Herausforde-
rungen grandios angenommen. Wenn man heute die 
Menschen fragen würde, könnten sie sich kaum noch 
vorstellen, was vorher war. Heute haben wir den Krieg 
in der Ukraine, die USA mit der NATO-Frage, mit der 
Zollfrage, den Nahen Osten. Lassen Sie mich zwei 
Punkte herausgreifen, die mir wichtig sind:

Man hat in Europa von Anfang an darauf geschaut, die 
Reihen zu schließen, ein starkes Europa zu formieren. Ich 
denke an das Bild von polnischen, französischen und 
deutschen Vertretern, die klar gesagt haben: Wir stehen 
zur Ukraine. Das war ein klares Signal. Aber es sind auch 
die Initiativen auf europäischer Ebene, um die Rüstung in 
Europa effizienter zu machen und die Kräfte hier zu 
bündeln. Wir können die internationalen Herausforderun-
gen auch mit dieser Volatilität, wenn wir über den Atlan-
tik schauen, nur erfolgreich bestehen, wenn wir hier ge-
eint sind.

Herr Keuter, Sie haben hier die Immobilien in Brüssel 
angesprochen. Ich bin froh, dass wir diese Immobilien 
haben

(Stefan Keuter [AfD]: Wir haben fünf!)

und auch die Beamten dort. Wir haben keine fünf, son-
dern drei gute Vertretungen.

(Stefan Keuter [AfD]: Fünf Residenzen!)

– Lassen Sie mich ausreden. – Davon sind zwei sanie-
rungsbedürftig. Ein Kauf im jetzigen Zustand ist preis-
werter, als wenn wir sie mieten würden. Darum ist das ein 
verantwortliches Handeln des Auswärtigen Amtes, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stefan Keuter [AfD])

Lassen Sie mich noch einen zweiten Punkt nennen und 
sagen, wofür ich dem Außenminister sehr dankbar bin: 
dass wir es geschafft haben, zu einer interessenorientier-
ten Außenpolitik zu kommen, weg von einer belehren-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Um eine interessenorientierte Außenpolitik machen zu 
können, meine Damen und Herren, muss man dialogfähig 
sein. Das zeigen die Reisen des Außenministers in die 
Regionen. Er wird kurzfristig empfangen. Er kann dort 
mit den Herrschern und den Verantwortlichen reden und 
verhandeln.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Wer von den bei-
den Außenministern?)

Nur darüber ist es möglich, in einer so schwierigen, kom-
plexen Gemengelage wie zum Beispiel im Nahen Osten 
agieren zu können. Ja, ich halte es für richtig, Herr Au-
ßenminister, dass Sie auch mit dem Außenminister Irans, 
den Mullahs gesprochen haben. Das war notwendig. Das 
sind keine schönen Gespräche, aber es sind notwendige, 
um deutsche Interessen in der Welt zu vertreten.

Das unterscheidet sich wohltuend – das kann ich mir 
jetzt nicht verkneifen – von der Vorgängerregierung. Die 
WM in Katar, meine Damen und Herren, war ja schon 
sportlich ein Desaster. Aber sie war außenpolitisch ein 
noch viel größeres Desaster, weil sowohl das Auftreten 
der damaligen Innenministerin als auch das der Außen-
ministerin regelmäßig dazu geführt haben, dass wir eben 
nicht den Dialog geführt, sondern nur belehrt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und dann kam gleichzeitig die Situation mit dem Gas. 
Unser damaliger Wirtschaftsminister musste dann mit 
den Kataris reden, damit wir von ihnen doch Gas bekom-
men.

Aber wir haben es auch bei anderen Themen gemerkt, 
die sehr schlimm waren. Als es um die deutschstämmigen 
Geiseln des Hamasterrors ging oder als es um die Rück-
führung nach Afghanistan oder umgekehrt um das Aus-
fliegen aus Afghanistan ging, waren wir auf die Kataris 
angewiesen. Wenn man mit den entsprechenden Vertre-
tern so umgeht, dann merken die sich das, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Darum ist das, was wir heute machen, erfolgreicher, es 
ist verantwortlicher, und vor allen Dingen ist es ehrlicher. 
Mit einer ehrlichen Außenpolitik, meine Damen und Her-
ren, haben die Grünen bis heute ihre Probleme.

Besten Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ebenfalls für die CDU/CSU-Fraktion und als letzte 

Rednerin in dieser Debatte hat nun das Wort Dr. Inge 
Gräßle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Esther Dilcher [SPD])

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir haben es fast geschafft. Ich möchte 
schon sagen, dass, wenn man die Weltlage betrachtet und 
die Vielzahl der Aufgaben, Sie, Herr Minister, und Ihr 
Team Solidarität und Respekt verdient haben und auch 
den Dank für ein strammes Arbeitstempo, und die zwei 
Haushaltsentwürfe kommen jetzt noch on top.

Ich bringe das Echo und auch sehr viele positive Stim-
men aus dem Wahlkreis mit. Die Menschen sind dank-
bar – und auch Kollege Radwan hat es angesprochen –, 
dass Sie rhetorisch abgerüstet haben. Die Lage ist drama-
tisch genug; deswegen muss man da nicht noch einen 
draufsetzen. Sie sind ein kühler Kopf als Nordmann.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Gräßle, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Und nach den Erfahrungen mit der Dramaqueen,

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt reicht es langsam wirklich!)

muss ich sagen, tut es den Menschen und auch uns gut, 
dass wir abgerüstet haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, –

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
– es gibt den Wunsch nach einer Zwischenfrage aus 

den Reihen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Gräßle, vielleicht können Sie mir erklären, wa-

rum der Kollege Radwan auf das Thema Ehrlichkeit ab-
zielt, vor dem Hintergrund, dass schon vor einem Jahr, 

vor einem Dreivierteljahr, vor einem halben Jahr, vor vier 
Monaten die Zahl 3,5 Prozent des BIP für Verteidigungs-
ausgaben kursierte, unter anderem auch von unserem 
damaligen Spitzenkandidaten Robert Habeck genannt 
wurde und wir als Grüne hier im Parlament, im Aus-
schuss für diese Perspektive nur Gelächter geerntet ha-
ben,

(Zuruf von der AfD: Weil ihr es verdient habt!)
um jetzt zu erleben, wie diese Bundesregierung selbst-
verständlich sogar den 5 Prozent beim NATO-Gipfel zu-
stimmt. Da frage ich Sie, was das mit der Ehrlichkeit der 
Union zu tun hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stefan Keuter [AfD]: 
Fragen Sie den Radwan doch! – Alexander 
Radwan [CDU/CSU], an die Abg. Dr. Inge 
Gräßle [CDU/CSU] gewandt: Sagen Sie nichts 
Falsches!)

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Frau Kollegin, ich schlage vor, Sie fragen den Kolle-

gen Radwan nachher direkt.
(Beifall des Abg. Stefan Keuter [AfD] – 
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist keine Antwort!)

Er ist ein sehr netter Kollege und freut sich immer über 
Kontakt mit der Damenwelt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der AfD)

Also, ich kann Ihnen zum Kontakt mit dem Kollegen 
Radwan nur raten.

Ich kann nur für mich sprechen und kann sagen, dass 
wir natürlich in dieser Frage Wort halten, und vielleicht 
würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass sich die interna-
tionale Gefechtslage verändert hat.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da hat sich nichts verändert!)

Danke für die Frage, aber ich kann echt nichts damit 
anfangen. Es tut mir leid.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Aber wenn wir schon bei der Frage der Ehrlichkeit 

sind, wäre es doch ehrlich gewesen, wenn Sie gesagt 
hätten, dass wir hier im Wesentlichen einen alten Haus-
haltsentwurf diskutieren.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unter ganz anderen Spielräumen! – Jamila 
Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber 
nach der Schuldenbremsenreform!)

Sie hätten fragen können – damit habe ich auch fest ge-
rechnet –: Warum tut ihr das? Warum diskutiert ihr den 
alten Ampelkäse? Da habe auch ich eine Meinung.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weil ihr ganz andere Spielräume habt! Des-
halb! – Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben eine Schuldenbremsen-
reform!)
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Aber ich muss Ihnen sagen: Ja, es stimmt. Es ist was 
geändert worden:

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Der Herr Minister hat sich die Freiheit genommen, den 
Vertrag mit der Visagistin von der Frau Vorgängerin zu 
kündigen, 7 500 Euro,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Also! – Claudia Roth [Augsburg] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es wird immer weni-
ger, Frau Gräßle!)

und sicherlich wurden auch noch andere Verträge gekün-
digt. Also, ich finde, diese Debatte hätte mehr Ehrlichkeit 
und auch mehr Zukunftsorientierung verdient.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Eine echte Form von 
Gesichtswahrung hier!)

Ich will jetzt in den verbleibenden 4 Minuten wirklich 
meinen Teil dazu leisten.

Die humanitäre Hilfe stand im Mittelpunkt dieser De-
batte, und das ist wichtig. Aber weil wir nur über ein 
Restjahr von drei Monaten sprechen, ist doch die Frage: 
Was haben wir noch vor unter den Bedingungen der vor-
läufigen Haushaltsführung?

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Fragen Sie mal die Träger!)

Ich möchte Sie davor warnen, zu glauben, dass, wenn 
man bei der UNO die Gelder poolt, dann alles gut wird. 
Das ist mitnichten so. Deswegen, glaube ich, müssen wir 
uns im BE-Gespräch nächste Woche ganz entschieden 
darum kümmern, was wir machen.

Ich möchte Sie ebenfalls dazu einladen, nach Brüssel 
zu blicken. Brüssel ist die größte Geberin an Entwick-
lungshilfe, auch an internationale Organisationen.

(Jörn König [AfD]: Nein! Das ist immer der 
Steuerzahler!)

Bei der Entwicklungshilfe kommen 42 Prozent der Mittel 
aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Das ist 
nicht nichts. Also, das große Elend, das Sie hier an die 
Wand malen, halte ich für fraglich, und ich halte das auch 
nicht für sachdienlich.

Wir müssen uns mit den Problemen auseinandersetzen, 
und wir haben ein Problem, nämlich in Gestalt des World 
Food Programmes. Ja, es ist wichtig. Ich habe mal ver-
sucht, die Zahlen zusammenzutragen zu den Fragen: Was 
geben wir beim World Food Programme tatsächlich aus? 
Welche Häuser sind am World Food Programme und an 
den Ausgaben dafür beteiligt? – Das war nicht möglich. 
Ich habe daraus den Schluss gezogen, dass wir auf Ebene 
der Bundesregierung mehr Koordinierung brauchen, und 
ich habe mir vorgenommen, dafür zu sorgen.

Und noch etwas wäre hilfreich: Außenministerin 
Baerbock hat in jeder Haushaltsausschussdebatte ver-
sprochen,

(Hannes Gnauck [AfD]: Ja!)
das Transparenzportal für die Ausgaben des Auswärtigen 
Dienstes zu schaffen.

(Heiterkeit des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU])
Was ist daraus geworden? Es ist bis heute nicht da. Herr 
Minister, es wäre schön, wenn Sie dieses Projekt voran-
treiben könnten; das wäre doch großartig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Finde ich auch!)

Ich habe noch ein weiteres Projekt entdeckt. Haus-
haltspläne weisen ja immer gewachsene Strukturen auf, 
und diese gewachsenen Strukturen sind eine nette Um-
schreibung für eine ziemlich bunte Abbildung von Auf-
gaben, die das Amt im Lauf der Jahre und Jahrzehnte 
übernommen hat. Ich biete meine Hilfe für eine kleine 
Flurbereinigung an, damit Sie im Haushalt auch wieder 
Luft haben, in einer sich ändernden Welt mit neuen Auf-
gaben in der Außenpolitik.

Als ehemalige EU-Abgeordnete bin ich echt betrübt 
über die geringe Rolle, die die europäische Zusammen-
arbeit hier im Haus spielt. Warum eigentlich? Ich kann 
nur sagen: Blick heben, nach Europa gucken. Da lernt 
man immer was. Ich würde mir wünschen, dass das, 
was wir in Europa haben, auch hier im Haus viel mehr 
zur Kenntnis genommen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Liegenschaftsmanagement für die Liegenschaften 

des Auswärtigen Amtes – Sie könnten eigentlich eine 
mittlere Immobiliengesellschaft betreiben, Herr Minis-
ter – regt der Rechnungshof seit vielen Jahren an. Sie 
sind jetzt derjenige, der es vielleicht umsetzen kann und 
umsetzen sollte bzw. zumindest erste Schritte dafür tun 
sollte.

Besondere Aufmerksamkeit verdient das Bundesamt 
für Auswärtige Angelegenheiten. Es geht um die Bau-
stelle eines Neubaus für 1 500 Mitarbeiter, und deswegen 
wäre es für uns wichtig, zu wissen, wie der Plan ist, weil 
die Work-and-Stay-Agentur, die für unsere Wirtschaft so 
wichtig ist, ja auch kommen muss.

Ich glaube, dass wir viele Aufgaben haben, die wir 
umsetzen müssen und umsetzen können, und dass wir 
jetzt im Rahmen des Projekts durchaus Solidarität mit 
Ihnen zeigen können. Ich glaube, Sie haben die Solidari-
tät des Hauses verdient und die der Koalitionsfraktionen 
sowieso. Ich bin gern bereit dazu und freue mich auf die 
kommende Debatte.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Einzelplan liegen 

nicht vor.

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung, Einzelplan 14. 

Wir warten vielleicht noch kurz, bis die Plätze gewech-
selt wurden. Ich bitte aber die Kollegen, das zügig zu tun.

Ich rufe als ersten Redner für die Bundesregierung den 
Bundesminister der Verteidigung, Boris Pistorius, auf.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kollegen! Vor zwei Wochen habe 
ich gemeinsam mit dem Bundeskanzler und dem Außen-
minister am NATO-Gipfel in Den Haag teilgenommen. 
Dieses Treffen war weit mehr als ein Routinetreffen, weit 
mehr als ein normaler sicherheitspolitischer Austausch; 
es war ein historischer Meilenstein für unser Bündnis und 
für Europa.

Die NATO-Partner haben sich verpflichtet, bis 2035 
5 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung zu investieren: in die 
Verteidigung 3,5 Prozent und in sicherheitsrelevante Be-
reiche 1,5 Prozent. Dieser Paradigmenwechsel unter-
streicht: Europa übernimmt wieder Verantwortung in 
der NATO – politisch, militärisch und finanziell –, und 
das gemeinsam. Meine Damen und Herren, das ist his-
torisch, und ich füge hinzu: Es ist überfällig.

Angesichts der Entwicklung der letzten Jahrzehnte, 
wie man sagen muss, in denen die Vereinigten Staaten 
von Amerika den Löwenanteil der konventionellen Ab-
schreckungsfähigkeiten in Europa übernommen hatten, 
war klar, dass irgendwann die Europäer mehr Verantwor-
tung würden übernehmen müssen, nicht zuletzt, aber vor 
allem auch wegen eines verstärkt notwendig werdenden 
Engagements der Amerikaner im Indopazifik aufgrund 
der dort herrschenden Lage. All das führt dazu, dass wir 
mehr machen müssen.

Dieses Burden Sharing findet jetzt Niederschlag in 
dieser Übereinkunft, und ich wiederhole mich: Es wird 
höchste Zeit. Die Zeiten, in denen über die NATO gelä-
chelt wurde mit der Umwandlung der Abkürzung in „No 
Action, Talking Only“, sind vorbei. Die NATO ist hand-
lungsfähig und hat das in Den Haag eindrucksvoll ge-
zeigt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aber mit diesem europäischen Wendepunkt beginnt ja 
erst der eigentliche Weg, und Deutschland geht auf die-
sem Weg voran. Wir holen nach, was zu lange aufgescho-
ben wurde, wir reparieren, was verschlissen ist, und wir 
bauen auf, was wir in dieser neuen Zeit brauchen: eine 
wehrhafte NATO, die unsere Gegner abschreckt und un-
sere Freiheit schützt, meine Damen und Herren. Dieser 
Kurs ist die richtige Antwort auf eine Bedrohungslage, 
die wir alle täglich sehen können, mindestens nach den 
etwa dreieinhalb Jahren Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine: ein aggressives Russland mit unverkennbar 
imperialistischen Ambitionen. Die jüngsten Äußerungen 
von Wladimir Putin in Sankt Petersburg lassen keinen 
Zweifel daran. Er sagte dort – ich zitiere –:

„Es ist kein Sprichwort, es ist kein Gleichnis, son-
dern eine alte Regel: Wo ein russischer Soldat seinen 
Fuß hinsetzt, das ist unser.“

Meine Damen und Herren, imperialistischer geht es nicht. 
Das ist eine klare Ansage.

Auch deswegen und wegen der allgemeinen Bedro-
hung, die sich daraus ergibt, durch die Umstellung auf 
Kriegswirtschaft, durch verbale Bedrohungen von Nach-
barstaaten, aber auch von NATO-Mitgliedern, meine Da-
men und Herren, war klar: Das transatlantische Bündnis 
muss seine neuen Fähigkeitsziele definieren, sich auf sie 
verständigen. Und ja, meine Damen und Herren, sie sind 
ambitioniert, aber sie sind auch notwendig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie verlangen viel von unserer Bundeswehr: höhere 
Bereitschaftsgrade, umfassende Vollausstattung, mo-
derne Führungssysteme, Luftverteidigung, Aufklärung 
und vieles, vieles mehr. Hinzu kommen Fähigkeiten, 
die wir selbst für den Schutz unserer Heimat benötigen, 
für die Umsetzung des Operationsplans Deutschland. 
Deshalb ist die Erhöhung unserer Verteidigungsausgaben 
in Deutschland zwingend notwendig.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir senden damit klare 
Signale. Zuerst an unsere Partner und Alliierte: Deutsch-
land steht zu seinem Wort, auf Deutschland ist Verlass. 
An die Industrie: Wir schaffen Planungssicherheit und 
sorgen für eine schnellere und verlässliche Beschaffung. 
Und schließlich an mögliche Gegner: Verteidigung ist für 
uns keine Option, sondern Staatsaufgabe mit höchster 
Priorität.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deswegen legt die Bundesregierung hier heute einen 
Verteidigungshaushalt vor, der Deutschlands Verantwor-
tung in der NATO und für die Sicherheit in Europa ge-
recht wird. Vorbehaltlich Ihrer Zustimmung steigt der 
Einzelplan 14 in diesem Jahr auf rund 62,4 Milliarden 
Euro; das sind rund 10 Milliarden Euro mehr als im ver-
gangenen Jahr. Hinzu kommen 24 Milliarden Euro aus 
dem Sondervermögen. In Summe stehen der Bundeswehr 
damit gut 86 Milliarden Euro zur Verfügung. Wir machen 
damit einen großen Schritt Richtung 5 Prozent.

Ja, das sind große Summen, die vielen wehtun. Und ja, 
das sind große Summen, die wir aber zielgerichtet und 
mit Augenmaß einsetzen werden: für Personal, Ausrüs-
tung, Ausbildung, Infrastruktur und Technik. Unser Ziel 
ist die möglichst schnelle Vollausstattung der Bundes-
wehr und ihre Durchhaltefähigkeit. Denn daran, meine 
Damen und Herren, werden wir international gemessen. 
Wir werden daran gemessen, wie einsatzbereit wir wann 
sein werden.

Ein Beispiel dafür, wie das beobachtet wird, ist die 
Brigade Litauen, deren Aufstellungsappell noch keine 
sieben Wochen her ist – eine Brigade, für die wir hohen 
Respekt und viel Dankbarkeit bekommen, und das völlig 
zu Recht, meine Damen und Herren.

Ja, wir haben im letzten Jahr fast 100 25-Millionen- 
Euro-Vorlagen in den Deutschen Bundestag eingebracht. 
Und trotz vorläufiger Haushaltsführung ist es uns gelun-
gen, das Tempo bei der Beschaffung für die Bundeswehr 
weiter hoch zu halten und so an die Erfolge vom letzten 
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Jahr anzuschließen. Ich danke Ihnen allen, die daran in 
den Ausschüssen mitgewirkt haben, für Ihre Unterstüt-
zung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Neben der Fortführung begonnener Rüstungsprojekte, 
wie der Beschaffung des Kampfpanzers Leopard 2 A8 
und weiterer Flugabwehrsysteme der Typen Patriot und 
IRIS-T sowie der Digitalisierung unserer Streitkräfte, 
werden wir mit Ihrer Unterstützung auch in diesem Jahr 
eine Vielzahl wichtiger Vorhaben auf den Weg bringen, 
Munition – nach wie vor –, Drohnen, Radhaubitzen bis 
hin zum Eurofighter. Unser Anspruch ist es, die Beschaf-
fung in dieser Legislaturperiode weiter zu beschleunigen 
und die Zusammenarbeit mit der Industrie weiter zu in-
tensivieren; denn gerade hierin liegt ein Schlüssel für den 
Erfolg der nächsten Jahre.

Und ja, es ist klar: Geld ist das eine. Aber gleichzeitig 
gilt auch: Wer technologisch zurückbleibt, wird sicher-
heitspolitisch abgehängt, meine Damen und Herren. Des-
halb investieren wir gezielt in Zukunftstechnologien: 
vom Schutz gegen Kleindrohnen bis hin zur Integration 
von künstlicher Intelligenz in Gefechtsführung und La-
gebild. Gerade Drohnentechnik und Drohnenabwehr sind 
längst keine Nischen mehr. Sie sind zunehmend Kern-
fähigkeiten moderner Streitkräfte, und sie werden die 
taktischen Verfahren der Zukunft in unserer Truppe we-
sentlich mitprägen.

Aber ja, Material alleine reicht nicht, um uns zu ver-
teidigen. Es sind vor allem die Menschen in der Bundes-
wehr, die Tag für Tag Außergewöhnliches leisten, meine 
Damen und Herren, und sie verdienen unser aller Dank 
und unsere Anerkennung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])

Deswegen hat die personelle Einsatzbereitschaft für mich 
besonders in diesen Tagen absolute Priorität. Die neuen 
NATO-Fähigkeitsziele und der Operationsplan Deutsch-
land verlangen von uns einen massiven Aufwuchs. Min-
destens 60 000 zusätzliche aktive Soldatinnen und Sol-
daten braucht es. Hinzu kommt eine leistungsfähige 
Reserve von mindestens 200 000 gut ausgebildeten und 
ausgerüsteten Frauen und Männern.

Klar ist damit auch: Unsere Zielgröße von 203 000 Sol-
datinnen und Soldaten muss angehoben werden. Auch die 
Wehrverwaltung braucht mehr Personal. Mit dem ange-
meldeten Personalhaushalt – und ich weiß, er ist in sei-
nem Umfang beachtlich – machen wir einen wichtigen 
Schritt in diese Richtung. Erfreulich ist – das wissen Sie –: 
Die Trendwende in der Nachwuchsgewinnung ist da; das 
Interesse an der Bundeswehr wächst spürbar. Das ist in 
jeder Hinsicht ein gutes Zeichen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich bin davon überzeugt: Der neue Wehrdienst wird diese 
Entwicklung weiter verstärken. Der neue Wehrdienst ist 
unser Angebot an junge Menschen, ihrem Land zu die-
nen – freiwillig und mit Perspektive. Wir wollen damit 
die Reserve und unsere Durchhaltefähigkeit stärken.

All das zeigt – und das ist wichtig in diesen Tagen –: 
Unser Land geht sicherheitspolitisch voran – als Schritt-
macher. Als solcher werden wir unter den NATO-Part-
nern, in der Europäischen Union, unter unseren europäi-
schen Nachbarn wahrgenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen gerade 
jetzt, in einer Phase, wo es darum geht, Tempo zu ma-
chen, beherzt handeln. Wir werden in allen Belangen ein 
verlässlicher Partner sein. Das gilt auch und besonders 
für die Ukraine, die seit über 40 Monaten ihre Souverä-
nität gegen einen brutalen Aggressor verteidigt. Wir wer-
den sicherstellen, dass wir auch weiterhin das dringend 
benötigte Material an die Ukraine liefern können. Wir 
bleiben der größte Unterstützer der Ukraine nach den 
USA, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Lassen Sie mich abschließend den Blick nach vorn 
werfen. Die von der Bundesregierung beschlossenen 
Eckwerte sehen für den Verteidigungshaushalt einen 
klaren Aufwuchs vor: von rund 83 Milliarden Euro im 
Jahr 2026 bis hin zu 153 Milliarden Euro im Jahr 2029. 
Und ja, ich weiß: Das sind gewaltige Beträge. Aber sie 
stehen auch für einen gewaltigen Auftrag, eine gewaltige 
Aufgabe und einen klaren Kurs.

Dieser klare Kurs heißt: ein verteidigungsbereites 
Deutschland in Europa und der NATO, in dem wir, unsere 
Kinder und unsere Enkel frei und in Frieden miteinander 
leben können, und das auch noch in 10 oder 20 Jahren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dieser Kurs braucht politische Klarheit. Dieser Kurs 
braucht haushaltspolitische Verlässlichkeit.

Meine Damen und Herren, wir leben in einer Zeit der 
Unsicherheit; wir leben aber auch in einer Zeit der Ent-
scheidungen. Ein starkes, geeintes Europa, verankert in 
der NATO, ist kein Automatismus. Es ist das Ergebnis 
politischen Handelns. Und dieser Haushalt ist ein Teil 
davon. Er steht für Wehrhaftigkeit, er steht für Verant-
wortung, er steht für Zukunft. Und er zeigt: Deutschland 
ist da – partnerschaftlich, verlässlich, verteidigungs-
bereit. Deshalb bitte ich Sie um Ihre Zustimmung und 
Ihre Zusammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Das Wort hat nun für die AfD-Fraktion 

der Abgeordnete Rüdiger Lucassen.

(Beifall bei der AfD)
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Rüdiger Lucassen (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die AfD 

steht für den starken Staat. Wir wollen den starken Staat 
nicht gegen Bürger, die Politiker im Internet verunglimp-
fen, aber gegen echte Bedrohungen, sowohl von innen 
wie von außen.

(Zuruf des Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein starker Staat muss über verteidigungsbereite Streit-
kräfte verfügen. An diesem Grundsatz haben wir nie 
Zweifel gelassen.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD hat unter allen Fraktionen hier im Bundestag 
den höchsten Anteil an Soldaten. Bei den Linken sind es 
0 Prozent, bei den Grünen ebenfalls 0 Prozent. Das sieht 
man auch äußerlich.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Allein die Verteidigungspolitiker der AfD-Fraktion kom-
men zusammen auf 210 Dienstjahre.

(Beifall bei der AfD – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]. Wie viele haben Dis-
ziplinarverfahren laufen?)

Aneinandergereiht reicht das von heute bis ins Jahr 1815. 
Da war Blücher gerade in Waterloo angekommen.

Die Bundeswehrmisere, die die alte CDU angerichtet 
hat, kennen wir also von innen. Wir waren dabei und 
mussten in Bataillonen, auf Schiffen, in Geschwadern, 
in Ämtern, in Kommandos alle Fehler ausbaden, die Sie 
angerichtet haben.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD kennt die Vergangenheit der CDU-Verteidi-
gungspolitik sehr gut.

Aber – Trennung! – die Zeit ist heute eine andere. Die 
CDU hat eine Kurskorrektur hingelegt. Sie bekennen sich 
zu einsatzbereiten Streitkräften. Das sehen wir und sagen: 
Es ist richtig. Bundeskanzler Merz selbst hat die Ziel-
marke ausgegeben, die Bundeswehr zur stärksten Armee 
Europas rüsten zu wollen. Auch da sagen wir: Ja.

Deutschland ist das größte Land in Europa. Welches 
Land in Europa soll denn sonst die stärkste Armee unter-
halten? Wir wollen die Zeit der Selbstverzwergung been-
den und nicht nur uns selbst, sondern auch Europas Staa-
ten in eine sichere und freie Zukunft führen, gemeinsam, 
als souveräne Nationen, aber einer muss eben voran-
gehen. Mir fällt kein Grund ein, warum Deutschland 
diesen Platz nicht einnehmen sollte.

Allerdings kann jede gute Absicht bei der Umsetzung 
auch scheitern. Da macht die Bundesregierung mit ihrer 
Verteidigungspolitik einen gravierenden Fehler. Sie setzt 
auf das immer gleiche Mittel, das auch alle anderen Groß-
baustellen in unserem Land reparieren soll: Geld. Seit 
Kriegsbeginn in der Ukraine arbeiten Verteidigungs- 
und Haushaltsausschuss eine wahre Bestellflut für Waf-
fensysteme ab. Was allerdings fehlt, ist eine echte Re-
formpolitik dazu.

(Zuruf von der Linken)

Wenn die Bundesregierung jetzt 1 000 Kampfpanzer 
bestellen will, muss sie sicherstellen, dass solche Mengen 
an Großgerät von den Streitkräften auch aufgenommen 
werden können. Das tut sie aber nicht. Dafür gibt es das 
Personal nicht. Sollten Sie das Personal rekrutieren kön-
nen, müssten die Soldaten und das neue Gerät auch ir-
gendwo untergebracht werden. Dafür gibt es die Infra-
struktur nicht. Um Infrastruktur und Aufwuchs der 
Bundeswehr zu schaffen, fehlen die gesetzlichen Rah-
menbedingungen. Sie brauchen daher zum einen eine 
Offensive zur Entbürokratisierung, um die Hürden beim 
Aufbau der Infrastruktur zu beseitigen, und zum anderen 
brauchen Sie die Reaktivierung der Wehrpflicht.

(Beifall bei der AfD)

Seit elf Jahren versucht das Verteidigungsministerium, 
die Lücken im Personal durch Attraktivitätsmaßnahmen 
zu stopfen. Sie haben es nicht geschafft. Minister 
Pistorius will jetzt den Dienst noch attraktiver machen. 
Jetzt geht es aber nicht mehr um das Delta von 20 000 Sol-
daten, sondern um weitere 60 000 plus 140 000 Reservis-
ten. Wir alle hier wissen, dass das mit Freiwilligkeit nicht 
zu schaffen ist.

(Beifall bei der AfD)

Aber die Bundesregierung will den entscheidenden 
Reformschritt nicht gehen. Beschaffung ohne echte Re-
form wird die Bundeswehr nicht zur stärksten Armee 
Europas machen, und der Bundeswehr Panzer abzuneh-
men, um sie der Ukraine zu geben, auch nicht. Wir wollen 
Aufrüstung für Deutschland und nicht für andere Staaten.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, natürlich markiert der rus-
sische Angriff auf die Ukraine eine Zäsur. Um das mal 
auf den Punkt zu bringen: Die deutsche Politik ist seit 
über drei Jahren maßgeblich mit der Thematik „Krieg 
und Frieden“ beschäftigt. Keiner wollte das: Sie von der 
Union nicht und wir von der AfD nicht. Und trotzdem ist 
es passiert. Warum es passiert ist, wird irgendwann durch 
Historiker ermittelt werden, und daraus können dann 
auch politische Lehren gezogen werden. Für die jetzt ver-
antwortlichen Politiker in der Exekutive und der Legisla-
tive kann es aber nur darum gehen, mit dieser verfahrenen 
Situation richtig umzugehen, und zwar im Sinne 
Deutschlands.

Die Bundesregierung sagt, dass sie mit einem russi-
schen Angriff auf das Bündnisgebiet ab 2029 rechnet. 
Auf dieser Prognose sind all Ihre Planungen aufgebaut. 
Wir haben dazu mehrfach nachgefragt und nie eine zu-
friedenstellende Antwort erhalten. Ich fordere die Bun-
desregierung deshalb noch einmal auf: Werden Sie deut-
licher! Verzichten Sie an dieser existenziellen Stelle auf 
jede Form der politischen Trickserei!

Meine Partei sieht die Prognose eines Angriffs in vier 
Jahren mit wesentlich größerer Skepsis. Die Wahrheit ist 
aber: Auch wir können es nicht ausschließen. Weil das so 
ist und es dabei um den Fortbestand unseres Landes ge-
hen kann, ist Verteidigungsbereitschaft ein Grundgebot 
der politischen Vorsorge und des nationalen Selbst-
behauptungswillens.
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Verteidigungsbereite Streitkräfte sind für uns aller-
dings nur ein Instrument im Besteckkasten der Sicher-
heitspolitik. Diplomatie ist das zweite. Da ist es für uns 
völlig unverständlich, dass sich Außenminister Wadephul 
zu der Aussage hinreißen ließ, dass Russland immer un-
ser Feind bleibe. Solche Aussagen zeugen nicht nur von 
erschreckend enger historischer Blickweite; sie sind auch 
gefährlich und dumm.

(Beifall bei der AfD)

Denn sie nehmen der Bundesregierung das zweite wich-
tige Instrument der Sicherheitspolitik aus der Hand. Denn 
durch Diplomatie können Kriege abgewendet werden, 
und sie wurden es auch schon.

Diplomatie bedeutet dabei nicht, miteinander zu spre-
chen und sich die bekannten Positionen an den Kopf zu 
werfen. Diplomatie ist hart, erfordert Ausdauer und Ge-
schick, und Diplomatie ist auch, dass man hinter die 
eigenen Forderungen und Wertvorstellungen zurückfal-
len kann.

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Nennen Sie doch 
mal einen konkreten Vorschlag dazu! – 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: „Realitäts-
fern“ kann man da nur sagen!)

Deshalb setzt sich die AfD auch so vehement für eine 
realitätsbasierte Außenpolitik ein.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Meine sehr geehrten Kollegen, der Bundeskanzler 
sagte heute Morgen einen fatalen Satz: Die Mittel der 
Diplomatie sind ausgeschöpft. – Die AfD betrachtet Di-
plomatie und einsatzbereite Streitkräfte als Zwillinge. 
Die Diplomatie ist dabei der agilere, der sichtbare Teil 
eines Teams, der Teil, der reist, der Gespräche führt und 
der auch nach der zwanzigsten Absage nicht müde wird, 
es wieder zu versuchen.

Die Streitkräfte sind der stille Bruder im Hintergrund. 
Dieser Bruder hat keine aktive Rolle, aber jeder weiß, 
dass er da ist, und jeder weiß, was er kann. Dieser Bruder 
sorgt dafür, dass die Diplomatie erfolgreicher ist, weil 
jeder Gesprächspartner darüber im Bilde ist, dass er in 
der Not da ist und kämpfen wird. Nichts macht militäri-
sche Stärke so überflüssig wie militärische Stärke.

(Beifall bei der AfD)

Ein letzter Blick auf die USA. Für die CDU ist die 
transatlantische Bindung Teil ihrer DNA – unserer nicht. 
Die AfD hat sich seit ihrer Gründung einen kritischen 
Blick auf die USA bewahrt, aus ganz grundsätzlichen 
Überlegungen zu unserem Land und seiner Souveränität. 
Seit der Präsidentschaft Donald Trumps ist auch der Blick 
der Union realistischer geworden. Ihr wurde nun bewusst, 
dass auch innerhalb einer Verteidigungsallianz keine 
Freundschaften bestehen, sondern Interessen. Die Union 
und die AfD kommen in diesem Punkt zwar aus unter-
schiedlichen Denkschulen, aber heute zum gleichen Er-
gebnis.

(Thomas Röwekamp [CDU/CSU]: Sie kom-
men aus gar keiner Denkschule! – Heiterkeit 

bei Abgeordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jaja. – Deutschland und Europa müssen die Verteidigung 
in die eigenen Hände nehmen. Wer hierbei lacht, zeigt 
seine Intelligenz, Frau Brugger.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die CDU hat angefangen, zu la-
chen!)

Meine Damen und Herren, die epochalen Umbrüche, 
in denen unser Land mittendrin steckt, sind bereits für 
jeden spürbar. Wenn es Deutschland gelingen soll, aus 
diesen Umbrüchen unbeschadet hervorzugehen, müssen 
in der Politik größere Maßstäbe gelten. Ich nehme uns 
davon ausdrücklich nicht aus; denn ich will nicht irgend-
wann erkennen müssen, dass ich zwar recht hatte, aber 
alles verloren ist.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Thomas Erndl von 

der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Stichwort „realitätsbezogene Außenpolitik“, 
Herr Lucassen. Ich weiß nicht, ob Sie das, was Sie gesagt 
haben, ernst gemeint haben. Wieso nehmen Sie die Rea-
lität nicht zur Kenntnis, dass Russland jeden Tag Hun-
derte Kriegsverbrechen begeht, indem es zivile Ziele und 
Zivilisten angreift? Wieso lassen Sie Zweifel an der Fra-
ge, auf welcher Seite Sie stehen? Wieso lassen Sie Zwei-
fel an der Frage, welchem Bündnis wir zugehörig sind?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, der NATO-Gipfel in Den 
Haag war ein Meilenstein für unsere Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Die Mitgliedstaaten haben sich 
mit großer Geschlossenheit zu ambitionierten Zielen be-
kannt. Unsere Verteidigungsausgaben sollen innerhalb 
weniger Jahre auf bis zu 5 Prozent unserer Wirtschafts-
leistung steigen. Dieses Haus, meine Damen und Herren, 
hat dafür – ja, in alter Besetzung – mit einer historischen 
Entscheidung die Grundlage gelegt. Ich danke allen Frak-
tionen, die hier mitgewirkt haben und damit die 
Grundlage gelegt haben, dass wir diesen Aufwuchs jetzt 
auch darstellen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und das ist notwendig: für ein wehrhaftes Deutsch-
land, für ein wehrhaftes Europa und für den Zusammen-
halt in der NATO – und nicht etwa, um Donald Trump zu 
gefallen, sondern weil es unser ureigenstes Interesse ist 
als Fundament einer glaubwürdigen und zukunftsfesten 
Abschreckung.
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Diese 5 Prozent sind 5 Prozent für Freiheit und Sicher-
heit, meine Damen und Herren. Diese 5 Prozent sind ein 
politisches Signal in alle Richtungen. Nach außen, vor 
allem Russland, zeigen Sie, dass Europa und Nordame-
rika gemeinsam zu einer Verteidigung jedes Quadrat-
meters Bündnisgebiets bereit sind, egal ob das im Balti-
kum oder sonst wo ist. Nach innen zeigen diese 5 Prozent: 
Wir wollen mit dieser Kraftanstrengung unsere Wehrhaf-
tigkeit neu aufstellen. Und gegenüber unseren Partnern in 
der NATO sind sie ein Ausdruck der Bereitschaft, in 
Europa Verantwortung zu übernehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Konkret heißt das: Für das Jahr 2025 werden wir in 
Summe über 86 Milliarden Euro ausgeben. In der Finanz-
planung wächst dieser Etat dann auf über 150 Milliarden 
Euro an. Dieser Bedarf ist mit konkreten Projekten hin-
terlegt, die für unser erweitertes Profil, für unsere neuen 
NATO-Fähigkeitsziele insgesamt notwendig sind. Die 
Mittel fließen gezielt in Schlüsselbereiche: Luftverteidi-
gung, Präzisionswaffen, Bevorratung und Produktion 
von Munition, unbemannte Systeme, Digitalisierung 
und Führungsfähigkeit.

Wir sehen an der Ukraine jeden Tag, dass wir in vielen 
Bereichen auch neu denken müssen. Herkömmliche mo-
derne Waffensysteme müssen durch unbemannte Syste-
me, durch Drohnen, und durch Drohnenabwehr ergänzt 
werden; sie sind integraler Bestandteil moderner Kriegs-
führung. Wer nicht mit den technischen Möglichkeiten 
Schritt hält, verliert. Deswegen haben Start-ups, neue 
Ideen, Innovationen eine große Bedeutung für unsere 
Verteidigungsfähigkeit. Es braucht hier gute Rahmenbe-
dingungen und ein gutes Ökosystem, damit diese neuen 
Ansätze schnell nutzbar sind.

Bei dem rasanten Entwicklungstempo müssen wir die 
Fähigkeit zur schnellen Massenproduktion und die Fähig-
keit zur Weiterentwicklung dieser Technologien für un-
sere Bundeswehr sicherstellen. Denn für uns ist absolut 
klar: Eine leistungsfähige Rüstungsindustrie, eine leis-
tungsfähige Wirtschaft, ein leistungsfähiger Mittelstand, 
das sind alles integrale Bestandteile unserer Wehrhaftig-
keit, integrale Bestandteile unserer Souveränität, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dafür braucht es langfristige Aufträge und Planungs-
sicherheit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei einer Haushalts-
debatte stehen natürlich oft die Zahlen im Mittelpunkt. 
Vom Geld ist man dann schnell bei den notwendigen 
Beschaffungen und eben auch bei Wirtschaft und Wert-
schöpfung. Aber entscheidend dafür, dass wir heute in 
Frieden und Freiheit leben, sind über 180 000 Soldatin-
nen und Soldaten und Zehntausende zivile Angestellte 
unserer Bundeswehr, denen ich an dieser Stelle ein herz-
liches Danke für ihren Dienst an unserem Land zurufen 
möchte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Genauso ihren Anteil daran, dass wir heute hier in 
einem friedlichen und freiheitlichen Europa leben kön-
nen, haben alle, die in der Geschichte der Bundeswehr 
gedient haben und die wir beim bundesweiten Veteranen-
tag besonders in den Mittelpunkt stellen. Hinter jeder 
Uniform, hinter jedem Soldaten und jeder Soldatin in 
Flecktarn steht ein Mensch: mit einer Geschichte, mit 
Familie, mit Überzeugung. Die Bundeswehr ist kein ano-
nymes System aus Gerät und Zahlen. Sie ist eine Truppe 
aus engagierten Frauen und Männern, die bereit sind, 
Verantwortung für unser Land zu übernehmen.

Umso wichtiger ist es auch hier, dass der Haushalt die 
richtigen Weichen stellt. Mit 10 000 neuen militärischen 
und 1 000 zusätzlichen zivilen Stellen in diesem Jahr 
lösen wir auch einzelne Beförderungsstaus auf und be-
reiten uns auf die Zukunft vor. Denn wir stehen vor einer 
großen Aufgabe: Der Personalkörper muss signifikant 
anwachsen, und daneben muss wieder eine leistungs-
fähige Reserve in signifikanter Größe stehen. Dazu wer-
den wir in den nächsten Monaten einen neuen Wehrdienst 
auf den Weg bringen, der konkrete Zielmarken erfüllen 
muss.

Das ist eine komplexe Materie. Darin sind auch viele 
juristische Teilfragen enthalten. Deshalb auch danke an 
das Ministerium für die Ausarbeitung des Entwurfs als 
Grundlage für die weitere Debatte! Und ja, weitere De-
batte: Dass jede Fraktion hier im weiteren Verfahren noch 
Sichtweisen einbringt, das ist der Normalfall hier im Par-
lament, und das ist auch der Normalfall in einer Koaliti-
on. Wir sind uns über das Ziel einig und werden uns auch 
da konstruktiv und gemeinsam hinarbeiten.

Eins ist mir dabei aber noch wichtig, meine Damen und 
Herren: Wir sprechen in der öffentlichen Debatte oft über 
den Pflichtbegriff, darüber, was jungen Menschen dann 
weggenommen wird. Dabei stellen wir meines Erachtens 
die falsche Frage.

Die Ansprache muss doch lauten: Wir brauchen dich. 
Du hast Fähigkeiten, die für die Sicherheit unseres Lan-
des wichtig sind. Und wir können dir etwas bieten: Ka-
meradschaft, Verantwortung, auch persönliche Entwick-
lung. – Wer diesen Dienst leistet, wächst daran und leistet 
einen Beitrag dazu, dass wir auch weiterhin in Frieden, 
Freiheit und in Sicherheit leben können. Ich bin mir sehr 
sicher, dass wir so auch den Blick junger Menschen auf 
diese Frage verändern können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann wird die Frage einer Pflicht auch mehr zu einer 
Frage von Chancen und Anerkennung und persönlicher 
Entwicklung.

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt folgt einem 
klaren Ziel: die Bundeswehr ertüchtigen, Fähigkeiten 
aufbauen, Abschreckung glaubwürdig machen. Die 
Truppe erwartet Ergebnisse, unsere Partner erwarten 
Führungsstärke, und unsere Bevölkerung erwartet 
Schutz.

Deshalb gilt: Jetzt ist der Moment, unsere Verteidigung 
zukunftsfähig zu machen, nicht nur in Worten, sondern 
auch in Taten, mit klaren Zielen, mit messbaren Fort-
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schritten und mit dem Willen, diese Verantwortung auch 
dauerhaft zu tragen – hier in diesem Parlament und wir 
gemeinsam in unserer Regierungskoalition. Herzlichen 
Dank allen, die hier einen Beitrag leisten, dass wir diesen 
Haushalt konstruktiv beraten und dann auch in dieser 
historischen Dimension beschließen!

Herzlichen Dank. Ich freue mich auf die weitere De-
batte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Als Nächste hat das Wort für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen die Abgeordnete Agnieszka 
Brugger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich will gerne einmal auflösen, warum ich vor-
hin gelacht habe. Unser sehr hochverehrter Ausschuss-
vorsitzender hat einen sehr coolen, klugen und beden-
kenswerten Spruch zum Thema Denkschulen gemacht, 
der mir noch einmal das gezeigt hat, was ich ohnehin 
schon weiß: dass die Union sich zur politischen Mitte 
des Hauses zugehörig fühlt und nicht zum rechten Rand, 
meine Damen und Herren.

(Gerold Otten [AfD]: Zur Linken!)
Aber die Lage ist ernst. Humor ist auch eine Form von 

Resilienz. Aber ich will Ihnen einmal etwas Ermutigen-
des erzählen. Ich war letzten Donnerstag bei einem Ter-
min zum Thema Gesamtverteidigung, und zwar nicht im 
Verteidigungsministerium, nicht bei der NATO, sondern 
bei meiner Industrie- und Handelskammer in Oberschwa-
ben. Die Menschen dort haben mir gesagt: Wir wissen um 
den Ernst der Lage, und wir haben uns auf den Weg 
gemacht. Denn wir wollen auch als Unternehmen Ver-
antwortung wahrnehmen, um unsere Freiheit und Demo-
kratie, unsere Gesellschaft und unser Land widerstands-
fähiger zu machen und besser zu schützen. So oder so 
ähnlich geht es mir in den letzten Jahren bei sehr vielen 
Terminen: in Rathäusern, auf dem Marktplatz, bei den 
Blaulichtorganisationen oder sogar mit Schulklassen.

Aber hier in Berlin haben mir in den letzten Jahren 
immer wieder Personen in hohen politischen Positionen 
erklärt, man solle besser nicht über diese Fragen spre-
chen; denn das würde den Menschen Angst machen. 
Aber unsere Bürgerinnen und Bürger sind doch nicht 
blöd. Viele spüren Angst, Sorge und Verzweiflung. Dafür 
muss man nur kurz die Nachrichten anmachen. Jeden Tag 
sieht man Bilder von Kriegen, Krisen, Katastrophen, die 
uns allen immer näher kommen oder längst schon da sind. 
Das totzuschweigen, ist doch ein riesiger Fehler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Problem sind ja nicht die Menschen in diesem Land, 
sondern das Problem ist das Mindset mancher hier im 
politischen Berlin.

Auch wenn wir das hier in unterschiedliche Haushalts-
titel und Ausschüsse sortieren, reden wir am Ende immer 
über das Gleiche: russische Sabotageaktionen in der 

Nähe des Truppenübungsplatzes, Hackerangriffe auf 
das örtliche Krankenhaus, brutaler werdende Über-
schwemmungen infolge der Klimakrise. Das alles trifft 
die Menschen und ihren Alltag vor Ort. Das alles führt zu 
Unsicherheit. Was die Menschen deshalb von uns allen 
hier erwarten, sind Antworten und ein Plan, wie wir uns 
besser schützen, wappnen und wehren können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Viele wollen etwas tun. Sie wollen mit anpacken, aber 

sie fragen zu Recht: Wie? Wo? Was kann ich tun? – Und 
da ist in den letzten Jahren und Monaten, insbesondere 
was den zivilen Anteil der Gesamtverteidigung angeht, 
zu wenig passiert. Denn jede und jeder kann etwas ein-
bringen, um unsere Demokratie stabiler, unsere Kom-
munen besser vorbereitet und unser Land sicherer zu 
machen. Ein Plan, Übungen, Selbstwirksamkeit – das 
ist doch, was in unsicheren Zeiten Mut macht und dann 
auch Erfolg schafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, gerade weil die Weltlage 

unbequem und bedrohlich ist, braucht es ein gemein-
sames Verständnis von der Lage. Es braucht einen Plan 
und dessen engagierte Umsetzung bei uns, aber auch 
gemeinsam in der EU. Es braucht auch Klartext. Daran 
mangelt es weder dem Kanzler noch dem Verteidigungs-
minister. Aber es reicht eben nicht, nur markige Schlag-
zeilen zu machen und zu posen. Wir Grüne haben Ihnen 
ermöglicht, dass Sie das Geld haben, das notwendig ist, 
um unser Land sicherer zu machen. Und wir werden Sie 
in ein paar Monaten daran messen, ob Sie auch wirklich 
liefern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Natürlich ist es bitter, dass wir mehr Geld in unsere 

Sicherheit investieren müssen; denn wir alle würden das 
Geld natürlich lieber für Bildung, für Klimaschutz, für 
Zusammenhalt einsetzen. Aber wir Grüne haben auch 
der Grundgesetzänderung zur Schuldenbremse zu-
gestimmt, damit diese wichtigen Fragen nicht gegen-
einander ausgespielt werden können. Wir hätten das 
auch schon vor über einem Jahr gemacht.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau!)

Aber Friedrich Merz hat sich als Oppositionsführer ge-
weigert, das Grundgesetz auf geordnetem Wege und nach 
breiter Debatte zu ändern. Dann gab es diesen verlogenen 
Wahlkampf – so viel auch zu einer ehrlichen Außen- und 
Sicherheitspolitik –,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ein verlogener Wahlkampf war das!)

und alles musste in einer chaotischen Hauruckaktion 
nachgeholt werden. Die ist nur geglückt, weil wir Grüne 
den Ernst der Lage erkannt und die Sicherheit des Landes 
nicht der Parteipolitik geopfert haben, so wie die Union 
das über viele Jahre getan hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Als grüne Opposition werden wir jetzt mit Adleraugen 

ganz genau darauf achten, dass dieses Geld effizient und 
effektiv ausgegeben wird:
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

keine Wahlkreisgeschenke für Koalitionsabgeordnete 
mehr, keine überteuerten Projekte, von denen nur Rüs-
tungskonzerne profitieren. Jetzt muss schnell das be-
schafft werden, was die Bundeswehr braucht, um unser 
Land sicherer zu machen, nicht weniger und nicht mehr.

(Falko Droßmann [SPD]: Das wissen die 
Grünen?)

Wenn Markus Söder jetzt aus Bayern ruft, ein Viertel der 
Milliarden solle gefälligst an die bayerische Rüstungs-
industrie fließen,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unglaublich! Unglaublich!)

dann ist das genau die falsche alte Denke, die zu Unter-
suchungsausschüssen und Rüstungsskandalen geführt 
hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unglaublich!)

Es geht um unsere Sicherheit und nicht darum, irgend-
welche Freunde in Bayern zu versorgen.

Meine Damen und Herren, in diesen Stunden kämpfen 
die Menschen in der Ukraine weiter um ihr Überleben, 
ihre Freiheit, aber auch um unsere Sicherheit in Europa. 
Viele Städte brennen nachts. Und wenn Präsident Putin 
jede Friedensbemühung für die Ukraine mit noch mehr 
Raketen auf Spielplätze und noch mehr Bomben auf 
Wohnhäuser beantwortet, wenn Präsident Trump über-
lebenswichtige Hilfe für die Ukraine immer wieder in-
frage stellt, dann braucht es mehr als nette Fotos. Dann 
braucht es entschlossenes Handeln. Es braucht auch kein 
Jammern über die Trump-Regierung, kein Schönreden, 
keinen Koalitionsstreit, sondern eine klare und mit Taten 
unterlegte Botschaft an die Kriegsverbrecher im Kreml: 
Wagt es nicht, unsere Demokratie, unsere Freiheit an-
zugreifen, weder in der Ukraine noch im Baltikum und 
erst recht nicht hier in unserem Land!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir haben bei der Änderung des Grundgesetzes die 

Hilfe für völkerrechtswidrig angegriffene Staaten nicht 
ohne Grund von der Schuldenbremse ausgenommen. Es 
gibt auch beim Militär und beim Zivilen keine Ausrede 
für diese Bundesregierung mehr, nicht sofort und ent-
schlossen das zu tun, was dringend notwendig ist.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat nun das Wort der Abge-

ordnete Dr. Dietmar Bartsch.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Dietmar Bartsch (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrter Herr Minister! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftrag-
ter, Herr Otte, ich grüße Sie. Wir haben hier einen Haus-

haltsentwurf vorliegen, der die Überschrift tragen könnte: 
„Whatever it takes.“ Das ist ja einmalig; einen solchen 
Haushalt gibt es ansonsten nicht. Ich will am Anfang 
ganz klar und deutlich sagen: Das, was Sie hier mittel-
fristig vorhaben, halte ich für Wahnsinn. Es führt dazu, 
dass Sie den sozialen Zusammenhalt nicht nur in unserem 
Land, sondern letztlich auch in Europa gefährden. Und 
das ist aus meiner Sicht unverantwortlich.

(Beifall bei der Linken)
Als ich 1998 das erste Mal Mitglied des Bundestages 
wurde, hatte der Verteidigungsetat eine Größenordnung 
von 24 Milliarden Euro. Und heute wollen Sie, wie Sie 
selbst gesagt haben, mit Sondervermögen zu einem Vo-
lumen von 86 Milliarden Euro kommen.

(Kerstin Vieregge [CDU/CSU]: Ja, gut so!)
Das ist schon ein gewaltiger Sprung. Ich will nur darauf 
hinweisen, dass die Mittel in diesem Einzelplan seit Jah-
ren immer gesteigert worden sind. Von wegen Kaputt-
sparen! Es ist immer gesteigert worden. Man muss die 
Frage stellen: Was ist aus dem Geld geworden? Wie ist es 
eingesetzt worden? – Das ist zumindest dringend notwen-
dig.

(Beifall bei der Linken)
Wer mir jetzt sagt, dass wir das steigern müssen, weil 

wir eine neue Sicherheitslage haben, dem sage ich: Das 
weiß ich. Aber jeder, der das anders sieht, ist nicht auto-
matisch ein Putinist oder ein Kremlverteidiger. Nein, es 
ist unbestritten, dass Russland einen furchtbaren An-
griffskrieg führt. Das sagen wir auch.

(Lachen des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU])

Aber man kann zu anderen Schlussfolgerungen kommen 
als zu dieser gigantischen Aufrüstung.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das ist jedenfalls meine These.
(Beifall bei der Linken)

Ich will daran erinnern: Es gab hier im Deutschen 
Bundestag unendliche und sehr tiefgründige Diskussio-
nen, als es um das 2-Prozent-Ziel ging. Es gab nicht 
wenige – einige sitzen heute noch hier – in der sozialde-
mokratischen Fraktion, die sogar bei 2 Prozent sehr kri-
tische Äußerungen getroffen haben. Ich halte das für zu-
mindest nachdenkenswert. Im Übrigen haben bislang 
nicht alle europäischen Länder das 2-Prozent-Ziel er-
reicht; das müssen wir einfach mal festhalten. Jetzt wird 
eben mal locker gesagt: 5 Prozent, das haben wir unter-
schrieben. – Ich finde das problematisch, vor allen Din-
gen, weil gleichzeitig im Einzelplan 23 bei der humani-
tären Hilfe so drastisch gekürzt wird. Das ist doch nicht 
sozialdemokratisch. Es ist unverantwortlich, dass dort 
gekürzt wird, während für die Verteidigung Geld ohne 
Ende zur Verfügung gestellt wird.

(Beifall bei der Linken)
Der steigende Rüstungshaushalt hat ja wenig mit der 

Ausstattung der Truppe zu tun. Als die Wehrbeauftragte 
im vergangenen Jahr die Bundeswehr-Uni in Hamburg 
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besuchte, erfuhr sie, dass die dortige Sporthalle der Uni 
seit über einem halben Jahr wegen Schimmelbefall ge-
schlossen ist.

(Falko Droßmann [SPD]: Eine von drei!)
In der Südpfalz-Kaserne in Germersheim waren im Früh-
ling vergangenen Jahres Schimmel in Stuben und Sani-
tärräumen, Wasserschäden sowie von den Wänden ab-
blätternder Putz allgegenwärtig.

(Falko Droßmann [SPD]: Genau! Zwei von elf 
Gebäuden! – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein Argument für mehr 
Ausgaben!)

Das kann man – wie vieles andere mehr – im Jahres-
bericht des Wehrbeauftragten nachlesen. Wenn es hier 
also heißt, das Geld sei für die Truppe da, dann stimmt 
das einfach nicht. Das Geld geht vielfach in die Hände 
von Rüstungskonzernen, die jetzt die größten Aufträge in 
ihrer Geschichte bekommen. Das ist die Wahrheit. Das 
Wesentliche ist nicht für die Truppe, sondern für Rüs-
tungskonzerne.

(Beifall bei der Linken)
Ich kann in diesem Zusammenhang den neuen Wehr-
beauftragten nur darum bitten, dass er ein Wehrbeauf-
tragter des Parlaments, der Truppe ist und nicht der Bun-
desregierung. Das ist mir ungemein wichtig, meine 
Damen und Herren.

Ich will mein Lieblingsbeispiel, was die Rüstungs-
beschaffung in unserem Land betrifft, einmal nennen: 
Das sind die Marinetanker. Ein Schiff dieser Art kostet 
die Bundeswehr über 450 Millionen Euro. Es ist etwas 
eigenartig, dass vergleichbare Schiffe bei der britischen 
und bei der norwegischen Marine nur zwischen 140 und 
210 Millionen Euro kosten.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Für das Geld, das dafür im Einzelplan 14 verschwendet 
wird, hätten wir das Zwei- bis Dreifache an Tankschiffen 
in Großbritannien und Norwegen einkaufen können.

(Zuruf des Abg. Falko Droßmann [SPD])
Das muss man sich mal vorstellen. Das hat auch nichts 
mehr mit Arbeitsplätzen in Deutschland zu tun. Wie viele 
Arbeiterinnen und Arbeiter in deutschen Werften sollen 
denn angeblich davon profitieren?

Bevor hier noch weitere Euro in die Beschaffung ge-
steckt werden, sollte bei der Beschaffung von Rüstungs-
gütern endlich aufgeräumt werden. Es kann nicht sein, 
dass die Ausgaben für die Rüstung explodieren und wir 
aus allen Truppenteilen immer hören, was nicht funktio-
niert, was fehlt und was noch gewünscht ist. Das ist ein 
Widerspruch, der so nicht zu akzeptieren ist.

(Beifall bei der Linken – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sollen wir kein Geld 
ausgeben, oder sollen wir es besser ausgeben?)

Meine Damen und Herren, wenn man mal in die Un-
tiefen des Einzelplans geht, dann kann man wirklich in-
teressante Dinge finden. Ich nenne als Beispiel: Die 
Münchner Sicherheitskonferenz wird mehr gefördert als 

die Vereine der sogenannten Einsatzveteranen und der 
Psychosozialen Hilfe für Angehörige der Bundeswehr 
zusammen. Das ist doch vielleicht ein Widerspruch. Wa-
rum sollen die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler dafür 
so viel ausgeben, aber für die Truppe letztlich nicht?

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Diplomatie ist auch wichtig!)

Ich finde, das ist unangebracht.
Ich sehe, meine Redezeit läuft ab; ich komme auch 

zum Schluss, Frau Präsidentin.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ja, reicht 
dann auch!)

Ich will deutlich sagen, dass wir den Einzelplan 14 in 
dieser Form ablehnen. Es müssen erst mal realistische 
Analysen der Bedrohungsszenarien her. Ich hoffe, dass 
wir in den Beratungen da noch ein Stück weiterkommen, 
und wünsche alles Gute.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort 

der Abgeordnete Andreas Schwarz.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Andreas Schwarz (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Mitbürgerinnen und Mitbürger! Folgendes Zitat gebe 
ich hier mal zum Besten – wir wissen nicht, von wem 
es kommt –: Man kann ein Volk nicht in einem Zustand 
der Wehrlosigkeit erhalten und es zugleich lehren, frei zu 
sein. – Wir leben in einer Zeit fundamentaler sicherheits-
politischer Veränderungen. Die Welt ist unruhiger, insta-
biler und gefährlicher geworden. Unsere Demokratie, un-
sere Freiheit und unser gesellschaftlicher Zusammenhalt 
stehen zunehmend unter Druck, nicht nur durch äußere 
Bedrohungen, sondern auch durch gezielte Angriffe auf 
unsere Widerstandsfähigkeit von innen heraus.

Russland führt einen brutalen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine und führt uns vor Augen: Frieden in Europa ist 
kein Selbstläufer. Auch die sicherheitspolitischen He-
rausforderungen enden nicht an der ukrainischen Grenze. 
Im Indopazifik wachsen die Spannungen zwischen Ame-
rika und China, im Nahen Osten beobachten wir jeden 
Tag das Eskalieren von Gewalt. Und auch innerhalb un-
serer Gesellschaft sehen wir hybride Bedrohungen durch 
Cyberattacken, Desinformation und gezielte Angriffe auf 
unsere demokratischen Institutionen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sicherheit wird ge-
meinsam täglich hart erarbeitet: von Soldatinnen und Sol-
daten, von Fachleuten in Behörden und von Beschäftig-
ten in den Betrieben. Ohne ihre Arbeit gäbe es keine 
einsatzfähige Bundeswehr, keine funktionierenden Sys-
teme, keine Verteidigungsfähigkeit, auf die wir uns in 
Krisenzeiten verlassen können. Dafür an alle ein aufrich-
tiger Dank!
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wer unsere Freiheit ernst nimmt, muss bereit sein, sie 
zu schützen. Und dieser Schutz beginnt mit klaren Ent-
scheidungen hier im Parlament. Die Bundesregierung 
geht den mutigen Weg der letzten Legislaturperiode kon-
sequent weiter. Mit 62,4 Milliarden Euro im Einzel-
plan 14 – das sind über 10 Milliarden mehr als im Vor-
jahr – und dem Sondervermögen der Bundeswehr stehen 
uns jetzt 86,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Die Fi-
nanzplanung zeigt, dass wir die Beschlüsse des NATO- 
Gipfels vom Juni dieses Jahres ernst nehmen und kon-
sequent umsetzen, sogar schneller als vereinbart. Die ge-
forderten 3,5 Prozent bilden wir militärisch bereits 2029 
im Haushalt ab. Wir geben das klare Signal an unsere 
Bündnispartner: Deutschland hat verstanden, Deutsch-
land ist zuverlässig. Und wir übernehmen Verantwortung, 
die auch international von uns gefordert wird.

Aber das ist nur ein Teil der Wahrheit; denn Verteidi-
gung ist längst nicht nur allein militärisch zu denken. Wir 
brauchen einen gesamtstaatlichen Ansatz. Gesamtvertei-
digung bedeutet: Die Bundeswehr, das Technische Hilfs-
werk, die Polizei, die Feuerwehren, der Rettungsdienst – 
sie alle sind Teil unserer Sicherheitsarchitektur, die unser 
Land im Ernstfall schützen muss und die für den OPLAN 
Deutschland geradestehen. Das, was wir in der Ukraine 
sehen, ist eine Blaupause für unsere eigene Vorsorge: 
Schutz kritischer Infrastruktur, Zivilschutz, Versorgungs-
sicherheit, Cyberschutz. All das gehört zur Wehrhaftig-
keit einer Demokratie.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht aber auch um 
gezielte Nachwuchsgewinnung – Stichwort „Wehr-
dienst“ – und um verbesserte Arbeitsbedingungen für 
unsere Bundeswehr. Die Menschen müssen merken: Die 
Bundeswehr ist ein attraktiver Arbeitgeber. Wir müssen 
und werden mehr tun, um die Fälle, die Herr Bartsch 
vorgetragen hat, abzuarbeiten. Dafür bringen wir in den 
nächsten Wochen Zug um Zug die notwendige Gesetz-
gebung auf den Weg. Danke an unseren Verteidigungs-
minister Boris Pistorius für seinen unermüdlichen Einsatz 
und die klare Haltung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gleichzeitig verbessern wir die materielle Einsatz-
bereitschaft. Der Anstieg der Mittel für Munitions-
beschaffung auf 4,6 Milliarden Euro ist ein wichtiger 
und richtiger Schritt. Die Infrastruktur wird umfassend 
modernisiert, auch für unsere Streitkräfte. Im Rahmen 
der Bauoffensive werden im Jahr 2025 1,9 Milliarden 
Euro dafür zur Verfügung gestellt. Wir rüsten die Bundes-
wehr aus und machen sie fit für die Zukunft, techno-
logisch, strukturell und personell. Das geht nur mit einer 
starken Industrie. Sie braucht Planungssicherheit, klare 
Zielvorgaben und eine konsequente Reform des Beschaf-
fungswesens. All das ist in der Mache und in Umsetzung. 
Aber, meine Damen und Herren, wir müssen auch darauf 

achten, dass die Industrie liefert. Dieser Haushalt garan-
tiert der Industrie ab sofort Planungssicherheit. Dafür 
erwarten wir in Zukunft Lieferfähigkeit und Liefersicher-
heit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Unsere Vergabeverfahren werden schneller, flexibler 
und innovationsfreundlicher. Wir brauchen neue Model-
le, die auch kleine Anbieter, Start-ups und Forschungs-
einrichtungen frühzeitig einbinden. Die Innovationskraft 
unseres Landes darf nicht – das werden wir auch ver-
hindern – in Bürokratie und in Zertifizierung ersticken. 
Das Deutschlandtempo muss und wird Standard werden. 
Wir können das auch; das haben wir an vielen Stellen 
bewiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Haushalt ist 
ein Schritt zu mehr Sicherheit und Vertrauen. Ich freue 
mich auf die weitere parlamentarische Beratung.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als nächsten Redner rufe ich auf für die AfD-Fraktion 

den Abgeordneten Thomas Ladzinski.
(Beifall bei der AfD)

Thomas Ladzinski (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Liebe Zuschauer! Nachdem die Bundesregierung 
beim NATO-Gipfel vollmundig die 5 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes für Verteidigungsausgaben zugesagt 
hat, wird jetzt hier ein Haushaltsentwurf vorgelegt, der 
jeden halbwegs vernünftig denkenden Menschen er-
schaudern lässt. 850 Milliarden Euro neue Schulden 
möchte diese Bundesregierung in dieser Legislatur auf-
nehmen. Allein 380 Milliarden Euro dieser neuen Schul-
den sollen dabei auf den Geschäftsbereich des Verteidi-
gungsministeriums fallen. Zum Vergleich: Die gesamten 
Steuereinnahmen des Bundes betrugen im Jahr 2024 ge-
rade mal 375 Milliarden Euro. Bis 2029 soll also allein 
für die Bundeswehr ein höherer Schuldenberg aufgenom-
men werden, als der Bund in einem ganzen Haushaltsjahr 
bisher überhaupt an Einnahmen erzielt hat.

Da drängt sich dann die Frage auf: Wie und vor allem 
wer soll diese exorbitanten Kredite eigentlich zurückzah-
len? Minister Klingbeil hatte bei der kürzlichen Presse-
konferenz keine wirkliche Antwort auf diese Frage, aber 
es ist offensichtlich: Zukünftige Generationen werden 
diese Kredite in Zins und Tilgung abstottern müssen. 
Dadurch werden ganze Bundeshaushalte zukünftiger Re-
gierungen nahezu handlungsunfähig. Das ist unverant-
wortlich.

(Beifall bei der AfD)
Aber das ist nicht nur unverantwortlich, es ist auch 

unnötig. Denn die Bundesregierung hatte sich bereits zu 
einem Zeitpunkt auf diese enorme Neuverschuldung für 
die Bundeswehr festgelegt, bevor überhaupt beim 
NATO-Gipfel am 24. Juni eine Verständigung zu den 
jeweiligen Fähigkeitszielen der Mitgliedstaaten statt-
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gefunden hat. Bevor man also wusste, welche Fähigkei-
ten die Bundeswehr zukünftig in die NATO einbringen 
soll, bevor man wusste, was man braucht, wusste man 
angeblich schon, wie viel es kosten soll, und hat es in 
die Mittelfristplanung dieses Haushaltsentwurfs hinein-
geschrieben. Das ist absurd.

(Beifall bei der AfD)

Das bisherige NATO-Ziel lag bei 2 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes. Mit größten Mühen und größtem Auf-
wand hat es das Verteidigungsministerium im letzten Jahr 
geschafft, dieses Ziel nach jahrelangen Fehlversuchen 
gerade so zu erreichen. Neben Deutschland haben es 
gerade mal weitere 10 der 30 NATO-Mitgliedstaaten ge-
schafft, dieses 2-Prozent-Ziel überhaupt zu erreichen. Bei 
der jetzt neuen 5-Prozent-Vorgabe werden es noch weni-
ger sein. Das ist offensichtlich. Spanien hat ja schon jetzt 
angekündigt, dass ihm der Sozialstaat wichtiger ist als 
eine unsinnige BIP-Vorgabe für Rüstung.

Der Kanzler geht jetzt hier mit diesem Haushalt den 
genau entgegengesetzten Weg von Spanien. Die in der 5- 
Prozent-NATO-Vorgabe enthaltenen 3,5 Prozent an rei-
nen Verteidigungsausgaben will man mit 3,3 Prozent 
schon im Jahr 2029 fast erfüllt haben – sechs Jahre vor 
dem vereinbarten Datum. Es scheint, der Bundeskanzler 
möchte die Vorgaben übererfüllen und Deutschland hier 
zum militärischen Musterknaben in der NATO machen, 
während die sozialen Probleme in unserem Land weiter 
ungelöst bleiben und die Insolvenzwelle bei sämtlichen 
Wirtschaftszweigen, die nichts mit Rüstung zu tun haben, 
noch immer weiterrollt.

(Beifall bei der AfD)

Dieser schuldenfinanzierte Verteidigungshaushalt ist 
nicht nur unverantwortlich und nicht nur unnötig, er ist 
auch unrealistisch. Denn schon jetzt hat das Beschaf-
fungsamt Jahr für Jahr größte Schwierigkeiten, das ein-
geplante Geld überhaupt auszugeben. Jährlich gehen Mil-
liardenbeträge zurück in den Gesamthaushalt, weil es zu 
Verzögerungen oder Schwierigkeiten bei Beschaffungs-
projekten kommt. Ursache dafür ist nicht selten das Ver-
gaberecht, regelmäßig aber auch übertriebene, geschäfts-
bereichsinterne Bürokratie. Ein immenser Regelwust, 
gepaart mit überzogenen Berichtspflichten, und eine 
Vielzahl an verschlimmbessernden Gesetzen und Vor-
gaben im Beschaffungswesen bremsen Jahr für Jahr stär-
ker die Beschaffungsprojekte der Bundeswehr aus. Er-
schwerend kommt hinzu, dass qualifiziertes Personal 
schon jetzt nicht im notwendigen Umfang zu finden ist. 
Im BAAINBw, also im Beschaffungsamt in Koblenz, gibt 
es schon jetzt Abteilungen mit Besetzungsquoten unter-
halb von 70 Prozent. Schon jetzt bekommt man die 
Dienstposten für wichtige Beschaffungsprojekte nicht 
besetzt.

Mit dem neuen Haushaltsentwurf sollen jetzt weitere 
1 300 Stellen in der Bundeswehrverwaltung geschaffen 
werden. Da frage ich mich: Wo sollen die Leute herkom-
men, wen wollen Sie einstellen, wenn es schon jetzt nicht 
reicht?

(Beifall bei der AfD)

Die Erhöhung des Verteidigungsetats wird dazu füh-
ren, dass das Beschaffungsamt genauso viel beschaffen 
wird wie bisher auch. Nur der Einzelstückpreis wird er-
heblich steigen. Diese Effekte waren bereits bei der Ein-
führung des „Sondervermögens Bundeswehr“ zu be-
obachten, und nach der bekannten „Whatever it takes“- 
Rede von Kanzler Merz hat sich dieser Effekt noch mal 
verstärkt. Auch die Vielzahl an Krisen in der ganzen Welt 
sorgen dafür, dass Wehrmaterial teurer wird, aber nicht 
besser. Man nennt es auch Rüstungsinflation.

Als AfD sagen wir ganz klar: Ein politisch vorgegebe-
nes Ausgabenziel für den Verteidigungsetat, orientiert am 
BIP, trifft noch lange keine Aussage darüber, wie wehr-
fähig unsere Bundeswehr oder wie effizient unser Be-
schaffungswesen ist. Eine solche Zielvorgabe ist un-
geeignet.

(Beifall bei der AfD)

Wir stellen uns ganz klar gegen eine Verschuldung 
künftiger Generationen zugunsten ineffizienter Beschaf-
fungsprozesse. Bevor derartige Summen in den Verteidi-
gungsetat gesteckt werden, muss der Wirkungsgrad des 
jetzt schon eingesetzten Steuergeldes für die Ausstattung 
unserer Soldaten erheblich verbessert werden. Beschaf-
fungsprozesse müssen vereinfacht, das Beschaffungs-
wesen entbürokratisiert und Projektlaufzeiten maßgeb-
lich verkürzt werden.

(Beifall bei der AfD)

Wenn das gelungen ist, wäre auch der jetzige Verteidi-
gungsetat bereits vollkommen ausreichend, um eine er-
hebliche qualitative Verbesserung bei der Ausstattung 
unserer Soldaten zu erreichen.

Stattdessen steht jetzt zu befürchten, dass die Bundes-
regierung mit diesem jetzt eingeschlagenen Weg dieses 
Schuldengeld verwenden wird, um scheinbar fertige Waf-
fensysteme aus Übersee einzukaufen. Denn noch immer 
gilt die goldene Regel im Beschaffungsamt: Marktver-
fügbarkeit vor Eigenentwicklung. Ob diese marktverfüg-
baren Rüstungsprodukte dann überhaupt im Kommuni-
kations- und Wirkverbund der Bundeswehr integrierbar 
sind, ob das so beschaffte Material für unsere Soldaten 
überhaupt nutzbar ist, das interessiert dann weder den 
Bundeskanzler noch andere Verantwortliche auf politi-
scher Ebene, siehe F-35-Beschaffung.

Diese blinde Schuldenaufnahme ohne Konzept wird 
ein Konjunkturprogramm für die amerikanische Rüs-
tungsindustrie. Die Merz-Regierung wird mit diesem 
Verteidigungshaushalt auf Kosten des Steuerzahlers auf 
der anderen Seite des Atlantiks auf Shoppingtour gehen, 
statt auf eigenes Know-how und auf Innovation „made in 
Germany“ zu setzen. Die deutsche Wissenschaftsland-
schaft, der Großteil der deutschen Wirtschaft und vor 
allem der Mittelstand werden bei dieser Shoppingtour 
leer ausgehen. Und schlimmer noch: Sie werden dafür 
die Zeche zahlen. Das werden wir nicht mitmachen.

(Beifall bei der AfD)
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Wir stehen für eine gut ausgestattete und schlagkräf-
tige Bundeswehr, aber nicht auf Kosten der Attraktivität 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland, nicht auf Kosten 
unseres Sozialstaats und schon gar nicht auf Kosten zu-
künftiger Generationen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Abgeord-

nete Thomas Röwekamp.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Thomas Röwekamp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Wehrbeauf-

tragter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mir geht es wahrscheinlich 
wie vielen von Ihnen. Insbesondere in Gesprächen mit 
den eigenen Kindern, aber auch mit jungen Menschen 
wird die Frage gestellt: Glauben Sie, glaubst du, es wird 
Krieg in Deutschland geben? Und anders als vor 15 Jah-
ren, kommt nicht automatisch die Antwort: Nein, 
niemals.

Wenn man sich das Geschehen in der Ukraine an-
schaut, dann muss man nüchtern feststellen: Wir in 
Deutschland sind natürlich nicht im Krieg, aber wir be-
finden uns schon lange nicht mehr im Frieden. Der Krieg, 
den Russland in der Ukraine führt, führt es gegen uns: 
gegen unsere Demokratie, gegen unsere Freiheit, gegen 
unseren Frieden, gegen unseren Wohlstand, gegen unsere 
gesellschaftliche Ordnung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es ist Krieg in Europa, meine Damen und Herren, und 
darauf müssen wir eine Antwort geben.

Der vorliegende Haushaltsentwurf gibt diese Antwort. 
Der vorliegende Haushaltsentwurf ist nur dadurch mög-
lich geworden, dass wir gemeinsam mit Bündnis 90/Die 
Grünen in der letzten Legislaturperiode noch die 
Grundlage dafür geschaffen haben, dass wir die der 
NATO gegebenen Zusagen auch tatsächlich einhalten. 
Dabei steht aber genauso fest: Mit Geld gewinnt man 
keinen Krieg. Meine persönliche Lebenserfahrung ist: 
Geld wirkt nicht abschreckend, schon gar nicht auf Putin. 
Wir werden auf der Grundlage dieses Haushalts in den 
nächsten Wochen, Monaten und Jahren darüber reden, 
wie wir aus dem Geld militärische Fähigkeiten machen 
können. Es kommt sehr darauf an, dass wir die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass wir das Geld für unsere 
Verteidigung ausgeben können.

An dieser Stelle zeigt sich aus meiner Sicht der deut-
liche Unterschied insbesondere zur AfD-Fraktion. Wir 
kommen nicht nur nicht aus derselben Denkschule; wir 
haben vielmehr in der Frage von Krieg und Frieden 
grundsätzlich unterschiedliche Auffassungen. Wir dis-
kutieren nicht darüber, ob wir aus dem Solidaritätsbünd-
nis der NATO aussteigen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der 
AfD: Wir auch nicht!)

Wir wollen die Europäische Union nicht beenden. Wir 
wollen mit Putin keine Sicherheitspartnerschaft ein-
gehen. Wir wollen uns gemeinsam mit der NATO wirk-
sam gegen eine mögliche russische Aggression verteidi-
gen können. Das ist etwas anderes als eine andere 
Denkschule. Das ist eine grundsätzlich andere Auffas-
sung von Krieg und Frieden, von Bedrohung und von 
gesellschaftlicher Verteidigungsfähigkeit. Deswegen 
wird es nie eine Gemeinsamkeit mit Ihnen in der Sache 
geben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden begleitend zu dem Geld, das wir jetzt zur 
Verfügung stellen, darüber reden müssen, Herr Minister, 
wie wir die der NATO gegebenen Fähigkeiten personell 
unterlegen können. Dazu gibt es offensichtlich einen ers-
ten Vorschlag. Aber klar ist: Es muss verbindliche Ver-
einbarungen darüber geben, in welchen Schritten wir den 
Aufwuchs bei der Bundeswehr gestalten wollen. Zu-
nächst wollen wir versuchen, das über Freiwilligen-
dienste zu generieren.

(Falko Droßmann [SPD]: Das gelingt!)
Aber das bedeutet auch: Wenn das nicht gelingt, ist der 
nächste Schritt zwangsläufig. Der nächste Schritt ist: Wir 
müssen noch in dieser Legislaturperiode in der Lage sein, 
wenn es die sicherheitspolitische Lage erfordert oder 
wenn es die Verteidigungsfähigkeit und Einsatzbereit-
schaft der Bundeswehr notwendig machen, wieder auf 
die Wehrpflicht zurückzugreifen, um unseren Fähigkeits-
beitrag in der NATO leisten zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gerold Otten 
[AfD]: Jetzt sind wir wieder in unserer Denk-
schule!)

Der zweite Teil meiner Rede betrifft die Frage: Was 
bedeutet das eigentlich für die Beschaffung? Und auch da 
steht fest: Es gibt Verbesserungsbedarf. Wir werden noch 
in diesem Sommer, auch hier im Parlament, miteinander 
über ein Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungs-
gesetz reden, das die Voraussetzung dafür schaffen soll, 
dass wir für die Bundeswehr schneller, zielgerichteter 
und auch in größeren Mengen produzieren können. Üb-
rigens ist das erforderlich, damit wir in Deutschland die 
industriellen Kapazitäten für die Rüstungsgüter vorhalten 
können, die wir für unsere eigene Truppe, aber auch für 
die Europäische Union und insbesondere für die NATO 
brauchen.

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Die CDU schwächt 
Deutschland!)

Darüber hinaus müssen wir über Regulatorik reden. 
Wir müssen über Zuständigkeiten und Fähigkeiten reden. 
Ich werbe sehr dafür, die Zuständigkeiten bei den Ver-
teidigungsfähigkeiten zusammenzulegen. Es kann nicht 
sein, dass wir uns gegen einen möglichen Drohnenangriff 
in Deutschland mit 17 unterschiedlichen Behörden ver-
teidigen wollen. Die Sicherheitsarchitektur, die wir in 
Deutschland haben, atmet einen anderen Geist. Sie atmet 
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nicht die gegenwärtige hybride Bedrohung, sie atmet 
nicht die militärischen Fähigkeiten, über die wir reden, 
und sie atmet auch nicht eine schnelle und zügige Ant-
wort.

Der letzte Teil, zu dem ich etwas sagen möchte, ist viel 
grundsätzlicherer Art. Wir müssen sicherlich über den 
Haushalt, über Beschleunigung und über personellen 
Aufwuchs reden. Aber am meisten Sorgen macht mir 
die Frage: Ist unsere Gesellschaft eigentlich resilient ge-
nug für die Frage von Krieg und Frieden? Wenn man sich 
die Umfrage vom letzten Freitag anschaut, dann sieht 
man: Die Mehrheit ist für einen personellen Aufwuchs 
bei der Bundeswehr und sogar für eine Wehrpflicht. Aber 
wenn man genau hinschaut, sieht man: Die Mehrheit der 
Deutschen ist der Meinung, dass sich jemand um die Ver-
teidigung kümmern müsste. Die Botschaft aus der Gesell-
schaft an uns als politische Entscheidungsträger ist: Wir 
haben ein Problem mit Krieg und Frieden, kümmere dich 
bitte darum. – Die Antwort einer resilienten Gesellschaft 
muss aber lauten: Es gibt eine Bedrohung unseres Frie-
dens, unserer Freiheit, unserer gesellschaftlichen Ord-
nung, und jeder Einzelne ist bereit, dafür einen Beitrag 
zu leisten. Das ist eine resiliente Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich werbe dafür, dass wir die Zeit, die wir jetzt haben, 
dazu nutzen, nach draußen zu gehen und mit den Men-
schen darüber zu reden, dass die Bewahrung von Frieden, 
die Gewährleistung von Freiheit, die Sicherstellung von 
Demokratie und auch ein gewohnter und vertrauter Um-
gang mit Wohlstand nur dann gelingen kann, wenn man 
diese Aufgabe nicht immer nur an andere, an die NATO, 
an die Vereinigten Staaten oder an die Wehrdienstleisten-
den und die Soldatinnen und Soldaten delegiert. Vielmehr 
kann das nur dann funktionieren, wenn auch jeder selbst 
bereit ist, sich für Frieden, Freiheit, Demokratie und 
Wohlstand einzusetzen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Nächstes hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen der Abgeordnete Dr. Sebastian Schäfer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Vizepräsident Bodo Ramelow übernimmt den 
Vorsitz)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Wehrbeauftragter! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir erleben die Zeiten-
wende in der Zeitenwende. Wir haben mit der Bereichs-
ausnahme die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass es 
keine finanziellen Einschränkungen mehr gibt, um in 
unsere Verteidigungsfähigkeit, um in unsere Sicherheit 
zu investieren. Das ist ein echter Paradigmenwechsel in 
unserer Haushaltspolitik.

Im Januar hat Robert Habeck in einem Interview die 
3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung angesprochen, die 
jetzt vor zwei Wochen beim NATO-Gipfel in Den Haag 
noch mit zusätzlich 1,5 Prozent vom BIP für strategische 
Infrastruktur als Zielwert beschlossen wurden. Die Reak-
tion unseres heutigen Innenministers Alexander Dobrindt 
damals, also vor sechs Monaten: Habecks Überlegung sei 
ein Vehikel, um die Schuldenbremse abzuschaffen. – Da-
bei wusste jede und jeder, der sich ernsthaft mit der 
Situation auseinandersetzt, natürlich auch schon im 
Januar – der Minister hat es gesagt –, dass die Bedro-
hungslage in Europa so ernst und die Ausstattung der 
Bundeswehr teilweise immer noch so schlecht ist, dass 
das Sondervermögen und ein Haushalt in den Grenzen 
der alten Schuldenbremse nicht ausreichen.

Wir, die Grünen, sind nicht die Union. Bei uns geht 
Land tatsächlich vor Partei,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sogar wenn wir nicht mehr regieren. Deshalb haben wir 
Ihnen die Hand gereicht und geholfen. Es war notwendig, 
und es bleibt richtig – für unsere Freiheit, für Europa, für 
den Frieden in der Ukraine. Ich wünsche mir sehr, dass 
mit diesem Haushalt der Grundstein gelegt wird, um die 
Zeitenwende endlich wirklich zu vollziehen, aber ich 
habe da leider meine Zweifel. Der Bundesrechnungshof 
warnt jetzt bereits, dass sachfremde Mittel in den Etat des 
Verteidigungsministeriums verschoben werden, um die 
Schuldenbremse zu umgehen. Auch wenn der bayerische 
Ministerpräsident über die Bundeswehr spricht, dann 
geht es ihm leider nicht um unsere Sicherheit; es geht 
ihm um die Interessen seiner Rüstungsindustrie. Da 
leuchten bei Söder die Augen wie sonst nur bei der Brat-
wurst auf dem Teller.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich brauchen wir die Industrie. Aber sie darf 
eben immer nur Mittel zum Zweck sein, und der Zweck 
ist unsere Sicherheit. Die Zeit der Connections, die darf 
nicht wieder auferstehen, und da habe ich große Sorgen. 
Wenn Sie so ganz nebenbei zwischen Tür und Angel in 
der letzten Sitzungswoche im Haushaltsausschuss auf 
einmal alle Berichtspflichten, die die Verteidigung betref-
fen, abschaffen,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unmöglich! – Weiterer Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Genau!)

dann heißt Ihr Mäntelchen zwar „Bürokratieabbau“, aber 
es geht Ihnen ganz einfach darum, parlamentarische Kon-
trolle einzuschränken.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ganz genau! Ihr habt euch selbst die Möglich-
keiten genommen!)

Wie kann man sich als Haushälterin oder Haushälter nur 
so kleinmachen, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Koalition?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich will an die Adresse des Ministers klar sagen: Wir 
verstehen die Sensibilität so mancher Informationen in 
der Beschaffung. Aber das darf parlamentarische Kon-
trolle nicht unmöglich machen. Wir jedenfalls haben die-
sen Anspruch, diese Koalition offenbar eher nicht.

Das Sondervermögen mit immerhin 100 Milliarden 
Euro gibt es nun schon seit mehr als drei Jahren. Dennoch 
sagt der Inspekteur des Heeres, ein Mann klarer Worte, 
dass es uns heute materiell nicht wesentlich besser gehe 
als im Februar 2022.

(Zuruf von der AfD: Dafür wird er dann ja 
auch entlassen!)

Ja, das hat damit zu tun, dass die Bundeswehr der Ukraine 
viel geholfen hat und weiterhin hilft. Aber es hat auch viel 
damit zu tun, dass die Strukturen immer noch zu langsam 
sind, Beschaffungsvorhaben viel zu lange dauern und wir 
immer noch fast täglich Meldungen über teure Verspä-
tungen bei so dringend benötigten Lieferungen haben.

Ich möchte ein konkretes Beispiel nennen: Es gibt ein 
multinationales Beschaffungsprogramm für Transport-
panzer, ursprünglich gegründet durch Lettland und Finn-
land. Deutschland hat 2022 die Absicht erklärt, diesem 
Programm beizutreten. 2023 folgte die technische Ver-
einbarung, 2024 dann die Forschungs- und Entwick-
lungsvereinbarung. 2025 ist man dem Programm offiziell 
beigetreten. Die ersten Transportpanzer aus diesem Pro-
gramm können wir dann ab 2027 erwarten.

Dänemark auf der anderen Seite hat Ende 2024 ent-
schieden, dem Programm beizutreten, ist im April 2025 
offiziell Mitglied geworden und erwartet die ersten 
Transportpanzer noch in diesem Jahr. Das steht exempla-
risch für die Zeitenwende in Europa: Die einen reden 
darüber, die anderen machen es.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wieso schafft Dänemark mit den gleichen europäischen 
Beschaffungs- und Vergaberegeln, was Deutschland 
nicht hinbekommt?

Meine Damen und Herren, wir werden bei den anste-
henden Haushaltsberatungen im Sommer und Herbst 
ganz genau hinschauen. Wir müssen unsere Sicherheit 
dringend verbessern und nicht einfach nur viel Geld aus-
geben. Die parlamentarische Kontrolle ist notwendig wie 
nie.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich aufrufen den Abge-

ordneten Ulrich Thoden.
(Beifall bei der Linken)

Ulrich Thoden (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für die Verteidigung sind das größte Aufrüstungspro-
gramm seit dem Zweiten Weltkrieg. Die Finanzierung 
erfolgt durch eine völlig entgrenzte Schuldenaufnahme 
auf Kosten der jungen Generation – ein Teil sitzt oben 

auf der Tribüne –, und zwar ohne dass diese Generation 
durch die Investitionen in Bildung davon profitieren wür-
de. Diese Generation sitzt schon heute in maroden Klas-
senzimmern und auf kaputten Schultoiletten, und zum 
Dank dafür tut man ihnen jetzt noch die Wehrpflicht an.

Insgesamt erwarten uns als Gesellschaft harte Ein-
schnitte in allen Bereichen, natürlich vor allem im Sozia-
len. Der sozialdemokratische Ministerpräsident von Spa-
nien, Pedro Sánchez, hat sich standhaft dem 5-Prozent- 
Ziel verweigert, und zwar mit dem Hinweis, das werde 
Steuererhöhungen für die Mittelschicht bedeuten, Sozial-
kürzungen nach sich ziehen und notwendige Investitio-
nen verhindern. Chapeau! Es gibt sie also doch noch, die 
aufrechten Sozialdemokraten, wenigstens in Spanien.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Falko 
Droßmann [SPD])

Unbegrenzt Geld für die Rüstung, aber Kahlschlag im 
Sozialen und bei der Bildung – das vertieft die soziale 
Spaltung in diesem Land, und so bekämpft man den 
Rechtsruck mit Sicherheit nicht. Das gängige Narrativ, 
das zur Rechtfertigung dieses Wahnsinns herangezogen 
wird, geht ungefähr so – ich hoffe, ich beschreibe das 
richtig –: Wir haben in den letzten Jahren zu wenig für 
Rüstung ausgegeben; das müssen wir jetzt nachholen. – 
Bereits im vergangenen Jahr aber, also noch vor dem 
sagenumwobenen NATO-Gipfel, haben die 32 Mitglied-
staaten der NATO mehr Geld für Rüstung ausgegeben als 
der Rest der Welt zusammen. 55 Prozent der weltweiten 
Rüstungsausgaben entfielen auf die NATO. Wie viel Geld 
wollen Sie eigentlich noch versenken, bis Sie sich endlich 
sicher fühlen? Die 5-Prozent-Zahl ist außerdem absolut 
willkürlich gesetzt. Begründet wird das mit Fähigkeits-
lücken bei den einzelnen Streitkräften. Merkwürdig ist 
dabei nur, dass in allen 32 Mitgliedstaaten diese Lücke 
mit exakt 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts offenbar 
gleich groß ist.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Offenbar wird alles über einen Kamm geschoren. Indivi-
duelle Fähigkeitslücken werden, anders als immer be-
hauptet, nicht betrachtet.

Apropos Fähigkeitslücken: Welche Fähigkeitslücken 
die Bundeswehr hat und mit welchen Maßnahmen und 
vor allem zu welchen Kosten diese zu schließen wären, 
wird weder in der Öffentlichkeit noch – Sara Nanni wird 
mir zustimmen – im nichtöffentlich tagenden Verteidi-
gungsausschuss mitgeteilt.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Diese Informationen wären geeignet, die nationale Si-
cherheit zu gefährden, so heißt es immer. Dann bleibt 
mir als Abgeordnetem wohl nur, der Bundesregierung 
blind zu vertrauen. Und Sie mögen es mir jetzt bitte nach-
sehen, dass das selbst ohne die vielen bereits gebroche-
nen Versprechen der Koalition reichlich viel verlangt wä-
re. Wie der erste gescheiterte Wahlgang bei der 
Kanzlerwahl gezeigt hat, ist das auch für die Abgeord-
neten der Regierungskoalition selbst etwas viel verlangt. 
Wenn, wie kürzlich geschehen, in einer Beschaffungsvor-
lage die Stückzahl geschwärzt ist, ist eine qualifizierte 
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Entscheidung überhaupt nicht mehr zu treffen. Bekomme 
ich jetzt 10 oder 20 oder 30 Stück von etwas? Ich weiß, 
insbesondere Sie von der Union haben ja eine Vorliebe 
für Schwärzungen in Dokumenten, aber meistens kommt 
das die Steuerzahler teuer zu stehen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Ganz meine Meinung!)

Uns drängt sich der Verdacht auf, dass Sie sich bei Ihren 
Rüstungsdeals einfach nicht in die Karten schauen lassen 
wollen.

Die Pläne der Bundesregierung reichen weit über das 
hinaus, was für die militärische Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands erforderlich wäre. Aber für die Friedens-
organisation OSZE beispielsweise hat die Bundesregie-
rung pünktlich zum 50. Jahrestag der Schlussakte von 
Helsinki nur Peanuts übrig. Die Einhaltung des Völker-
rechts und nichtmilitärische Sicherheit sind dieser Bun-
desregierung praktisch nichts wert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der Etatent-
wurf für Verteidigung ist ein sicherheits- und sozialpoli-
tischer Brandbeschleuniger.

(Siemtje Möller [SPD]: Das stimmt doch alles 
nicht! Das ist einfach falsch!)

Doch Sie können sich sicher sein: Die Linke tritt dafür 
ein, dass bei Ihrem Aufrüstungswahn die Demokratie und 
der Zusammenhalt in der Gesellschaft nicht unter die 
Räder kommen.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für eine kurze Minute darf ich dem SPD-Kollegen 

Falko Droßmann das Wort geben.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt richtig abliefern, Falko!)

Falko Droßmann (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Ich habe so viel zu sagen und so wenig Zeit.
(Thomas Röwekamp [CDU/CSU]: Soll ich 

eine Zwischenfrage stellen?)
Deshalb in aller Kürze zusammengefasst: Herr Bundes-
minister Pistorius, das, was Sie hier eingebracht haben, 
ist extrem ambitioniert. Es ist fraglich, ob das überhaupt 
alles zu schaffen ist. Wir wissen, dass Sie der Beste für 
diesen Job sind. Sie haben gesagt, Sie werden diesen 
Umbau der Bundeswehr zielgerichtet und mit Augenmaß 
vornehmen.

(Zuruf des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [Die 
Linke])

Seien Sie sicher: Dieses Parlament hat Ihnen diese Par-
lamentsarmee anvertraut, und wir werden Sie in jedem 
Detail unterstützen, das auch richtig hinzubekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber wir sind alle gefordert, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

Zweitens. Das ist wirklich Destruktivismus von der 
Linken, muss ich mal sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Nichts von der Freiheit, die wir hier haben, nichts von 
dem, was Sie hier sagen, nichts von dem, was Sie die vier 
Tage bei der OSZE-Jahrestagung gemacht haben, könn-
ten Sie in Russland umsetzen. Akzeptieren Sie doch mal, 
dass es hier etwas Wertvolles gibt, was wir verteidigen, 
und dass es nicht Wahn ist, was wir tun!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das Letzte ist: Hier wurde eben von einem ehemaligen 
Obristen gesagt, welche Fraktion denn die meisten Sol-
datinnen und Soldaten hat. Es gibt viele Dutzend ehema-
lige Wehrpflichtige, die hier in den Reihen sitzen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Droßmann.

Falko Droßmann (SPD):
Soldaten sind Soldaten, egal welchen Dienstgrad sie 

haben.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Dr. Dietmar Bartsch [Die Linke] – Zuruf des 
Abg. Gerold Otten [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion dem Abgeordneten 

Mirco Hanker das Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Mirco Hanker (AfD):
Herr Präsident! Geehrte Kollegen! Geschätzte Zu-

schauer! Die Ausgaben für die Bundeswehr belaufen 
sich, wie wir es heute schon mehrfach gehört haben, in 
diesem Jahr auf rund 63 000 Millionen Euro. Damit wäre 
das berühmte Sondervermögen zu 100 Prozent aus-
genutzt. Das klingt in Bezug auf die Verteidigungsfähig-
keit des Landes nach einer guten Nachricht. Haushalte-
risch aber haben wir hier schon die ersten Probleme.

Die Zinsausgaben für die Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen werden in den Jahren 2026 und 
2027 nicht mehr aus dem Sondervermögen gedeckt wer-
den können. Auch werden zum Beispiel aus dem Ressort 
der Verkehrsinfrastruktur Verpflichtungen in den Einzel-
plan 14, also in den Verteidigungshaushalt, verschoben. 
Die Gesamtausgaben für die Bundeswehr liegen bis zum 
Jahr 2029 bei über 600 geplanten Milliarden Euro. Die 
Gelder, die Merkel und Co einzusparen glaubten, zahlen 
wir jetzt vier-, fünf-, sechsfach. Das ist eine massive, 
schuldenfinanzierte Aufrüstung der Bundeswehr. Um 
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das einigermaßen einzufangen, müssen wir konsolidieren 
und sparen; denn im Moment ist der Haushalt nichts 
weiter als eine gigantische Wette.

(Beifall bei der AfD)

Eine gigantische Geldaufnahme ohne echte Sparmaß-
nahmen ist hochgefährlich. Beispielhaft sparen müssen 
wir bei den ideologisch begründeten Klimaprogrammen, 
bei EU- und Auslandszahlungen und natürlich bei den 
unverantwortlich hohen Migrationskosten. Ansonsten 
hätten wir zwar eine starke Wehr, aber leider einen rui-
nierten Staat, vielleicht sogar eine neue Eurokrise und 
eine Schuldenpolitik – das ist ja noch viel dramatischer 
für dieses Haus hier –, die die Handlungsspielräume zu-
künftiger Regierungen und zukünftiger Bundestagsabge-
ordneter komplett einschränken würden. Das können Sie 
alles in den Medien oder auch in den Berichten des Bun-
desrechnungshofs nachlesen.

Worauf müssen wir also achten? Worum geht es dring-
lich? Es geht um die Balance. Gesellschaftspolitisch, 
wirtschaftspolitisch und verteidigungspolitisch dürfen 
wir nicht runterfallen.

(Falko Droßmann [SPD]: Dann stimmen Sie 
doch zu!)

Vor diesem Hintergrund sei erwähnt, dass diese Staats-
ausgaben einen Inflationsschock auslösen können und 
wir dann am Ende nicht mehr und bessere Waffensysteme 
erhalten, wie das mein Kollege Herr Ladzinski schon 
sagte, sondern schlicht nur teurere. Rentner, Alleinerzie-
hende, Studenten und andere müssen sich das Leben in 
diesem Land aber weiterhin leisten können. Es geht also 
um die Balance zwischen all den relevanten Werten und 
Säulen unserer freiheitlichen Gesellschaft.

Was ist eine verantwortungsvolle Antwort? Konsoli-
dierung, kaufmännische Vorsicht und eine besonnene In-
vestitions- und Ausgabenpolitik.

(Beifall bei der AfD)

Der Staat muss als kompetenter Verhandler und als An-
walt der Steuerzahler auftreten. Leider hat er diese Kom-
petenz in der Vergangenheit allzu oft missen lassen. Als 
Beispiele sind unter anderem zu nennen: die teure Coro-
napolitik und die Masken- und Impfstoffbeschaffung, au-
ßerdem zwei Beispiele aus dem Bereich des Bundesrech-
nungshofes. Erstens: „Unzureichende Koordinierung 
führt zum Abbruch eines langjährigen Beschaffungspro-
jektes für dringend benötigte Minenabwehrboote“. Zwei-
tens: „Bundeswehr gelingt es seit Jahren nicht, die Kor-
vetten der Marine aufgabengerecht auszustatten“.

Der Staat hat also, wie Sie sehen, in der Vergangenheit 
leider nie überzeugt, wenn es um die weitsichtige Ver-
wendung von Steuergeldern ging. Warum soll das heute 
anders sein?

Ich befürchte die üblichen Fehlallokationen, ich be-
fürchte massive Preissteigerungen auf allen Gebieten. 
Was wir also brauchen, ist eine besonnene Beschaffung, 
eine konsequente und weitsichtige Führung, die ihre 
ganze Energie in den Dienst des Landes stellt. BMVg 
und Bundeswehr sind in der Pflicht – in der Pflicht, die 
Mittel wirksam und verantwortungsvoll zu verwenden. 

Wir brauchen Innovationen im Bereich „Stealth-Drohnen 
und KI“. Es gibt keine erfolgreiche Aufholjagd ohne In-
novationen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Falko 
Droßmann [SPD])

Wir brauchen einen Strategiewechsel hin zur Innova-
tions- und Technologieführerschaft. Im Moment gibt es 
keinen Willen, Drohnen selbst zu entwickeln oder herzu-
stellen. Ich persönlich halte das für fahrlässig und für eine 
taktischen Fehler.

Wie erreicht man Innovationen? Indem man zum Bei-
spiel die Entwicklung von Drohnen selbst in die Hand 
nimmt und sich dadurch unabhängig von Verkäufern, 
Lager- und Zuteilungskapazitäten und Transportproble-
men, also schlicht und einfach: frei vom Goodwill ande-
rer Staaten, macht. So einfach und effizient kann Ver-
teidigungspolitik sein. Unsere Ingenieure müssen 
wieder die Chance erhalten, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Mirco Hanker (AfD):
– ihre besonderen Fähigkeiten und Kenntnisse zum 

Einsatz zu bringen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich aufrufen die Ab-

geordnete Kerstin Vieregge.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Kerstin Vieregge (CDU/CSU):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrter Minister! Ge-

schätzte Damen und Herren! Mit dem Haushalt 2025 be-
ginnen wir, die haushalterischen Widersprüche der Zei-
tenwende aufzulösen, und bringen die Zeitenwende nun 
endlich finanziell auf den richtigen Kurs.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Der Einzelplan war seit 2022 quasi eingefroren und 
verkam eher zu einem Betriebshaushalt. Aber das ist 
nun vorbei; denn für das laufende Haushaltsjahr erhöhen 
wir den Einzelplan 14 um satte 20 Prozent. Danke dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ermöglicht uns, noch in diesem Jahr wichtige Kor-
rekturen vorzunehmen: die Aufstockung der Mittel für 
militärische Beschaffung um 195 Prozent, die Schaffung 
von rund 10 000 zusätzlichen militärischen und 1 300 
zivilen Planstellen, die Erhöhung von Investitionen in 
die Infrastruktur unserer militärischen Anlagen um 
8,6 Prozent und wieder mehr Investitionen in die Zu-
kunft; denn auch die F&T-Mittel steigen um 7 Prozent. 
Dieser Haushalt setzt also ein klares Signal: Wir inves-
tieren entschlossen in die Zukunft unserer Bundeswehr.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hinzu kommen 24 Milliarden Euro aus dem Sonder-
vermögen. In Summe stehen damit über 86 Milliarden 
Euro zur Verfügung – mehr als je zuvor.

Ein Blick in die Eckwerte für die nächsten Jahre offen-
bart: Das ist erst der Anfang. Im Jahre 2026 stehen dann 
83 Milliarden Euro zur Verfügung, und diese Mittel stei-
gen bis zum Jahr 2029 auf 153 Milliarden Euro. Wir als 
Koalition stehen zu „Whatever it takes“.

Wir stehen auch vollumfänglich zu den NATO-Be-
schlüssen von Den Haag: 5 Prozent des Bruttoinlands-
produkts für die Verteidigung, davon 3,5 Prozent für harte 
Verteidigung und 1,5 Prozent für verteidigungsrelevante 
Investitionen. Wir werden dieses Ziel erfüllen; denn für 
uns sind unsere Sicherheit und die Freiheit unserer Part-
ner nicht verhandelbar.

(Beifall der Abg. Siemtje Möller [SPD])

Lassen Sie mich eines ausdrücklich sagen: Wir dürfen 
hier nicht tricksen. Italien kann gerne versuchen, seine 
16-Milliarden-Euro-Brücke nach Sizilien anrechnen zu 
lassen, unabhängig vom militärischen Mehrwert dieses 
Prestigeprojektes. Aber wir als logistische Drehscheibe 
im Herzen Europas können uns solche politischen Re-
chentricks einfach nicht erlauben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir nehmen Sie beim Wort!)

Denn wir tragen besondere Verantwortung dafür, dass 
unsere Streitkräfte sowie die unserer Partner überhaupt 
dahin kommen, wo sie gebraucht werden. Und deshalb 
sind wir in der Pflicht, die Infrastrukturprojekte, die einen 
unmittelbaren Bezug zur Verteidigungsfähigkeit Europas 
haben, umfassend zu priorisieren. Nur wenn wir das tun 
und unsere derzeitigen infrastrukturellen Defizite adres-
sieren, können wir unserer Rolle und unserer Verantwor-
tung als Drehscheibe gerecht werden.

Herr Minister, die Zeiten, in denen Sie auf Pressekon-
ferenzen erklären mussten, warum Sie eben nicht die 
Mittel erhalten haben, welche Sie gefordert hatten, sind 
vorbei. Doch aus einem sicherheits- und verteidigungs-
politisch begründeten „Whatever it takes“ darf natürlich 
kein verwaltungsseitiges „Geld spielt keine Rolle mehr“ 
werden. Kein noch so großer Aufwuchs des Verteidi-
gungshaushalts ersetzt die zwingende Notwendigkeit, 
den Wasserkopf – die überbordende Bürokratie und 
auch die Prozesslandschaft – konsequent abzubauen 
und so die Aufgabeneffizienz zu erhöhen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir erwarten zudem, dass Sie sich auch in dieser he-
rausfordernden Lage weiterhin auf die fachliche Exper-
tise unserer Soldaten verlassen und dass der General-
inspekteur als oberster militärischer Repräsentant seine 
herausgehobene Stellung behält.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es wäre ein fatales Signal, wenn gerade in der schwersten 
sicherheitspolitischen Krise seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges seine Position und sein Einfluss in der Bun-
desregierung zur Disposition stünden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Haushaltspläne der Bundesregierung, egal wie 

umfänglich, schaffen keine Kriegstüchtigkeit, aber sie 
können sehr wohl die Grundvoraussetzung für das Errei-
chen ebenjenes Endzustandes schaffen – vorausgesetzt, 
die entsprechenden notwendigen Entscheidungen werden 
jetzt getroffen und nicht erst in zwei Jahren. Es ist aller-
höchste Zeit für eine „Hartruderlage“, die eben auch er-
fordert, dass parteipolitische Befindlichkeiten der natio-
nalen Sicherheit untergeordnet werden,

(Falko Droßmann [SPD]: Sehr richtig! Bravo! 
Das sagen wir Herrn Söder!)

beim Haushalt wie auch bei der Wehrpflicht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zur Aussprache über den Einzelplan 14 darf ich als 

abschließendem Redner das Wort erteilen für die CDU/ 
CSU-Fraktion dem Abgeordneten Andreas Mattfeldt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister Pistorius! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
sage aber auch ganz deutlich: Sehr geehrte Soldatinnen 
und Soldaten vor den Bildschirmen! Denn ich weiß, dass 
diese Debatte auch bei der Bundeswehr verfolgt wird. 
Mit dem zweiten Regierungsentwurf für den Verteidi-
gungshaushalt 2025 legen Sie, Herr Minister, nun einen 
Entwurf vor, der endlich, möchte ich sagen, den Begriff 
„Zeitenwende“ mit Leben füllt. Als zuständiger, viel-
leicht sogar neuer Haushälter – auch wenn ich diesen 
Haushalt schon mal kurze Zeit hatte – verspreche ich 
Ihnen eine effektive und pragmatische Begleitung dieser 
Aufgabe in den kommenden Haushaltsberatungen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Aber selbstverständlich. Gerne.

(Stephan Brandner [AfD]: Was? Jetzt schon? 
Er hat doch noch gar nichts gesagt!)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe heute gelernt, dass es viele zugewandte Män-

ner bei der Union gibt. Deswegen auch noch mal an Sie, 
Herr Kollege, die Frage von vorhin: Auf welcher 
Grundlage kam die CDU/CSU-Fraktion im letzten Jahr 
zu der Auffassung, dass man keine Reform der Schulden-
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bremse braucht, weil die Verteidigungsausgaben unge-
fähr bei 2 Prozent bleiben würden? Können Sie das ein-
mal erläutern?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Kollegin, ich freue mich sehr über 

diese Frage, weil Sie sie ja, glaube ich, jetzt das dritte Mal 
stellen. Das ist auch Ihr gutes Recht; das ist legitim. Ich 
kann Ihnen aber ganz deutlich sagen: Es fehlte das Ver-
trauen Ihnen gegenüber. Es fehlte Vertrauen in Ihre Poli-
tik, gerade in die Politik der Grünen,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber der Verteidigungsminister 
war der gleiche! Er war schon vorher da!)

wie Sie die Aussetzung der Schuldenbremse ausformu-
lieren würden. Es war nämlich ganz eindeutig, wie Sie sie 
ausformuliert hätten, so wie Sie mit Mitteln des Bundes-
haushalts umgegangen sind. Ich erinnere an Northvolt, 
ich erinnere an andere Dinge im Zusammenhang mit 
THE.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Masken!)

Ihnen zu Zeiten der Opposition dafür eine Aussetzung der 
Schuldenbremse zu gewähren, wäre unmöglich gewesen. 
Das haben wir nicht gemacht, und dafür hatten wir seiner-
zeit sehr, sehr gute Gründe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD] – Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Partei 
vor Land!)

Meine Damen und Herren, wir haben die Zahlen ge-
hört: 62,4 Milliarden Euro im aktuellen Etat, weitere 
24 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen. Und wie 
die Eckwerte zeigen, wird der Etat bis zum Jahr 2029 auf 
153 Milliarden Euro erhöht. Das ist eine enorme Heraus-
forderung, Herr Minister. Aber wir geben dieses Geld für 
die Verteidigungsfähigkeit und vor allen Dingen für die 
Freiheit unseres Landes aus. 3 Prozent des Bruttoinlands-
produkts für Verteidigung auszugeben, war auch für mich 
anfangs schwer nachzuvollziehen – das darf ich als Haus-
hälter sagen –; es ist aber zwingend erforderlich. Wir 
wissen auch: Auf internationaler Ebene sind die Weichen 
für höhere Verteidigungsausgaben gestellt worden. Der 
NATO-Gipfel in Den Haag hat hier ein bemerkenswertes 
Ziel – so möchte ich es mal sagen – gesetzt, nämlich ab 
2035 jährlich 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
Verteidigungsausgaben zur Verfügung zu stellen. Das 
ist eine Investition in unsere Sicherheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, ich fand interessant, dass 

auf dem NATO-Gipfel differenziert wurde: 3,5 Prozent 
des BIPs

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie Robert gesagt hat!)

für klassische Verteidigungsausgaben wie Truppen, Aus-
rüstung und Waffen vorzusehen und weitere 1,5 Prozent – 
und das ist klug – für sicherheitsrelevante Maßnahmen 

wie die Anpassung der Infrastruktur an militärische An-
forderungen, der Schutz kritischer Infrastruktur, die uns 
große Sorgen macht, aber auch die Stärkung der Cyber-
sicherheit.

Aber, meine Damen und Herren, auch das darf ich 
sagen – und das habe ich in 16 Jahren Haushaltspolitik 
immer wieder gesehen –, Geld alleine sichert eben noch 
keine Verteidigungsfähigkeit.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es braucht Vertrauen!)

Ich sage ganz deutlich: Fähigkeitsaufbau ist wichtiger als 
Mittelabfluss. Die finanziellen Spielräume für eine ver-
teidigungsfähige Bundeswehr – das haben wir mehrfach 
diskutiert – waren noch nie so groß. Das bedeutet aber 
auch, Herr Minister: Ohne tiefgreifende Reformen bei 
Personal und Struktur, die wir noch vornehmen müssen, 
bleibt die volle Einsatzbereitschaft außer Reichweite. 
Und ein derartiger Mittelaufwuchs zwingt uns alle zu 
neuem Denken.

Ich bin Industriekaufmann, ich bin Unternehmer, und 
mir ist ganz schnell klar geworden, als ich die Aufgabe im 
Haushaltsausschuss wieder übernommen habe, dass wir 
immer noch auch Strukturen ändern müssen. Wir sind da 
erst ganz am Anfang. Wir müssen Strukturen im Minis-
terium und in der Bundeswehr ändern. Aber – ich darf das 
sagen – auch in der Industrie müssen wir noch effizienter 
werden und im Zusammenspiel mit der Industrie noch 
effektiver. Und wir als Parlament müssen unserer Bun-
deswehr und der Industrie hierzu auch die Möglichkeiten 
einräumen, damit schneller und effizienter agiert werden 
kann. Wir als Union wünschen uns, Herr Minister, dass 
dies noch schneller umgesetzt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und Investitionen – auch das sage ich ganz deutlich – 
müssen ausschließlich nach Notwendigkeit erfolgen. Ich 
weiß, ich mache mir jetzt in der CSU nicht unbedingt 
Freunde: Aber der von einem Ministerpräsidenten gefor-
derten Verteilung des Sondervermögens nach einem Län-
derschlüssel, wonach 25 Prozent der Investitionen in sei-
nem Bundesland zu erfolgen haben, erteile ich als 
Haushälter der CDU-Schwesterpartei eine klare Absage.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Falko Droßmann [SPD] – Zuruf des Abg. 
Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich sage es ganz deutlich: Wir werden dort beschaffen, 
wo Preis und Leistung der Verteidigungsprodukte die 
derzeit noch vorhandenen Fähigkeitslücken schließen 
können. Verteilungsschlüssel und Forderungen der Be-
schaffung nach Geografie sind schlichtweg fehl am Platz.

Meine Damen und Herren, „whatever it takes“ bedeu-
tet nicht, dass Geld unermesslich vorhanden ist. Auch bei 
hohen Etats – das sage ich als Haushälter – gilt: Wirt-
schaftlichkeit, Preisüberwachung und konsequentes Con-
trolling von Beschaffung und Betrieb sind unverzichtbare 
Dinge, die wir einhalten müssen. Jeder Euro zählt, meine 
Damen und Herren, auch bei Rekordetats.
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Starre und langwierige Prozesse, das merken wir im-
mer wieder, bremsen leider immer noch Tempo und In-
novation. Planung und Beschaffung müssen schlichtweg 
noch schneller, sie müssen flexibler technologiefähig 
werden. Der Ukrainekrieg zeigt: Geschwindigkeit ist ent-
scheidend. Die Bundeswehr muss Rüstungsprojekte agi-
ler managen, sonst bleibt unsere Truppe zurück. Und die 
Bundeswehr muss einsatzbereite Kampfverbände für 
Landes- und Bündnisverteidigung liefern. Dafür ist häu-
figer ein Weniger an Verwaltung effektiver als ein Mehr 
an Verwaltung. Das habe ich auch in vielen Jahren erlebt. 
Oder, kurz gesagt, Herr Minister: Wir brauchen weniger 
Verwaltung, und wir brauchen mehr Truppen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege, würden Sie eine Zwischenfrage eines 

Kollegen aus der AfD-Fraktion gestatten?

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Ja.

Andreas Paul (AfD):
Lieber Herr Kollege, Sie sprechen es ja gerade an: Die 

Beschaffung, die Organisation – all das muss schlanker 
und schneller laufen. Schauen wir uns insbesondere die 
Organisation an. Wir reden von einem Aufwuchs von 
Personal, und da braucht man selbst ganz einfache Dinge 
wie Unterkunftsgebäude, Werkhallen und anderes. Wer-
den Sie dafür sorgen, dass das hier nicht nur Phrasen 
sind? Denn „weniger Bürokratie“ und „schlanker“ hören 
wir seit vielen Jahren immer wieder, auch von der CDU/ 
CSU. Werden wir endlich mal etwas vorgelegt bekom-
men, dass zum Beispiel Bundesvorhaben, die die Bun-
deswehr in den Bundesländern plant, von den Landes-
bauämtern wegkommen und die Bundeswehr mehr 
Kapazitäten, mehr Befugnisse bekommt, beispielsweise 
im BAAINBw, um eigene Projekte dort zu bearbeiten?

(Falko Droßmann [SPD]: Was hat das 
BAAINBw mit Bauen zu tun?)

Denn das wäre ein Turbo für eigene Infrastrukturvor-
haben. Wie stellen Sie sich das konkret vor und nicht 
nur als Phrase?

(Beifall bei der AfD)

Andreas Mattfeldt (CDU/CSU):
Ich mache schon ein bisschen länger Politik, und ich 

antworte Ihnen, obwohl ich weiß – das sage ich ganz 
deutlich –, dass viele von Ihnen gleich mit dem Telefon 
in der russischen Botschaft sind.

(Falko Droßmann [SPD]: Hört! Hört! – Zurufe 
von der AfD: Oh!)

Trotzdem darf ich Ihnen sagen, dass sich diese Koalition – 
manches Mal auch mit anderen Partnern, die heute in der 
Opposition sind – intensiv darüber Gedanken macht, wie 
wir den Personalaufwuchs im Bereich der Bundeswehr 
umsetzen können.

Ich habe erlebt, dass wir Kasernen geschlossen haben. 
Ich habe das seinerzeit nicht für klug gehalten – das darf 
ich ganz deutlich sagen –, als wir hier entsprechende Ent-
scheidungen getroffen haben.

Ich darf Ihnen aber auch sagen, dass wir intensiv an der 
Planungsbeschleunigung arbeiten. Und es ist, wie ich 
weiß – ich war viele Jahre Bürgermeister –, nicht so 
einfach, das Planungsrecht entsprechend zu ändern. Wir 
sind dabei, zu strukturieren: Wo haben wir Möglichkeiten 
des Aufwuchses in unseren Kasernen? Wie verdichtet 
sind Kasernenbereiche? Wo können wir was aufwachsen 
lassen? – Und ich darf Ihnen auch ganz deutlich sagen: 
Wir müssen uns auch darüber unterhalten, wo wir neue 
Kasernen installieren müssen. Dann müssen wir uns auch 
Gedanken über die Frage machen: Wo sind die jungen 
Wehrdienstleistenden, die Lust auf die Bundeswehr ha-
ben? Der Minister hat vorhin ja ganz deutlich gesagt, wie 
wichtig es ist, dass wir Lust auf Bundeswehr, auf Technik 
wecken. Ich darf Ihnen sagen: Mittlerweile macht sich 
eine große Planungsabteilung im Hause Gedanken darü-
ber, wie wir das Ganze umsetzen werden. Das sind nicht 
nur Sprüche, die wir hier im Parlament machen, sondern 
das ist eins zu eins umzusetzen.

Ich weiß, das mag vielen von Ihnen – vielleicht nicht 
allen, aber einigen von Ihnen – nicht passen, die sich 
wünschen würden, dass wir anders mit unserer Bundes-
wehr umgehen, die – ich sage es mal deutlich – der ver-
längerte Arm von Herrn Putin hier sind.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer soll das denn 
sein? So ein Quatsch!)

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Ich habe seit Jahren, auch 
schon in den 80er-Jahren, immer dafür gekämpft – da-
mals leider gegen manche von der grünen Seite –, die 
Freiheit für unser Land zu verteidigen. Heute muss ich 
diese Freiheit – zumindest verbal – hier im Parlament 
gegen Sie verteidigen, und das macht mir ganz große 
Sorgen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir werden Verwaltungsstrukturen verschlanken. Wir 
werden gegebenenfalls auch Aufgaben streichen. Wir 
werden Prozesse digitalisieren, und alles muss kon-
sequent auf Einsatzfähigkeit ausgerichtet werden. Das 
heißt aber auch: Mit der neuen Wehrpflicht und dem 
Ausbau von Marine, Luftwaffe, Heer, Cyberraum muss 
auch das Unterstützungskommando, etwa Logistik und 
Sanitätsdienst, zwingend mitwachsen.

Zudem, meine Damen und Herren, müssen wir aus den 
Kämpfen in der Ukraine lernen. Drohnen haben dort die 
Kriegsführung dramatisch wie leider auch tragisch ver-
ändert. Sie bringen einerseits den Stellungskrieg zurück 
und verlagern andererseits – und das ist mir fremd gewe-
sen – Einsätze an die Konsole. Essenziell für die Bundes-
wehr ist deshalb ein noch schnelleres Aufbauprogramm 
für eigene Drohnen. Erforderlich sind dabei Fähigkeiten 
zu Überwachung, Abwehr, Störung, Transport und auch – 
das darf ich Ihnen sagen – zum Angriff.

Meine Damen und Herren, auch die deutsche Wirt-
schaft ist gefordert. Das Schwarzer-Peter-Spiel zwischen 
Ministerium und Industrie – so habe ich es seit 16 Jahren 
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im Haushaltsausschuss häufig empfunden – muss bei der 
derzeitigen Sicherheitslage schlichtweg ein Ende haben. 
Lieferengpässe und Abhängigkeiten zwingen leider die 
Bundeswehr immer wieder zu Beschaffungen auch von 
außerhalb Europas. Ich sage Ihnen aber: Echte Souverä-
nität setzt eigene Fähigkeiten bei uns im Land bzw. in 
Europa voraus. Eine leistungsfähige deutsche und euro-
päische Verteidigungsindustrie braucht verlässliche Auf-
träge, sie braucht gezielte Förderung, sie braucht strate-
gische Zusammenarbeit in Europa, meine Damen und 
Herren. Und das gilt, Herr Minister, auch für den 
Space-Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir das hinkriegen, werden wir uns Produktions-
kapazitäten sichern. Wir werden zwingend benötigte Ka-
pazitäten aufbauen, die wir im Verteidigungsfall in 
großem Maßstab benötigen. Und wir werden Lieferketten 
wieder widerstandsfähig machen. Deshalb von dieser 
Stelle ganz deutlich der Hinweis an die Industrie: Die 
Politik wird mit diesem Haushalt liefern, sie wird mit 
kommenden Haushalten liefern. Die Industrie erhält jetzt 
langfristige Rahmenverträge, um diese Kapazitäten auf-
zubauen. Nun sage ich aber auch ganz deutlich: Jetzt 
muss die Industrie beweisen, dass auch sie liefern wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit schließe ich die Aussprache zum Einzelplan 14.

Wir kommen nun zu dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Einzelplan 23. 

Für unsere Zuschauer sei erwähnt: Jetzt wechseln die 
Fachpolitiker, die für den jeweiligen Einzelplan zustän-
dig sind.

Wenn im Saal langsam wieder Ruhe einkehrt, würde 
ich für die Bundesregierung der Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Frau 
Reem Alabali Radovan, das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir leben in einer Zeit globaler Umbrüche und 
Herausforderungen, die uns alle betreffen. Der Krieg im 
Sudan ist ein Beispiel, das uns die Dringlichkeit und die 
Tragweite vor Augen führt. Es ist die größte humanitäre 
Krise der Welt. Seit mehr als zwei Jahren tobt dort ein 
verheerender Konflikt. Mehr als 12 Millionen Menschen 
sind auf der Flucht, die Hälfte der Bevölkerung leidet 
akut Hunger, und 17 Millionen Kinder haben keinen Zu-
gang zu Bildung. Täglich sterben Kinder und erleben 
sexualisierte Gewalt. Diese Zahlen sind nicht nur erschre-
ckend – sie sind ein Weckruf.

Eine ganze Generation wird weder lesen noch schrei-
ben können. Eine ganze Generation wird traumatisiert 
sein von der Gewalt in ihrer Heimat, für ihr Leben ge-
zeichnet. Es ist unvorstellbar, was das für die Zukunft des 
Sudans bedeutet.

Das Überleben der Menschen im Sudan hängt an der 
internationalen Unterstützung, die sie erhalten. Im Fe-
bruar 2025 endete ein Großteil dieser Unterstützung ab-
rupt, als die neue US-Regierung alle Programme von 
USAID gestoppt hat: Lebensmittellieferungen, Bildungs-
programme, Impfprogramme.

Hier macht die deutsche Entwicklungspolitik einen 
Unterschied. Gemeinsam mit UNICEF haben wir zum 
Beispiel zahlreiche sogenannte Makannas etabliert, 
Schutzorte, an denen Kinder lernen können, wo sie ge-
sundheitlich und psychologisch unterstützt werden. 
Schwer mangelernährte Kinder können dort mit thera-
peutischer Zusatznahrung ernährt werden. Makannas 
sind sichere Orte, die ein bisschen Zukunft ermöglichen 
zwischen all dieser schrecklichen Gewalt. 220 000 Kin-
der und Jugendliche erreichen wir bisher damit. Sie er-
halten Zugang zu Bildung, und ihre Traumata werden 
bearbeitet, damit sie die Zukunft des Sudan irgendwann 
selbst bestimmen können. Das macht einen entscheiden-
den Unterschied für viele Menschen. Aber klar ist auch: 
Es wird den Wegfall der US-Gelder nicht wettmachen.

Und der Sudan ist kein Einzelfall. Insgesamt sind 
14 Millionen Menschen durch die Kürzungen von 
USAID mit dem Tod bedroht. Weltweit sehen wir, wie 
Krisen, Konflikte und Klimawandel Lebensgrundlagen 
zerstören. Die globale Ordnung steht vor einer Zerreiß-
probe.

Gleichzeitig wird die Entwicklungszusammenarbeit 
auch hier in Deutschland hinterfragt: Sind die Mittel nö-
tig? Sind sie effizient eingesetzt? Und ist sie überhaupt 
noch sinnvoll? Und meine Antwort ist klar: Ja, sie ist 
sinnvoll und gerade jetzt so notwendig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Entwicklungspolitik ist nicht nur wichtig für die Men-
schen vor Ort, sondern auch für uns. Denn die Krisen 
dieser Welt machen nicht an unseren Grenzen halt. Sie 
betreffen uns alle: wirtschaftlich, sicherheitspolitisch und 
menschlich.

Aber ich nehme die Kritik auch ernst. Wir werden die 
Entwicklungspolitik zukunftsfähig machen. Deshalb 
habe ich im BMZ einen Prozess gestartet, damit wir Zei-
chen setzen: Wo können wir am meisten bewirken? Wo 
werden wir am dringendsten gebraucht? Und wo müssen 
wir uns zurückziehen, um unsere Kräfte zu bündeln? 
Diese Priorisierung ist hart, aber notwendig.

Gleichzeitig müssen wir so stark sein wie nie. Deutsch-
land ist nach dem Rückzug der USA einer der größten 
Akteure in der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit. Wir bleiben starker Vorkämpfer für Multilateralis-
mus. Viele schauen auf uns, wenn es darum geht, Ori-
entierung zu geben, globale Standards zu setzen, 
Partnerschaften zu stärken und gemeinsame Lösungen 
zu entwickeln. Ein Beispiel dafür sind die Ergebnisse 
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von Sevilla. Dort habe ich letzte Woche auf Einladung 
der UN zur internationalen Entwicklungsfinanzierung 
gesprochen. Und gemeinsam haben wir uns darauf ge-
einigt, privates Kapital und auch die Superreichen stärker 
zur Verantwortung zu ziehen.

Unsere Entwicklungspolitik muss neue Wege gehen, 
muss gezielter, effizienter und innovativer sein. Wir wer-
den unsere Partnerschaften mit der deutschen Wirtschaft 
ausbauen, um nachhaltige Investitionen mit dem Globa-
len Süden zu fördern. Wir werden unsere Zusammen-
arbeit mit multilateralen Organisationen intensivieren, 
um Synergien zu nutzen und Doppelstrukturen zu ver-
meiden. Und wir werden strukturelle Änderungen vor-
nehmen, um agiler zu werden, aber – und das ist mir 
sehr wichtig – ohne unsere Glaubwürdigkeit und Wirk-
samkeit zu gefährden.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Stefinger [CDU/CSU])

Denn Entwicklungspolitik ist kein Nice-to-have. Sie ist 
ein zentraler Bestandteil unserer integrierten Sicherheits-
politik, ein Garant der Friedenspolitik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Bundesregierung ist sich einig, dass wir im Fall 
von unerwarteten Krisen jederzeit handlungsfähig und 
verlässlich bleiben müssen. Wir brauchen die Möglich-
keiten, besonders vulnerable Menschen schnellstmöglich 
in Krisen zu unterstützen, wie die Kinder im Sudan oder 
die Kinder in der Ukraine, dem Sahel, in Gaza und an-
derswo – Kinder, die eine Zukunft verdienen. Und das 
muss sich auch im Etat widerspiegeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Einsparungen im 
Entwicklungsetat sind hart und schmerzhaft. Ich werde 
mich in der Koalition dafür einsetzen, dass wir gemein-
sam eine stabile Finanzierung sicherstellen, weil ich 
weiß, wie viel auf dem Spiel steht. Angesichts der tekto-
nischen Verschiebungen und der sich verändernden Lage 
in der Welt brauchen wir weltweit starke Partner. Es geht 
um ein Leben in Würde für alle. Es geht um Sicherheit 
und Frieden. Es geht um wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf Basis gemeinsamer Interessen. Und es geht auch um 
unsere Rolle in der Welt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und der Abg. Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dafür brauchen wir eine starke deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit. Wir müssen verlässlicher Partner blei-
ben. Das muss sich auch im Haushalt widerspiegeln. 
Dabei setze ich auch auf Ihre Unterstützung, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion aufrufen den Abgeord-

neten Mirco Hanker.
(Beifall bei der AfD)

Mirco Hanker (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Sehr geschätzte Kol-

legen und Zuschauer! Diese historische Verschuldung 
könnte eine historische Chance für unser Land sein; sie 
könnte uns aber auch in historisch längst vergessene Zei-
ten zurückführen. Herr Klingbeil kann ohne Fachwissen, 
ohne einschlägige Ausbildung oder entsprechende Be-
rufserfahrung über einen schwerwiegenden Schulden-
haushalt bestimmen. In jeder Klitsche muss der Azubi 
erst mal das Rüstzeug erlernen, nicht aber in der deut-
schen Regierung.

(Zuruf des Abg. Sascha Wagner [Die Linke])

Nach einem Wirtschaftspraktikanten der Ampel agiert 
nun ein Praktikant der Finanzen. Kann sich die dritt-
größte Wirtschaftsnation der Welt das wirklich leisten?

(Stephan Brandner [AfD]: Nee!)

Glaubt man ernsthaft, dass wir so eine erfolgreiche Wirt-
schaftsnation bleiben können? Das ist ja letztendlich die 
Voraussetzung, um all diese Ausgaben, die hier in die 
Welt ausgereicht werden, überhaupt erwirtschaften zu 
können.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Meine Güte!)

Der erste Zauberlehrling ist längst entzaubert; mit die-
sem Haushaltsentwurf ist es auch der zweite. Ersetzt ein 
charmantes Lächeln heute in Deutschland tatsächlich be-
reits die Fachkompetenz? Nein, meine Damen und Her-
ren, dieses Land braucht Kompetenz, Führung, Vorbilder 
und Vertrauen –

(Johann Saathoff [SPD]: Sprechen Sie auch 
noch zum Haushalt?)

für die Menschen, die Unternehmen, die Wähler. Daraus 
erwächst dann letztendlich auch die dringend notwendige 
Zuversicht in den Standort, in die Institutionen, in die 
Zukunft.

Aber – ich muss es leider so direkt ansprechen – 
Deutschland wird seine Schulden wohl nie tilgen. Regie-
rung und Vizekanzler erzeugen eine Rückzahlungsillu-
sion. In der Vergangenheit unterlag Deutschland der 
Wohlstandsillusion. „Wir sind reich“ war das jahrelange 
Mantra der Staatslenker und Migrationslobby. Wie reich 
wir waren und tatsächlich sind, sieht man an der aktuellen 
Schuldenaufnahme in Höhe von rund 850 Milliarden 
Euro bis 2029, die heute schon mehrfach angesprochen 
wurde. Glaubt hier ernsthaft jemand, ein reiches Land 
müsse so groteske Schuldenberge auftürmen? Ich frage 
Sie: Haben reiche Länder eine Wohneigentumsquote von 
rund 44 Prozent? Haben Rentner eines reichen Landes 
tatsächlich Renten in Höhe von oft nur 48 Prozent ihres 
Verdienstes?

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Waren Sie eigentlich schon mal ir-
gendwo außerhalb von Deutschland? – 
Thomas Rachel [CDU/CSU]: Ich dachte, wir 
reden über Entwicklungszusammenarbeit! – 
Gegenruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, ebendeswegen 
frage ich ihn ja!)
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Haben reiche Länder wirklich marode Brücken, Auto-
bahnen und eine leider viel zu oft unzuverlässige teure 
Bahn?

Ein bekannter Sozialdemokrat sagte einmal: „Politik 
beginnt mit der Betrachtung der Wirklichkeit.“ Schauen 
wir sie uns an, schauen wir auf die Realitäten des Landes 
im Jahre 2025! Mit diesen 850 Milliarden Euro Neuver-
schuldung

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Sie reden bei 
der falschen Debatte!)

erhöht der Bund seine Schulden von rund 1 700 Milliar-
den Euro praktisch über Nacht um 50 Prozent.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie noch was zum Thema zu 
sagen?)

Für die bisherigen 1 700 Milliarden Euro brauchten alle 
Regierungen zusammen 76 Jahre. Für die jetzigen 
850 Milliarden Euro brauchen die staatshörigen, etatisti-
schen Parteien der Koalition vier Jahre. Merken Sie 
selbst, oder?

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Also, 
Sie interessieren sich richtig für Entwicklungs-
hilfepolitik! – Zuruf der Abg. Sanae Abdi 
[SPD])

Dieser Haushaltsentwurf wirft jedes ehrbare kaufmän-
nische Gebaren über den Haufen. Ich möchte Ihnen sa-
gen, was das für den heute zu beratenden Einzelplan 23 
bedeutet:

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah!)

Demut.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, es bedeutet Demut vor dem 
Steuerzahler, der all diese Projekte, NGOs, Maßnahmen, 
Radwege, Genderprogramme und profitierenden Akteure 
finanzieren und alimentieren muss.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Schallplatte kennen wir schon! 
Sie können gern mal neue Projekte nennen!)

Muss er es wirklich? Ist das wirklich alternativlos? Ist die 
Geldverschwendung verantwortbar und zumutbar? Ist es 
wirklich die Aufgabe des BMZ, die halbe Welt zu unter-
stützen?

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schon mal was von globaler Ge-
rechtigkeit gehört? Nein!)

Ja, vielleicht in Form der historisch bekannten Hilfe zur 
Selbsthilfe. Nein zur Daueralimentierung, die auf unge-
nügende Kontrolle und noch weniger Akzeptanz stößt in 
wirtschaftlich so schwierigen Zeiten!

Der Souverän wählt und erwartet echte Problemlösun-
gen und pragmatische Politik,

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dazu haben Sie nichts gesagt, weil Sie 
es nicht können!)

ehrliche Analysen und Worte. Der Souverän erhält ein 
großes zusätzliches Sondervermögen, einen starken An-
stieg der Staatsverschuldung ohne Tilgungspläne, Steuer-
geldverschwendung im üblichen Stil und Geldgeschenke 
für das Ausland – nicht für sich. Die versprochene Spar-
politik bleibt aus. Dafür bleibt die Stromsteuer den Bür-
gern und weiten Teilen des Handwerks erhalten. Die im 
Koalitionsvertrag angekündigte Sofortmaßnahme ist un-
tergegangen. Ist das seriöse Politik?

Vor diesem gesellschaftlichen Hintergrund leistet sich 
die Bundesrepublik Deutschland ein BMZ mit einem 
Ausgabenpaket von mindestens 10,27 Milliarden Euro. 
Angesichts der jahrzehntelangen deutschen Entwick-
lungspolitik müsste die Welt doch mittlerweile ein Para-
dies sein, in der Milch und Honig fließen.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Meine Güte, ist das billig! – 
Thomas Rachel [CDU/CSU]: Also, so naiv 
können Sie gar nicht sein, wie Sie den Ein-
druck erzeugen!)

Stattdessen: Essig. Die Zahl der internationalen Konflikte 
hat leider sogar zugenommen. Verantwortung wird wie in 
der missratenen Migrationspolitik nicht bei den Unwil-
ligen und Verursachern gesucht, sondern bei sich selbst. 
Die vermeintliche Lösung: weiterhin hohe Unterstüt-
zungszahlungen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Deborah 
Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wollen selbstverständlich auch nicht, dass Men-
schen hungern oder gar verhungern müssen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach!)

Wenn das Geld dafür nicht reichen sollte, müssen Nice- 
to-haves wie zum Beispiel nicht lebensnotwendige Gen-
derprojekte eben zurückgestellt werden.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir reden über den Etat des BMZ, nicht 
über den des AA oder humanitäre Hilfe!)

Wir wollen auch, dass Steuergelder verantwortungsvoll 
eingesetzt werden. Ist das schon unzumutbar? Für uns ist 
das eine Selbstverständlichkeit und den hart arbeitenden 
Bürgern geschuldet, die sich hier immer weniger leisten 
können und wegen der Politik der Bonner Parteien Angst 
vor dem Abstieg haben müssen.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer wollte noch mal den Mindestlohn 
abschaffen?)

Bevor wir nicht den eigenen Laden im Griff haben, soll-
ten wir vielleicht nicht der halben Welt sagen, was sie zu 
tun und zu lassen hat.

(Beifall bei der AfD)

Der aktuelle Entwurf ist ein Horrorhaushalt. Wir neh-
men auch eine unangemessen hohe Verschuldung für 
Menschen auf, die sich hier nicht einbringen wollen, für 
Menschen, die illegal nach Deutschland gekommen sind,
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(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh! Hören Sie doch mal auf! 
Echt!)

für Leute, die unsere Sozialsysteme plündern. Der Etat 
für das Bürgergeld steigt weiter. Und die Sozialdemokra-
ten machen was?

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schon wieder Themaverfehlung! Sie 
müssen zum EZ-Etat sprechen! Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung! – Zuruf 
des Abg. Sascha Wagner [Die Linke])

Sie weiten den Sozialstaat aus. Man könnte fast glauben, 
hohe Sozialausgaben führten zu einer starken, wett-
bewerbsfähigen Wirtschaft. Die Herrschaften haben im-
mer noch nicht die Tragweite der ökonomischen Zeiten-
wende verstanden.

(Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU]: Sie haben die 
falsche Rede in den Saal mitgenommen! – Ge-
genruf der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau!)

Wer sich für sich und seine Kinder eine gute Zukunft 
erhofft, muss sorgenvoll auf diese Regierung blicken.

Der Haushaltsentwurf für das Jahr 2025 sieht im vor-
liegenden Einzelplan Kürzungen in Höhe von etwa 
0,94 Milliarden Euro, also rund 1 Milliarde, vor. Diese 
Reduzierung wird jedoch aus der Perspektive der AfD- 
Bundestagsfraktion angesichts der bestehenden fiskali-
schen Herausforderungen als unterambitioniert wahr-
genommen.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So wie Ihre Rede! Unterambitioniert!)

Allgemein hätte ich ein paar Spartipps: Tausende Steu-
ergesetze, Einzelnormen und Rechtsverordnungen hal-
bieren – kostet nichts, entfesselt Wirtschaft und Hand-
werk –, fachfremde Minister vielleicht ersetzen, eine 
Expertenregierung bilden,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Da 
hätten Sie niemanden beizusteuern! – Claudia 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann 
dürften Sie hier auch nicht reden!)

Bürokratie zurückdrängen. Spartipps mit Blick auf das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
biete ich Ihnen aber auch: milliardenschwere Verpflich-
tungsermächtigungen prüfen und priorisieren,

(Beifall bei der AfD)

Überweisungen an politische Stiftungen und NGOs ver-
ringern oder sogar beenden,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

die sogenannte ODA-Quote weiter reduzieren. Die ak-
tuelle hat Deutschland angestrebt, als es ihm gut gegan-
gen ist. Diese Zeiten sind wegen der Ampel vorbei.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Meine Güte! Was ist das für eine 
unterkomplexe Rede! Das tut echt weh!)

2 Prozent des Gesamthaushaltes verbraucht das BMZ. 
Es ist unser Zwischenziel, den Gesamtposten des Res-
sorts zunächst in Richtung 0,7 Prozent des Bundeshaus-
haltes zu drücken. Auch wir möchten selbstverständlich 
globale Partnerschaften, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege.

Mirco Hanker (AfD):
– Partnerschaften, die unseren vielfältigen Interessen 

dienen und nicht einer ideologischen Einfalt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU dem Abgeordneten Nicolas 

Zippelius das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Hanker, 
Sie haben gerade die Demut vor dem Steuerzahler er-
wähnt. Ich habe den Nachrichten entnommen, dass sich 
Ihre Fraktionschefs erst mal die Fraktionszulage erhöht 
haben, sie verdoppelt haben.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Hört! Hört! – 
Stephan Brandner [AfD]: Wie sind denn die 
Zulagen bei der CDU/CSU? Sagen Sie mal 
was dazu!)

Deswegen auf kurzem Wege: Bringen Sie doch da mal 
die Demut vor dem Steuerzahler an!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich danke Ihnen.
Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben deutlich ge-

macht, dass wir in der Entwicklungspolitik neue Schwer-
punkte setzen wollen. Sie haben das hier deutlich ge-
macht,

(Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie etwas zur 
CDU-Zulage!)

Sie haben das auch die letzten Wochen deutlich gemacht. 
Es freut mich, dass wir auch im Koalitionsvertrag diese 
neuen Schwerpunkte definiert haben und dass wir uns 
gemeinsam in aller Deutlichkeit dazu bekennen. Das ist 
die Grundlage für gute und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit in den nächsten Jahren zum Erfolg deutscher Ent-
wicklungszusammenarbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Jeder Haushalt, meine Damen und Herren, ist in Zah-

len gegossene Politik. Und das gilt für das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung noch viel mehr als für andere Ressorts; denn das 
BMZ setzt Schwerpunkte nicht vorrangig durch neue 
Gesetze. Es setzt Schwerpunkte vor allem über finan-
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zielle Prioritätensetzung, also in welcher Höhe mit wel-
chen Partnern in welchen Ländern und Regionen und für 
welche Ziele wir unsere Mittel einsetzen wollen. Die in 
unserem Koalitionsvertrag festgelegten Prioritäten zei-
gen sich bisher nur bedingt im aktuellen Haushaltsent-
wurf. Und das ist nicht verwunderlich; denn der Bundes-
haushalt, wenn er so wie geplant beschlossen wird, ist 
zuvor über Monate mit einer vorläufigen Haushaltspla-
nung bearbeitet worden.

Der BMZ-Haushalt für dieses Jahr ist somit ein Über-
gangshaushalt. Ich freue mich deshalb umso mehr auf die 
Gespräche, auf unsere gemeinsamen Beratungen darüber, 
was wir im Haushalt für das Jahr 2026 umsetzen wollen 
und wie wir miteinander die Schwerpunkte, die wir im 
Koalitionsvertrag gesetzt haben, umsetzen wollen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte unterstreichen: Damit muss natürlich auch die 
vollkommen legitime Überlegung einhergehen, wie dies 
zugleich auch unseren Interessen dienen kann. Dazu ha-
ben wir insbesondere für die Stärkung der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auch wichtige Leitlinien gezogen; 
und nun müssen diese Leitlinien, diese Ideen mit Leben 
gefüllt werden.

Hierzu muss die ressortübergreifende Zusammenarbeit 
mit der Außenwirtschaftsförderung gestärkt und müssen 
beispielsweise Wirtschaftspartnerabkommen, die schon 
lange beraten wurden, wie mit Ghana, mit Zentralafrika 
und mit weiteren Partnern rechtssicher gemacht werden. 
Denn so ebnen wir den Weg für echte Partnerschaften und 
nachhaltige wirtschaftliche Beziehungen im Entwick-
lungskontext, von denen auch heimische Unternehmen 
profitieren. Ich bin froh, dass wir dahin gehend bald kon-
krete Schritte verabschieden können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, richtig bleibt auch: Der internationale Bedarf ist 
weiter groß. Die Zahl der Hungernden, die über viele 
Jahre auch mit Unterstützung der Entwicklungszusam-
menarbeit zurückgedrängt werden konnte, nimmt zu. 
Dies gilt auch für die Zahl der Menschen, die sich auf 
der Flucht befinden. Und vor diesen Herausforderungen 
dürfen und wollen wir vor allem auch nicht die Augen 
verschließen. Weltweit gegen Not und Elend und für den 
Erhalt globaler Güter zu kämpfen, das ist auch in unserem 
wohlverstandenen Eigeninteresse.

Und trotzdem müssen wir den Entwicklungshaushalt 
um nicht ganz 1 Milliarde Euro kürzen. Warum? 
Deutschland leistet seinen Beitrag. Deutschland ist einer 
der größten Geber weltweit, in absoluten Zahlen ohnehin, 
aber auch im Vergleich zur Wirtschaftskraft anderer Län-
der. Und warum müssen wir trotzdem kürzen? Weil wir 
internationale Unterstützung auf Dauer nur dann leisten 
können, wenn wir auch im Inland die wirtschaftliche 
Stärke dafür haben.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser Staatshaushalt muss so aufgestellt sein, dass wir 
unser internationales Engagement voranbringen können 
und es uns auch einfach leisten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb investieren wir jetzt im Inland und nehmen 
dafür auch neue Schulden auf. Wir arbeiten uns aus der 
wirtschaftlichen Rezession heraus und schaffen jetzt die 
Grundlagen dafür, dass Deutschland wieder wächst und 
perspektivisch auch wieder mehr internationale Verant-
wortung für Menschen in Not wahrnehmen kann.

Wir kürzen deshalb auch nicht um des Kürzens willen; 
vielmehr geht es für uns mit den Kolleginnen und Kolle-
gen auch darum, mit weniger Mitteln mehr gestalten zu 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Als eines der größten Geberländer blicken wir dahin ge-
hend auf einen jahrelangen reichhaltigen Erfahrungs-
schatz in der Entwicklungszusammenarbeit zurück. Nun 
müssen wir die in diesen Kooperationen und in diesen 
Projekten gewonnenen effizienzsteigernden Erfahrungen 
dringender denn je handlungsleitend in unserer entwick-
lungspolitischen Praxis einsetzen.

Es muss das Ziel sein, mit unserer Entwicklungspolitik 
langfristige resiliente Strukturen aufzubauen, um Staaten 
perspektivisch aus der Geberabhängigkeit zu befreien; 
das ist das zentrale Ziel. Und gerade im Bereich Hunger 
brauchen wir durch die stärker werdenden Effekte des 
Klimawandels nachhaltige und belastbare Systeme; 
denn das bringt nicht nur Stabilität für Staaten und redu-
ziert Fluchtursachen, sondern das gibt auch dem Indivi-
duum mehr eigenen Handlungsspielraum zur Entwick-
lung und Ausübung wertschöpfender Tätigkeiten.

Ich habe bereits die neuen strategischen Schwerpunkte 
des BMZ angesprochen: wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Sicherung des Zugangs zu Rohstoffen, Fluchtursa-
chenbekämpfung, Zusammenarbeit im Energiesektor. 
Diesen Aufgaben wollen wir uns stärker widmen, sie 
stärker anpacken. Und wir wollen in diesen Bereichen 
auch Win-win-Situationen für alle Beteiligten, für Part-
nerländer und für Deutschland, schaffen und wollen, dass 
diese Win-win-Situationen auch ergriffen werden.

Aber auch anderen entwicklungspolitischen Themen, 
auf die meine Kolleginnen und Kollegen noch zu spre-
chen kommen werden, jenseits der Schwerpunkte, die 
gerade eben angesprochen wurden, die vielleicht nicht 
direkt auf Anhieb ins Auge fallen, wollen wir uns wid-
men, unter anderem dem Thema „globale Gesundheit“. 
Aufgrund der Klimaerwärmung gehen Wissenschaftler 
davon aus, dass Malaria auch in Europa endemisch wer-
den könnte. Erfahrungen in der Bekämpfung von Mala-
ria, in der Impfstoffforschung, die wir gerade jetzt über 
die großen internationalen Hilfsorganisationen machen, 
werden aller Voraussicht nach uns auch zukünftig helfen, 
Infektionen vermeiden zu können, gesund zu leben und 
damit hohe Kosten im Gesundheitswesen zu sparen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.
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Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Deswegen hat der Außenminister in seiner Rede auch 

auf die Relevanz der Verknüpfung unserer Arbeitsberei-
che hingewiesen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Außenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit aus 

einem Guss, das ergibt Sinn, das ist erfolgversprechend.
(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf Sie jetzt bitten, zum Ende zu kommen.

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Ich danke Ihnen herzlich und wünsche allen gute Be-

ratungen.
Herzlichen Dank, Herr Präsident.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordneten 

Frau Jamila Schäfer das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Ministerin! Vor genau einer Woche 
hat sich die UN-Konferenz in Sevilla mit Unterstützung 
der Bundesregierung erneut zum Ziel bekannt, 0,7 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens für die Entwick-
lungszusammenarbeit aufzubringen; und ich finde, das 
ist ein gutes Signal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber was sieht denn der vorliegende Haushaltsentwurf 

vor? Eine Kürzung um knapp 1 Milliarde Euro im Einzel-
plan 23 und bis zum Ende der Legislaturperiode eine 
Kürzung von noch mal 1 Milliarde Euro auf 9,3 Milliar-
den Euro. Die ODA-Quote wird bereits jetzt verfehlt und 
soll laut dem Koalitionsvertrag noch weiter abgesenkt 
werden; und das ist angesichts der Weltlage genau der 
falsche Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Diese Kürzungen kommen wirklich zur Unzeit. Die 

USA ziehen sich gerade aus ihrer humanitären Verant-
wortung zurück. USAID ist seit dem 1. Juli de facto 
aufgelöst. Allein dadurch könnten laut einer Studie von 
„The Lancet“ bis 2030 40 Millionen Menschen zusätzlich 
sterben. Das ist eine humanitäre Katastrophe und zieht 
auch ein geopolitisches Vakuum nach sich. Klar, wir in 
Deutschland können diese Lücke nicht alleine schließen, 
aber wir könnten dafür sorgen, dass das Vakuum kleiner 
wird und unser Einfluss größer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn wer sich jetzt zurückzieht, der überlässt ja das Feld 
denjenigen, die die Demokratie gezielt untergraben.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau!)

China zum Beispiel vergibt Kredite ohne Transparenz, 
aber mit politischem Preis. Russland liefert Waffen und 
kassiert dafür Einflusszonen.

Eine starke Entwicklungsfinanzierung ist mehr als ein-
fach nur Hilfe, sie ist auch strategische Außenpolitik. Sie 
schafft Partnerschaften, sie sichert wirtschaftlichen Aus-
tausch, und sie stärkt auch demokratische Werte. Und 
letztlich schützt sie auch unsere eigene Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Entwicklungszusammenarbeit lohnt sich auch finan-

ziell, Herr Zippelius. Das ist wissenschaftlich belegt. 
Das Kiel Institut für Weltwirtschaft zeigt: Entwicklungs-
hilfe trägt beidseitig. Sie fördert nämlich Empfängerlän-
der, schafft aber auch klare Vorteile für die Geberländer – 
wirtschaftlich, geopolitisch und sicherheitspolitisch. Des-
wegen: Entwicklungszusammenarbeit ist eben kein Lu-
xus. Sie ist eine Investition in unsere Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was ich jetzt nicht verstehe, ist Folgendes: Sie wissen 

genau, dass die Kürzungen, zum Beispiel beim World 
Food Programme, Fluchtbewegungen verstärken. Men-
schen, denen die Ernährungssouveränität entzogen wird, 
treibt es natürlich zur Flucht aus purer Not. Das World 
Food Programme jetzt so zu kürzen, ist nicht nur mora-
lisch absolut falsch, weil dies am Ende mehr Tote bedeu-
tet; das wird auch dafür sorgen, dass wir die Folgen an 
den Außengrenzen Europas zu spüren bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ganz ehrlich, Krisenprävention ist die beste Migrations-
politik und definitiv auch eine bessere Migrationspolitik, 
als rechtswidrige Grenzkontrollen einzuführen oder Isla-
mistenregime in Afghanistan zu fördern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

Dazu kommt: Die Klimakrise wird in den nächsten 
Jahren ganze Regionen unbewohnbar machen.

(Zuruf der Abg. Gökay Akbulut [Die Linke])
– Ich habe überhaupt gar kein GEAS beschlossen, weil 
wir das gar nicht hier im Parlament beschlossen haben. – 
Zyklone auf Madagaskar, Dürren am Horn von Afrika, 
Überschwemmungen in Bangladesch: Diese Katastro-
phen sind nicht abstrakt. Sie zerstören Lebensgrundlagen 
und zwingen Millionen zur Flucht. Jetzt in Klimaschutz-
anpassungen und internationale Klimafinanzierung zu in-
vestieren, das ist kein Nice-to-have. Das ist eine entschei-
dende Investition in die Stabilität und die Krisenresilienz 
der zukünftigen Welt.

Besonders schwer wiegt, ehrlich gesagt, der Wortbruch 
bei der Reform der Schuldenbremse. Über einige Aspekte 
haben wir gestern schon diskutiert. Wir haben das Grund-
gesetz aber auch dafür geändert, damit wir gemeinsam 
die Ukrainehilfen jenseits der Schuldenbremse ermögli-
chen können. Und genau jetzt dient diese Ausnahme als 
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Vorwand, um den Haushalt des BMZ noch mehr zu kür-
zen. Da muss ich ganz ehrlich sagen: Das ist überhaupt 
nicht im Geist unserer Einigung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Darum fordern wir Grüne: Erhöhen Sie den BMZ-An-

satz um mindestens 2 Milliarden Euro, damit das 0,7- 
Prozent-Ziel wieder in Reichweite kommt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Verankern Sie einen nachhaltigen Aufwuchspfad, und 
koppeln Sie die Ausgaben an klare Nachhaltigkeits-, Kli-
ma- und Menschenrechtskriterien mit messbarer Wir-
kung und Transparenz!

(Denis Pauli [AfD]: Das wird schwierig!)
Laut der erwähnten Studie des Kiel Instituts bringt 

übrigens jeder gut investierte Euro in Krisenprävention 
langfristig 26 bis 100 Euro zurück – je früher, desto wirk-
samer. Wer erst handelt, wenn es brennt, der zahlt am 
Ende drauf. Wer früh investiert, schützt Menschenleben, 
Stabilität und am Ende auch unseren Haushalt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb: Liebe Koalition, korrigieren Sie diesen Haus-

haltsentwurf noch mit uns in diesem Verfahren! Denn wer 
bei Krisenprävention spart, riskiert Sicherheit, Glaub-
würdigkeit, Gerechtigkeit und auch die Haushalte von 
morgen. Packen wir es an!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich aufrufen den Abge-

ordneten Sascha Wagner.
(Beifall bei der Linken)

Sascha Wagner (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Her-

ren! Geht es nach den Plänen der Bundesregierung, soll 
der Etat des Einzelplans 23 in diesem Jahr um fast 10 Pro-
zent sinken – so stark wie kein anderer Einzeletat im 
Bundeshaushalt: satte 940 Millionen Euro weniger. Das 
ist für uns Linke nicht nur vollkommen inakzeptabel, 
sondern ein harscher Angriff auf die Menschen und Län-
der, die auf unsere Hilfe und Unterstützung angewiesen 
sind.

(Beifall bei der Linken)
Ganz offensichtlich wollen Sie mit derlei Plänen US-Prä-
sident Donald Trump folgen.

Aufgrund der verantwortungslosen Politik der Trump- 
Administration haben der Deutschen Aidshilfe zufolge 
bereits zahlreiche Menschen ihre HIV-Therapie verloren. 
Noch viel mehr Menschen müssen fürchten, bald ohne 
Behandlung dazustehen. Circa 20 000 Menschen haben 
durch das Aussetzen der Hilfsprogramme bereits ihr Le-
ben verloren. Viele weitere könnten bald folgen. Unkon-
trollierte Therapiepausen können bei HIV die Förderung 
von Resistenzen gegen die Medikamente zur Folge ha-
ben, warnen Expertinnen und Experten. Fallen die US- 

Mittel dauerhaft aus, ist bis Ende 2029 mit rund 9 Millio-
nen neuen HIV-Infektionen, mehr als 6 Millionen Aids-
toten und etwa 3,5 Millionen Aidswaisen zu rechnen.

Und was machen Sie, meine Damen und Herren aus 
der Regierung? Ich kann es Ihnen sagen: In dieser dra-
matischen Lage kürzen Sie auch noch die Mittel für den 
Globalen Fonds zur Bekämpfung von HIV/Aids, Tuber-
kulose und Malaria. Das ist nicht nur kurzsichtig, sondern 
ein Bruch mit dem Anspruch globaler Solidarität.

(Beifall bei der Linken)

Wenn Deutschland seiner internationalen Verantwortung 
gerecht werden will, braucht es eine deutliche Kurskor-
rektur. Der deutsche Beitrag zum Globalen Fonds muss 
nicht nur stabilisiert, sondern auf mindestens 1,8 Milliar-
den Euro für die nächste Finanzierungsperiode angeho-
ben werden.

Ich appelliere deshalb dringend an Sie: Werden Sie 
endlich Ihrer internationalen Verantwortung gerecht, an-
statt sich eine menschenfeindliche Politik zu eigen zu 
machen!

(Beifall bei der Linken)

Legen Sie endlich Ihre nationalen Scheuklappen ab! Hel-
fen Sie als Regierung eines starken Landes den Menschen 
in ihrer Not! Sorgen Sie dafür, dass die Hilfe da an-
kommt, wo sie am dringendsten benötigt wird, und spie-
len Sie nicht mit dem Leben von Millionen Menschen!

(Beifall bei der Linken)

Ich kann Ihnen noch weitere Beispiele nennen. Richten 
Sie Ihren Blick doch mal auf den Sudan! Dort tobt seit 
mehr als zwei Jahren ein Bürgerkrieg. Die unglaubliche 
Anzahl von 14 Millionen Menschen ist innerhalb des 
Landes auf der Flucht. Aber Sie wollen die Mittel für 
Krisenprävention, Stabilisierung und Friedensförderung 
um satte 18 Prozent zusammenstreichen. Das ist unver-
antwortlich.

(Beifall bei der Linken)

Das ist alles andere als eine Krisenpräventionspolitik. 
Das ist unmenschlich und ein handfester Skandal.

Damit es auch die Kolleginnen und Kollegen ver-
stehen, die so felsenfest von der neoliberalen Ideologie 
überzeugt sind: Mehr Not, Leid, Ausbeutung, Krieg und 
nationale Alleingänge und weniger Klima- und Umwelt-
schutz bedeuten im Ergebnis zugleich mehr Unsicherheit, 
mehr Flucht und Vertreibung und am Ende deutlich mehr 
Kosten.

Wir leben in einer Zeit voller europäischer Herausfor-
derungen: Klimawandel, eine gerechte globale Gesund-
heitsversorgung, Hilfe für Menschen, die auf der Flucht 
vor Krieg und Armut sind, und geopolitische Spannungen 
mit autoritären Regimen. Dafür brauchen wir eine Au-
ßenpolitik, die mehr statt weniger auf internationale Zu-
sammenarbeit setzt. Deshalb fordern wir eine Aufsto-
ckung der Mittel für Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfe sowie eine neue, auf Frieden, Diploma-
tie und globale Gerechtigkeit ausgerichtete Außenpolitik.

(Beifall bei der Linken)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                   1686 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jamila Schäfer 



Setzen Sie endlich die richtigen Prioritäten! Bringen 
Sie den erforderlichen Mut für eine realitätstaugliche 
Neuausrichtung der deutschen Entwicklungspolitik auf, 
anstatt weiterhin die Augen vor der weltpolitischen Rea-
lität und den sich daraus ergebenden Notwendigkeiten zu 
verschließen!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich aufrufen den Abgeord-

neten Felix Döring.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Stefinger [CDU/CSU])

Felix Döring (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die britische Re-
gierung kürzt die Mittel für Entwicklungspolitik dras-
tisch, um mehr Spielraum für Verteidigungsausgaben zu 
haben. Am 1. Juli hat US-Außenminister Marco Rubio – 
das wurde vorhin schon angesprochen – das endgültige 
Ende von USAID verkündet, der entwicklungspoliti-
schen Behörde der USA. Noch bis 2024 wurden darüber 
jährlich knapp 43 Milliarden US-Dollar für Entwick-
lungspolitik ausgereicht. Jetzt ist es so, dass 83 Prozent 
der Programmmittel komplett abgewickelt werden und 
17 Prozent ins Außenministerium wandern. Die Entwick-
lungspolitik des bislang größten Players weltweit wurde 
von Trump de facto eingestampft; die Konsequenzen sind 
furchtbar!

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, aber ich finde, beide genannten Beispiele, 
sowohl das aus Großbritannien als auch das aus den USA, 
zeigen uns, was auch uns in Deutschland mit anderen 
politischen Mehrheiten hätte drohen können.

Zu dem Beispiel von Großbritannien und der Verlage-
rung der Mittel für mehr Verteidigungsausgaben: Das war 
ein großes Problem, das auch wir in der letzten Legisla-
turperiode hatten, dass nämlich die Ausgaben für Ver-
teidigung notwendigerweise gestiegen sind und dies zu-
lasten der anderen Etats gegangen ist. Erst durch die 
Reform der Schuldenbremse für den Einzelplan 14, den 
Etat des Verteidigungsministeriums, ist es uns gelungen, 
diese Spannung aufzulösen.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ansonsten würden die Kürzungen vermutlich auch im 
Einzelplan 23 noch ganz anders aussehen.

Zu dem Beispiel der USA: Auch in Deutschland gibt es 
politische Kräfte, die darauf gedrängt haben, dass das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung nicht weiterexistieren sollte. Das wäre 
grundfalsch gewesen.

(Beifall bei der SPD)
Wir als SPD haben gesagt: Nicht mit uns! Wir stehen für 
Zusammenhalt – im eigenen Land und auch international. 
Deswegen haben wir mit der Reform der Schulden-

bremse dafür gesorgt, dass diese Spannung zwischen ver-
teidigungspolitischen und anderen Ausgaben in dieser 
Form nicht mehr existiert.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber es wird doch gekürzt in der Ent-
wicklungszusammenarbeit! – Zuruf der Abg. 
Desiree Becker [Die Linke])

Und wir haben dafür gesorgt, dass das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung mit seinen langgewachsenen Strukturen und seinen 
Erfahrungen, die über Jahrzehnte angewachsen sind, er-
halten bleibt, weil beides schlicht und ergreifend richtig 
ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Und doch sind die Kürzungen sehr herausfordernd, 

sehr schmerzhaft; denn die Krisen weltweit werden nicht 
weniger. Über die Lage im Sudan haben wir schon eini-
ges gehört; aber es gibt noch viele andere Krisen. In 
Sambia sind 9,8 Millionen Menschen von Dürre betrof-
fen. In der Zentralafrikanischen Republik ist jede fünfte 
Person auf der Flucht. Das Erdbeben in Myanmar im 
März hat über 1 600 Tote gefordert – in einem Land, in 
dem ohnehin Bürgerkrieg herrscht. In Kamerun haben 
60 Prozent der Menschen keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser. Die Liste ließe sich traurigerweise sehr 
weit fortsetzen.

Das sind Krisen, über die in Deutschland und in Eu-
ropa leider viel zu wenig geredet wird, Krisen, die unser 
Engagement verlangen. Und Deutschland engagiert sich: 
bilateral über die Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit und über die Institutionen der Vereinten Natio-
nen, auch finanziert mit deutschem Geld.

Deutsche Entwicklungspolitik findet nicht nur aus hu-
manitärer Verantwortung statt, sondern auch, um Flucht-
ursachen zu bekämpfen, um unserer deutschen Export-
wirtschaft zu helfen, und auch der Kampf gegen den 
Klimawandel wird nur zusammen mit unseren interna-
tionalen Partnern gelingen.

Die Kürzungen sind schmerzhaft. Lassen Sie uns das 
Beste daraus machen! Ich freue mich auf die anstehenden 
Beratungen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich das Wort erteilen dem 

Abgeordneten Rocco Kever.
(Beifall bei der AfD)

Rocco Kever (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Mi-

nisterin! Der Einzelplan 23 zeigt eine Entwicklungspoli-
tik, die natürlich dringend eines Paradigmenwechsels be-
darf. Während Deutschland vor wirtschaftlichen und 
sozialen Herausforderungen steht, fließen immense Sum-
men in Projekte im Ausland, die Abhängigkeiten schaf-
fen, statt Eigeninitiative zu fördern.

(Beifall bei der AfD)
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Die AfD fordert: Kürzen Sie die BMZ-Mittel um 
70 Prozent! Das ist durchaus möglich. Integrieren Sie 
die Entwicklungspolitik ins Auswärtige Amt und ins 
Wirtschaftsministerium! Setzen Sie auf Effizienz im 
deutschen Interesse! Setzen Sie auf wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit mit den Partnerländern anstatt auf eine 
Entwicklungspolitik, die Sie seit Jahrzehnten machen – 
seit 60 Jahren –, die kaum wirkt!

(Beifall bei der AfD – Desiree Becker [Die 
Linke]: Die Unwahrheit!)

Betrachten wir den Entwurf: Unzählige Millionen flie-
ßen in sogenannte Klimaschutzprojekte, etwa in multi-
laterale Hilfen zum weltweiten Umweltschutz – rund 
750 Millionen Euro – oder in die zentralafrikanische 
Waldinitiative, circa 20 Millionen Euro.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Regenwälder im Kongo zu schützen, ist nobel. Doch 
wenn hierzulande unser Gesundheitssystem zusammen-
bricht

(Zuruf der Abg. Sanae Abdi [SPD])

und Familien ihre Stromrechnungen nicht zahlen können, 
fehlt dieses Geld dringend für unsere eigenen Bürger, für 
die wir hier ja auch die Verantwortung haben.

(Beifall bei der AfD)

Gerade große Geldsummen schaffen oft Strukturen, die 
Korruption und Abhängigkeit fördern statt nachhaltige 
Eigenentwicklung – das sieht man ja in allen Berichten –, 
gerade auch in den afrikanischen Staaten.

Ebenso fragwürdig, Frau Ministerin: die Impfallianz 
GAVI. Dieser haben Sie 600 Millionen Euro zugesagt.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Ja, richtiger-
weise!)

Während unser Gesundheitssystem unter Druck steht

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie sich mit der Ausbreitung 
von Corona auseinandergesetzt?)

und die Pflegekräfte hören, dass für eine Gehaltserhö-
hung kein Geld da ist, ist das insgesamt schwer nachvoll-
ziehbar und den Bürgern dieses Landes nicht zu vermit-
teln.

(Beifall bei der AfD – Bettina Hagedorn 
[SPD]: Nee, überhaupt nicht! – Deborah 
Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist so ekelhaft! Das ist doch Realitätsverweige-
rung!)

Diese Mittel könnten hierzulande nämlich dringend be-
nötigte Strukturen stärken.

Weiter: 300 Millionen Euro für entwicklungswichtige 
Vorhaben politischer Stiftungen – das wirkt wie Klientel-
politik. Die BMZ-Personalkosten belaufen sich auf über 
100 Millionen Euro, inklusive eines Referats „Feministi-
sche Entwicklungspolitik“.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Selbst Außenminister Wadephul lehnt feministische Au-
ßenpolitik ab und spricht sich gegen deren Fortführung 
aus.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt einen Unterschied zwischen Au-
ßen- und Entwicklungspolitik!)

Dies zeigt die mangelnde Kohärenz in Ihrer Koalition.
(Beifall bei der AfD)

Dazu kommen Millionen für Dienstreisen des BMZ,
(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: O Gott!)
ein Ansatz, der Transparenz und Effizienz vermissen 
lässt.

Der Koalitionsvertrag spricht von Entwicklungshilfe 
als Hebel für Migrationssteuerung.

(Sanae Abdi [SPD]: „Entwicklungshilfe“ steht 
da sicherlich nicht drin!)

Doch anstelle bürokratischer Umwege wäre eine klare, 
zielgerichtete Politik effektiver, die nationale Interessen 
wahrt und Eigenverantwortung in den Partnerländern för-
dert.

(Beifall bei der AfD)
Unsere Partnerländer zeigen, wie es geht:

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Russland?)

Sie kürzen ihre Entwicklungshilfe deutlich. Die USA 
reduzierten die Mittel für USAID zugunsten nationaler 
Prioritäten, bevor die Behörde am 01.07.2025 vollständig 
aufgelöst wurde

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Rund 14 Millionen Menschen sterben 
dadurch! Das ist also Ihre Antwort auf Flucht-
ursachenbekämpfung!)

und die verbleibenden Aufgaben an das Außenministe-
rium übertragen wurden. Ziel dieser Maßnahmen war und 
ist es nach Angaben der Regierung, ineffiziente Aus-
gaben zu eliminieren und die US-Außenpolitik stärker 
an nationalen Interessen auszurichten, wobei der Fokus 
auf Handel statt auf Entwicklungshilfe gelegt wird.

(Beifall bei der AfD)
Die Niederländer schränken ihr Entwicklungshilfebud-

get erheblich ein und konzentrieren sich auf Gesundheit, 
Handel und Menschenrechte.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Belgien und Frankreich fahren ihre Hilfe massiv zurück. 
Das Vereinigte Königreich – das wurde schon angespro-
chen – kürzt die Entwicklungshilfe zugunsten der Ver-
teidigung, und auch unsere Nachbarn in Österreich setzen 
bei der Entwicklungszusammenarbeit auf starke Redu-
zierung.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Russland macht die Sektkorken 
auf! – Zuruf der Abg. Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Warum stehen wir weiterhin wie naive Gutmenschen 
da und verschleudern Milliarden, während unsere Part-
nerländer auf kluge Sparmaßnahmen setzen? Es ist 
höchste Zeit, Deutschlands Interessen kompromisslos 
an die erste Stelle zu setzen.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [Augs-
burg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Oje!)

Meine Damen, meine Herren, der Einzelplan 23 inves-
tiert in ein löchriges System, das die links-grüne Klientel 
üppig bedient

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Bingo!)

und deutsche Interessen vernachlässigt. Wir brauchen 
eine Entwicklungspolitik, die unsere Wirtschaft stärkt 
und globale Partnerschaften schafft.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir brauchen vor allem mehr Hirn 
von Ihrer Seite!)

Setzen wir die Mittel zielgerichtet ein für Schulen, Kran-
kenhäuser, Infrastruktur und Renten – in Deutschland 
zuerst.

Vielen lieben Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Dr. Wolfgang Stefinger aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich glaube, nach den letzten Reden muss man 
hier etwas klarstellen und ein bisschen in das richtige 
Licht rücken. Denn jeder von uns, der hier im Saal oder 
auf den Tribünen sitzt oder der zu Hause zuschaut, hat 
jeden Tag mit Entwicklungsländern zu tun.

(Sanae Abdi [SPD]: Ja!)
Wir müssen uns nur ansehen, wo unsere Kleidung her-
kommt. Wenn wir heute eine Tasse Kaffee getrunken 
haben, dann mag auf der Packung vielleicht eine Marke 
aus München oder aus Hamburg draufstehen; aber die 
Bohnen kommen eben nicht aus Deutschland, sondern 
aus Entwicklungsländern.

(Sanae Abdi [SPD]: Ja, genau!)
Und wenn wir uns über E-Mobilität unterhalten oder 
wenn wir unsere Mobiltelefone in der Hand haben, haben 
wir schon wieder mit Entwicklungsländern zu tun,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! Genau so! – Sanae Abdi 
[SPD]: Ja!)

weil nämlich die Rohstoffe aus diesen Ländern kommen. 
Deswegen ist es in unserem ureigenen Interesse, mit die-
sen Ländern eine gute Partnerschaft zu pflegen und zu-
sammenzuarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ja, es ist richtig – die Kollegen haben schon darauf 
hingewiesen –, dass der Gesamtetat sinkt: auf 10,276 Mil-
liarden Euro. Und ich will jetzt gar nicht darauf eingehen, 
liebe Frau Schäfer, dass der Etat während der Ampelzeit 
um 2 Milliarden Euro gesunken ist.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, aber wir haben keine Reform der 
Schuldenbremse gemacht mit Bereichsausnah-
me!)

Ich kann mich an so manche Debatte sehr gut erinnern; 
aber das lassen wir jetzt mal hier so stehen.

Weniger Mittel, liebe Kolleginnen und Kollegen, das 
heißt am Ende natürlich auch, zu priorisieren; das ist ja 
ganz logisch. Das heißt, effizienter zu werden, und das 
heißt auch, sicherzustellen, dass der investierte Euro auch 
einen echten Mehrwert für die Partnerländer, ja, und auch 
für Deutschland und Europa bringt.

Bei der Gelegenheit möchte ich auch erwähnen, dass es 
wichtig ist, dass wir uns die Verwaltungskosten an-
schauen – in den Organisationen, aber auch in den eige-
nen Strukturen. Ich glaube, es ist auch wichtig, darauf 
hinzuweisen, dass der Erfolg der Zusammenarbeit sich 
nicht einzig und alleine an der Höhe der Gelder, die be-
reitgestellt werden, bemisst,

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])

sondern am Ende auch daran, was mit den Geldern pas-
siert, was nicht nur kurzfristig erreicht wird, sondern auch 
langfristig. Darum muss es uns gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, möchte ich 
dazu ermuntern, dass wir diesen Etat und auch die Kür-
zungen, so hart wie sie sind, als Chance begreifen, näm-
lich als Chance zu einer ehrlichen Bestandsaufnahme und 
auch zu einer ernstgemeinten Neuausrichtung unserer in-
ternationalen Zusammenarbeit.

Denn das Ziel ist doch klar: Wir wollen strategische 
Partnerschaften auf- und ausbauen und gute Partnerschaf-
ten festigen, Partnerschaften, die aber auf den Prinzipien 
der Eigenverantwortung und der nachhaltigen Entwick-
lung beruhen. Bei all diesen Partnerschaften, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, geht es nicht immer nur alleine 
ums Geld, um die finanziellen Mittel. Es geht auch um 
den persönlichen Austausch. Es geht um den Austausch 
von Wissenschaft, von Technologie, bei Innovationen, im 
Gesundheitsbereich, in der Bildung. Das müssen wir or-
ganisieren, fördern und unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Natürlich ist – der Kollege Zippelius hat darauf hinge-
wiesen – der Schlüsselbereich für Fortschritt und Per-
spektiven die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Deswe-
gen müssen wir alles dafür tun, mit unseren Partnern 
hier Kooperationen zu etablieren und auch dafür zu 
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sorgen, dass die betreffenden Länder langfristig auf ei-
gene Füße kommen. Deshalb ist es auch durchaus mög-
lich, dass wir mit weniger Mitteln mehr erreichen.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das glaubt ihr doch selber nicht!)

Denn ja – Frau Ministerin hat vorhin darauf hingewie-
sen –, die Entwicklungszusammenarbeit ist in den ver-
gangenen Jahren in die Kritik gekommen. Mehr Mittel 
heißt eben nicht gleich, dass immer alles auch besser 
gemacht wird. Zur Wahrheit gehört, dass nicht alle Pro-
jekte der Vergangenheit einen nachhaltigen Nutzen hat-
ten. Ich glaube, darüber sind wir uns auch einig.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und dass so manche Projekte in den vergangenen Jahren 
insbesondere von den Grünen ideologisch aufgeladen 
wurden,

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Herr Stefinger! – Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist unter 
deinem Niveau, Wolfgang!)

auch unsere Partnerländer überfordert haben, vor allem, 
weil gesellschaftliche Debatten in den Ländern einfach 
noch nicht so weit fortgeschritten waren, das hat sich 
auch gezeigt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Deswegen – liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie können 
da ganz ruhig bleiben – sollten wir bei unseren Feststel-
lungen offen und ehrlich sein. Ich sage das bewusst nicht, 
um diejenigen zu verurteilen, die in der Vergangenheit 
Entscheidungen getroffen haben, sondern ganz klar aus 
dem Antrieb heraus, dass wir es jetzt besser machen.

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])
Hierzu gehört es, Dinge neu zu ordnen und auch alte 
Zöpfe abzuschneiden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dazu braucht es einen Mentalitätswandel. Frau Minis-

terin hat auf die Reformen im Ministerium hingewiesen. 
Da wünsche ich Ihnen viel Erfolg. Ich glaube, nichts 
fürchtet der Beamte mehr als Veränderung. Deshalb wün-
sche ich Ihnen wirklich sehr, sehr viel Erfolg. Uns haben 
Sie da an der Seite. Ich bin wirklich davon überzeugt, 
dass wir es schaffen können, die Partnerländer aus ihrer 
Abhängigkeit von internationalen Geldgebern zu führen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich aber 
zum Abschluss noch einen Appell an Sie alle richten, die 
in der Entwicklungszusammenarbeit unterwegs sind. 
Lassen Sie uns gemeinsam die Entwicklungszusammen-
arbeit weiterentwickeln. Lassen Sie uns aufhören, an 
alten Modellen festzuhalten, und stattdessen die Chancen 
nutzen, die sich bieten. Wir als Verantwortungskoalition 
werden diese Neuausrichtung der internationalen Zusam-
menarbeit verantwortungsbewusst gestalten. Dafür bitte 
ich Sie um Ihre Unterstützung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich Frau 

Kollegin Agnieszka Brugger das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wer hierzulande ein Kind bekommt, stellt sich 
viele Fragen. Viele sind schön, manche sind beängs-
tigend – für jede Familie. Für Schwangere im Tschad, 
in Afghanistan oder Nigeria stellt sich aber leider eine 
sehr andere und beängstigende Frage: Werde ich die Ge-
burt überhaupt überleben? Im Schnitt stirbt weltweit alle 
zwei Minuten eine Mutter oder ihr Neugeborenes bei der 
Geburt. Die Hebamme Ernestine Nedjoumbaye trägt zum 
Beispiel im Tschad dazu bei, Geburten sicherer zu ma-
chen. Dank ihr und ihren Kolleginnen ist die Müttersterb-
lichkeit in den letzten 20 Jahren um 40 Prozent gesunken.

Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich:

„Wir haben das Wochenende damit verbracht, 
USAID im Holzhäcksler zu vernichten.

Hätten auch auf ein paar gute Partys gehen können.

Haben stattdessen das gemacht.“

Das hat Elon Musk im Februar geschrieben.
An einem Wochenende hat die Trump-Regierung die 

US-amerikanische Entwicklungszusammenarbeit und 
damit auch die langsamen Fortschritte der letzten Jahr-
zehnte zerschlagen. Jetzt werden überall im Globalen 
Süden Kliniken geschlossen, Hebammen entlassen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Die lebensrettende Malariaimpfung bleibt aus, die So-
forthilfe in der Hungersnot, das Projekt für Landwirtin-
nen und Landwirte, die Hilfe brauchen, sich an die Folgen 
der Klimakrise anzupassen, die sie selbst ja gar nicht 
verursacht haben.

Gerade die Folgen der Erderhitzung werden für die 
ärmsten Menschen dieser Welt immer brutaler, die Hilfe, 
die sie deswegen bekommen, immer weniger. Es ist heute 
schon mehrfach genannt worden, aber ich finde, man 
kann es nicht oft genug sagen: Die Folgen der Zerschred-
derung von USAID werden in den nächsten Jahren bis zu 
14 Millionen Menschen das Leben kosten, davon 5 Mil-
lionen Kinder.

(Georg Schroeter [AfD]: Geschätzt!)
Kindersterblichkeit und Hunger, Epidemien und Kli-

makrisen – das sind keine Naturgesetze. Wir und diese 
Welt sind in der Lage, sehr viel Leid zu lindern und auch 
viel Leid zu verhindern, wenn wir es nur wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Seit Monaten klafft schon eine reale, weltweite Hilfs-
lücke, die immer größer wird. Es ist auch eine moralische 
Lücke. Und es entsteht eine gefährliche geopolitische 
Schwäche. China und Russland arbeiten eiskalt strate-
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gisch daran, unsere Weltordnung nach ihren Interessen zu 
formen, Demokratien zu schwächen und ihre Macht aus-
zubauen. Wenn wir aus der Mitte des demokratischen 
Europas diese Lücke nicht füllen, werden sie es tun. 
Und wenn ein paar menschenverachtende, zynische und 
grausame US-Milliardäre mit Menschenleben und mit 
unser aller Sicherheit spielen, dann reicht es nicht, sich 
nur zu empören. Es gilt, dann zu handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben hier noch 
vor wenigen Minuten über den Verteidigungshaushalt 
gesprochen. Es ist ja richtig und notwendig, in einer un-
sicheren Welt mehr Geld für unsere Sicherheit auszuge-
ben. Aber bei Verteidigung mit Milliarden zu klotzen und 
bei Diplomatie, bei Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitärer Hilfe Millionen zu streichen, das ist nicht 
nur dumm, das ist auch grausam und gefährlich. Unsere 
Welt wird dadurch noch unsicherer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lieber Kollege Stefinger, wenn wir jetzt schon mal 
beim Thema Ehrlichkeit sind: Es ist schon ein bisschen 
unlauter, diesen Haushalt mit denen der letzten Jahre zu 
vergleichen. Denn wir hatten das, was Sie von uns be-
kommen haben, nicht, nämlich eine Änderung des 
Grundgesetzes, die Ihnen ganz andere finanzielle Spiel-
räume ermöglicht, als wir sie je hatten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU] – Gegenruf der Abg. Jamila Schä-
fer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Trotzdem kürzen Sie im Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das ist für In-
frastruktur, nicht für Entwicklungszusammen-
arbeit!)

Weder Herr Merz heute noch Lars Klingbeil gestern ha-
ben auch nur ein einziges Wort zu diesen Sachen gesagt. 
Das ist ein menschliches und auch ein sicherheitspoliti-
sches Armutszeugnis, finde ich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Ministerin, auch Sie haben diese Kürzung offen-
sichtlich hingenommen und nur halbherzig Ihren Etat 
verteidigt. In diesen Zeiten braucht es eine Entwicklungs-
ministerin, die nicht gegenüber dem Finanzministerium 
und dem Kanzleramt nachgibt, sondern eine Ministerin 
und auch eine SPD-Fraktion, die sich selbstbewusst für 
diese wichtigen Haushaltsmittel einsetzen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, denken Sie bitte an Ihre Redezeit.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kämpfen Sie für diese Mittel. Sie erhöhen unsere Si-

cherheit und retten Leben. Wir Grüne werden da nicht 
aufgeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Frau Kollegin 

Gökay Akbulut das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Gökay Akbulut (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Frau Ministerin! Der Haushalts-
entwurf der Bundesregierung sieht für das Jahr 2025 vor, 
den Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung um rund 8 Prozent auf 
10,28 Milliarden Euro zu senken. Das sind fast 1 Milli-
arde Euro weniger, und das zum dritten Mal in Folge.

Es geht hier nicht um einen einfachen haushaltspoliti-
schen Vorgang. Es ist ein fundamentaler Rückzug aus der 
internationalen Verantwortung. Gleichzeitig hören wir 
aber aus den Reihen der Bundesregierung immer wieder, 
man wolle natürlich an den Nachhaltigkeitszielen der 
Vereinten Nationen festhalten, das sei ja ein Kernanliegen 
der deutschen Politik. Aber wie denn, bitte? Mit immer 
weniger Mitteln?

Mit diesem Kürzungshaushalt werden Versprechen ge-
brochen, die international abgegeben worden sind. Diese 
massiven Einschnitte treffen die Entwicklungszusam-
menarbeit besonders hart. Sie bedeuten in der Praxis: 
Programme zur Ernährungssicherheit in der Sahelzone, 
in Ostafrika oder im Jemen werden zurückgefahren 
oder gänzlich eingestellt. Gesundheitsprojekte, etwa zur 
Bekämpfung von Aids, Malaria oder zur Stärkung lokaler 
Gesundheitsstrukturen, verlieren ihre Finanzierung. Da-
bei wissen wir genau, dass Prävention Leben heißt.

Programme für Frauen und Mädchen, für Bildung, für 
Schutz vor Gewalt, für reproduktive Rechte werden ge-
schwächt. Insbesondere sind aber auch Klimaschutz und 
-anpassung betroffen; denn ganze Regionen kämpfen mit 
Dürre, Ernteausfällen und Extremwetter. Sogar die See-
notrettung im Mittelmeer, eine lebensrettende Maßnahme 
für Menschen auf der Flucht, soll ganz gestrichen wer-
den. Und das alles geschieht in einer Welt, in der über 
800 Millionen Menschen hungern, in der über 100 Millio-
nen Menschen auf der Flucht sind, in der Naturkatastro-
phen ganze Regionen zerstören und weltweit soziale Un-
gleichheit weiter wächst.

Stattdessen wird Entwicklungspolitik seitens der Bun-
desregierung zunehmend geoökonomisch und geopoli-
tisch instrumentalisiert. Partnerschaft wird ersetzt durch 
Standortlogik; Hilfe wird abhängig gemacht von einsei-
tigen Interessen. Was wir erleben, ist eine Entkernung der 
solidarischen Entwicklungszusammenarbeit, und wir 
Linke lehnen das ab.

(Beifall bei der Linken)

Gleichzeitig werden aber Mittel für militärische Auf-
rüstung massiv erhöht. Deutschland ist viertgrößter Waf-
fenexporteur. Für Panzer und gigantische Rüstungspro-
jekte ist Geld da, für Medikamente, für Nahrung und 
Seenotrettung nicht. Ein Haushalt, der Mittel für huma-
nitäre Hilfe, für Klimaanpassung, für zivile Krisenprä-
vention streicht und gleichzeitig Millionen und Milliar-
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den Euro für Waffen mobilisiert, ist ein Haushalt für Mi-
litarisierung und Kriegstreiberei. Das lehnen wir kon-
sequent ab.

(Beifall bei der Linken)
Dabei darf man eines nicht vergessen: Deutschland 

und die Industriestaaten tragen selbst Verantwortung für 
viele der globalen Krisen. Die Klimakrise, die ungleichen 
Handelsbeziehungen, jahrzehntelange Ausbeutung natür-
licher Ressourcen im Globalen Süden: All das wurde 
nicht irgendwo im Globalen Süden verursacht, sondern 
im Globalen Norden, auch hier, von Europa aus. Die 
Folgen sind fatal.

Dieser Haushalt schränkt unsere Fähigkeiten ein, auf 
globale Krisensituationen angemessen zu reagieren. Völ-
lig zu Recht protestieren viele NGOs, darunter die Kin-
dernothilfe, Oxfam und Plan International, gegen die 
Kürzungen und sagen ganz klar: Die Kürzungen von 
heute sind die Krisen von morgen. – Wenn sich gerade 
die USA unter Trump von der globalen Entwicklungs-
politik zurückziehen, dann darf Deutschland diesen zer-
störerischen Kurs nicht mittragen. Der Haushalt darf in 
dieser Form nicht beschlossen werden. Wir sagen Nein zu 
Aufrüstung auf Kosten der Ärmsten der Welt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich der Abgeordneten Frau 

Sanae Abdi das Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sanae Abdi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen 
investieren – in unser Land, in Frieden und Sicherheit, in 
Europa und weltweit. Das hat sich die Bundesregierung 
vorgenommen. Im Koalitionsvertrag steht:

„Deutschland kann jede Aufgabe aus eigener Kraft 
und im Schulterschluss mit unseren Partnern und 
Freunden in der Welt erfolgreich meistern.“

Gerade in der aktuellen internationalen Situation braucht 
es diesen Schulterschluss mehr denn je; denn Klimawan-
del, Krisen und Konflikte, Flucht, Hunger, Armut betref-
fen uns unmittelbar. Gerade in einer Zeit, in der Partner 
Bündnisse aufkündigen und Kooperationen infrage stel-
len, müssen wir bestehende Partnerschaften festigen und 
neue aufbauen.

Die Entwicklungszusammenarbeit ist dafür eines un-
serer wichtigsten Instrumente.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie schafft Chancen dort, wo es keine gibt, und sie schützt 
unsere gemeinsamen Interessen: durch Stabilisierung von 
Regionen, durch den Aufbau wirtschaftlicher Perspekti-
ven und durch die Prävention von Fluchtursachen.

Ein zentrales Element ist dabei die technische Zusam-
menarbeit. Es sind diese langfristigen Partnerschaften, es 
ist das konkrete Wissen, das deutsche und lokale Fach-
kräfte gemeinsam vor Ort aufbauen, das unsere Politik 
wirksam macht. Die neuesten Zahlen der Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit zeigen das eindrucks-
voll: Über 2,5 Millionen Menschen haben allein im ver-
gangenen Jahr durch unsere entwicklungspolitischen 
Projekte ein höheres Einkommen erzielt – Einkommen, 
das Familien ernährt, Kindern den Schulbesuch ermög-
licht und sie vielleicht auch davon abhält, sich auf den 
gefährlichen Weg Richtung Europa zu machen. Entwick-
lungspolitik schafft Chancen für Menschen, die sonst 
keine hätten – in ihrer Heimat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Genau deshalb müssen wir diesen Politikbereich, der 
auch unter sicherheitspolitischen Aspekten ganz zentral 
ist, mit ausreichenden Mitteln ausstatten. Und ja, so ehr-
lich müssen wir sein, ein Blick auf die mittelfristige Fi-
nanzplanung bereitet Sorgen. Bereits ab 2026 drohen 
empfindliche Einschnitte, gerade bei den Verpflichtungs-
ermächtigungen für die technische Zusammenarbeit. Da-
bei sind gerade diese langfristigen Mittel entscheidend, 
um Stabilität zu sichern. Ohne sie verlieren wir Planungs-
sicherheit, Partnervertrauen und letztendlich auch politi-
schen Einfluss. Denn was passiert denn, wenn wir uns aus 
Kooperationen und Regionen zurückziehen? Wir haben 
es heute schon gehört: Andere treten an ihre Stelle, auto-
ritäre Regime wie China und Russland, die nicht auf gute 
Regierungsführung oder Menschenrechte setzen, sondern 
auf Abhängigkeiten.

Vor diesem Hintergrund ist eine Kürzung der Mittel im 
Einzelplan 23 gefährlich für unsere Sicherheit, und sie 
schadet auch unserer Außenpolitik. Sie macht es schwe-
rer, Krisen frühzeitig zu verhindern, Friedensprozesse zu 
unterstützen und unser Versprechen einzulösen, Außen-, 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik gemeinsam zu den-
ken, so wie wir es in der Nationalen Sicherheitsstrategie 
verankert haben.

Gleichzeitig droht damit ein Ungleichgewicht; denn 
ohne begleitende Diplomatie, humanitäre Hilfe und Ent-
wicklungszusammenarbeit bleiben militärische Maß-
nahmen auf Dauer wirkungslos. Das hat uns auch die 
Enquete-Kommission „Lehren aus Afghanistan“ vor 
Augen geführt: Isolierte Maßnahmen einzelner Ressorts 
haben keine nachhaltige Wirkung. Nur wenn Außen-, 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik gemeinsam, strate-
gisch und langfristig zusammenarbeiten, kann echter 
Frieden entstehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich will an dieser Stelle auch Finanzminister Lars 
Klingbeil ausdrücklich danken. Er hat auf der Hamburg 
Sustainability Conference ein wichtiges Signal gesendet: 
Deutschland bleibt ein verlässlicher Partner in der inter-
nationalen Zusammenarbeit. Gerade in einer Zeit, in der 
sich andere zurückziehen, hat er deutlich gemacht, dass 
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wir globale Verantwortung ernst nehmen. Das gilt es jetzt 
einzulösen. Denn klar ist auch: Wir haben uns interna-
tional verpflichtet. Das 0,7-Prozent-Ziel ist kein Wunsch-
zettel. Es war über Jahre deutsche Linie und wurde nicht 
infrage gestellt. Wenn wir uns nun still davon verabschie-
den, ohne Debatte, ohne Perspektive, dann senden wir ein 
verheerendes Signal an Partner im Globalen Süden, aber 
auch an andere Geber.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wie viel ist der von uns im Koalitionsvertrag beschwo-
rene Schulterschluss in diesen Zeiten wert, in denen sich 
USAID aus der internationalen Zusammenarbeit zurück-
zieht? Diese Frage müssen wir uns stellen. Erste Studien 
warnen – wir haben das heute schon gehört – vor dem 
Rückzug der USA. Die Zahl der befürchteten 14 Millio-
nen zusätzlichen Todesopfer wurde heute schon genannt.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kann man nicht oft genug sagen!)

– Ja, man kann es nicht oft genug sagen; da gebe ich der 
Kollegin recht.

Durch den Einsatz unserer Bundesministerin Alabali 
Radovan konnte der Haushalt 2025 mit 10,3 Milliarden 
Euro zumindest auf einem stabilen Niveau gehalten wer-
den. Aber wir müssen auch klar sagen: Stabilität reicht 
nicht. Die Herausforderungen wachsen, und unser An-
spruch muss es auch.

Wir sagen: Migration muss gesteuert werden. Wir 
streichen aber die Mittel, um Fluchtursachen vor Ort 
bekämpfen zu können. Wir schränken den Familiennach-
zug ein, investieren aber weniger in die Stabilisierung 
von Herkunftsländern. Wir sprechen vom internationalen 
Schulterschluss und werden gleichzeitig unseren interna-
tionalen Zusagen nicht gerecht. Deshalb werden wir wei-
terkämpfen für eine angemessene finanzielle Ausstattung 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, die unseren 
Partnern weltweit beweist, dass Deutschland seiner inter-
nationalen Verantwortung gerecht wird; denn nur so kön-
nen wir das Versprechen einlösen, das wir im Koalitions-
vertrag gegeben haben, nämlich dass Deutschland 
gemeinsam mit seinen Partnern diese Aufgaben meistern 
kann.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich den Abgeordneten Dirk 

Brandes aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Vor allen Dingen auch: Liebe Steuerzahler bzw. zu-
künftige Steuerzahler auf den Tribünen! Wir sprechen 
über den Einzelplan 23, kurz: BMZ. Und was sehen 
wir? Trotz Haushaltskrise in Deutschland, Rekordver-

schuldung und des Ausnahmezustands in unserer Heimat 
will dieses Ministerium weiter mehr als 10 Milliarden 
Euro im Ausland regelrecht versenken.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Quatsch!)
Man könnte meinen, das BMZ sei der Geheimtipp für 
grenzenlose Großzügigkeit überall auf der Welt; nur un-
sere Bürger werden des Öfteren doch einmal vergessen.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lassen Sie sich doch mal was Neues 
einfallen!)

Ich möchte das einfach mal in Form von Geld ein 
bisschen einordnen: Rund 670 000 Haushalte in Deutsch-
land – das sind drei mittelgroße Städte – müssen im Jahr 
Einkommensteuer zahlen, um allein diesen Etat zu de-
cken. Jeder Rentner könnte fast 500 Euro mehr Rente 
im Jahr bekommen, wenn man dieses Geld dafür einset-
zen würde.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das ist doch die 
Unwahrheit! Das ist richtig übel, wie Sie Men-
schengruppen gegeneinander aufhetzen!)

Für jedes Kind wären rund 670 Euro mehr Kindergeld 
drin. Und wir könnten mindestens 500 unserer kaputten 
Brücken sanieren oder 1 000 marode Schulen sanieren.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Scheißegal, was in anderen Regio-
nen der Welt passiert!)

Doch wofür gibt diese Regierung das Geld aus? Wer 
jetzt glaubt, für sauberes Wasser in Entwicklungsländern, 
Bildung oder Infrastruktur, liegt etwas daneben; denn das 
Geld fließt hauptsächlich in Projekte, die man eher einem 
Programm eines linken Kabaretts am Prenzlauer Berg 
zuschreiben würde.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Claudia 
Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich zitiere, meine Damen und Herren – Sie brauchen sich 
gar nicht so aufzuregen; der Steuerzahler wird das selber 
beurteilen –:

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir sind hier im Parlament!)

„feministische Entwicklungspolitik“, „gendertransfor-
mative Ansätze“, „intersektionale Ansätze“.

(Sanae Abdi [SPD]: Die könnten Sie auch mal 
gebrauchen!)

Ich übersetze das für den Steuerzahler: Das Geld geht in 
Menstruationsprogramme in Afrika, LGBTIQ-Dialoge in 
Kamerun und gendergerechte Klimapolitik in Georgien.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie schon mal in ein Projekt 
hineingeschaut? Können Sie mit Ja oder Nein 
beantworten!)

Wenn Sie denken, es geht nicht mehr absurder: Doch, 
geht es.

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Das ist Nazi-
propaganda!)
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Im Jemen, einem Land, das von Hunger, Bürgerkrieg, 
Terror, Wasserknappheit und Korruption gebeutelt ist, 
finanziert der deutsche Steuerzahler zukünftig Work-
shops über „Männlichkeitsbilder“.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Würde Ihnen auch mal guttun!)

Meine Damen und Herren, das ist keine Entwicklungs-
politik, das ist deutscher Wohlstandstransfer ins Nirgend-
wo.

(Beifall bei der AfD – Gökay Akbulut [Die 
Linke]: Das ist Faschismus!)

Ihr Umgang mit unseren Finanzen ist schamlos, haltlos 
und gegenüber folgenden Generationen überhaupt nicht 
zu verantworten. Wir sagen klar und deutlich: Schluss mit 
dem feministischen Steuergeldirrsinn!

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Schluss mit dem 
Faschismus! Das ist Nazipropaganda, was Sie 
hier verbreiten! – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen doch unser 
Land an Putin ausliefern!)

Wir fordern: Infrastruktur statt Ideologie – so wie mein 
Kollege Kever das schon gesagt hat –, Hilfe zur Selbst-
hilfe statt Genderworkshops!

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Besser als Nazi-
propaganda!)

„Deutschland zuerst“ darf kein Tabu sein, sondern ist für 
uns, Beatrix, Staatsräson.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der Linken 
sowie des Abg. Thomas Rachel [CDU/CSU])

Mit den Sozialisten von Schwarz über Grün bis hin zu 
Dunkelrot exportiert Deutschland nur Irrsinn. Mit der 
AfD exportiert Deutschland zukünftig wieder Maschi-
nen, Leistung, Innovation und ein Stück Zukunft und 
sorgt damit in Deutschland für Wohlstand. Der Bürger 
möge weise entscheiden.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Sie sorgen doch für 
gar nichts! Sie machen hier Fundamentaloppo-
sition! Das hilft Ihren Wählern null! – Weitere 
Zurufe von der SPD)

– Schreien Sie doch nicht so rum! Nicht dass Sie noch 
eine Herzkranzgefäßerkrankung kriegen!

Ich danke Ihnen vielmals für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Thomas Rachel 

das Wort geben.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Bettina Hagedorn [SPD]: Jetzt kommt wieder 
Niveau in die Debatte!)

Thomas Rachel (CDU/CSU):
Bei der letzten Rede habe ich nicht spüren können, 

dass wahrgenommen wird, was eigentlich los ist in der 
Welt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dirk Brandes 
[AfD]: Sie spüren nicht, was in Deutschland 
los ist!)

Die Welt befindet sich in einem Ausnahmezustand.
(Beatrix von Storch [AfD]: Immer!)

Wir erleben unmittelbar Kriege bis vor die Haustür. Ar-
mut und Ernährungskrisen nehmen zu; sie überlappen 
sich. Fast 300 Millionen Menschen sind weltweit auf 
Schutz und Unterstützung angewiesen. Und in dieser 
Zeit erleben wir radikale Kürzungen des USAID-Pro-
gramms durch die Trump-Regierung.

(Desiree Becker [Die Linke]: Und in der in-
ternationalen Zusammenarbeit!)

Das wird dazu führen, dass Millionen Menschen, die 
durch diese Programme bisher die Möglichkeit hatten, 
Impfstoffe gegen Aids, gegen Malaria, gegen Tuberku-
lose zu bekommen,

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])
die mit Ernährungshilfen unterstützt wurden, diese nicht 
mehr bekommen. Das betrifft Kinder, das betrifft Er-
wachsene; und ich sage Ihnen ganz ehrlich, dass mich 
das als Mensch, aber auch als Christdemokrat in der 
Politik sehr bewegt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Entscheidung der USA wird dazu führen, dass viele 
Tausend ihr Leben verlieren werden, ohne dass ein ein-
ziger Schuss gefallen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wo Hilfe fehlt, breitet sich Hunger aus – und Vertrei-

bung, Extremismus. Dem wollen wir gemeinsam mit 
einer soliden Entwicklungspolitik auch in Zukunft ent-
gegenwirken. Ja, die Notwendigkeit zur Haushaltskon-
solidierung macht es nötig, dass wir Prioritäten setzen, 
und solche Kürzungen sind auch für uns schmerzhaft. 
Aber die Realität ist: Die begrenzten Haushaltsmittel 
müssen wir dort einsetzen, wo sie die größte Wirkung 
erzielen. Umso wichtiger ist, dass wir neue Wege gehen 
und die einheimische Wirtschaft mit ihren Arbeitsplätzen 
verstärkt in die Entwicklungszusammenarbeit einbezie-
hen. Wir brauchen hierzu auch die Expertise

(Denis Pauli [AfD]: … der AfD!)
der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Im Koalitionsvertrag 
haben wir gemeinsam vereinbart, eine gemeinsame An-
laufstelle für Außenwirtschaftsförderung und Entwick-
lungszusammenarbeit zu schaffen. Das stärkt nicht nur 
die Märkte in unseren Partnerländern, sondern hat auch 
für unsere deutschen Unternehmen den Vorteil, neue 
Märkte zu erschließen und wirtschaftliche Partnerschaf-
ten zu festigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Fokussieren, Priorisieren ist richtig. Aber lassen Sie 

mich ganz offen auch einige Bereiche benennen, die je-
denfalls mir Sorge bereiten! Im Sudan droht aktuell die 
größte Hungerkatastrophe in der Welt. Die Senkung der 
humanitären Hilfe um 1 Milliarde Euro ist insofern ein-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 17. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 9. Juli 2025                                   1694 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dirk Brandes 



schneidend. Aufgrund der fehlenden Mittel kann das UN- 
Welternährungsprogramm derzeit nur noch einen von 
sechs akut hungernden Menschen im Sudan unterstützen. 
Ich finde, das geht so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unter humanistischen und christlichen Gesichtspunkten 
unterstütze ich jedenfalls mit Nachdruck eine erhebliche 
Aufstockung der humanitären Hilfe; sie ist dringend not-
wendig.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sonst werden wir in ohnehin fragilen Regionen noch 
mehr Hunger riskieren.

Die Halbierung des Kernbeitrags für das UN-Welt-
ernährungsprogramm bereitet mir ebenfalls Sorgen. Sie 
führt dazu, dass die Lebensmittelrationen für Flüchtlinge 
beispielsweise im Sudan gekürzt werden müssen. So et-
was hatten wir schon einmal. Es hatte massive Flucht-
bewegungen ausgelöst.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Um das aber zu verhindern, muss auch das UN-Welt-
ernährungsprogramm finanziell besser unterstützt wer-
den; denn es leistet einen entscheidenden Beitrag zur 
Bekämpfung der globalen Hungerkatastrophen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich das beeindruckende Engagement der 
Kirchen, aber auch vieler zivilgesellschaftlicher Akteure 
vor Ort in den Krisenregionen ansprechen! Ja, mittelfris-
tig sind Kürzungen bei den Verpflichtungsermächtigun-
gen vorgesehen, auch bei den kirchlichen Werken. Viel-
leicht müssen wir uns das noch mal genauer anschauen; 
denn das gefährdet in Zukunft viele Projekte.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau so!)

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir müssen 
gemeinsam auch in der Öffentlichkeit dafür werben: 
Deutschlands Sicherheit ist untrennbar mit der Stabilität 
in anderen Weltregionen verbunden.

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich werbe deshalb für eine starke Entwicklungszusam-
menarbeit; sie ist im Interesse Deutschlands, unserer 
Menschen, die hier leben.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Wir müssen Außen-, Verteidigungs- und Entwicklungs-
politik als vernetzte Sicherheit ganzheitlich denken und 
durchführen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine Entwicklungspolitik, die Prioritäten setzt und neue 
Dynamik durch Wettbewerb ermöglicht, kann auch neues 
Potenzial entfalten. Das erwarten wir vom BMZ; das 
wollen wir unterstützen.

Investitionen in internationale Hilfen und Zusammen-
arbeit sind ein Gebot verantwortlicher Politik. Sie schaf-
fen Perspektiven und dämmen Fluchtursachen ein. Sie 
öffnen wirtschaftlichen Zugang in andere Länder. Sie 
sind Investitionen in unsere gemeinsame Zukunft.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich der 

Abgeordneten Schahina Gambir das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich Fati-
ma, 60 Jahre alt, aus Afghanistan: Viele Jahre habe ich 
selbst Wasser geholt; aber jetzt bin ich alt und kann es 
nicht mehr. Durch den Brunnen haben wir Wasser direkt 
vor der Küche und dem Badezimmer, rund um die Uhr. – 
Ein solarbetriebener Brunnen, ein einfaches Projekt, er-
möglicht durch internationale Unterstützung, hat für Fa-
tima alles verändert: Selbstbestimmung, Gesundheit, 
Würde.

Wenn wir heute über den entwicklungspolitischen 
Haushalt sprechen, geht es nicht um die Verschiebung 
von Zahlen auf einem Blatt Papier; es geht um Perspek-
tiven, um Menschenleben, um Chancen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Die Beendigung der Entwicklungshilfe durch USAID hat 
ein riesiges Loch in die humanitäre Hilfe und Entwick-
lungszusammenarbeit gerissen. Gerade jetzt bietet sich 
doch für Deutschland die Chance, internationale Verant-
wortung zu übernehmen. Aber was macht die Bundes-
regierung? Sie kürzt und hält sich damit nicht an interna-
tionale Verpflichtungen. Wir haben es heute schon oft 
gesagt, aber es kann nicht oft genug gesagt werden: 
Laut einer neuen Studie könnten die US-Kürzungen in 
der Entwicklungszusammenarbeit innerhalb von fünf 
Jahren zum Tod von 14 Millionen Menschen führen; 
ein Drittel davon sind Kinder. Und wir? Wir diskutieren 
ernsthaft, ob wir diesem Beispiel folgen wollen?

Ich frage mich: Wie viele Menschenleben sind uns 
politische Bequemlichkeit und eine kurzfristige Symbol-
politik wert? Anfang des Jahres hat die Koalition noch 
diskutiert, ob es das BMZ überhaupt noch geben soll. Es 
ist richtig, das BMZ zu erhalten; aber es darf nicht leise 
im Hintergrund verwaltet werden. Es muss in dieser geo-
politischen Lage gestaltend vorangehen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Thomas Rachel [CDU/CSU])
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vor allem bei der Bekämpfung von Hunger. Weltweit 
leiden bis zu 800 Millionen Menschen an Hunger. Orga-
nisationen wie das Welternährungsprogramm sind beson-
ders betroffen. Die Bundesregierung will die Mittel hier 
um 50 Prozent im Vergleich zum Vorjahr kürzen. Das ist 
doch grausam.

Das gilt auch beim Thema „Klima und Biodiversität“. 
Wir wissen doch: Der Klimawandel ist eine der entschei-
dendsten Fluchtursachen. Was bedeutet es denn, wenn in 
Ostafrika Böden vertrocknen und die Ernten ausfallen? 
Entwicklungszusammenarbeit muss Perspektiven schaf-
fen. Deutschland muss wenigstens seine internationalen 
Zusagen zur Klimafinanzierung erfüllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Frauen nicht stundenlang zu einer Wasserstelle 
laufen müssen, wenn Kinder nicht verhungern müssen, 
dann ist der Mehrwert für die Weltgemeinschaft größer 
als eine zusätzliche Null auf dem Haushaltsblatt.

Herr Präsident, ich komme zum Ende. – Liebe Koali-
tion, nutzen Sie diesen Haushalt, um Haltung zu zeigen – 
für Gerechtigkeit und für Verantwortung in einer Zu-
kunft, in der niemand zurückgelassen wird!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Philip Hoffmann aufrufen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Philip M. A. Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten 
heute über den Haushalt für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung. Und wir tun das in Zeiten, in 
denen Haushaltsdisziplin kein Wunsch, sondern eine 
Notwendigkeit ist. Wir müssen sicherstellen, dass die 
Mittel nicht nur ausreichen, sondern vor allem auch ge-
zielt und wirksam eingesetzt werden.

In diesem Kontext ist es umso wichtiger, dass wir 
unseren Entwicklungsetat mit größtmöglicher Sorgfalt 
einsetzen. Das heißt nicht: mehr Geld, sondern vor allem: 
mehr Wirkung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn wir wissen: Weder mit 10 noch mit 20 oder mit 
50 Milliarden Euro können wir alle entwicklungspoliti-
schen Herausforderungen bewältigen. Wir dürfen nicht 
riskieren, dass wichtige Projekte durch ausbleibenden 
Erfolg bei anderen Projekten in Verruf geraten. Wir müs-
sen klar priorisieren, nicht nur, weil das Geld knapp ist, 
sondern auch, weil es uns politisch stärker macht, wenn 
wir klar sagen: Das ist unser Fokus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Sanae Abdi [SPD])

Unser Fokus muss sein: wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, die wirkt, die Perspektiven vor Ort schafft, und 
strategische Zusammenarbeit, die im deutschen Interesse 
ist. Als für wirtschaftliche Zusammenarbeit verantwort-
liche Politiker und insbesondere als Haushälter ist es 
unsere Aufgabe, sicherzustellen, dass die rund 10,3 Mil-
liarden Euro im Haushalt für das BMZ sinnvoll eingesetzt 
werden. Denn, meine Damen und Herren, wir alle wissen: 
Mit diesen Mitteln muss mehr erreicht werden. Es ist 
nicht genug, nur über die Höhe des Haushalts zu spre-
chen. Wir müssen uns auf Wesentliches konzentrieren: 
mehr Output, mehr Mehrwert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Effizienz ist der Schlüssel. Wir dürfen nicht zulassen, 
dass zu viel Bürokratie oder falsche Prioritäten den ei-
gentlichen Zweck der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit in den Hintergrund drängen. Dazu gehört 
eine stärkere Zusammenarbeit auf europäischer und auf 
globaler Ebene. Damit leisten wir auch einen Beitrag zu 
Stabilität, Frieden, Ordnung und damit auch zur Präven-
tion gegen Fluchtbewegungen. So können wir wirtschaft-
liche Zusammenarbeit auch als Chance für Deutschland 
denken. Denn wenn wir konkret schulische Bildung för-
dern, Ausbildungsprogramme ausbauen und gute Bedin-
gungen für wirtschaftliche Entwicklung in den Partner-
ländern unterstützen, dann leisten wir nicht nur einen 
Beitrag zur Stabilisierung dieser Länder, sondern sorgen 
auch für neue wirtschaftliche Perspektiven für unsere 
Unternehmen und gleichzeitig auch für neue Fachkräfte 
für unser Land. Das ist viel nachhaltiger als irgendwelche 
Symbolpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Sanae Abdi [SPD])

Das wird auch in Europa entscheidend sein. Denn 
wenn der Krieg in der Ukraine endlich beendet ist, dann 
werden wir beweisen, dass wirtschaftliche Zusammen-
arbeit auch beim Wiederaufbau einen großen Mehrwert 
leistet. Deutschland hat sich bereits in vielen Bereichen 
engagiert, und das wird es auch weiter tun. Dabei müssen 
wir sicherstellen, dass diese Unterstützung auch zielge-
richtet wirksam erfolgt, damit aus jedem eingesetzten 
Euro ein echter Mehrwert entsteht.

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt zeigt: 
Deutschland bleibt ein verlässlicher Partner, auch in Zei-
ten der notwendigen Haushaltsanpassung und globaler 
Unsicherheiten. Aber wir tun das mit Augenmaß – nicht, 
indem wir mehr ausgeben, sondern indem wir besser, 
gezielter und wirksamer werden: weniger Gießkanne, 
mehr Wirkung, weniger Ideologie, mehr Partnerschaft 
und Augenhöhe und vor allem weniger Aktionismus, 
mehr strategische Weitsicht. Als CDU/CSU sind wir ent-
wicklungspolitisch konsequent, außenpolitisch realis-
tisch und haushaltspolitisch verantwortungsvoll; denn 
der Haushalt ist in Zahlen gegossene Politik.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu seiner ersten Rede darf ich den Abgeordneten 

Johann Martel von der AfD aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Johann Martel (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bundesministerin! 

Werte Abgeordnete! Im Jahr 2024 hat der Bund 5,2 Mil-
liarden Euro an Stromsteuer eingenommen. Die Regie-
rung Merz sieht keine Möglichkeit, diese zu senken. 
Dabei entsteht durch die Streichung von Entwicklungs-
projekten Spielraum dafür. Nach dem 0,7-Prozent-Ziel 
der OECD dürfte die Bundesrepublik 2025 wieder über 
30 Milliarden Euro für ODA-Leistungen ausgeben. Der 
aktuelle Haushalt soll dabei schon mehr als 10 Milliarden 
Euro für das Entwicklungsministerium umfassen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau!)

Anstatt die Bürger und Unternehmer in Deutschland zu 
entlasten, zahlen Sie von der Union aber weltweit für 
4 500 Entwicklungsprojekte für Gender-Mainstreaming, 
davon fast 1 700 Genderprojekte der deutschen katho-
lischen und evangelischen Kirche im Ausland. Beispiels-
weise bekommt die Evangelische Zentralstelle für 
globale Entwicklung e. V. 330 000 Euro für gendersensi-
tive Dorfentwicklung in Bangladesch. 192 000 Euro 
erhält die Katholische Zentralstelle für Globale Entwick-
lung e. V., um gendergerechte und dem Klimawandel 
angepasste biologische Landwirtschaft auf den 
Philippinen durchzusetzen.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Deutschland allein kann nichts ge-
gen die Klimakrise tun! – Gegenruf von der 
AfD: Erste Rede!)

Das Entwicklungsministerium träumt auf seiner Internet-
seite davon, Traditionen von Kleinbauernfamilien mit 
Gender-Mainstreaming zu verbinden.

Wussten Sie schon, dass Stiftungen der im Bundestag 
vertretenen Parteien und der FDP, außer die AfD-Stiftung 
natürlich, zusätzlich Geld für Entwicklungshilfe bekom-
men? Für das Jahr 2025 laufen zwei riesige Entwick-
lungsprogramme der Konrad-Adenauer-Stiftung der 
CDU. Diese Projekte werden mit insgesamt 46 Millionen 
Euro vom Bund unterstützt. 24 Millionen Euro davon 
fließen ins Regionalprogramm Asien der CDU-Stiftung. 
Da sollen unter anderem nachhaltige Lösungen im klima-
politischen Sinne für Asien entwickelt werden.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Endlich macht die CDU mal was 
Vernünftiges!)

Über 12 Millionen Euro gehen an Projekte mit Betei-
ligung der Friedrich-Ebert-Stiftung der SPD,

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

darunter bis zu 7,8 Millionen Euro für die Ausbildung 
von Gewerkschaftsführern-„Sternchen“-innen in Bangla-
desch.

(Beifall bei der AfD)

Diese Entwicklungsprojekte müssen alle gestoppt wer-
den. Statt das Steuergeld für die Genderprojekte oder für 
politische Kreuzzüge deutscher Parteien im Ausland zu 
missbrauchen, sollte die Regierung mit dem eingesparten 
Geld auf ein Senken der Stromsteuer hinarbeiten.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Johann Martel (AfD):
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich die Abgeordnete 

Frau Dr. Inge Gräßle aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Sanae Abdi [SPD])

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich soll ein bisschen schneller reden, ein 
Kollege von uns muss schnell weg.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich möchte dennoch ein paar Sätze sagen zur Debatte. 
Liebe Kollegen von der AfD, ihr könntet euch schon ein 
bisschen mehr Mühe geben, ehrlich. Herr Hanker, jetzt 
haben wir Sie gestern zweieinhalb Stunden fortgebildet. 
Und was erlebe ich hier? Das Ergebnis ist gleich null. Ich 
war ganz geknickt nach Ihrer Rede, ehrlich.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Wir hatten gestern BE-Gespräch, für die Kolleginnen und 
Kollegen zur Erläuterung.

(Steffen Janich [AfD]: Ist das der Versuch ei-
nes Witzes?)

– Auf keinen Fall. Nein, wirklich nicht.
Also, passt auf! Herr Brandes, Sie fordern: Deutsch-

land zuerst. – Ja, wir, der Deutsche Bundestag, sind das 
deutsche Parlament, nur mal zur Erinnerung. Und worum 
kümmert sich der Deutsche Bundestag? Er kümmert sich 
um Deutschland. Der Haushalt der Bundesregierung 
kümmert sich um Deutschland. Und wie sind die Zahlen? 
Na? Genau: Von den 450 Milliarden Euro geben wir doch 
glatt 90 Prozent in Deutschland, das heißt für die Interes-
sen unseres Landes in unserem Land aus – 90 Prozent.

(Georg Schroeter [AfD]: Warum nicht 100?)
– Weil wir ein Industrieland und ein exportorientiertes 
Land sind und weil wir Verantwortung tragen, weil wir 
als Christdemokraten und Sozialdemokraten hier sitzen 
und weil wir sehen – das muss ich den Grünen jetzt auch 
mal zugestehen –,

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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dass wir in den Miseren und den Krisen auch eine huma-
nitäre Aufgabe haben.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
Ehrlich gesagt möchte ich nicht zuschauen – und ich bin 
bestimmt abgebrühter als der Kollege Rachel –,

(Heiterkeit bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Georg Schroeter [AfD] – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das glauben wir so-
fort!)

wie Menschen elendig draufgehen. Es ist gut, dass wir 
hier gelegentlich Besuchergruppen haben; denn dann 
wissen die schon mal, was auf sie zukommt, falls diese 
Gruppierung noch stärker wird.

(Georg Schroeter [AfD]: Sie wird noch stärker 
werden!)

Dann wird Deutschland ein seelisch, körperlich und phy-
sisch armes Land sein.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann Ihnen nur sagen: Ich finde es beschämend, 
was ich hier zum Teil gehört habe,

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie meinen diese 
ganzen Projekte! Die finde ich auch beschä-
mend!)

dieses hohe Verhetzungspotenzial der Entwicklungshilfe. 
Ja, es gibt Dinge, die wirklich strange, die komisch sind.

(Denis Pauli [AfD]: Sehr viele davon sogar! – 
Georg Schroeter [AfD]: Dann streichen wir 
sie!)

Ich beschäftige mich seit 25 Jahren damit, und ich bin 
nicht das, was Sie als Gutmensch bezeichnen würden. Ich 
habe viele Debatten geführt über eine bessere Entwick-
lungspolitik, aber unterm Strich kann ich Ihnen sagen: 
Ohne Entwicklungspolitik geht es auf keinen Fall. Darin 
sind wir uns sicherlich einig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Jetzt muss ich mich wirklich beeilen, der Kollege muss 
los.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Also, was ist unser Interesse an der Entwicklungszusam-
menarbeit? Natürlich, der Migration Einhalt zu gebieten, 
Lebenschancen vor Ort zu schaffen. Wir begrüßen aus-
drücklich die neue Linie der Ministerin, rund ums Mittel-
meer mehr zu unternehmen. Da passiert jetzt schon was; 
ich glaube, darauf sollte unser Fokus liegen.

Es ist viel darüber geredet worden, was in diesem 
Haushalt angeblich fehlt. Ich möchte mich auch mal da-
rauf konzentrieren, was wir mit diesen 10 Milliarden 
Euro – das ist eine Ansage – machen. Und ich möchte 
auch sagen: Ich habe Respekt vor dieser Leistung des 
Steuerzahlers. Ich finde, 10 Milliarden Euro sind ein Be-
trag, mit man arbeiten kann und arbeiten muss. Fast die 
Hälfte fließt in die bilaterale staatliche Zusammenarbeit. 

3 Millionen Euro sind für die multilaterale europäische 
Zusammenarbeit vorgesehen, das heißt, 3 Millionen wer-
den als gepooltes Geld verwendet. Ich muss noch ein 
bisschen nachspüren, wofür genau die andere Hälfte ist.

(Georg Schroeter [AfD]: Dann streichen wir 
es!)

– Ich muss Ihnen sagen: Ich bin eigentlich nicht für ein 
AfD-Verbotsverfahren. Aber seit ich Sie jetzt hier so in-
tensiv erlebe und auch seit dieser Debatte, muss ich sa-
gen: Ich überlege mir das, ehrlich.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Linken – Denis Pauli [AfD]: Machen Sie 
doch!)

Ich finde, dass Sie ohne Not – wirklich ohne Not – Gren-
zen überschreiten, auch humanitäre Grenzen. Und da 
muss ich sagen: Das tut mir als Mensch weh. Das kann 
man doch nicht machen. So kann man doch nicht über 
Menschen reden, die in Not sind und denen es schlecht 
geht – also ehrlich.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Ich habe immer gedacht, jetzt wärt ihr ein bisschen netter, 
aber nein.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das können die nimmer!)

Ich möchte noch darauf hinweisen – der Kollege muss 
wirklich los –, was alles gut läuft in der Entwicklungs-
hilfe; das ist ja doch einiges: 42 Prozent der weltweiten 
Entwicklungshilfe leistet die EU, leisten die EU-Mit-
gliedstaaten. Das finde ich beachtlich, das finde ich groß-
artig. Wie erreichen wir aber die Ziele – Armutsbekämp-
fung, Entwicklung, bessere Lebenschancen – besser und 
effizienter? Darum muss es ja auch gehen. Wir wollen 
nicht die oberste Nanny sein, sondern wir wollen mit 
den Partnerländern auf Augenhöhe gestalten und sie mit-
gestalten lassen.

Deswegen treten wir dafür ein, die Entwicklungspart-
nerschaft mit der Wirtschaft zu stärken, und natürlich 
braucht die Entwicklungspartnerschaft Unternehmer. 
Also, wenn ich mich frage, was in den Ländern fehlt – 
ich beteilige mich mit eigenem Geld, versteuert, an Ent-
wicklungshilfeprojekten in Kamerun –, dann denke ich: 
Es fehlen Unternehmer, es fehlen Projekte, es fehlen 
Menschen, die den Mut zum Unternehmertum und zur 
Freiheit predigen und auch dort vertreten sind. Wir müs-
sen nicht den Bürokratismus exportieren, auch nicht be-
stimmte Aspekte von Entwicklungspolitik, sondern wir 
müssen an die Graswurzel ran, und wir müssen auch 
Mut haben, Freiheiten zu geben.

Deswegen möchte ich auch ein bisschen für Haushalts-
zuschüsse in die Haushalte der Länder plädieren; denn 
ich glaube, dass das den Ländern Freiheiten und Mög-
lichkeiten gibt. Ich glaube, dass wir durch Kooperation 
mit Unternehmern, dass wir durch Know-how und 
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Technologietransfer auch zu modernen Produktionsver-
fahren kommen können. Das halten wir für den Weg der 
Zukunft.

Ich möchte nachhaltig plädieren für die wertvolle Ar-
beit von Kirchen und auch politischen Stiftungen. Ich 
kann Ihnen sagen, was die Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Asien alles macht. An der koreanischen Grenze, an der 
ein dritter Weltkrieg beginnen könnte, leistet die Konrad- 
Adenauer-Stiftung eine wirklich interessante Arbeit. Ich 
war mal dort

(Georg Schroeter [AfD]: Ich auch!)
und habe einen Kollegen aus der Mongolei getroffen, der 
auch an diesem Seminar beteiligt war. Es ging um Fragen 
wie: Was macht ein Parlament? Wie funktioniert Haus-
haltskontrolle? Brauchen wir einen Rechnungshof, oder 
brauchen wir keinen? Wie kontrollieren wir die Regie-
rung? All diese Fragen haben wir in einem Seminar ver-
hackstückt.

Jetzt habe ich keine Zeit mehr, über die GIZ zu reden. 
Ich finde, dass wir uns auch Gedanken machen sollten, 
wie wir das organisatorisch aufstellen.

Ich freue mich auf die Debatte und darauf, dass wir 
zusammen noch mal Wege diskutieren und finden kön-
nen, wie wir die Sache besser aufstellen.

Jawohl, Herr Präsident, ich gehe. Herr Kollege, es tut 
mir leid.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Dr. Gräßle, gut, dass der Kollege noch nicht ge-

gangen ist. – Zu einer Kurzintervention darf ich dem 
Abgeordneten Hanker das Wort erteilen.

Mirco Hanker (AfD):
Vielen Dank, dass Sie mir die Kurzintervention geneh-

migen. – Frau Dr. Gräßle, es war gestern sehr sym-
pathisch bei Ihnen, vielen Dank für die Weiterbildung.

(Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU]: Danke!)
Sie werden sich sicherlich erinnern, dass ich zum Bei-
spiel nach dem Anteil der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit fragte bzw. der entsprechenden Ausreichung. Da-
rauf konnte mir leider nicht geantwortet werden, weder 
absolut noch prozentual. Also freue ich mich auf weitere 
Weiterbildungen, die dann hoffentlich auch zielführend 
sind.

Und weil Sie ja sozusagen die ganze AfD geframt 
haben, zumindest die hier Anwesenden: Sie erinnern 
sich sicherlich – ich hoffe es –, dass ich gestern genauso 
entsetzt war wie wahrscheinlich Sie oder viele andere, 
dass die Haushaltsmittel für das World Food Programme 
um 50 Prozent reduziert werden. Ist das korrekt?

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä?)

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Ich möchte Ihnen sagen: Wir haben Sie darum gebeten, 

sich vorzubereiten. Beim nächsten Mal gibt es nicht nur 

den Haushaltsplan, sondern auch noch das Programmheft 
dazu, das den Haushaltsplan erklärt. Das wäre schon mal 
das Erste.

Und wir sind uns einig, dass wir beim World Food 
Programme noch mal genauer hingucken müssen. Ich 
habe es vorhin beim Einzelplan 05 gesagt: Es wäre schön, 
wenn man mal feststellen könnte, wie viel wir für das 
World Food Programme ausgeben. Darauf freue ich 
mich; denn Sie werden dabei sein, wenn ich das feststelle.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich darf für die AfD-Fraktion dem 

Abgeordneten Denis Pauli das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Denis Pauli (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Heute sprechen wir über den Haushalt des BMZ. 
Aus Sicht der AfD ist dieser Haushalt nicht tragbar. Die 
Menschen in unserem Land haben ein Recht darauf, dass 
ihr hart erarbeitetes Steuergeld sinnvoll eingesetzt wird – 
und nicht für eine völlig aus dem Ruder gelaufene Ent-
wicklungspolitik: ohne Sinn, ohne Verstand und ohne 
jeden Nutzen für unser Land.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [Augs-
burg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine 
Güte! Das sagt der Richtige!)

Über 32 Milliarden Euro wurden allein im Jahr 2024 
ausgegeben. Seit 2014 hat sich das Budget des BMZ fast 
verdoppelt. Und wofür? In Peru wurden mit 44 Millionen 
Euro Fahrradwege und „nachhaltige urbane Mobilität“ 
finanziert,

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Das wird 
langsam langweilig!)

während China dort in Häfen investiert und sich strategi-
sche Zugänge zu den Rohstoffen sichert. In Armenien, 
Ruanda, Kolumbien und Tunesien fließen 8 Millionen 
Euro in ein Projekt namens „Feminismus in Aktion“. In 
Indien wurde für 10 Millionen Euro rund 700 Frauen und 
Transpersonen das Fahrradfahren beigebracht.

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Mehr Feminis-
mus für die AfD wäre auch nicht schlecht!)

Die Liste ließe sich unendlich fortführen. Meine Damen 
und Herren, erklären Sie das mal einem Bürger in Gelsen-
kirchen, Görlitz oder Bad Salzuflen, der zusehen muss, 
wie bei uns die Infrastruktur zerbröckelt, das Sozialsys-
tem ächzt und die innere Sicherheit schwindet. Stattdes-
sen fließen Milliarden in Projekte, die entweder ideo-
logisch gesteuert sind oder schlicht nichts mit den 
Interessen Deutschlands zu tun haben.

(Beifall bei der AfD – Bettina Hagedorn 
[SPD]: Wie gut, dass Sie nicht definieren, 
was die Interessen Deutschlands sind!)
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Wir von der AfD sagen klipp und klar: Entwicklungs-
politik darf kein Selbstzweck sein. Sie muss den Men-
schen in Deutschland nutzen. Dazu gehört auch der Mut, 
endlich zu sagen: Keine Entwicklungshilfe mehr für 
Staaten, die sich weigern, ihre eigenen Bürger zurück-
zunehmen, und somit Abschiebungen blockieren.

(Beifall bei der AfD)
Wir fordern die Kürzung des Einzelplans 23 um 70 Pro-
zent und eine grundlegende Reformierung des BMZ. An-
dere Länder machen es längst vor: Die USA haben unter 
Präsident Trump ihre Entwicklungshilfe drastisch ge-
kürzt und USAID aufgelöst.

(Gökay Akbulut [Die Linke]: Und was ist mit 
Kasachstan?)

Großbritannien hat sein Entwicklungsministerium in das 
Außenministerium integriert. Unsere europäischen Nach-
barn wie Belgien, die Niederlande, Frankreich und Öster-
reich kürzen teils massiv. Und warum? Weil sie erkannt 
haben, dass nationale Interessen und internationale Ver-
antwortung nach einer klugen Priorisierung verlangen. 
Genau das fordern wir auch: eine verantwortungsvolle, 
effiziente und interessengeleitete Politik.

Und deshalb sage ich Ihnen heute ganz klar: Eine der-
maßen großzügige Entwicklungspolitik können wir uns 
nicht leisten. Sie verschwenden hier den Wohlstand un-
serer Kinder und Enkelkinder.

(Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Pauli, würden Sie 

eine Zwischenfrage zulassen?

(Bettina Hagedorn [SPD]: Nein!)

Denis Pauli (AfD):
Damit muss endlich Schluss sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Werte Kolleginnen und Kollegen, ich darf am Schluss 

einen kurzen Gruß von hier aus in die Berliner Philhar-
monie senden. Dort findet seit 18 Uhr die Trauerfeier für 
Margot Friedländer statt, und ich will sie am Schluss der 
Debatte zu diesem Einzelplan zitieren: „Seid Menschen“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf die Sitzung 
beenden.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 10. Juli 2025, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen, und ich wünsche einen 
guten Abend.

(Schluss: 19:12 Uhr)
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